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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  ,s i t z e  n d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r a  n k .gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Samwald. 

Fragestunde 

Präsident: Wir beginnen mit der Frage­
stunde. 

Bundesministerium für Verkehr 

Präsident: Die 1. Anfrage ist die der Frau 
Abgeordneten Anneliese Albrecht (SP,O) an 
den Herrn Bundesminister lfür VerkeIhr. 

1525/M 
Besteht eine Möglichkeit, die Vorortelinie in 

das Verkehrsnetz der U-Bahn einzubeziehen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lane: Sehr ver­
ehrte Frau Abgeordnete! Es Ibesteht die Mög­
liChkeit, die Vorortelinie, das heißt die Ver­
bindung zwischen Westbaihn und H eilig en­
stadt im Westen Wiens, in das V1erktehrsnetz 
und in die Verkehrsplanung der Stadt Wien 
einzubeziehen. 

Der Vorstand der Osterreichischen Bundes­
bahnen steht jedoch auf dem Standpunkt, daß 
eine salche Lösung veIibunden sein muß mit 
der AufrechteIlhaItung der auf dieser Strecke 
unbedingt notwendi,gen Güterverkcl1r,sabwick­
lung. Es erscheint ihm ein ,gemischter Güter­
und U-Baihnverkehr nicht praktik,abel. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albrecbt: Wurde bei 
den Uberlegungen, ob man die Vororte linie 
auch für den Personenverkehr benützbar 
machen könnte, nicht nur die derzeitige Dichte 
der Wohnbevölkerung in die Betrachtungen 
einbezogen, sondern auch die zukünftige, näm­
lich wie einmal die Dichte der Wohnbevölke­
rung dort in etlichen Jahren sein wird? Es 
wäre in diesem Zusammenhang ganz inter­
essant zu erfahren, oIb diese Gebiete Absied­
lungs- oder Zusiedlung,gogebiete sind oder ob 
sie stagnieren. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Verklebr Lane: Frau Ab-

ich glaube richtig inf.ollIIliert �u sein -, An­
fang der sechziger J.ahre und ein zweites Mal 
erst vor 'kullZem, Erhebungen angestellt, die 
beide darauf hinausgelaufen sind, daß ;für eine 
schnell- oder U-bahnmäßige BedIenung dieses 
Querverkeihrs im Westen Wiens keine genü­
gende Frequenz zu el1Warten wäre. 

Damit will iCh mich persönlich nicht identi­
fizieren, ich will es nur feststellen. Man müßte 
dieser Sache im Einvernehmen zwischen der 
Stadt Wien und den Bundes!b.ahnen noch auf 
den Grund gehen. 

Präsident: Eine weitere Frag,e. Bitte. 

Abgeordnete Anneliese Albreeht: Es wird 
vielfach behauptet, daß die Vorortelinie eine 
Bedeutung hat beziehungswe1se,Wlenn sie aus­
gebaut werden würde. eine Bedeutung hätte 
für die Gebiete, durch die die Bahn fällTt. 

Ich mödlte, Herr Minister. an Sie die Frage 
richten, ob im Zusammenhang mit der geplan­
ten Elektrifizierung der Vorortelinie auch dar­
an gedacht ist, diese L'inie zweigleisig auszu­
bauen; derzeit fährt sie ja eingleisig. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Verkehr Lane: Die Oster­
reichischen Bundes\bahnen haben im Zuge der 
Elektrifizierung ihrer GüterverkehrsstreCken 
im Raume Wien-Niederö.st!eneich die Vor­
ortelinie in dies,es Programm einbezogen, ,w,eH 
sie einen wesentLichen BestandteilIdarstellt. 

Im Zuge dieser Aufgabe wupde auch die 
Frage aufgeroUt, ob ein Personenverkehr auf 
dieser Linie eingerichtet werden soll. Entschei­
det man sich zu letzterem, dann müßte eine 
entsprechende Ausweitung der Trasse erfol­
gen, das heißt, si,e müßte zumindest durch­
gehend zweigleisig und in verschiedenen 
Streckenabschnitten darüber hinaus sogar drei­
gleisig ausgebaut werden. Außerdem müßten 
die bei den Tunnels auf dieser Strecke in ihren 
Dimensionen entspr,echend erweitert werden, 
was sicherlich nicht ohne erhebliche finanzielle 
Aufwände erfolgen könnte. 

Eine Lösung dieses Problems kann ich mir 
daher nur im Einvernehmen mit der Stadt 
Wien und ihrem städtischen Verkehrskonzept 
und dem Verkehrskonzept der Bundesbahnen 
vorstellen, was ja im Verband des Verkehrs­
konzepts Wien-Niederösterreich-Burgen­
land vonstatten gehen soll. 

geordnete! Nach meinen Informationen hat die Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
dafür zuständige Verkehr'splanung der Stadt Dipl.-Ing. Hanreich (FPO) an den Herrn Mini­
Wien zu zwei verschiedenen Zeitpunkten - ster, 
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1504/M 

Ist im Zuge der Uberlegungen betreffend den 
Ausbau des Schnellbahnnetzes um Wien auch 
eine Einbeziehung der Verkehrsverbindungen 
mit Krems geplant? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordnet-er! Nach Mitteilung de·s Vorstan­
des der Osterreichisrnen Bundesbahnen liegen 
derz·eit noch keine kon.kreten Uberlegungen 
für eine Einbeziehung des Eisenbahnver1kehrs 
Wien-Krems in ei:n Schnellbahnnetz der Re­
gion Wien vor. Sokhe Uberlegung·en werden 
erst dann koIlikret gefaßt werden können, wenn 
der in. V.orbereitung stehende Verkehrsver­
bund das Gebiet des Zentr,alraumes Wien­
Niederösterreich�Burgenland ,abgegI"enzt hat 
und die möglichen beziehungsweise notwen­
digen Anschlu.&verbindungen zu den übrig'3il 
VeJ1kehrsräumen mit zentraler Funktion in 
Niederö,sterreich, zum Beispiel S1. Pölten, 
Krems, Wiener Neulstadt, konzipiert werden 
können. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanrehh: Herr 
Minister! Sie haben vom Verkehrsverbund 
gesprochen, der wirksam werden 'soll, und 
haben einige Schwerpunkträume auf'gezählt. 
Nun ist beabsichtigt, durch eine zrweite Piste 
im Raum Schwechat die notwendige Dichte 
des Flugverkehrs zu eI1höhen. Damit ist auch 
die Notwendigkeit einer stärkeren Verbin­
dung zwischen Wien und Smwechat gegeben. 

Ist beabsichtigt, hier eine solche Regelung 
zu treffen, die eine Sdmel1bahnverb'indung in 
diesem Bereich iIl!S Auge faßt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesmin.ister Lane: Diese Absicht wurde 
schon vor mehr als zehn Jahren im Grundsatz 
konzipiert. Es gibt darüber hinaus ein ebenso 
altes Projekt zum Ausbau eines Flughafen­
bahnhofes der Osterreichischen Bundesbahnen. 
Gegenwärtig wiI1d dieses Projekt im Hinblick 
auf die mittlerweile aufgetretenen Frequenz­
änderungen des Flughafens Wien-Schwechat 
überarbeitet. Selbstverständlich ist daran ge­
dacht - ich kenne auch das diesbezügliche 
Inter·esse des Bundeslandes Niederöster­
reich -, hier eine leistungsfähige schnellbahn­
mäßige Bedienung einzurichten. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreieb:  Im Zu­
sammenhang mit dem Projekt Schwechat habe 
ich gehört und auch gesehen, daß jetzt das 
Gutachten über die zweite Piste in Schwechat, 
eI1stellt vom eidgenössischen Luftfahrtamt und 
ausgefertigt von Vizedirektor Dipl.-Ing. Weibl, 
vorliegt. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Verkehrsmini­
ster, ob damit das von Bürgermeister Gratz 
versprochene Paket der Neubewertung der 
Gutachten im Sinne von Gesundheit und Um­
weltschutz in diesem Gutachten enthalten ist 
oder ob Sie als Verantwortlicher und Vermitt­
ler dieses Gutachtens und als Verantwortlicher 
für die ErteHung der Konzession und Ein­
haltung der damit verbundenen Auflagen da­
für sorgen werden, daß eine solche Prüfung 
und Neubewertung durchgeführt wird. 

Präsident: Herr Kollege! Diese Zusatzofrage 
weicht aber vollkommen von der gestellten 
ab. - Herr Minister, bitte, vielleicht wollen 
Sie dazu etwas sagen. 

Bundesminister Lane: Die Betriebs- und die 
Baukonzession ist ber-eits Ende 1912 bezie­
hungs,weise Mitte 1973 für die Piste 16/34 er­
teilt worden und mittlerweile in Rechtskraft 
erwachsen, zumal auch alle höchstgerichtlichen 
Beschwerden dagegen inzwischen abschlägig 
beschieden wOI1den sind. 

Das von Ihnen erwähnte Gutachten ist nicht 
vom Bundesministerium für VerkIehr, sondern 
vom seinerzeitigen Konzessionswerber, der 
HUg'hafen-Wien-Betri,ebsgeseUschaft, ang'efor­
dert worden. Diese Gesellschaft setzt sich aus 
50 Prozent Kapital des Bundes, vertreten durch 
das Bundesministerium für Finanzen, undie 
25 Prozent des Landes Wien und des Landes 
Niederösterreich zusammen. Alle Wertungen 
und Bewertungen dieses von dort in Auftrag 
gegebenen Gut,achtens obliegen daher jenen, 
die dieses Gutachten angefoJ1dert haben, und 
nicht dem Bundesministerium für Verkehr. 

Präsident: 3. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Hietl (OVP) an den Herrn Bundesminister für 
Verkehr, 

1554/M 

Bis wann ist mit dem Anschluß der 
BahnstreCke Tulln-Krems beziehunqsweise 
StoCkerau-Absdorf-Krems an das Schnellbahn­
netz zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Im Zusammenhang mit der Vor­
bereitung des VerkehrsveI1bundes Wien­
Niederösterreich--Sur,genland ist bei der .in 
Ausarbeitung befindlichen AJbgrenzung des in 
der ersten Phase absehbaren Ver-bundraumes 
ein schnellbahnmäßi-ger Verkehr auf den ge­
nannten Streckenabschnitten zunächst nicht 
vorgesehen. 

Für eine solche Ausweitung des Schnell­
bahnverkehrs müßten im Rahmen des genann­
ten Verkehr·sverbundes die entsprechenuen 
Initiativen vom Lanld Niederöst'erreich aus.ge­
hen. Eine solche liegt hinsichtlich der Strecke 
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Bundesminister Lane 

TuHn-Krerns an der Donau nicht vor. Ein 
Schnellhaihnverkehr ,auf der Strecke Stocker­
au-Krems an der Donau ist hingegen in dem 
uns bekannten Arbeits- und Forderunglspro­
gramm des Bundeslandes Niederösterreich 
vom 14. Juli 1970 vorgeschlagen worden, aller­
dings in der Dring(lidikeitsstufe 111. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hietl: Herr Bundesminister I 
Sie haben bereits in der Beantwortung meiner 
schriftlichen AIlIfrage vom 18. ,März erklärt, 
daß sich eine Ull1l.rStellung der üibri.gen Franz­
Josefs-Bahnstrecke - nach �hren Aussagen 
ist damit die Bahnstrecke Tulln-Krems ge­
meint - auf elektrischen Betrieb derzeit nicht 
wirtschaftlich sinnvoll gestalten läßt. 

Ich darf hier mitteilen, daß ,sich 14 Gemein­
den, von Krems beginnend in Richtung Wien, 
mit einem Bevölkerungsaufikommen von rund 
1 00.000 Einrwohnern bereits in einer Resolu­
tion, die Ihnen sicherlich bekannt ist, an Sie 
gewendet haben, dafür Sorge zu tr,agen, ddß 
nicht nur die Strecke Wien-Tulln, sondern 
auch die Streck,e Wien-Krems in EiIllbindung 
der Strecke Albsdorf-Krems an das Schnell­
bahnnetz angeschlossen werden ,soll. Diese Ge­
meinden liegen an einer Strecke, wo zweifel­
los ein großes Verkehrsaufkommen da ist und 
es aum bevölkerungspolitisch notwendig wäre, 
diese Leute wirt,smaftspolitisdl auch richtig 
einzugHedern. Diese SchneHbahnstreck..e muß 
daher so rasch als möglich ins Augle ,gefaßt 
wlerden. 

Ich darf somit noch ,einmal die koIl!krete 
Frage stellen: Wäre es Ihrer Meinung nach 
nicht denklbar, im Anschluß an die Elektrifi­
zierung der Strecke Wien-Tulln'-Krems eine 
Fortsetzung des Schnel1babnnetzes Tulln­
Krems zu bewirken? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Ich habe sowOllrI von der Stadt­
org,ani,sation der SPO Krems als ·auch von den 
von Ihnen erwähnten Gemeinden dieses Rau­
mes diesbezüglich'e Vonschläge eI'halten und 
sie unverzüglich an Iden Vorstand der Oster­
reichischen BundesbaJbnen zur Prüfung der 
Frequenzerwartungen weitergegeben, weil ich 
mit Ihnen zumindest soweit übereinstimme, 
daß man nicht auf Grund schon j,ahrelang zu­
rückliegender Frequenzerwartungen und -be­
trachtungen eine Entscheidung für die Zukunft 
fällen kann. 

Ich muß allerding's die koIlikrete Beantwor­
tung auf diese Fr'age <Seriös,erwei'se so lange 
auf.schieben, bis ich die diesbezÜlg.Iich,en Aus­
künfte des zuständigen Organs habe. Ich 
darf Ihnen aber zusagen, daß ich mich persön-

lich sehr darum kümmern werde, daß hier 
wirtschaftlich und bevölkerung'smäßig -berech­
tigte Wünsche nicht etwa schematisch zurück­
geschoben beziehung'SlWeise zurückgestellt 
werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Hietl: Herr Bundesminister I 
Ihrer Aussage ist zu entnehmen, daß in näch­
ster Zeit nicht daJIIlit iZU rechnen ist, daß eine 
Verbindung auf SchnellbCllhnwege ermöglicht 
wird. 

Darf ich in meiner 7JWeiten Fr·age auf Ihre 
Anfragebeantwortung vom 1 8. M,ärz zurück­
kommen, die di'e MögliChk:eit, eine bessere 
Bahnveribindung Krems-Wien zu schaffen, 
betraf. Sie !haben in der Beantwortung er­
klärt, daß die Entlastungszüge mit deflZeit 
200 Sitzplätzen den gestiegenen Platzibedarf 
decken. Auch hier wurden Initiativen ,seitens 
der Pendler gesetzt. Es ,sind rund 300 Men­
schen, die täglich d,en Weg Krems-Wien zu­
rücklegen müssen und die darüber Beschwerde 
führen. 'Ich konnte mich als gelegentlicher 
Bahnfahrer selbst davon üibeI1zeugen, daß die 
minimalen Ansprüche, die hier von den Rei­
senden gestellt werden, zweifellos nicht immer 
erfülH werden können. 

Ich möchte fr·agen: Wann werden die Oster­
reich�schen BundesbaJbnen letzten Endes auch 
jenen Reisenden und Pendlern, die täglich 
auf der Strecke Krems-Wien 'Zu ihrem 
Arbeitspl.aW: müss,en, die Möglichkeit schaffen, 
eine Bahnfahrt zu machen, die menschlich 
halbwegs angenehm ist? Denn es 'ist für die 
Reisenden zweifeHos nicht sahr erfreulich, 
wenn slie auf dieser Strteek.e täglich ieinen Zug 
benützen müs:sen, der aUes .andere 'als ange­
nehm ist. 

Wie gedenken Sie tür diese Strecke Krems­
Wien doch etwas Ibessere Verkehrsmöglich­
keiten zu sch,affen, bis zu der Zeit, da sie an 
ein Schnellbahnnetz angeschlossen i1st? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Auf Grund von Er­
mächtigungen war der Vorstand der Oster­
reichischen Bundesbahnen imstande, erst vor 
kurzem den Auftrag zum Bau weiterer 70 111-
landsreisezugwagen zu geben. W.ir hoffen, da­
mit die komfortmäßi'ge Bedienung unseres 
Reisepublikums auf den Nahverkehrsstrecken, 
und nicht zuletzt auf einer so wichtigen wie 
der von Wien nach Krems, in absehbarer Zeit 
in dem Ausmaß, als ,diese W'aggons ausgelie­
fert werden, verbessern zu können. 

Vielleicht noch einen Nachsatz zu Ihrer ein­
leitenden Feststellung in Ihrer zweiten Frage, 
daß in abs,ehbarer Zeit mit einem Ausbau 
der Strecke zwischen Tulln und Krems nicht 
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Bundesminister Lane 

gerechnet werden kann. Ich bitte hier zu be­
rücksichtigen, daß zuerst die Elektrifizierung 
Wien-Tulln vonstatten gehen muß und erst 
darauf aufbauentd eine Erweiterung überhaupt 
vorgenommen weIlden ikann. Ich meine, es ist 
auCh knapp vor Landtagswahlen nicht sinnvoll, 
etwas so darzustellen, wie es nicht ist, son­
dern gerade dann ist es notwendig, es so dar­
zustellen, wie es 'ist. 

Präsident: Anfrage 4: AbgeoI1dneter Doktor 
Schranz (SPO) ,an den Herrn [Minister. 

1524/M 

Welche Verbesserungen der Seniorenaktion 
der Osterreichischen Bundesbahnen sind für die 
nächste Zeit geplant? 

Präsident : Ich bitte, Herr Minister. 

Bundesmini.ster Lane: Sehr geehrter Herr 
Abg,eordneter! Tm R1ahmen der Senioren­
eJimäßi,gung auf den öff'enthlchen Ver­
kehrsmitteln des Bundes haben wir mit 15. De­
zember des vergangenen J.ahres vor allem für 
jene Alterspensionisten, die nicht in einem 
Gebiet wohnen, das durch das Strecken- oder 
Kraftwagennetz der Bundeshahnen ;bedient 
wird, eine Erweiterung der Seniorenermäßi­
gung auf die Postautobuslinien und vor ,allem 
eine BeziehJbarkeit der AU51weise bei Post­
ämtern eingefrüJhrt und damit eine gewisse 
Gleichheit für die Penstorristen in der gesam­
ten Republik heJigestellt. 

Was die Frage einer Epweiterung von Er­
mäßigungen auf neuePersonenkreise von Pen­
sionisten betrifft, so steht, :gesetzlich durch 
das Bundesbahngesetz gedeckt, der VOflstand 
der Osterreichischen Bundesbahnen auf dem 
Standpunkt, daß, wenn solche Erweiterungen 
ins Auge gefaßt werden sollen, worüber 
ge,genwärtig Uberlegungen 'im Gange sind, die 
daraus entstehenden EinIlJahmenausfälle nach 
§ 18 des Bundesbahngesetzes über Beschluß 
der Bundesregierung abgegolten werden müß­
ten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Sdlranz: Es ist außer­
ordentlich erf.reulich, daß die Seniorenaktion 
der Bundesb:ahnen in der letzten Zeit zum 
Nutzen der älteren Generation so stark ausge­
dehnt wurde. Besteht nun die Ahsicht, wäh­
rend der Sommermonate auch die laufende 
Seniorenaktion 1973/74 zu verlängern,sodaß 
die Besitzer der Berechtigungsscheine die er­
mäßigten Fahrt'en auf .gewissen Züg,en und 
Autobussen auch während der Sommermonate 
in Anspruch nehmen können? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminist,er Lane: Sehr g,eehrter Heu 
Abgeordneter! Diese AJbsicht besteht meiner-

seits, und im werde den Vorstand der Oster­
reidlischen Bundesbahnen ersuchen, 'so wie 
in den vergangenen Jahren im Sommer ISOlZU­
sagen als Treueprämie f.ür unsere Fahrgäste 
aus dem Kreise der Pensionisten diese an sich 
im Sommer ausgesetzte Ermäßigung fortzu­
führen, und zwar mit jenen Karten und Wert­
marken, die für d.as laufende Jahr gelten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeoroneter Dr. Schranz: Herr Bundesmini­
ster! Neben dieser weiteren, erfreulichen Ver­
besserung der Seniorenaktion ergibt sich die 
Fr,age, ob nicht die Chanc e ibesteht, in einiger 
Zeit die SenioreIlJaktion unabhängig von einer 
Altersgrenze auf die Bezieher von Invaliditäts­
und Berufsunfäthigkeitspensionen auszudeh­
nen. Bekanntlich können die Seniorenaktion 
jetzt 65jährige Männer und 60jährige Frauen 
ausnützen. Es wäre aber sidlerlich ,gerechtfer­
tigt zu prüfen, ob nicht auch Invaliditäts- und 
BeruftSunfähigkeitspensionisten in den Genuß 
der Seniorenaktion kommen könnten. Sehen 
Sie Chancen, daß das in absehb.arer Zeit der 
FaU sein könnte? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Ähnlime, durchau:s verständ­
liche Vorschläge werden beispielsweise auch 
von der Krieg,sopferorganisation und von 
anderen Organisationen, die solche Personen­
gruppen vertreten,gemacht. Die Lö,slllng dieses 
Problems ist praktisch ein Akt der Sozial­
politik. Da es aber die gesetzlichen Aufla,gen 
der Bundesbahn nicht erlauben, selbständig 
Sozi,alpolitik zu machen, ist das ein Problem, 
das nur im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Finan�en, der dann für die Ab­
geltung zu sorgen hätte, zu lösen ist. 

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Lehr (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

1522/M 

Inwieweit wird die sogenannte Pottendorfer 
Eisenbahnlinie bei der Neugestaltung des Mas­
senverkehrs südlich von Wien eine Rolle 
spielen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

B:undesminister Lanc: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Im Zusammenhang mit der Vor­
bereitung des VerkehflSverbundes Wien­
Niederösterreich-Burgenland ist bei der in 
Ausarbeitung befindlichen A!bgren�ung des in 
erster Phase abse'hbaren Venbundraumes die 
Pottendoflfer Linie für eine direkte Einbezie­
hung in den Personenverkehr nicht in Erwä­
gung gerz:ogen. Sie wird jedoch im Rahmen 
ihrer noch freien Kapazität als Entlasturrgs­
strecke für den Güterverkehr benützt werden 
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Bundesminister Lane 

und dadurch indirekt neue Kapazität auf .der 
Südhahnstrecke für den Personenverkehr frei­
machen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Lehr: Herr Bundesministerl 
Wie Sie soeben mitgeteilt haben, ,soll die 
PoUendorfer Linie den verstäI'lkten Verkehr 
auf der Südbahnlinie entlasten. Durch die 
Energiekrise i'st es aber offenbar geworden, 
daß infolge der vielen Industrie-Neugründun­
gen ,südlich von Wien, so zum Beispiel in 
MoÖdling und Baden, ,auch im Raum längs der 
PoUendorfer Linie sehr viele AI1beitskräfte 
dort einströmen. Hs wäre für diese Ar.beit­
nehmer sehr wünschenswert, wenn man ver­
suchen würde, doch rascher zu einem stärke­
ren Verkehr auch auf dieser Linie für die 
Arbeitnehmer zu kOlIDmen. 

Ich möchte Sie daher fra,gen, ob vielleicht 
auf Grund dieser neuen Situation nicht doch 
eine Uberprüfung in dieser Richtung möglich 
wäre. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Lane: Sehr verehrter Herr 
Abgeordneter! Solche Uberlegungen sind bei 
den Osterreichi,schen Bundesbahnen angestellt 
worden. Es ist ein Ausbau in drei

' 
Etappen 

auf der Strecke Wien-Wiener Neustadt vor­
gesehen. Es gibt jedoch im ersten , im stadt­
nächsten Streckenabschnitt nicht unerhebliche 
Schwierigkeiten, weil eine schneH'bahnmäßige 
Bedienung des gesamten Raumes plus Güter­
verkehr und internationaler Reiseverkehr nur 
durchführbar ist, wenn im ersten Strecken­
absdmitt bis Liesing eine viergleisige Trassie­
rung erfolgt. Da,s bedingt wiederum Grundan­
käufe zur Erweiterung der Basis für die Er­
richtung des breiteren Bahndammes und ,aller 
sonstigen damit 'Zusammerrhängenden Anla­
gen. Das ist sowohl eine Frage der Abwick­
lung als auch der Finanzierung. Wie gesagt, 
das Problem ist erkannt und wird verfolgt. 

Schwierigkeiten ,gestoßen, die wir aber alle 
gemeistert haben. Ich glaUbe daher, daß es 
auch jetzt und in der Zukunft möglich sein 
wird, mit den bisherigen Methoden die Kon­

kurrenzfähigkeit der österreichismen Vieh­
wirtschaft auf den italienischen Märkten zu 
sichern. Man kann aber er-st dann entspre­
chende zielführende Maßnahmen ins Auge fas­
sen, wenn man ,genau weiß, welche Auswir­
kungen die Verordnung der italienischen 
Regierung hat. Am Samstag mußte im in Rom 
feststellen , daß ein Großteil der italienischen 
Viehimporteure nicht :genau gewußt halben, 
wie sie die Verordnung der italienischen Re­
gierung handhaben sollen, können oder dür­
fen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bittoe. 

Abgeordneter Dipl. -Ing. Dr. Zittmayr: Herr 
Bundesminister! Die Situation ;beim Viehex­
port nach Italien ist .gerade durch diese Ent­
wicklung in der letzten Zeit .auf besondere 
Schwierigkeiten gestoßen. Der Erlag eines B.ar­
depots in der Höhe von 50 Prozent de's Export­
wertes auf die Dauer von sechs Monaten ist 
selbstverständlich für alle, die Vieh exportie­

ren, eine ar·ge Belastung. Bei den ge.genwärti­
gen Kreditbeschränkungen sowohl bei uns als 
auch in Italien ist die Finanzierung eines sol­
chen Bardepot,s äußerst 'schwiefi.g. Dazu kommt 
noch, daß die österreichischen Viehexporte 
sehr lange auf die Verwertungszuschüsse des 
Ministeriums warten müssen. Daher ist auch 
die Liquidität gerade dieser FiI'lffien sehr 
schwer ·aufrechtZiuerhalten. Dazu kommt fer­
ner, daß die Situation hinsichtlich der Kon­
kurrenzfähigkeit durch Maßnahmen der Deut­
schen und der Dänen auf dem italienischen 
Markt für die österreichischen Viehexporteme 
sehr schwierig wirt!. Es wurde ein Memoran­
dum verfaßt, das Ihnen und dem Handelsmini­
ster unterbreitet wurde, wonach die Regierung 
gebeten wird, Ausgleichsmaßnahmen für diese 
Bardepotmaßnahmen der Italiener zu suchen 
und zu geben. 

Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft 

Nun haben Sie zugesichert, daß das in den 
Mmi'sterrat kommen wird. Ist eine solche Maß­

Präsident: Anfrage 6: Albgeordneter Dipl. - nahme im Mini-sterrat beschlossen wor.den, 
Ing. Dr. ZittlIDayr (OVP) an den Bundesmini- Herr Minister? 
ster für Land- und Forstrwirt:sch.a.ft. 

I 546/M 
Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 

Abgeordneter Zittmayr! Die EJGporte öster­
Was werden Sie unternehmen, um der öster- reichischer landwirtschaftlicher Produkte hän­

reichischen Viehwirtschaft die Konkurrenzfähig- gen mit allen österreichischen Exporten nadl 
keit auf dem italienischen Markt zu sichern? Italien, die der Bardepotpflicht unterworfen 

Präsident: Bitte, Herr Minister. werden, zusammen. Wenn eine Regelung auf 
die.sem Sektor erfolgt, wird sie automatisch 

Bundesminister für Land- und Forstwirt- auch auf dem Sektor der agrarischen Erozeug­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr .A:bge- ni,sse erfolgen . 

ordneter Dr. ZittlIDayr! Der Export von Vieh 
ist in den letzten Jahren wiederholt auf Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr: Meine 
Frage war dahin gerichtet, ob im Ministerrat 
eine diesbezügliche Regelung oder Beschluß­
fassung erfolgte, denn es geht immerhin um 
einen Betrag von 500 Millionen Schilling. Die 
Finanzierung eines solchen Betrages ist ge­
waltig und sehr schwierig, und auf der anderen 
Seite sind ja auch die Käseexporte hetroffen. 
Die österreichischen Bauern fragen: Wenn die 
Italiener solche M'aßnahmen treffen, warum 
können wir nicht bei Importen aus Italien, zum 
Beispiel auf dem Obst-, Gemüse- und Wein­
sektor, ähnliche Maßnahmen ergreifen? Die 
Bauern würden es sehr 'schwer verstehen, 
wenn die Regierung einerseits keine Maß­
nahmen zur Förderung der Wett!bewerbsfähig­
keit des Viehexportes und des Käseexportes 
auf 'dem italienischen Markt treffen würde und 
auf der anderen Seite keine entsprechenden 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden. 

Dazu kommt in den letzten Tagen noch die 
De-facto-SchiHinga,ufwertung. Auch das be­
deutet für die österreichischen Bauern wieder 
eine Bela'stung beim Export. 

Herr Minister! Welche Maßnahmen sind 
vorgesehen, um diese Belastungen der Bauern 
zu mildern? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Zittmayrl Wir sind diesmal 
nicht ,als Drittstaat behandelt, sondern die 
Bardepotpflicht istfiür alle HG-Staaten ver­
bindlich geworden. Das trifft genauso die Bun­
desrepublik wie Frankreich, die beide dar­
über nicht sehr ,glücklich ,sind, und deshalb 
wurde am vergangenen Samstag der EG-Kom­
miss ar Lardinois nach Rom geschickt, um dort 
VeJ'lhanalungen mit der italienischen Regie­
rung zu führen. Das Ergebnis ist noCh nicht 
bekannt, weil es erst dem EG-Ministerrat, 
Agr·arministerrat, der am Montag in Brüssel 
tagen wird, hekanntgegeben wird, und even­
tuell alllch eine Zu�timmung der italienischen 
Regierung. 

Es wurde der italienischen Regierung, wenn 
sie die Bardepotpflicht vor allem für Fleisch­
und Rinderexporte aufihebt, eine Abwertung 
der Grünen Lira und eine Aufhebung des 
Währungs ausgleiches angeboten; beides Maß­
nahmen, die natürlich den österreichischen Ex­
port treffen werden. 

Das Ausmaß kann man erst dann feststellen, 
wenn man weiß, wie hoch die Grüne Lira ab­
gewertet wird und ob der Währungsansgleich 
an der Grenze zur Gänze eingestellt wird oder 
nur zu einem Teil. 

Lage, entsprechen.de Gegenmaßnahmen zu 
treffen. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Dr. Reinhart (SPO)an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1519/M 
Welche Maßnahmen beabsichtigt das Bundes­

ministerium für Land- und Forstwirtschaft, um 
das immer akuter werdende Problem der Wild­
schäden einer zeitgemäßen Regelung zuzu­
führen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Dr. Reinhart! Die ein.zige Mög­
lichkeit, das Uberhandnehmen von Wildschä­
den zu verhindern, .liegt in einer entsprechen­
den Wildstandsregulierung. Eine ,solche ist nur 
möglich, wenn von den Jlagdbe'hörden ange­
messene .Alb schuß quoten :fest.gesetzt werden. 
Die Jagdbehörden sind ,allerdings Landesbe­
hörden, deren Tätigkeit sich meiner Einfluß­
nahme entzieht. 

Ich habe daher mit Schreiben vorn 18. Feb­
ruar 1974 .an die Herren Landeshauptleute die 
Bitte gerichtet, mir mitzuteilen, OIb in den 
Jagdgesetzen Bestimmungen über die Wild­
schadensahwehr aufgenommen wurden oder 
ob legistische Maßnalunen be.absichUgt sind. 

Der Herr Landeshauptmann von Tirol teilte 
mir mit, daß in Tirol der Landesja.gdbeirat 
sChon in den letzten Jahren in bestimmten 
Gebieten erhöhte A:bschüsse erwirkt hat. Diese 
Frage wird auch im Jahre 1974 besonderes 
Augenmerk verdienen. 

Präsident: ZusatzfragI€.. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Sind Jagdimperien von 
10.000 und mehr Hektar ,bei den Osterreichi­
schen Bundesforsten angesidlts der Zunahme 
der Jagdkartenbesitzer ohne Jagdmöglichkeit 
heute übel1haupt 'noch vertretbar? (Abg. Mi /1-
k 0 w i t sc h: Gehört das zu Ihrer Frage?) 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Bei den 
Ost1erreichischen Bundesforsten willd bei einer 
Verpachtung der Jagd im besonderen auf den 
Wildstand Rücksicht genommen, und es wird 
verlangt, daß auf 100 Hektar nicht mehr als 
2 :bis maximal 3 Stück Rotwild .sein dürfen. 
Damit verpflichten sich die Jagdpächter, eine 
entsprechende Abschußquote zu erstellen, 
wenn der Bestand überhöht ist. 

Präsident: Eine weitere Fr.age. Bitte. 

Nach Beendi9'llng des Agr,arministerrates Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
werden wir genau wissen, welche Belastungen Herr Bundesminister! Würde eine Demokrati­
auf uns zukommen, und sind dann in der sierung der J·agdausrü!bung zu einem Absinken 
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Dr. Reinhart 

der Preiskommission zur Verfügung gestellt, 
damit eine zügige Fortsetzung der Verhand­
lungen ermöglicht werden kann. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Die Anfrage 9 wurd.e zurüCkge­
zogen. 

der Wildschäden und damit auch zu einer 
Verminderung der den Bergbaruern durch Wild­
schäden erwachsenden wirtschaftlichen Nach­
teile führen? (Abg. F a  c h I  e u t n e I: Was ist 
das? - Abg. DI. B a u  e r: Was is t eine Demo­
kratisierung deI Jagd? - Abg. Fa c h I  e u t­
n e  r: Was ist  das wieder für ein Schmäh? -
Abg. G r a f: "Demokratisierung" der Jagd ist 
ein ganz neuer Begrifi!) 

Wir kommen zur Anfrage 10: Herr Abge­
ordneter Dr. Broesigke (FPO) an den Herrn 

Dr. Weihs: Der Bundeskanzler. 
Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. 
Wild stand hängt, wie ich schon sagte, von 
den A'bschußquoten ab. Wenn di.e Gesetze 
in den -einzelnen Ländern wohl die Möglich­
kleit dazu bieten, dann kommt :es in erster 
Linie darauf ,an, daß diese auch genützt wird 
und daß somit auch die Abschrußquoten ein­
gehalten werden. 

Deshalb werden in verschiedenen Bundes­
ländern die Jagdfrbschußzeiten v,erlängert, da­
mit es ermöglicht werden kann, diesen Ab­
schußplan, der auf Grund der Wildstände von 
der Jagdbehörde festgesetzt wird, auch tat­
sächlich zu effektuieren. (Abg. T Ö d 1 i n g: 
Herr Bundesminister, was meint er mi t "Demo­
kratisierung"? - Abg. Dr. T u  11: Das kann 
der Minister nicht wissen! Das müssen Sie 
ihn fragen! Der Minister ist kein Hellseher!) 

Präsident: Anfrage 8: Herr Abgeordneter 
Fachleutner (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Land- und Forstwirtschaft. 

1548/M 

1508/M 

Welche Gründe waren für die Suspendierung 
des Generaldirektors der Osterreichischen 
Staatsdruck.erei Dr. Helmuth Fichtenthai maß­
gebend? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Dr. Broesigke! Ich halbe den von Ihnen 
genannten Beamten vorläufig vom Dienst sus­
pendiert, da der Verdacht ,best�ht, daß er aus 
Anlaß der Verglabe eines Auftrages zur Liefe­
rung von Plastikhüllen für Reisepässe 

a) eine Firma begünstigt und dadurch die 
wirtschaftlichen Interes'sen des Bundes gefälhr­
det hat - das zumindest -, 

ib) daß er meine Weürung vorn 14. Jänner 
1972, vor Eingehen finanzieller Verpflichtun­
gen von mehr als 1 MiHion Schilling die Zu­
stimmung des Bundeskanzleramtes einzuho­
len, nicht befolgt und 

Bis wann ist mit der Erledigung der Getreide- c) das Präsidium des Bundeskanzleramtes 

preisanträge zu rechnen? in dieser Angelegeniheit - der Verdacht liegt 
nahe - wis1sentlich falsch informiert hat. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Pachleutner! Nach den Bestim­
mungen des Bundesministeriengesetzes 1973 

ist für Angelegeniheiten der Preisregelung der 
Bundesminister für Handel, Gewer:be und In­
dustrie zuständig. Die Beantwortrung Ihrer An­
fr.a.ge fällt daher nicht in meinen Vollziehungs­
bereiCh. 

Präsident: Zusatzrfrage. 

Abgeordneter Fachleutner: Herr Bundes­
minister! Das ist mir bekannt. Aber Sie sind 
ja innerhalb der iBundesregierung der gesetz­
liche Vertreter für die Land- und Forstwirt­
schaft. Ich frage Sie daher: Was haben Sie 
als der Vertreter der Land- und Forstwirt­
sChaft bis jetzt getan, damit diese Verhand­
lungen vorangetrieben werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Mein 
Ressort ist bei den Ver1handlungen natürliCh 
vertreten und hat alle gewünschten Unterlagen 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
kanzler! Ich habe in der ,Fr:a'gestunde vom 
23. Jänner 1974 an Sie eine Anfrage wegen 
Telephon:büchern gerichtet. Es 'handelte sich 
damals darum, daß das Binden von Telephon­
büchern von der StaatsdruCkerei nicht dem 
Bestbieter üJbertragen wurde, also ein Vor­
gang, der dem parallel i'st, dessentwegen nun­
mehr die Suspendierung erfolgte. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben damals er­
klärt, daß Sie diese Vorgänge noch üJberprüfen 
werden. Ich darf daher .fra,gen, ob damals eine 
solche UberpriHung stattgefunden hat und was 
sie ergeben hat. 

Präsident: Herr Bundesk,anzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: AUif Grund mei­
nes Ersuchens prüft der Rechnungshof zurzeit 
alle Umstände, die mit dieser Angelegenheit 
in Zusammenhang stehen. Das Ergebnis dieser 
Prüfung liegt nach den mir zugekommenen 
Mitteilungen noch nicht vor. 
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Präsident: Anfrage 11: Herr Abgeordneter 
Dkfm. Gorton (OVP) an den Herrn ßundes­
kanzler. 

1529/M 

Wird die OIAG ihre durch die beschlossene 
500 Millionen Schilling-Anleihe erwachsenden 
Verpflichtungen für die gesamte Laufzeit der­
selben aus der Bedienung der damit zu finan­
zierenden Kapitalaufstockung des VOEST-Alpine­
Konzerns decken können 1 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es ist daran 
gedacht, daß seitens deT VOEST-Alpine j ene 
Maßnahmen getroffen werden, die die Bedie­
nung dieser Anleihe durch die OIAG wäh­
rend ihrer ganzen Laufzeit g,ewährleisten sol­
len. Es hat darüber Verhandlungen zwischen 
der Firmenleitung und der OIAG gegeben, 
die abgeschlossen werden konnten. 

Präsident: Zusatzfra.ge. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Herr Bundes­
kanzler! Sie haben mir unlängst in einer 
schriftlichen Beantwortung mitgeteilt, daß 
keine Meinungsver'schiedentheiten zwischen 
OIAG und VOEST-Alpine hinsichtlich der 
künftigen Bedienung der Kapitalzufuhr beste­
hen würden. Anscheinend ,waren solche doch 
vorhanden, da ja seit Monaten hier noch immer 
keine fixen Zusagen vorliegen. 

Sie haben jetzt :öwar gesagt, daß diese Ver­
handlungen zum Abschluß gekomrrnen sind, 
aber zweifellos gibt es hinsichtlich der system­
widrigen Vorgangswei'se ,  daß eine festver­
zinsliche Anleihe seitens der OIAG aufge­
nommen wurde und auf der anderen Seite 
diese festverzinsliche Anleihe in Form von 
KapitalzufU!hr an die VOEST-Alpine weiter­
gegeben werden soll, doch sehr große Mei­
n ungsverschiedenhei ten. 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler: Würde 
nach Ihrer Meinung dann, wenn die VOEST­

Alpine für diese Kapitalaufstockung nicht ge­
nügend Dividenden bezahlen soUte, die OIAG 
die für die Bedienung der Anleihe erforder­
lichen Mittel, soweit sie daraus nicht gedeckt 
sind, durch eine Zuru'hrung vom Bund beikom­
men? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Or. Kreisky: Erstens einmal, 
Herr Abgeordneter, glaube ich nicht, daß es 
sich hier um eine s ystemwidrige Vorgangs­
weise handelt, denn im OIAG-Gesetz gibt es 
ja Vorkehrungen dagegen, daß derartiges ge­
schehen kann, und zwar durch die Haftungen, 
die vorgesehen sind. Ich betrachte das also 
keineswegs als systemwidrig. 

Zwi'schen der Unternehmensleitung des Kon­
zerns VOEST�lpine und der 01 AG hat es 
skherlich zu Beginn Auffassung.sverschieden­
heiten darüber gegeben, in welcher Wei:se das 
Unternehmen die erste Tranme von 500 Mil­
lionen bekommen soll; so etwas wird es in 
allen Konzernen gegenüber Hold'ings geben. 

Man hat sich schließlich aber darauf geei­
nigt, es als Unternehmungsziel zu betrachten, 
daß im langjährigen, im mehrjährigen Durch­
schnitt eine Dividende von 3 Prozent ange­
strebt werden soll. Da man auf Grund aller 
Erfahrungen, die man bisher gemacht hat, da­
von aus'gehen kann, daß die VOEST-Alpine 
im mehrjährigen Durchschnitt zu einer solmen 
Dividendenleistung in der Lage sein wird, be­
steht also offenbar keine Sorge, daß hier für 
das Budget Belastung en entstelhen werden. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Gorton: Ich möchte 
nochmals sagen: Oi,e Systemwidrigkeit besteht 
darin, daß auf der einen Seite für die OIAG 
durch die Anleihearufnahme fixe Verpflimtun­
gen entstehen urud auf der anderen Seite, wie 
Sie ja selbst sagen, Herr Bundeskanzler, ange­
strebt werden soll, daß die VOEST-Alpine 
durch Dividendenleistungen das abdeckt. Also 
auf der einen Seite eine fixe Verpflichtung, 
auf der anderen Seite, ich möchte sagen, eine 
Hoffnung, daß das ,aufgebracht wird. 

Herr Bundeskanzler! Sie 'haben !bei der 
Fusion des VOEST-Alpine-Konzerns 2 Mil­
liarden Schilling an Eig,enkapitalaufstockung 
ve:r:sprochen. Da schon jetzt durch die Art unid 
Weise der Aufbringung der ersten 500 Millio­
nen Smilling infolg e  dieser Systemwidrigkeit 
so relativ große S cbrwierigkeiten entstanden 

sind, riebte ich an Si e die Frage: Wie ,geden­
ken Sie die weiteren 1,5 Milliarden Schilling 
an Kapita.lzufuhr für die VOEST-Alpine auf­
zubringen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter Gorton! Ich mlllß noch einmal sagen, 
daß ich das nicht für eine Systeffilwidrigkeit 
halte. In einer -solchen Situation .befindet sich 
jeder Eig entümer und jede Holding gegen­
über einer Tochtergesellsdlaft, wenn sie Geld 
hingibt, Kapital zur Verfügung stellt. Jede 
Holding g.ibt Kapital, stellt Kapital zur Ver­
fügung in der Absicht, dafür jedenfalls eine 
Kompensation zu erhalten. Das ist ein durch­
aus wirtschaftlicher Vorgang, und die Ver­
schiedenartigkeit, daß hier die Anleihe be­
dient werden muß, daß ihiefür Zinsen, die 
Amortisation bezahlt werden müs'sen, ande­
rerseits die Schwier,igkeit, der VOEST-Alpine 
eine feststehende Dividende ein für allemal 
vorzuschreiben - das ist ja gesellschaftsrecht-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

lich g;ar nicht mö;glich -, bedeutet keinen 
Gegensatil, wie es derartiges j a  auCh immer 
wieder in der Wirtsch·aft geben kann . 

Ich glaube auch, daß die Meinungsver·sdlie­
denheiten und Aruf.fassungsver,schiedenheiten, 
die es zwischen der Unternehmunsleitung der 
VOEST-Alpine und der OIAG-Führung gege­
ben hat, in einer relativ kurzen Zeit über­
wunden wurden, w.as im Hinblick auf die 
gigantischen Ausmaße dieser Transaktion , 
nämlich der Zusammenführung der vier gro­
ßen Eisen- und St-ahlwerke, geradezu bemer­
kenswert kurz war. 

Ich bin daher der Meinung, daß hier kein 
Anlaß zu irgendeiner Besor.gnis Ibesteht. (Abg. 
DkJm. G o r  t o n: Sie haben nicht beantwortet 
die Frage bezüglich der restlichen 1,5 Milliar­
den Schilling/) Das wird jeweils festzustellen 
sein , aber nicht unähnlich der ersten. 

Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung 

Präsident: Anfrage 12 : Abgeordneter Wuga­
nigg (SPö) an die Fraru 'Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung . 

1517/M 
Inwieweit wurde der EDV-Bedarf, wie er sich 

im Lehr- und Forschungsbetrieb der Studien­
ridltung Informatik ergibt, in dem vorhandenen 
EDV-Konzept des Bundesministeriums für Wis­
senschaft und Forschung berücksichtigt? 

Präsident: Bitte, Frau Mini!ster. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Wie Sie wissen , hat das 
beim BundesministeriUlIIl für Wis'senschaft und 
ForsChung eingerichtete Expertenkomitee be­
reits in seinem ersten Prognosebericht auf den 
künftigen EDV ... Bedarf der Informatik hinge­

wiesen. Ich �ahe schon 1973 eine Untergruppe 
des Experten'komitee,s, der dr.ei PlTofessoTien 
aus Linz und drei Professoren der Technischen 
HochsChule Wien -angehören - alle mit Infor­
matik befaßt -, beauftragt , eine Ausarbeitung 
eines entspreChenden Detailkonzeptes für 
BDV -Beld.arfinforma tik vOlWUJlegen. 

Wie Sie wissen , wird im Raume Wien durch 
die Installierung des Compruterverbundes mit 
seinen zwei ganil modernen hochkomplexen 
Anlagen ein Betriebssy,stem vOJihan'den sein, 
das auch ein reiChes Betätigungsfeld für die 
Informatiker, al-so im BereiCh der Lehre und 
Forschung der Informatik, eröffnet. 

Zusätzlich verfügt die TeChnische Hoch­
schule Wien noch über ,andere hochspeziali­
sierte Rechner , zum Beispiel PrO'zeßrechner 
und Hybridrechner, die gleichfalls für Infor­
matik eingesetzt werden können. 

In Unz ist die Situation etwas anders, dort 
wird an einer Lösung noCh gealibeitet. Es wird 
zwar die Anlage, die derzeit an der Universi­
tät Wien steht, mit Jahreswende nach Linz 
versetzt werden, aber es wird zweifellos noch 
notwendig sein, für Informatik eine eigene 
Anlage vorzusehen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Frau Bundesmini­
ster l Darf ich Sie nunmehr fragen : Wurde in 
diesem Zusammenhang auCh die Möglichikeit 
einer Kooper·ation auf dem Gebiete der Infor­
matik zwischen der HoChschule Linz und Ibay­
rischen Hochschulen in Erwägung g ezogen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Ich 
würde sagen, Herr Abgeordneter, niCht i n  
diesem Zusammenhang, sondern der Zusam­
menhang besteht darin, daß in Passau eine 
Hochschule gegründet wird, in Linz die Hoch­
schule im Ausbau ist und von beiden Seiten 
der WunsCh geäußert wUIde, zu ,einer Abstim­
mung der Programmatik der bei den Hoch­
schulen zu kommen. Nun sind wir dadurch, 
daß wir ausgebaute Informatik'Studien in Linz 
haben, in der Lag'e, Informatik -anzubieten. 
Die künftige Hochschule Passau wird uns 
andere Studienrichtungen für österreichische 
Studenten anbieten können. Der Zusammen­

hang besteht also nicht mit der Anschaffung 
d er Anlagen, sondern damit, daß Informatik 
in Linz eingerichtet ist. 

Präsident: Eine weitere Frage . Bitte. 

Abgeordneter Wuganigg: Frau Bundesmini­

ster ! WelCher Bedarf an alusgebildeten Infor­
matikern ist in den nächsten Jahren in Oster­
reich zu erw,art,en, und auf welche internatio­
nale Erf,ahrungen können wir uns hier stützen ? 

Präsident: Frau Mini,ster. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Es ist 
sehr schwierig , internationale Erfahrungen, 
die j a auf sehr differenzierte Bedürfnisse zu­
rückgehen, direkt auf Osterreich zu übertra­
gen. Wir haben daher versucht, eigene Pro­
gnosen im Hinblick auf den Bedarf an Infor­
matikern zu stellen. Jedenfalls ist die Kapazi­
tät für die Ausbi.1dung von Informatikern in 
Osterreich gesichert . 

Präsident: Anfrage 1 3 :  Herr Abg-eordneter 
Dr. Schmidt (FPtJ) an die Frau Bundesmini­

ster . 

1510/M 
Sind seitens Ihres Ressorts konkrete Maß­

nahmen zur Erhaltung und Revitalisierung des 
denkmalgeschützten Ensembles Freyung 1 
und 2 - Herrengasse 14 in der Wien er Innen­
stadt beabsichtigt? 
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Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg : Sehr 
geehrter Herr Abgeordneterl Lhre F rage, ob 
seitens des Bundesministeriums für Wissen­
schaft und Forschung Maßnahmen zur Erhal­
tung und Revitalisierung des denkmalge­
schützten Objektes Freyung 1 und 2 - Herren­
gasse in der Wiener Innenstadt beabsichtigt 
sind, beantworte ich mit Ja. Urubescha:det des 
Umstandes, daß sowohl dem Bundesdenkmal­
amt in erster Instanz ,als auch dem Bundes­
minis terium für Wissenschaft und Forschung 
in zweiter Instanz dem Gesetz nach bloß eine 
Feststellungskompetenz zukommt, keineswegs 
eine Verpflichtung zur EIlhaltung und Revitali.­
sierung von denkmalgeschützten Objekten, 
habe ich im Hinblick auf die große Bedeutung 
der genannten Objekte für die gesamte Wie­
ner Innenstadt mit Zustimmung 'des Ei,gen­
tümers und des Bürgermeisters von Wien 
einen Auftrag erteilt, Uberlegungen ,anzu­
stellen, welche die Erhaltung und vor allem 
die echte Revitalisierung dieser Objekte zum 
Ziel haben. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrte Frau 
Bundesminister l Es 'handelt sich ibek!anntlich 
um zwei Objekte. Das eine, Freyung 2, ist 
da,s sogenannte Ferstl-Palais, und das andere, 
Freyung 1, ist das sogenannte Harde-gghaus. 

Es dürfte unbestritten sein, daß das Ferstl­
Palais erhalten werden soll. Nun heißt es aber 
nach Meldungen, daß eine solche Erhaltung 
des Ferstl-P.alais finanziell nur vertretbar 
wäre, wenn das Hardegghaus, also Freyung 1, 
abgerissen und an seiner Stelle ein Bürohaus 
errichtet werden wiirde. In diesem Sinne 'soll 
es Zeitungsmeldungen zufolge 'zu A rrange­
ment.gesprächen z wischen Ihrem Ressort und 
dem Eigentümer des Hauses, der Creditanstalt, 
gekommen .gein. 1st das richtig? 

Präsident: Frau Mini<sier. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg : Herr 
Abgeordneterl Es ,handelt sich um das Ensem­
ble Harrach - Hardegg - Ferstl , also um 
den ganzen Komplex. Derzeit steht dieser 
Komplex unter Denkmalschutz, aber wie Sie 
sich selber Ü1berzeugen können, genügt die 
UnterschutzsteIlung keines'Wegs für eine Revi­
talisierung. 

Mit Hinblick auf die ganz besondeps große 
Bedeutung dieses Platzes und dieses Ensem­
bles habe ich mich in .A!bsprachen mit dem 
Bürgel1meister eben entschlossen, hier selber 
Lösungen zu suchen. Es i,st  selbstverständlich, 
daß man dazu mit dem Eigentümer des Objek­
tes ins G espräch !kommen muß. 

Dieses Gespräch findet derzeit nicht zwi­
schen dem Ressort und den Eigentümern statt, 
sondern ich habe hier direkt eingegriffen und 
die Gespräche seLber, die ganlZ abgeri'ssen 
waren, wieder neu eröffnet. 

Der Auftrag, der .gemeinsam mit dem Bürger­
meister erteilt wurde, ging dahin, daß unter 
Berücksichtigung des Denkmalschutzes, der Er­
haltung der h1storism wertvollen Bausubstanz 
und unter Einbeziehung der für die Innen­
stadt formulierten Zielsetzungen einer ver­
kehrs armen Zone genau in dieser Gegend, 
also SchottengasISe - Freyung - Herrengasse 
- Strauchgasse - Am Hof, städtebauliche 
und verkehrstechnische Vorschläge gemacht 
werden sollen unter Berücksichtigung - idl 
betone das - des Denkmalschutzes, und z war 
Vorschlägen .für eine echte Revitalisierung 
dieser historischen Bauten. 

Es ist ein Architektenteam mit der Aus­
afbeitung solcher Vorschläge beauftragt wor­
den. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scbmidt: Sehr geehrte 
Frau Bundesministerl Darf ich das auch 50 
ver.stehen, daß 'sich Ihre Schutzgespräche hin­
sichtlich des Ens embles Freyung auch darauf 
beziehen und dazu dienen, etwaige Pläne, die 
hinsichtlich einer Tiefgarage unter dem 
Austria-Brunnen bestehen, hintanzuhalten? 

Präsident : Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Fimberg: Jawohl, 
Herr Abgeordneter, das können Sie so ver­
stehen. Eine Tiefgarage kommt schon nach 
den vorläufigen Zielsetzungen und Plänen 
keinesfalls in Frage. 

Präsident: 14. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Dr. Ermacora (OVP) an die Frau Bundesmini­
ster für Wissenschaft und Forschrung. 

1563/M 

Wie stehen die Verhandlungen des Bundes­
ministeriums für Wissenschaft und Forschung 
um die Besetzung des Lehrstuhles für Staats­
und Verwaltungsrecht an der Rechts- und staats­
wissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Wien? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneterl Es handelt sich bei den Ver­
handlungen um die Besetzung der Lehrkan­
zel - nach § 58 des Hochschul-Organisations­
gesetzes "Lehrkanzel",  nicht "Lehrstuhl", wie 
ich boshafterweise bemerken darf - für 
Verwaltungsrecht I an der Rechts- und staats­
wissenschaftlichen Fakultät der Universität 
Wien. Der Vorschlag des Professorenkolle­
giums der Fakultät zur Besetrung dieser Lehr-
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kanzel Verw.altungsredlt I - freigeworden 
durdl die Emeritierung des Präsidenten des 
Verfassungsgeridltshofes Dr. Antoniolli -
wurde im Juni 1973 dem Bundesministerium 
für Wissenschaft und Fors dlung übermittelt. 
Dieser Besetzungsvorsdllag wurde auf Grund 
einer Aussdlreibung, wie sie das Gesetz auf­
trägt, im Februar 1973, nachdem 19 Bewer­
bungen -eingegangen waren, ,erstel-It . 

Die erste Verhandlung 'Wurde mit Universi­
tätsprofessor Dr. Hans Spanner geführt, der 
derzeit in München ist. Le�der haben sidl diese 
Verhandlungen zerschlagen. Professor Span­
ner hat nadl ·einiger Zeit erklärt, daß er "nach 
reiflicher Uberlegung" dem verlockenden Ruf 
nach Wien nicht Folge leisten kann. 

Es wurden dann mit Univ-ersitätsprofessor 
Dr. Pernthaler, Innsbruck, Vevhandlungen auf­
genommen, und ZWlar Anfiang März 1974. Er 
hat am 24. April 1974 abgesagt.  

Es wird jetzt zu überlegen sein, ob mit dem 
dritten im Besetzungsvor,schlag genannten 
Kandidaten, mit einem Professor, der derzeit 
in Linz tätig ist - erst seit 1912 - , Verhand­
lungen aufgenommen werden sollen oder ob 
sidl die Fakultät nicht doch entschließt, zu­
sätzliche Vorschläge zu machen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

A:bgeordneter Dr. Ermacora: Frau Bundes­
minister! Dieser formale Vorgang der Beru­
fungsverhandlungen ist mir natürlich bekannt. 

lungen mit Professor Spanner w,urden auf 
Grund eines ganz besonders und nachdrück­
lich geäußerten Wunsches aufgenommen, ob­
wohl er bereits 66 J,a'hre alt war. Es war der 
besondere Wunsch der Fakultät. Bs ist kein 
deutscher Herr, sondern ein Osterreicher, den 
man nach Osterreich zurück!haben wollte. 

Was nun 'Professor Pernthaler Ibetrifft : Es 
gibt die generelle Weisung, die "generelle 
Weisung" - wir können anderes auch 'Weder 
beim Bundeskanzler-amt noch beim Finanz­
ministerium durchsetzen ; ich darf hinzufügen, 
daß es audl gar nicht mein Wunsch wäre, 
mehr durchzusetzen -, daß >bei Berufungen 
innel1hal,b Osterreidls keine finanzieUen Ver­
besserungen - keine finanziellen Verbes-se­
rungen ! - erfol.gen. Bisher waren wir immer 
der Meinung, daß ein Ruf von Innslbruck n.ach 
Wien unter Umständen für junge Professoren 
doch sehr wünschenswert ist.  

Professor Pernthaler hat Wünsche geäußert, 
obwohl er wußte, daß diese Wünsche nicht 
erfüUbar -sein können. Es besteht eine ge­
wisse Vermutung - auch seine Äußerungen, 
die informell getan wurden, die a.ber natürlich 
doch bis zum Ministerium dringen, zielen in 
diese Richtung -, daß sein Wunsch, nach 
Wien zu kommen ei·gentlich nicht besonders 
stark war, sondern daß er im Gegenteil i n  
Innsbruck bleilben wollte. 

Nun zu Professor Pernt'haler. Professor 
Pernthaler ist nicht einmal 40 Jahre alt, also 
noch ein relativ sehr junger Herr. (Abg. 
D e u t s c h m a n  n: Is t das ein Fehler?) Das 
ist kein Fehler, aber .bei einem Bundesbedien­
steten spielt es in der Regel {tür seine Gehalts­
bezüge doch eine gewisse Rolle, ob er ein sehr 
junger Herr ist, der noch nicht ,allzu lange im 
Bundesdienst steht, oder ob er doch schon 
s,agen wir 20 oder 25 J·ahre dem Bund gedient 
hat. Deswegen betone ich das. Seine Gesamt­
bezüge sind jetrzt j ährlich brutto 406.900 S; sie 
werden a:b Juli 440.900 S sein, also nicht allzu 
niedrig. Es besteht wie gesagt die generelle 
Weisung, daß finanzielle Besserstellungen 
bei Berufungen innerhalb Osterreichs nidlt 
möglich sind. Soweit seine G ethaltsforderun-

Meine Zus atzfra,ge:  Warum Ihaben sich diese 
Berufungsvel1handlungen mit dem Zweitpla­
zierten zerschlagen? :Man 'hat gehört, daß sei­
tens des Ministeriums weder auf Gehalts­
wünsche eingegangen wurde, obwohl diese 
Person doch ein gewis-ses Renommee im Wis­
senschaftsbereich hat, noch hat man irgend­
welche Hilfeleistungen auf dem Gebiete der 
Wohnungs suche und so weiter 'Zuges.agt.  Hin­
gegen sei man bei dem deutschen Herrn, wie 
das so üblich ist, auf erhebliche Gehaltsforde­
IUngsansprüche eingegangen. Es ist überhaupt 
ein typisch österreichisches Problem, daß der­
jenige, der vom Ausl.and kommt, geIhaltsmäßig 
geradezu "verhätschelt" wird - so würde ich 
sagen -, und der Osterreicher, der schon zwei gen. 
oder drei Berufungen hat, wird finanrziell über-
haupt nicht berücksichtigt. Zum zweiten : Bei den Ubersiedlung;skosten 

Das ist meine !ZIWeite Frage, die eine beru- besteht kein VeI1handlung'sspielraum, sondern 

fungspolitische Fra.ge -!Ihres M�nisteriums ist. da sind die gesetzlichen Bestimmungen anzu­
wenden. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesmini-ster Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Professor Ermacora !  Es dürfte lhnen doCh be­
kannt sein, da Sie der gleichen Fakultät an­
gehören, daß Professor Sp·anner keineswegs 
ein "deutscher Herr" ist, sondern ein Osterrei­
cher, der in Deutschland lehrt. Die Verhand-

Darlehen für Wohnzwecke :  Herr Professor 
Pernthaler hat seinerzeit 150.000 S BUWOG­
Darlehen für Innsbruck erhalten, die noch 
größtenteHs ·aushaften. Für eine Wiener Woh­
nung wurden 1 00.000 S geboten. Das entspricht 
unseren VorsChriften. Wir !können ja über 
gewisse Beträge nicht hinausgehen, weil 
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andere Professoren auch Vorschüsse wollen Professor Pernthaler eine achtköpfige Familie 
und unser VorsChußvolumen begrenzt ist. zu erhalten hat und daher Ihre Hinweise auf 
200.000 S waren daher nicht erfüllbar. die Gehaltslage in dieser Hinsicht doch e r­

Professor PerntJhaler verlangte vier A-ssi­
stentenposten, weil er neben nen von Profes­
sor Antoniolli iher bestehenden ZJWei Assisten­
ten aus Innsbruck mitnehmen wollte, die im 
H abilitationsstadiwn sind. Die Lehrkanzel ist 
mit drei As'sistentenposten ausgestattet. Pro­
fessor Antoniolli - auch ein renommierter 
G elehrter - ist mit drei Assistentenposten 
durchaus ausgekommen. Ein Posten ist von 
Professor Antoniolli her besetzt, zwei Assi­
stentenposten sind frei. Professor Perntfualer 
hätte ·also seine beiden Habilitanten durchaus 
naCh. Wien auf die zwei Assistentenposten mit­
nehmen können. Ein vierter Assistentenposten 
konnte nicht ,genehmigt werden, weil kein 
A,ss'istentenposten da ist und weil auch der 
N achweis für seine Notwendigkeit nicht er­
bracht ist. 

Die Raumfrage : Hier konnte keine Zusa,ge 
gem acht werden, weil bekanntlich der Raum 
im autonomen Bereich der Hochschule verteilt 
wird. 

Eine außerordentliche Dotation von 
300.000 S für Bücher wäre sicher erfüllbar ge­
wesen. Nur habe ich generell die Weisung 
erteilt, daß hinsichtlich. Buchwünschen ein 
solcher Wrunsch doch nicht nur bei einer 
Wiederbesetzung einer LehIikanzel .geäußert 
werden kann - es ist ja ein Bibliotheksbe­
stand vorhanden, auch Antoniolli ist nicht 
ohne Buchibestand -ausgekommen -, sondern 
daß hier näiher spezifiziert werden muß, was 
man für die Handbilbliothek tatsächlich braucht. 

Eine Differenz bestand noch ·Ü'ber das For­
schungssemester. Wir geben es in der Regel 
- nebenbei : ohne gesetzliche Grundlage -
im neunten Semester, also nach dem achten 
Semester. Professor Pernthaler wollte es ein 
Semster früher. Alber d,a-s war sicherlich kein 
Grund, die Verhandlungen nach einer einzigen 
Vethandlung bereits abzubrechen. 

Wie Sie sehen, Herr Professor, sind hier g·ar 
keine besonderen Pmktiken des Ministeriums 
angewendet worden, sondern im Gegenteil, 
es war der Wunsch, Professor Pernthaler in 
Wien zu haben. Wir sind, soweit wir können, 
1m Rahmen de,s Möglichen immer bereit, 
Wünsche zu erfüllen. Auch ihier wären die 
Wünsche zweifellos erfüllt worden, aber un­
m ögliche Wünsche können nicht erfüllt wer­
den. 

hellt werden müßten. 

Aber meine ganz grundsätzliche Frage, Frau 
Bundesminister : WeIden Sie s'ich im Hinblick 
auf die Berufungspraxis bei der Behandlung 
der 27. G eihaltsgesetz-Novelle dafür einsetzen, 
daß man mit der Weisung des Bundesmini­
steriums für Finanzen, wonach o.sterreichern 
bei der zweiten oder dritten Berufung i m  
österreichismen Bereich auch finanziell etwas 
geboten wird, bricht? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Nein, 
Herr Professor! Dafür werde ich mich nicht 
einsetzen, weil wir jetzt smon bei Beru fs­
abwer:beverhandlungen ins Ausland und b e i  
Verhandlungen mit Bewerbern aus dem Aus­
l and groß e Schwierigkeiten haben. Ich bin 
jetzt in Gesprächen mit der Deutschen Kultus­
mini'sterkonferenz darÜlber, daß wir !hier g e­
wisse Einschränkungen machen können, um 
das Hochlizitieren von Lehrkanzeln ein wenig 
zu verhindern. Ich ,werde dieses Spiel nicht 
auch noch bei österreichischen Lehrkanzeln 
einsetzen lassen. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die lin der letzten Sitzung einge­
brachten Anträge weise ich zu wie folgt : 

Antrag 1 1 8/A der Abgeordneten Heinz, 
Stahs, Melter und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit  dem das Glück.sspielgesetz 
neuerlich geändert wird, dem Finanz- und 
Budgetausschuß ; 

Antrag 1 1 9/A der Abgeol1dneten Erieh Hof­
stetter, Melter und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz über die Mitwirkung von Ar­
beitnehmervertretern im Aufsimtsrat der 
. ,  Os terreichisdlen Elektrizi tätswirtsch.afts­
Aktiengesellschaft" (Verbundgesellsch'aft) dem 
Ausschuß für soziale Verwaltung und 

Antrag 1 20/A der Abgeordneten Sallinger, 
Mühlbacher und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Handelskammerge s etz 
abgeändert wird (5. Handelskammergesetz­
novelle) , dem Handelsaussdmß. 

Ich er,suche die Frau Schriftführer Dr. Erika 
Seda um die Verlesung des Einlaufes. 

Schriftführetin Dr. Erika Seda: 
,.Am den Herrn I1räsidenten des Nationral-

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. rates . 

. 
Abgeordneter D r. Ermacora: Ich verspreche, In meiner Eigenschaft als der g·emäß Arti-

mIch �anz kurz zu halten. Ich danke für diese kel 64 Abs .  1 B-VG die Funktionen des Bun­
Aufklarung, wozu aber zu bemerken ist , daß I despräsidenten ausübende Bundeskanzler 
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Sduiftführer 

habe ich über Vorschlag des V�ekanzlers für ; Allgemeinen Zoll- und Handelsall;>kommen 
den Zeitraum, in dem ich die Funktionen des (1 1 13 der BeHagen), 
Bundespräsidenten ausübe, 

Bundesgesetz, mit dem das Zollgesetz 1 955, 
a) für den Fall der zeitweiHgoeofi Verhinde- das Bundesgesetz betreffend die Ubertragung 

rung des Vize'kanzlers -gemäß Artikel 73 des der durch Sicherheitsorg-ane zu versehenden 
Bundes-Verfwssungs-gesetzes in der Fassung Grenzüberwachung und Grenzkontrolle auf 
von 1 929 den Bundesminister für Justiz Doktor I Bedienstete der Zollämter und der Zollwach.e 
Christian Broda mit seiner Vertretung in der und d'ws Grenzkontrollgesetz 1 969 geändert 
Funktion als Vizekanzler, 

I 
werden ( 1 1 25 der Beilagen), 

b) für den Fall der gleichzeitigen
. 

Verhinde- Bundesgesetz, mit dem das Präferenzzoll-
rung 

.. 
des Bu�deskanzlers und des VIzekanzlers gesetz geändert wird (Präferenzzollgesetz­

gemaß Artikel 69 Abs. 2 des Bundes-Ver- novelle 1 974) ( 1 1 28 der Beilagen) ; 
fassungsgesetzes in der Fassung von 1 929 den 
Bundesminister für Justiz Dr. Christian Broda 
mit meiner Vertretung in meiner Funktion als 
Bundeskanzler 

dem Landesverteidi'gungSlausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebühren­
gesetz geändert wird (1 1 1 8 der Beilagen), 

betraut. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen über Ansprüdle aus der Ableistung freiwilli­

um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu ger Waffenübungen geändert wird (1 1 1 9 der 
machen. Beilagen) ; 

Kreisky" 
dem Finanz- und Buldgetaussdluß : 

Präsident : Dient zur Kenntnis. Bundesgesetz, mit dem Uberschreitungen 
Die in der letzten Sitzung als eingelangt der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1 974 

bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise genehmigt werden ( 1 .  Budgetüberschreitungs-
ich zu wie folgt: gesetz 1 974) (1 1 26 der Beilagen) , 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung : Bundesgesetz, mit dem das Pensionsgesetz 
. . 1 1965 geändert wird (5. Pensionsgesetz-Novelle) 

Abkommen ZWIschen der Repubhk oster- , (1 127 der Beilagen

,

) 
reich. und dem Königreich der Niederlande 

' 

über Soziale Sicherheit samt SchlußprotokoU i Bundesgesetz über die Veräußerung und 

( 1 099 der Beilagen) ; i Belastung von unbeweglichem Bundesver-

I 
mögen (1 1 29 der Beilagen) , 

dem Verfassungs ausschuß : 

. . . Bundesgesetz, mit dem das Finanzstraf-
Vertrag zWIschen der RepublIk Osterreich I gesetz und im Zusammenhang damit das 

und der Tschechoslowakischen Sozialistischen I Mineralölsteuergesetz 1 959, das Gasöl-Steuer­
Republik über das Verfahren zur Unter- begünstigungsgesetz, das Tabaksteuergesetz 
suchung von Vorfällen an der gemeinsamen 1 962, das Tabakmonopolgesetz 1968 und das 
Staatsgrenze ( 1 1 02 der Beilagen) , Einkommensteuergesetz 1 972 geändert werden 

N t ch I ·· b d' A ß k ft tz I (Finanzstrafgesetznovelle 1974) (1 130 der Bel-o enwe se u er . Ie u er ra se ung I des Notenwemsels zwischen der Osterreichi- lagen) , 

sehen Bundesregierung und der Regierung des Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 
Großherzogtums Luxemburg vom 1 3. Novem- 1 956 geändert wird (27. Gehaltsgesetz-No­
ber 1 957, betreffend die Aufhebung des Pa ß- velle) ( 1 1 5 1  der Beilagen), 
zwanges zwischen Osterreich und Luxemburg, 
in der F-assung der Zusatzabkommen vom 
20. Juni 1 959 und vom 8, Juli 1 960 ( 1 1 1 2 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste­
Dienstordnung geändert wird (6. Novel,le zur 
Bundesforste-Dienstordnung) (1 1 52 der Bei­
lagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Preisregelungs-
gesetz 1957 geändert wird (1 123 der Beilagen), Bundesgesetz über Geldleistungen an öffent­

lich Bedienstete während des Karenzurlaubes 
Bundes-gesetz, mit dem das Preisbestim- aus Anlaß der Mutterschaft ( 1 1 53 der Bei­

mungsgesetz 1972 geändert wird ( 1 1 24 der lagen) i 
BeHagen) ; 

dem Zollausschuß : 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft: 

Neunte Niederschfi.ft (Proces-Verbal) be- Bundesgesetz, mit dem das Agrarbehörden-
treffend die Verlängerung der Deklmation gesetz 1950 geändert wird (Agl'arbehörden­
über den vorläufigen Beitritt Tunesiens zum gesetznovelle 1974) (1 1 3 1  der Beilagen) ; 
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dem Unterrichtsausschuß : 

Bundesgesetlz, mit dem das Schulzeitgesetz 
geändert wird ( 1 132 der Beilagen) ; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
sdmng: 

Bundesgesetz über die Abgeltung von Lehr­
und Prüfungstäti'gkeiten 'an Hochschulen (1 1 46 
der Beilagen) , 

Bundesgesetz über eine Änderung des Bun­
desgesetzes über technische Studienrichtungen 
(1 147 der Beilagen) , 

Bundesgesetz über eine Änderung des Bun­
desgesetzes üb.er montanistische Studienrich­
tungen (1 148 der 'BeHagen) , 

Bundesgeset'Z über eine Änderung des 
Bundesgesetzes über StUidienrichtungen der 
Bodenkultur (1 1 49 der Bei'lagen) , 

Bundesgesetz über ·eine Änderung des 
Bundesgesetzes über .geisteswissenschaftliche 
und naturwissenschantliche Studienrichtungen 
( 1 1 50 der Beilagen) i 

dem Handels·ausschuß : 

Abkommen über den 'intemationalen Handel 
mit Textilien ( 1 1 54 der BeiLagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Außenhandels­
gesetz 1968 geändert wird (Außenhandels­
gesetznovelle 1 974) ( 1 155 der Beilagen) . 

Fristsetzung 

Präsident: Vor Eingang in die T'agesordnung 
gebe ich gemäß § 42 der Geschäftsordnung be­
kannt, daß der Herr Abgeordnete Robert 
Weisz den A n  t r a g eingebracht hat, dem 
Verfassungsausschuß zur Berichterstattung 
über die Regierungsvorlage 933 der Beilagen: 
Bundesgesetz, mit dem das Rundfunkgesetz 
geändert wird, eine Frist bis 8. Juli 1914 zu 
stellen. 

Zur Geschäftsbehandlung hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Koren gemeldet. ICh erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren ! Den Antrag der 
soziali-stioschen Meihrheitsfraktion, dem Ver­
fassungs ausschuß eine Frist zur Behandlung 
des Rundfunklgesetzes zu setzen, betrachte ich 
persönlich als einen ,Alkt der Torschlußpanik, 
der bis in den BereiCh der politischen Hy'sterie 
geht. 

Die Osterreichische Volkspartei drückte das 
in der Zeit ihrer Alleinregierung klipp und 
klar mit dem Antr.ag ,auf "Schluß der Debatte" 
aus. Dieser Antrag wurde seineneit vom Ab­
geordneten Kern gestellt, ahgestimmt, und die 
Dis:k:ussion zum Mietengesetz 1967 wurde auf 
diese Art und Weise beendet. 

Die 'Sozialistische Meh:t1heitsfraktion tut 
heute das gleiche, bedient sich aber verfeiner­
ter Methoden. Der Antrag auf Fristsetzung, 
der jetzt zur Diskussion steht , ist nichts ande­
res, als di e  Debatte zum Rundfunkgesetz ab­
zuwür.gen und 'Zu Ibeenden. Meine Damen und 
Herren! Hinter diesem Antrag der sozialisti­
schen Mehrheitsfra'ktion verhifigt sich die 
"Fratze des ·autoritären Faschismus". (Beifall 
bei der PPO und bei Abgeordneten der OVP. 
_. Heiterkeit bei der SPO.) 

Das stammt nicht von mir, meine Damen 
und Herren. Dieses Zitat stammt von einem 
sozialistischen Abgeordneten. Es wurde von 
diesem sorzialistischen Ahgeordneten 1961 von 
diesem Platz aus gesprochen, als er noch nicht 
Bundesminister war. (Abg. Dr. G r a d e n­
e g g e r: Gerade Sie sollten das nicht zitieren! 
- Heiterkei t  bei der FPO.) Ha! Ha ! Ha! So­
weit kommt es noch in der Ö'sterreichisch,en 
Demokrabi,e, doaß ein Sozialist de·r OVP ,autori­
tären Fa'Schj'smus vOJ1W·erf,en darf, wenn sie 
Ant�!ag lauf "Schluß der Deha1be" stelolt, und 
Si,e verwehl1en dann 'einem Fr,eiiheitlimen dn 
e,iner fr,ei'en Demokroatie, daß .er dens'eJben 
sozialistischen A'bg,eordneten ZJitiert! Eine 
schöne Demokr,atie ist das, die Sie meinen I 
(Beifall bei FPO und O VP. - Rufe bei der 
OVP: Das hat er vom Sima gelerntl) 

Die p arlamentarische Fristset'Zung ist die 
Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Herr Präsi- verfeinerte Form ·auf "Schluß der Debatte", 

dent! Ich stelle den 'geschäftsordnungsmäßigen und nichts anderes will die sozialistische 
Antrag, über diesen Antrag unmittelbar eine Mehnheitsfraktion ! 
Debatte abzuführen. 

Präsident: Sie haben den Antrag gehört. Ich 
lasse darüber abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die dem Antrag auf Durchführung 
einer Debatte zustimmen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmi.g angenommen. 

Jener sozialistische Abgeordnete, den ich 
eben meinte, ist der heutige Bautenminister 
Moser. (Ruf bei der OVP: Das ist der größte 
Hetzer gewesen!) Er iiü!hrte zum Antrag des 
OVP-Abgeordneten Kern auf "Schluß der De­
batte" am 30. Juni 1 961 wörtlich aus : 

Wir gehen somit in die Dehatte ein. 
"Hinter diesem Antrag, der z,war die Stimme 

Zum Wort g emeldet hat sich der Herr Ab- Yon rund 2 Millionen Osterreichern in diesem 
geordnete Peter .  Ich erteile es ihm. Haus seit 1 945 erstmals in einem Ausschuß 
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mundtot gemacht hat, zeigt sich für uns alle 
in einer geradezu schlaglichtartigen Beleuch­
tung die Fr·atze des autoritären Faschismus ! " '  

WählerisCh, meine Damen und Herren der 
sozialistischen Fraktion, sind Sie bei solchen 
Anläss en bisher nie gewesen. Wie wehleidig 
Sie aber irm;wisChen geworden sind, hat der 
Zwischenruf des Abgeordneten Gradenegger 
eben zum Ausdruck gebracht. (Beifall bei FPO 
und OVP.) 

Diese Mimoseruhaftigikeit der Abgeordneten 
der Mehrheits.fraktion offenbart doch nichts 
anderes als die UnsiCherheit, die siCh immer 
mehr in den Reilhen der sozialistischen Albge­
ordneten bemerkbar macht. 

Der SPO-Antrag auf Fristsetzung ist ein 
Alkt, der den Eindruck zu erwecken versucht, 
daß die Abgeordneten der Oppositionsparteien 
in der Behandlung der Rundfunlkreform säumig 
oder g·ar afibeitsunwilHg ,wären. 

Mit dem SPO-Antrag auf Fristsetzung für 
den Verfassungsaussdluß zur Rundfunkref.orm 
verfolgt die MehIlheitsfraktion die Absicht, die 
Abgeordneten der Oppositionsparteien als 
faul und arbeitsuruwillig vor der Offentlichkeit 
hinzlustellen, um den Eindruck zu erwecken, 
wie fleißig die kbgeordneten der soziaUsti­
schen Fraktion sind. 

Oder was bezwecken Sie sonst, meine 
Damen und Herren, wenn Sie ohne Zw,ang 
und ohne Notwendigkeit die ORF-Reform 
unter die Geißel des Zeitdruckos stellen? 

Oder ist das eine V.orbereitung für einen 
Absprung zu vorzeitigen Nationalratsneu­
wahlen im He:rbst 1974? Gelten die Beteue­
rungen des Bundeskanzlers nichts mehr, d aß 
am ersten Oktdbersonnta:g 1975 gewählt wird? 
(Abg. F a  c h 1 e u t n e  r: Es brandelt schon.') 
Ja, Ibei der SPO, nimt bei Ihnen, Herr Fach­
leutner! Soll dieser Antrag auf Fristsetzung 
al,so auCh eine von mehreren Maßnahmen zu 
einem vorrzeitigen Absprung der Sozialisten 
zu Neuwahlen darsteUen? 

Die freiheitlichen Abgeor.dneten werden in 
der Frage der Rundfunkreform nach wIe vor 
arbeitswillig, reformorientiert und koopera­
tionsbereit sein. Ihr Ziel ist dabei, die Unab­
hängigkeit des Osterreichischen Rundfunks 
weiter zu gewährleisten und zudem eine quali­
tative VeIibesserung des Instrumentariums zu 
erreichen, um den mündigen Staatsbürger noch 
funktionsfähiger und von Machtapparaten un­
abhängiger zu machen. 

Lm G egensatz zu Inlh'alt und Form des 
Bodenbe·sdlaffungs- und Assanierungsgesetzes 
streben wir Freiheitlichen mit der ORF­
Reform eine solide p arlamentari'sche Arb e it 
an. Daß diese Arbeit 'bis j etzt solide war, 

beweisen die inzwisChen durchgeführten 
zwölf Sitzungen des Unterausschusses des 
Verfassungsausrschusses. Die sozialistisdle 
Mehrheitsfraktion kann uns Freiheitlidlen 
keinesfalls vorwerfen, wir wären nicht arbeits­
und kooperationsbereit g ewesen. 

Und -nun kommt der Antrag auf Fristsetzung. 
Er ist sicher ein Ausdruck der Schwäche, der 
Nervosität und der Unsicherheit, die sich in 
der Meihtheitsfraktion der Sozialisten breit­
gemacht !haben. Bis j etzt hat die Besonnenheit 
Dr. Kreiskys eine Frists ebzung des Verfas­
sungs·ausschusses vem.indert. ISoll j etzt das 
Feld der Rundfunikreform der Radikalisierung 
überlassen werden? Zu einer s ozialistischen 
Gesellschaftspolitik, Herr Albgeordneter Dok­
tor Fischer, sagen wir freilheitlichen nein, zu 
einem soliden Reformwerk des Osterreichi­
schen Rundfuniks werden Si e nach wie vor 
unsere MitaIibeit fi-nden. 

Aber dieser Antrag zur Fristsetzung an den 
Verfassungsausschuß ist ja nichts anderes als 
einer der weiteren Beweise dafür, meine 
Damen und Herren, daß j ede Mehl1heitsregie­
rung früher oder später die gleichen Fehler 
macht. Interessanterwei-se macht die soziali­
stische Mehrheitsregierung diese Fehler viel 
früher, als sie seineI1Zeit die OVP-Alleinregie­
rung gemacht hat. 

Alber Dr. Klaus und Dr. Kreisky tra,gen 
anscheinend ein gemeinsames Schicksal, wobei 
der jeweiUge Kanzler der j eweiligen Mehr­
heitspartei stets der Getrie1bene der radikalen 
Kräfte in seiner Partei ist. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Er is t der Geriebene, nicht deI Ge­
triebene!) 

Seinerizeit war A'bgeordneter Kern der 
"Treiber" in der OVP ... Alleinregierullig. Daß 
nun sogar der Klubobmann der sozialistischen 
Fraktion, Herr Afbgeordneter Weisz, diese 
r.adikale Antrei!berfunktion übernommen hat, 
ist mir allerdings neu und stellt für mich eine 
Uberraschung dar, denn der Abgeordnete 
Weisz war bis j etzt ein sehr besonnener 
Gewerkschafter. Es wundert mich·, daß er siCh 
heute zu diesem radikalen Schritt entschließen 
konnte. (Abg. Dr. F i e d I e  r: Er hat die Faust 
des Fischer im Nacken!) 

Meine Damen und Herren ! Ich kann nicht 
an der Tatsache vorbeigehen, daß schwarze 
Kanzlerworte immer wieder auf Minister pas­
sen ,  g.anz gleich, ob sie v:on schwarzer oder 
von roter Seite gestellt :werden. Daher möchte 
ich ein schwarzes Kanzlerwort - allerdings 
nicht von einem österreichischen Schwarzen, 
sondern von einem hundesdeutschen Schwar­
zen - zitieren, nämlich von Konrad Adenauer, 
der einmal sagte: "Es ist 'sehr merkwürdig, 
welche Veränderungen in einem Menschen 
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vorgehen, wenn er auf e i n em Ministersessel 
sitzt." (Abg. G r a f: Stellen Sie sich vor, was 
Ihnen erspart bleibt! - AllgemeJne Hei ter­
keit.) 

Sehen Sie, Herr Kollege, das ist mein Vor­

,So reiht sich Schritt an Schritt. Gestern 
haben wir über den Willkürakt diskutiert, 
den die sozialistisdle Mehrheitsregierung im 
Bereich oder Osterreichischen Bundesbahnen 
gesetzt hat. 

teil, der Ihnen vorenthalten bleibt. {Abg. Heute beschäftigen wir uns mit dem Will­
G r a J: Ich glaube nicht, aber stellen Sie sich kürakt gegenüber dem Osterreichischen Rund-
vor, es wäre nicht schlecht!) funk. 

Wenn also ein Minister d ieser oder j ener 
Couleur die Bank oder den ,Sitz wechselt, dann 
benimmt er sich da obe n  auf der Ministerbank 
anders. 

Drei Beispiele aus der linken ReichsIhälfte 
führe ich an : Wenn ich midI. dessen erinnere, 
was die einstigen AJbgeordneten Androsch, 
Lanc und Moser zur Zeit der OVP-Allein­
regierung als Oppositionsvertreter "produzier­
ten" und wie sie sich heute da oben auf der 
Regierungsbank verhalten,  dann wäre das 
allein schon wert, einige Zitate zum besten zu 
geben, die meine Mital1beiter heute Nacht aus­
gehoben haben. Aber ich erspare dies den 
genannten Ministern. Aus wortgewaltli'gen 
oppositionellen Sozialisten, di e  einstmals sehr 
a'UlSgeprägte Prügl1er früherer OVP�i:st'er 
gewes.en ,sind, 'sind limowischen etablierte 
sozialistisme Reg:ie.run91smitglieder geworden. 

Meine Damen und Herren! Der Ubermut der 
OVP-Alleinregierung voHzog sich am Anfang 
der Gesetzgebungsperiode bei einer Preisstei­
gerung von 3 Prozent. 

Der Ubermut der s02ialistischen Allein­
regierung offenibart sich in der zu Ende gehen­

den Gesetzgebungsperiode Ibei einer Infla­
tionsrate von 10 Prozent. Das ist der Unter­
schied. DarU1Ill erscheint uns die Vorgangs­
weise der sozialistischen MehI1heit meute 50 
bedenklich. Das ,ist ,auch ein Ausdruck ,dafür, 
daß dem Bundeskanzler Dr. Kreisky mehr 
und mehr das politische Fingerspitzengefühl 
verlorengeht. Oder ist e r  wirklich. - und die 
Frage ist berechtigt - nunmehr der G etrie­
bene der radikalen Kräfte in der sozialisti­
schen Fraktion? 

,Der Ubermut zur Zeit der OVP-Alleinregie­
rung vollzog 'Sich in ,wirtschaftlich geordneten 
Verhältnissen. 

Und die Fristse�ung ist ein WilLkürClikt der 
soziaHstischen M�rheit. Athler diese Frists,et­
zung ist -auch ein B eweis dafür, daß Doktor 
Kreisky seine Minis t er nicht im Griff hat, 
gestern nicht den Verkehrsminister Lanc. Aber 
Bundeskanzler Dr. Kreisky hat auch in seiner 
Eigenschaft als Klubolbmann der sozialisti­
schen Fraktion den Klub und .die AJbgeordne­
ten des 'sozialistischen Klubs nicht mehr im 
Griff. Gestern stand der Radikalisierer Ulbrich 
am Rednerpult, und heute übernimmt bedaue!'­
licherweise der Klubdbmann der sozialisti­
schen Fraktion selbst diese Funktion. 

Ich werte di-e ,g'8!stri'ge .und heutig,e Vor­
gang's,weise der sozialistischen ,Fraktion auch 
als einen nachhaltigen lBeweis dafür, daß He rr 
Dr. Kreisky nicht mehr der stärkste Mann i.n 
der SoziaListi'schen ,Parteü iist. Dr·eima! dürfen 
Sie raten, wer heute der mächUgste Mann in 
der Sozialistischen Partei ist.  (Ruf bei der 
OVP: Wo is t er denn ? - Abg. G r a  f: Kirch­

schläger vermutlich! - Abg. S k r i t e k: Der 
Withalm! Aber Sie haben schon originellere 
Zwischenrufe gehabtl) 

Daß Sie als Sozial p artner in Richtung Kirch­
schläger abzulenken versuchen, ist mir ver­
stänldlich. Ich lSehe den mächtigsten Mann der 
SPO IUnd in dieser Demokratie woander·s. Und 
gerade auf diesen mächti'gsten Mann der 
Sozialistischen Partei und Osterreichs paßt ein 
Wort, das Andre Malraux folgendermaßen 
formuliert hat : "Mit der Macht kann man 
nicht flirten, man muß sie heiraten." 

Dabei 'schreckt man 'aJUch vor ,einer "poHti­
schen Bigamie" nicht rzurück. Und eben die 
Macht ist das heimliche Evangelium dieses 
Mannes. Diese Tatsache muß von diesem 
Rednerpult auch einmal in aller KlaI1heit und 
Sachlichkeit ausgesprochen werden. 

Der Ubennut der SPO-AneinregieI"l.lJng von- Was bedeutet der Antrag der sozialistischen 

zieht sich in einer angespannten wirtschaft- Mehrheit auf Fristsetzung für den Verfas-

lichen Situation. sungsausschuß zur Rundfun:kreform? 

Darf ich die Sozialis ten daran erinnern, daß 
Bundeskanzler Dr. Klaus diesen Ubermut mit 
harter Münze und in harter politischer Wäh­
rung bezahlen mußte, und es wird Dr. Kreisky 
und der Sozialistischen Partei noch. teurer zru 
stehen kommen, als es seinerzeit Dr. Klaus 
zu stehen kam. 

I'st er die Machtanwendung der sozialisti­
schen MehI1heit, 

stellt er die MachtausÜlbung der sozialisti­
schen Mehrheit dar, 

reicht diese Maßnahme an den Mißlbrauch 
dieser Macht heran, 

725 
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wHI man mit di eser Frdsts etzung den ,ersten, 

aber entsdleidenden Sdlritt zur Ohnmadlt des 
unabhängigen ORF setzen, 

soll mit diesem Sdlritt die Entmündigung 
des unabhängigen Osterreichischen Rundfunks 
eingeleitet werden oder - ·auch diese Frage 
ist kl-ar von der freiheitlichen Fraktion auszu­
spredlen -

soll das rot-schwarze Proporztheater beim 
Osterreidlischen RundfiunJk neu inszeniert 
werden? 

Diese Fragen, meine Damen und Herren, 
sind offen und unbeantwortet. Sie werden 
durch die soziali·stische Mehrheit zu Ibeantwor­
ten und vom Staatsbürger zum gegebenen 
Zeitpunkt ernsthaft zu heurteilen 'sein. 

Die freiheitlichen Albgeordneten sagen j a  
zur weiteren Zusammenarbeit Ibei der ORF­
Reform, die freiheitlichen .A!bgeordneten sagen 
ja zum demokratischen Kompromiß ·auf der 
Grundlage der Anstalt des öffentlichen Rech­
tes unter Einibezie'hung der Unabhängigkeit 
dieses Massenmediums. 

Die freiheitlichen .Albgeordneten sagen nein 
zu einem Diktat der Mehriheitspartei und die 
freiheitlichen Abgeordneten sagen ebenso 
nein zur Erledigung der Rundfunkreform 
innerhalb einer bestimmten Frist. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident : Nächster Redner ist Abgeordneter 
Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus I Meine Damen und Herren ! Die soziali­
stische Fraktion zeigt ,wieder einmal, daß ihr 
Prestigefragen über die Sache gehen. Wir 
haben solche Anlässe schon mehrfach hier in 
diesem Haus diskutiert. Es begann vor zwei 
Jahren, eigentlich hätten Sie ·aus dieser Er­
fahrung lernen sollen. Damals !haben Sie 
innerhalb von acht Tagen den Beschluß eines 
G es etzes erz,wungen, zu dem wir Ihnen unsere 
Kooperationsibereitschaft sehr deutlich und 
klar zum Ausdruck geJbracht hwben. Sie haben 
d amals nicht den geringsten Wert auf diese 
Kooperations'bereitschaft gelegt, sondern im 
SelbstibeWlUßtsein Ihrer Meh:r1heit von zwei 
Mandaten in diesem Haus erklärt, daß Frist­
setzung, Durcbrzi ehen und Beschlußfassung für 
Sie unabdingbar sind, daß dieses G esetz keine 
vier Wochen Zeit habe. Heute, Herr Bundes­
kanzler, nach der Pleite mit diesem Allein­
gang, Sie wissen genau, welchen ich meine, 
appellieren Sie mit fast Ibeschrw,örender Stimme 
an die Kooperationslbereitschaft der 'großen 
Oppo'sitionspartei, um in dieser Frage die 
Scherben wieder zu kitten, die Sie mutwillig 
angerichtet haben. (Bei/all bei der OVP.) 

Ein anderes Mal haben Sie die Strafredlts­
r�form unter den Druck von Fristsetzungen 
gestellt, und Sie mußten dann s elbst im Laufe 
der Verhandlungen einsehen, daß Sie sic.h 
hier selbst überfordert haben, und Sie setzten 
neue und verlängerte Termine. Mit dem heu­
tigen Fristsetzungsantrag wird einmal mehr 
- das kommt überdeutlich zum Ausdruck -
Pr<e'stigebedürfnis, ohne Rücks,icht auf die 
Sache, j,a, wie ich glaube, Zlum Schaden der 
Sach'e, vor.angestellt. (Zustimmung bei der 
tJVP.) 

Ich bedaure es, Herr Präsident, daß ich zu 
einem Zeitpunkt (Zum Wort gekOlIllmen bin, da 
Sie den Vorsitz führen. I ch  kann mir aber 
meine Redezeit leider nicht aussuchen. Ich 
muß hier .auf einen Zusammenhang hinweisen, 
der gerade in der Frage der von Ihnen betrie­
benen Rundfunikreform eindeutig da ist, weil 
niemand übersehen K,ann und könnte, daß es 
hier fiür Sie, Herr Präsident, um eine Prestige­
frage geht. Sie halben seinemeit die Bundes­
regierung gezwungen , nach wiedeTlholten Er­
klärungen, daß die Bundesregierung an keine 
Änderung des Rundfunkgeset'Zes denke, dieses 
Thema zu ihl'eID 'eigenen zu machen. Ich höre 
noc.h den Herrn BundeskaMler vor zwei Jah­
ren von der Regierungsbank aus auf die Fr,age, 
wieso er sich nun .plötzlich 'Zur Aufnahme des 
Thema·s Reform des Rundfunks entschlossen 
habe, ant,worten: Ja wenn das eine so große 
Organisation wie der Osterreichische Gewerk­
schaftsbund verlangt, dann ist das etwas ande­
res. 

Herr Präsident! Sie haben zwar niemals in 
der Sache selbst eine Meinung geäußert, alber 
immer wieder die Peitsche der Mehrheit ange­
droht und Termine für die Beschlußfassung 
dieses Gesetzes schon \Zu einem Zeitpunkt ge­
nannt, als die Vorlage der Regierung noch 
lange nicht im Parlament gewesen ist. Seither 
erleben wir es immer wieder, daß die Peitsdle 
der Terminsetzung ger<ade von Ihnen in der 
Offentlichkeit immer wieder genannt und ge­
schwungen wird. Es geht also hier, wie mIr 
scheint, nic.ht um den Inhalt, sondern es geht 
nur um das Tempo, und es geht nur um das 
Prestige. 

Hohes Haus! Ich möchte hier etwas fest­
halten : Wir sind in die Verhandlungen im 
Unterausschuß eingetreten, weil wir die ge­
rade vom Herrn Bundeskanzler immer wieder 
betriebene Verunsicherung des Unternehme!ls 
Rundfunk nicht mehr länger f.ortgesetzt sehen 
wollten, we'il Wlir glaubten, durch Verhand­
lungen und durch unsere Mitwirkung diese 
Phas e der allmählichen Zerstörung und ,Aus­
höhlung des Rundfunks beenden zu könruen. 
Wir sind selbstverständlich in diese Ve:r:hand­
lungen eingetreten unter der Vorauss etzung, 
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Dr. Koren 
daß die Unabhängigkeit und die- Integrität, daß tige Informationen über die Entwicklung ihres 
der Erfolg der RundfunkrefoIlID von 1 967 nicht Unternehmens zu eI1halten. (Beifall bei der 
gefährdet werden darf. SPO.) 

Hohes Haus ! Wir haben die bisherigen Ver­
handlungen nicht verzö:gert. Die Novelle ist 
arn 6. November im Haus eingebracht worden, 

am 3. Dezember wurde der Unteraussmuß 
konstituiert. Er hat seit dem 30. Jänner nach 
der Fortführung der Herbstsession im neuen 
Jahr insgesamt zwölf, zum Teil g anztägige 
Sitzungen abgehalten. Den Herrn Bundeskanz­
ler konnten wir leider nur in einer Sitzung 
begrüßen. 

Das Klima ,bei diesen Verhandlungen war 
wechselnd: polare Kälte :bis tretbhausartli.g1e 
Wärme. Am vergangenen Montag hatten wir 
falst den Eindruck einer euphor.i,schen Koopera­
tionsbereitschaft der sozialistischen Fraktion. 
Wenige Tage später kam die kalte Dusche mit 
der Ankündigung, daß nun, und unter allen 
Umständen, ohne Rüc::ksicht auf TeIimine, ohne 
Rücksich.t auf die Sache, ohne Rücksicht auf 
den Inhalt durchgezogen werden müßte. 

Sie wli:ssen gen.auso gut wie dch, daß ,noch 
eine ganze Reihe wichtiger Fragen bei den 
Verhandlungen off,engeblieben 'sind, daß Sie 
erst in der letzten Sitzung am vergangenen 
Donnerstag den Rumpf einer neuen Vorlage 
eingebracht haben, daß wir den vollen Um­
fang ihrer Neufassung als Anstalt des ,öffent­
lich-en Rechts noch gar nicht kenDien. In dieser 
Phase i'st Ihnen Prestige wichtiger als weitere 
Gespräche. 

Ich möchte hier ,zum Ausdruc::k bringen, daß 
Wlir s.irner waiterve,rhande.ln werden. Unsere 
Grundsätze bleiben dabei unverändert. Sie 
aber tragen die Ver'antwortung, wenn durch 
Ihre Vorgangsweise diese Gespräche nicht 
le:idTter werden. (Zustimmung bei der OVP.) 
Herr Bundeskanzler! Irn fürchte, S i e  waren 
nicht gut beraten, 'als Sie sich entsch.lossen 
haben, in dieser Fr,age mit <lem Kopf durdl 
die W'a11ld ZIU 'gehen. (Beifall bei der <OVP.) 

Präsident: Nächster Sprecher ist Herr Abge­
or.dneter Hlecha. 

Abgeordneter Blema (SPO) : Herr Präsident!  
Hohes Haus ! Der Antrag der sozialistischen 
Fraktion 'bedeutet nichts anderes, als daß die 
parlamentarischen Fraktionen ihre Arbeit so 
einteilen soll en, d,aß n ach einem halben Jahr 
Vorberatung der Rundfunkgesetz-Novelle im 

Juli dem Plenum Bericht erstattet werden 
kann. Dieser Ant!rag entspricht den Forderun­
gen der ö sterreich�schen Offentlichkeit, die 
endlich wissen möchte, wie die Rundfunk­
reform fortgesetzt wird. Dieser Antr,ag ent­
spricht dem Bedürfnis der Mitarb eiter des 
asterreichischen Rundfunks, endlich stichhal-

Dieser Antrag, der, meine Herren von der 

Opposition, der Fortset�ullig und der Inten­

sivierung der Debatte d,ient, unterscheidet 
sich grundsätzlich von jener Praxis, die die 

OVP-Mehrheit in der Zeit, in der sie in diesem 

Haus 'bestimmen konnte, praktiz i ert hat, näm­
lich. Schluß der Debatte zu verlangen . (Zwi­
schenruf des Abg. P e t e I.) Dieser Antrag,. 
Kollege Peter, hat nichts mit einem Abwürgen, 
sondern mit einem Intensivieren der Debatte 
zu tun. (Beifall bei deI SPO.) Er ist nicht Aus­
druck der Schwäche, wie hier von den beiden 
Vorrednern b etont worden ist, s ondern Aus­
durck der Ve,rantwortung gegenüber Volk 
und Rundfunkgesellscha.ft. (Beifall bei der 

SPO.) 

Der Rundfunkg,es.etzunteraus1sc::huß hat im 
Jänner seine Arbeit auf:genommen. Es 
herrschte Ubereinstimmung darÜlber, daß zügig 
verhandelt werden sollte und d aß unabhängig 
von der Problemlösung eine rasche Verab­
schiedung anr.?:ustreben i,st. 

Die sozialistische Fraktion hat in den ersten 
Unterausschußiberatungen eine Be�d:tluß.fas­
sung über die R,undfunkgesebz-Novelle im 
April für günstig ·gehalten. Die Unterhändler 
der asterreichischen Volk:spartei lehnten die­
sen Termin nirnt ab. Sie haben ihm nicht aus­
drücklich zugestimmt, sondern eIiklärt, d,aß sie 
alles tun werden, damit es zu keiner Ver­
schleppung der Verhandlungen kommt und 
eine rasche Verabschiedung , w e i l  sie auch im 
Interesse des ORF selbst l iegt, möglich ge­
macht werden kann. 

Man war sich daruber einig, und zwar in den 
ersten Unterausschußsitzungen des Jänner und 
erst rernt bei einer Unterausscbußsitzung im 
Februar, daß auf j eden F'all e ine Beschluß­
fassung über die Rundfunk;g esetz-Novelle am 
Ende der Frühjahrssession 1 974 erfolgen solle. 

Nun, nach. zwölf, zum Teil ganztägigen Sit­
zungen des Unterausschusses , nach 562 Wort­
meldungen, nach Aussprachen mit dem Gene­
ralintendanten des Osterreichischen Rund­
funks und mit dem Vertreter der Redakteure, 
Dr. Ziesel, ist der heute gestellte Antrag die 
logische Konsequenz dieser vor .fünf Monaten 
im Unterausschuß ere:ielten übereinstimmung. 
Der heute ,gestellte Antrag ist aber auch - ich 
möchte das nicht verhehlen - die Konsequenz 
nicht eingehaltener Zusagen. 

Das Verhandlungsklirrna im Unterausschuß 
war, so würde ich das,  Herr Professor Koren, 
beurteHen, vom ersten Tag an gut, und es 
wurde von Sit,zung zu Sitzung besser. 
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ßledla 
Es ist diesem Unterausschuß gelungen, ge­

meinsame Verbesserungen und neue Formu­
lierungen zu finden, ,beispielsrweise Fonnulie­
rungen für die Verfassungsbestimmung oder 
für den gesetzlichen Programmauftr·ag. Es 
wurden Mißvef'ständnisse 'beseitigt, es wurde 
Mißtrauen abgelbaut. 

Der Generalsekretär der Osterreichischen 
Volkspartei, Kollege Dr. Kohlmaier, hat im 
März erklärt, daß eine Besdllußlfassung über 
die Rundfunkgesetz�Novelle im April, sofern 
wir auf einen breiten Konsens Wert legen, 
kaum möglich sein werde und daß eine Frist­
setzung für den April eine Änderung des 
VerhandlungskHmas, wenn nicht die Zer,stö­
rung der Verhandlung,s'bereitsmaft bedeuten 
würde. 

Gleichzeitig aber ertklärte der Generalsekre­
tär der OVP auch gegenÜJber Pressevertretern, 
daß die OVP nicht ,an einer Ver'schleppung der 
Verhandlungen interessiert sei, im Gegenteil, 
im Interesse d es Osterreichischen Rundfunks 
soll, auch nach Aufifassung der OVP, die ORF­
G esetznovelle noch vor dem Sommer beschlos­
s en werden. 

Am 1 3. Mai 'wurde die erste Verhandlungs­
runde im Unterausschuß abgeschlossen. Alle 
Paragraphen der Regierungsvorlage sind 
durchdiskutiert worden ; die er.ste Lesung, wie 
man sagt, w,ar ,be endet. Die drei Fraktionen 
des Hauses konnten in einer ganq;en Reihe 
von strittigen Pun:lden gemeinsame Lösungen 
finden, und es gab keinen einzigen Punkt, um 
in der Terminologie des OVP-Gener,alsekretärs 
bleiben zu können, 'bei dem "Land nicht in 
Sicht" wäre. 

Im Grundsätzlichen ,war man sich daruber 
einig, nach welchen Priuzipien diese Reform 
des Osterreichischen Rundfunks gestaltet 
werden soll. 

Aber dann kam etwas, wofür wir überhaupt 
nichts können: Herr Maurer in Niederöster­
reich mei.nte, er mÜts'S'e d�e LandtaJg:swlillhl am 
den 9. Juni vorverlegen. Allein durch diese 
Vorverlegung verliert das Parlament eine 
Ausschußwoche. Die Bundespräsidentenwahl 
am 23. J:uni kostet ebenfalls Ausschußtermine, 
weil es nicht üblich ist, in den letzten Tagen 
vor einer Präsidentenwahl Ausschu&beratun­
gen durchzuführen. 

Wir waren davon überzeugt, daß es jetzt 
galt, mit Hilfe eines Verhandlungskomitees 
die Beratungen über die Rundfunkref.oI1lll fort­
zusetzen. Ein Verhandlun:gskomitee sollte die 
noch strittigen Fragen klären, den endgültigen 
Text .formulieren und dem Unter,ausschuß Be­
richt erstatten. Ein Vorsmlag übrigens, d en 
der Generalsekretär der OVP, Dr. Kohlmaier, 
gemacht hat. Noch am 20. März 1 974 erklärte 

er in einem "Wochenpresse" .. Interview, nach 

Schluß der Verhandlungsrunde - das war der 

1 3 .  Mai 1974 - müsse "auch außer'halb des 

Unter ausschuss es dann eine politische Ent­

scheidung in P,arteienverhandlungen gesuCht 

werden". 

Mitte Mai fanden diese P,arteiengesprädle 
auf Parteiobmännerebene statt, und jetzt galt 
es zu verwirkliChen, rwas vorgesehen war. 
Wir schlugen folgende VOI1gangsweise vor: 
Der ORF-UnteraussdlUß soll die Einse1:tzmng 
eines Verhandlungskomitees beschließen, um 
die noch offengeblie,benen Fragen zu klären. 
Dieses Verhandlungskomitee Ihätte am 28. Juni 
dem Unterausschuß 'Zu berichten, und für die 
darauffolgende Woche sollte ein Verfassungs­
ausschuß in Aussicht genommen werden, a uf 
dessen Tagesordnung der Bericht des Unter­
ausschusses 'stehen müßte. Dieser Verfas­
sungsausschuß sollte auCh den Bericht an das 
Plenum des Nationalrates fertigstelIen. 

Wir haben gleichq;eitig betont, daß durch 
diesen Operationskalender das Veflhandlungs­
ergebnis in inhaltlicher Hinsicht in keiner 
Weise präjudiziert wird. Professor Koren aber 
war im Unteraussmuß nicht imstande, das, 
was uns Dr. Kohlmaier zugesagt hat, einzu­
lösen. So er.gi1bt sich dieser Antrag auch auf 
Grund einer - ich d'arf das ganz offen sagen -
Folge der Verhandlungstaktik des General­
sekretärs der OVP. 

Wenn sich eine Mehrheitspartei von einer 
Minderheitspartei aus ·g;uten Gründen das 
Ver:handlungstempo vorsch.re�ben läßt, so ist 
es absurd, anzunehmen, daß sie !Slich durch 
Drohungen von der Einhaltung eines bei Be­
ginn der Verhandlungen gemeinsam festge­
legten Terminplanes abhalten läßt. 

Der Vorwurf, wir würden hier nicht demo­
kratisch handeln, scheint mir aus dem Munde 
des KIll'bobmannes der OVP-Fraktion unglaub­
würdig und daher entschieden zurüCkzuweisen 
zu sein. 

Denn gerade Sie haben uns in der Zeit von 
1966 bis 1970 Beispiele dafür geliefert, wie 
man es eben nicht machen dal1f. Sie haben 
damals, am 30. März - wenn im Ihrem Ge­
dächtnis nachihelfen darf -, einen 1nitiativ­
antr,ag rum Rundfunkgesetcz eingebracht. Die­
ser Initiativantrag der OVP wurde einem 
Sonderausschuß zugewiesen, der nach sieben 
Sitzungen eine ganz, ganz kunze Feststellung 
getroffen hat, nämlich die, daß die rOvP­
Fraktion des Sonderaus·schusses zur Meinung 
gelangt ist, weitere VeIihandlungen wären 
nicht sinnvoll, es müsse abgestimmt werden. 
Das ist geschehen am 22. Juni, wenige Wochen 
nach der Einreichung des Initi,ativantra:ges, 
und schon 'am 8. Juli . . . (Abg. DI. F i e d I e  I :  
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Bledla 

Lesen Sie nach, wie lange wir 1965 über das 
Volksbegehren verhandelt haben! Lesen Sie 
im Protokoll nach!) Herr Kollege Dr. Fiedler I 
Di e  Initiatoren 'des Volksbegehrens haben am 
1 4. April 1 966 gegen Ihren Initiativantrag pro­
tes tiert, weil er eben dem Volks1begehren nicht 
entsprochen that. Auf das Volksbegehren kön­
nen Sie sich bei diesem Initiativantrag in den 
wesentlichen Punkten nicht Ibemfen! (Beifall 
b ei der SPt). - Abg . Dr. F i e d I e  r: Das 
stimmt doch gar nicht! Alles abgeklärt ge­
wesen! Das ist unwahr!) 

Am 1 4. April haben die Initiatoren des 
Volksbegehrens einen Protest eingelegt . -
Das ist keine Unwa!hrheitj wenn Sie das 
l e u gnen, dann haben Sie j etzt eine Unwahr­
heit gesagt! (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. F j e d I e  r: Lesen Sie nach!) 

Nach acht Sitrzungen ,wurde im Plenum ab­
g e s timmt. Zwischen Einreichung des Initiativ­
antrages und Beschlußfas'sung sind 1966 e twa. 
1 5  Wochen verg.angen. Zwischen Zuweisung 
d e r  Re.gierungsvorlage 1 973 an den National­
rat  und dieser heutigen Debatte sind 30 
Wochen vergangen. In der Zeit, die zur Ver­
fügung steht für Beratungen, steht es j etzt 
schon 30 : 1 5  Wochen. In der Zahl der Beratun­

gen 'steht es jetzt schon 12 : 8 Sitzungen. Hier 
noch von einem Abwürgen der Diskus·sion 
zu sprechen, gLaube ich, muß als Ungeheuer­

lich'keit zurückgewiesen werden ! (Beifall bei 
der SPt). - Abg. Dr. F i e d I e  r: Der Antrag 
is t eine Ungeheuerlichkeit der SPO! - Ironi­
sche Heiterkeit bei der SPO.) 

,Ich .glaube, daß wir heute auch feststellen 
konnten, d aß sowohl der Sprecher der Frei­
heitlichen Partei,  'der Bundesparteiobmann 
Pet er, als auch der Klubo'bmann der Oster­
reichischen Volkspartei, Professor Koren, hier 
eine Verhandlung,sbereitschaIt deutlich ge­
macht haben. (Abg. Ing. H ä u s e r: Ihr glaubt, 
ihr könn t diktieren: Ihr seid nicht mehr die 
Mehrhei t!  - Abg. DI. F i e d I e r: Bald 
wieder!) 

Wir halten es j edoch für unmöglich, daß 
m an von OVP-Seite - als es um nichts ande­
res ging, ,als etwas durch 'einen BeschJluß Mer 
im H ause zu fixieren, was vor einem Ihalben 
Jahr in Wirklichlkeit von allen Fraktionen 
übe reinstimmend verlangt worden ist - Er­
klärungen abgibt , in denen es etwa heißt, daß 
an dem Tag , an dem die SPO uns eine Fri s t  
s etzt, es mit den Verhandlungen aus wäre . 
Wir halten es nicht mi t d en Gesetzen des 
"fair play" vereinbar, daß man die Verhand­

lungsbereitschaft aufkündigt , wenn man noch 
im April der Meinung war, wie Presseberichte, 
die ich ziti eren könnte, es nachweisen, daß im 
Somm er eine Beschlußfassung erfol,gen kann. 
Es ist unf.air, Herr Gener.alsekretär Kohl-

maier, wenn man gestern in Zeitungen l e s en 
mußte, daß d.er V,erhandl'llrugsstH der OVP sich 
völlig ändern wird, wenn der vereirub arte 
Beschlußfassungstermin eingehalten wird. Sie 
sagten : "Wir werden uns dann eben nicbt 
mehr die Mühe nehmen, gemeinsam mit d er 
Regierung'spartei nach Lösungen und Kompro­
m issen zu suchen." - Was soll denn das 
heißen? Eine Dreiparteienlö5'1lng ja,  aber nur 
dann, wenn sie nicht heuer beschlossen wird? 
Das wird die österreichische Offentlichkeit 

nicht verstehen können. (Beifall bei der SPO. 
- Abg. Dr. K o h l m a i e r: Wenn sie nicht 
erpreßt wird, Herr Blecha! Das ist der Unter­
schied!) 

Trotzdem, trotz einer nicht eingehaltenen 
Zusa·ge und der damit verbundenen tiefen 
Enttäuschung, die gerade ich empfinde, der i ch  
mich wirklich, wie ich glaube, sehr b emüht 
habe, daß dieses oft gerühmte Verhandlungs­

klima zustande komm·en konnte, strecken Wlir 
Ihnen die Hand zu weiteren Verhandlung en 
entgegen. Denn wir wollen sicherstellen, d aß 
diese Reform des wichtigsten Mediums, des. 
wichtig'sten Informationsvermittlers, eine Re­
form von längerer Dauer ist, daß diese Reform 
eine grundsätzliche Reform ist, zu der s ich die 
M.ehriheit der Osteneicher bekennen "k.ann. 

Wir wissen, daß in der Demokratie j eder 
Staatsbürger die MögUchkeit haben muß, ,an 
den p01iUsch,en ErrtscheilduIllgen mitzuwirik'en. 

Wü wi,ssen 'ab.er, daß ,er dieses Mitwirkungs­
recht nur dann hat, wenn er über die notwe n­
dige Information verfügt. Heute ist j edem klar. 
daß diese umfassende Information in der 
modernen Industriegesellschaft durch Ver­
mittlungsinstitutionen zu erreichen ist, an 
deren er'ster Stelle HÖflfunk und Fernsehen zu 
nennen sind. 

Der mündige Staatsbürger, der der Informa­
tionsauswahl Ibedartf, um selbst ein Urt e i l  
fällen zu können, dieser mündige Staats,bürger 
wund in Zlunehmenidem Maß ein Abhängiger 
der Massenmedien. Und so, wie sich uns ere 
demokr,atische Gesellschaft ändert, verändert, 
einem Prozeß permanenter Reform unterwor­
fen ist, so muß ger ade diese wichUgste Infor­
mationsvermittlungsinstitution, der Rundfunk, 
einer permanenten Reform unterworfen sein.  

Hörfunk, Fernsehen und auch Kab elfunk , 

der uns in Osterreich nicht erspart bleiben 
wird, werden überregional und werden regio­
nal immer Monopolunternehmen sein. Sie sind 
daher durch entsprechende g esetzliche Vor­
sorgen nicht nur zu schützen . . .  (Abg. Doktor 
K 0 h 1 m a i  e r: Steht nicht in der Regierungs­

vorlage: Kein Wortl) Genau das steht drinnen ! 
Daher halben wi'r doch aruch ,eine V,erf.assungs­
b estimmung, die die UnaJbhängigkeit dieses 
Unternehmens absichern soll, Kollege Doktor 
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Blec:ba 
KOihlmaier! (Abg. Dr. F i e d I e  r: Ihr Gesetz 
ist ein Dolchstoß gegen die Unabhängigkeit! -
Ironische Heiterkeit bei der SPO.) Die werden 
wir eiben herstellen durch diese Reform. Neh­
men Sie das zur Kenntnis ! Mit Ihnen oder 
auch, wenn es nobwendig ist, gegen Sie!  (Bei­
fall bei der SPO.) 

Wir sind der AuHas-sung, daß es notwendig 
ist, so ein Medium zur Neutralität zu ver­
pflichten, daß es dem Obj ektivitätsgebot bei 
der Auswahl der Informationen unterliegt 
und daß es einen Gesetzes auftrag zur Wiede:­
gabe der Meinungsvielfalt zu erfüllen hat. 

Wir dulden keinen schwarzen Rundfunk, 
und wir schaffen keinen roten Rundfunk. Wir 
wollen einen neutr.a!I.en, ,einen una:bhängiJgen, 
einen österreichischen Rundfunk, der auf 
Grund einer neuen Rechtsform ,auch den 'Zu 
erwartenden Veränderungen im elektroni­
schen Medienbereich entsprechen kann . (Bei­
fall bei der SPO.) 

Wir wollen - und daher haben wir uns 
auch bei den Beratungen einem Vorschlag, der 
von der FPO gekommen ist, angeschlossen -
eine Neuregelung, die dem Igrößten Kultur­
betrieb der Republik Osterreich Sicherheit 
gibt und die den Rundfunkmitarbeitern Ent­
scheidungsfreude und neue Entwicklungs­
chancen einräumt. 

Jetzt bietet -sich die Chance dazu, j etzt 

bietet sich die Ohance, diesen rot-weiß-roten 
Rundfunk zu schaffen. Ich glaUlbe, wir sollten 
sie nicht ausschlagen. Wir sollten die sechs 
Wochen, i n  denen ein Verhandlungskomitee 
nach Vorschlägen, die wir eingereicht haben, 
diesen Gesetzestext fertigstelIen könnte, nüt­
zen. Käme es zu keiner Neure.gelung j etzt, in 
guter Zeit, ·so ,werden wir überrollt werden 
von einer Welle technologischer Brisanz, von 
der sich viele von uns heute noch keine Vor­
stellung machen. Dann werden wir unter Um­
ständen gar nicht mehr als Volksvertretung 
die Möglichkeit ha1ben, auf die Zukunft des 
Medienwesens entscheLdenden Einfluß zu 
nehmen. Schaffen wir j etzt die Rundfunk­
reform, bevor der Zwang der technischen Ver­
hältnisse das Maß des Möglichen bestimmt. 
(Präsident Dr. M a l  e t a übernimmt den Vor­
sitz.) 

Einem gesamtgesellschaftlichen Interesse 
entsprechend, treten wir Sozialisten -für eine 
Berichterstattung des Verd"a-ssungsausschusses 
über die BeDatung zur Rundfunkgesetz-Novelle 
im Juli vor der Sommerpause hier im Plenum 
des Nationalrates ein. (Beifall bei der SPO.) 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 

Präsident! 'Meine Damen iUnd Herren ! Ich kann 

bei dem anschließen, was mein Vorredner 

gesagt hat, wenn er darauf hinweist, daß die 

tedmische Entwicklung erfordert, daß eine 

Neuregelung stattfindet. Gerade das ist 'aber 

da-s entscheidende Argument gegen den An­

trag, der heute zur Diskussion steht. 

Denn was haben wir auf d em Gebiete des 

Medienrechtes in Osterreich? Wir haben ein 

Presse:gesetz aus der Zeit der Ersten Republik, 

wir hCllben ein Rundfunkgesebz aus dem Jahre 

1 966, und ,wir ha-ben nichts bezüglich j en8r 
n euen technischen Entwicklungen, die auf uns 
:wkommen. Es wäre daher logisch gewesen, 
daß man zuerst dort vorsorgt, wo überhaupt 
nichts vOI1handen ist, daß man d ann das über­
holte Presserecht refoDmiert und an dritter 
Stelle oder gleichzeitig damit das, was das 
relativ modernste ist, nämlich die Regelung 
auf dem Gelbiet des Osterreichischen Rund­
funk's. Sie aber wollen es gerade umgekehrt 
haben, denn die Regelung für all das Neue, 
das ·auf uns zukommt - ich möchte nur als 
Beispiel das Kabelfernsehen nennen -, steht 
ja in der Regierungs-vorlage nicht drinnen. 
Wenn Sie heute eine Fristsetzung Ibeschließen, 
so leisten Sie ja keinen Dienst dazu, daß das 
stattfindet. (Abg. B l e e  h a: Das ist ja auch 
eine Rundfunkveranstaltung! Wenn wir die 
Bestimmung gemeinsam beschließen, gilt sie 
auch für diesen Komplex!) Sie werden aber 
zugeben, daß über die Frage, wer ein Kahel­
fernsehen machen kann, in welcher Form, 
unter welchen Voraussetzungen, in diesem 
G esetz nichts entlhalten ist. Es wäre ein Fort­
schritt der im Unterausschuß ,gefundenen For­
mulierung, wenn die Ver.fassungsbestimmung 
auch auf das K'aibelfernsehen eindeutig zuge­
schnitten würde. 

Ich will damit nur sagen : Den ganzen 
Rechtsbereich dessen, wa·s dringend zu regeln 
wäre, weil es überhaupt keine Regelung gibt, 
lassen Sie offen, und bei dem, was ohnehin 
geregelt ist, streben Sie, ,wenn man will, Ver­
besserungen an. Das i-st die verkehrte Reihen­
folge. Sie werden niemandem, der diese Fra­
gen objektiv hetrachtet, einreden können, daß 
von den Gebieten Kabelfernsehen, Presse­
gesetz, Rundfunk gerade der Rundfunk das 
dringlichste gewesen wäre. Wie lange liegt 
denn schon die Novelle zum Pres.segesetz hier 
im Parlament? Wie lange b eschäftigt sich denn 
schon der Bundesminister für Justiz samt 
seiner MedienkommiSrsion mit der Frage des 
neuen Medienrechtes? Es wäre j<a viel drin­
gender, daß das stattfände. Aber auf das zielt 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeLdet 
hat sich der Abgeordnete Broesigke. Ich er­
teile es ihm. 

es nicht ab, und gerade das zeigt die Unglaub­
wündigkeit dessen, was hi-er zur Begründung 
der Eile vorgebracht wird. Denn in Wirklich-
keit ist es etwas völlig anderes. 
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Or. Broesigke 

Sie ha'ben .g.esagt, es besteht die Forderung 
der Offentlichk.eit. Ich darf Ihnen sagen, diese 
Forderung der Offentlichkeit i'st das ECho Ihrer 
eigenen Erklärungen. Sie haben so lange die 
Offentlichkeit aUJ�gefondert, daß von der 
Offentlichk,eit dias 'Zurückgekommen i'st, was 
Sie gesagt haben. Sie dürfen aber niCht Ihr 
eigenes Wollen auf diesem Gebiet mit der 
Offentlichkeit i dentifizieren. 

Das zweite ist das Bedürfnis der Mitarbeiter. 
Das unterschrerbe ich vollkommen. Es haben 
die Mitarbeiter dieses Unternehmens ein Recht 
darauf, endlich einmal zu wi,ssen , woran sie 
sind. In !dieser B eziehung sind wir uns einig. 

Wenn Sie dais aber feststellen, dann ist es 
nur die halbe Wahrheit. Denn diese Situation, 
daß die Mitarbe iter nicht wissen,  woran sie 
sind, haben Sie j a  selber herbeigeführt. Sie 
sind es ja g ewese n ,  die eine solche Unsicher­
heit geschaffen ha:ben. Und nun sa'gen Sie :  
Die Unsicherheit, die wir geschaffen haben, 
muß endlich einmal beendet wenden! - Wir 
meinen, daß sie beendet werden muß, wir 
können Sie aber aus der Verantwortung nicht 
entlassen, daß Si e die,se Situation herbei­
geführt haben, und zwar ,bewußt herbeigeführt 
haben. (Beifall bei der FPO.) 

Nun zum Antrag auf Schluß der Debatte, 
wollte ich fast sagen, also auf Fristsetzung. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das ist sowieso das­
selbe!) Die Fristset'Zung und der Schluß der 
Debatte haben eigentlich nur einen Unter­
schied. Die Fri'stsetZlUIl.g sagt nämlich, daß di,e 
Debatte innerhalb einer bestimmten Frist be­
endet wird. Der Antrag auf Schluß der Debatte 
bedeutet, daß sie s ofort beendet wird. Das ist 
der einzige Unterschied. (Abg. Dr. T u  1 1: Ein 
großer Unterschied!) Es ist ein großer Unter­
schied, ,meinen Si,e. Aber der K.ern, der Kern, 
Herr Kollege Dr. Tull . . . (Abg. Dr. T u  1 1 : 
Der is t für Schluß der Debatte! - Heiter­
keit. - Abg. Dr. T u  1 1: 6 Wochen kann man 
noch verhandeln!) Ich meine j etzt nicht den 
Abgeordneten Kern, sondern ich meine den 
Kern der Sache. Der Kern ist genau derselbe. 
Es handelt sich nämlich darum, daß die demo� 
kratische Auseinandersetzung zu einem be­
stimmten Zeitpunkt beendet werden soll. Um 
das Ikommen S i e  nicht herum. Ob das nun d�r 
Abgeordnete Kern mit einem Antrag auf 
Schluß der Debatte m acht oder der Klub­
obmann Weisz mit einem Antrag 'auf Be­
fristung der S ache, kommt im Endergsbnis 
genau auf dass ellbe heraus. (Abg. Dr. T u  1 1 : 
Herr Kollege, wenn es nach dem Ermacora 
ginge, könnten wir vier Jahre verhandeln!) 
Ja gut ; ich komme gleich darauf zu sprechen. 

Wenn Sie nun behaupten könnten - das 
konnte ,aber nicht einmal mein Vorredner jetzt 
behaupten (Abg. Dr. K 0 h 1 m a j e  r: Das will 

etwas heißen!) -, daß hier ein fauler Aus­
schuß war, d e r  nicht einberufen wird, wo es 
keine Termin e 9i:bt, der sich mit der Sache 
nicht Ibeschäftigt, der nichts weiter:bringt, dan!l 
könnte ich d e n  Antrag verstehen. Das ist ja 
der Zweck, warum das in der G eschäftsord­
nung steht: Wenn man sieht, daß keine neuen 
Argumente - Herr Kollege Tull, j etzt p assen 
Sie auf, denn Sie sind ja nicht bei dem Aus­
schuß - m ehr kommen, sondern immer das­
selbe :g,esprochen wil�d, für diesen Fa:H i'st der 
Antr,ag auf Fristsetzung 'bestimmt. 

Im vorlieg,enden Pall kann aber doch nie­
mand behaupten, daß n ichts Neues gekommen 
wäre. In der letzten Sitzung, in der der Ter­
minplan erörtert wurde, ist ja noch etwas 
Neues gekommen, und :nwar von Ihrer eigenen 
Fraktion, wie ich glaube, in vielen Punkten 
sehr gut und sehr berechtigt. Aber da kann 
man dann d o ch  nicht 51a.gen, 'es .ist e:twaJS, 
was unendlich weitergeredet wird, immer das­
se1be, und das muß man terminisieren. 

Terrninisi eren wollen Sie 'aus einem ganz 
anderen Grund : Weil Sie schon so oft unvor­
sichtigerwei s e  immer wieder in der Offentlich­
keit davon gesprochen haben. Die verschie­
densten Personen haben sich hier betätigt, 

zum Teil gar nicht zugehörig zu diesem Unter­
ausschuß, d e r  sich mit der Sache beschäftigt 
hat, und hab e n  erklärt: Noch in der Frühj.ahrs­
session ist e ine Beschlußfassung notwendig. 
Weil Sie das gesagt halben, glauben Sie nun, 
muß es auch ,s tattfinden. 

Ich halte es für zweckmäßig, das sa,ge ich 
ganz offen, daß dieses Gesetz noch in der 
Frühj ahrssession beschlossen wird. Darüber 
sind wir uns völlig einig, uIlid zwar im In­
teres,se der Dienstnehmer des Unternehmens, 
aber nicht d eswegen, weil der eine oder der 
andere aus Ihren Reihen immer gesagt hat, 
in der Frühj ahrSISession hält er eine Beschluß­
fassung für nötig. Die Opposition hat j a  nicht 
zu apportieren , was die Regierung gerne 
haben möchte. (Beifall bei der FPO.) 

Es ist ,auch auf das entschiedenste zu be­
streiten, daß ein Antrag auf Frist,setzung der 
Intensivierung der Debatte dient. Er dient 
letzten Ende s  nur der schlampigen parlamen­
tarischen Arbeit, die uns sehr oft ,in der Offent­
lichkeit vorgehalten wird. Es sind nun einmal 
die Dinge selhr kompliziert, vor 'allem, was das 
Rundfunikgesetz anlangt. Es spielen 'sehr viele 
Bereiche hinein, die berücksichtigt werden 
müssen. D a s  hat gerade die Arbeit d es Unter­
ausschusses gezeigt, und da ist das Wichtigste 
nicht die Einhaltung i:rgellidwelcher Termine, 
sondern da's Wichtigste ist die gute Arbeit 
des Gesetzgebers. Und daher muß man fol­
gendes feststellen : 
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Dr. Broeslgke 

Wie im schon hervoI'gehoben habe, smeint 
es aum uns no1rwenldig zu sein, daß der Un­
sicherheitszustand, der von ,sozi'aUsUscher 
Seite herbeigefÜJhrt rwurde, endlidl eimn'al be­
endet wird. Das halten wir für notwendig, 
das halten wir für gut. Das kann aber nicht 
geschehen um den Preis ISchlemter gesetz­
geberischer Arbeit. 

Wir Freiheitlimen werden trotz der von 
Ihnen 'hier für gut befundenen Fdstsetzung 
die Arbeit an diesem Gesetz weiterführen. 
Die Fristsetzung wird auf uns .aber nimt den 
mindesten Eirudruck mamen. Denn wir werden 
deswegen, wei.1 Sie eine Fristsetzurrg für gut 
befunden haben, nicht darauf verzimten, 
dieses Gesetz genau vom ersten bis zum 
letzten Paragraphen durdrzuallbeiten. Sie dür­
fen sim nicht in der Hoffnung wiegen, daß die 
absurden Vorstellungen, die Z\lJIIl Teil in der 
Regierungsvorla:ge vorbanden sind, übernom­
men werden, damit man eine FriJst erfüllt, die 
Sie heute für gut befinden, lSondern Sie müssen 
zur Kenntni,s nehmen, daß, wenn les wu 'einer 
BeschllUßfa'ssung Ülber ai·eses Gesetz kommt, es 
zu dieser Beschlußfa,ssung kommen wird, trotz 
der Fristsetzung, die Sie heute für gut be­
finden. 

Sie haben zweifellos durch diesen Ihren 
Antr,ag erhebliche Zweifel daran aufkommen 
la,ssen, daß es Lhnen mit der Reform des Rund­
funks, von der Sie immer sprechen, wirklich 
ernst ist. Denn wenn es Ihnen mit der Reform 
ernst wäre, dann 'WÜrde Ihnen das Zeitmoment 
gar keine Rolle .spielen. Ihnen ist a:ber offen­
bar der Zeitgewinn wichtiger als die Reform, 
der Prestigeerfolg wichtiger als die Qualität 
des Ges,etzes. Und laus dies,em Grunde wird diie 
freiheitliche Fraktion gegen diesen Frist­
setZlung.santrag stimmen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort geme1det 
ist der Abgeordne:te Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ilirn. (Ruf bei der SPO: Denken Sie an 
Ihren Vorschlag Withalmf) 

tieren könnten. Ich s'a:ge Ihnen noch einmal: 
Eine Pau"t'ei,  die in i1hren eiJgenen -RJeihen nie­
mand tür ein solches Amt hat, ist zutiefst 
zu bedauern. (Weitere Zwischenrufe.) Ich 
weise sehr offen auf den Umstand hin: Wir 
haben mehrere solche Persönlichkeiten. Und 
wir sind stolz darauf, meine Damen lund Her­
ren l (Beifall bei der OVP. - Zwischenrufe 
bei der SPO. - Ruf bei der SPO: Withalmf) 

Alber j etzt zum Thema: Die iBefristung dieses 
Gesetzes oder die Veralbschi edun:g dieses Ge­
setzes ist in unseren Augen nicht nur eine 
Frage der parlamentarischen Prozedur, wir 
gl'auben auch, daß diese Befristung im höch­
sten ,Maß unvernünftig und dem sachlichen 
Anliegen, das wir doch gemeinsam haben 
sollten, schädlich ist. Diese -Befristung ist lei­
der 'auch bezeich;nerud für den ArbeitS'sbH der 
Bundesregierung. 

Meine Damen QInd Herren I Es ist heute 
noch nicht gesagt worden, .aiber wir müssen 
wieder darauf hinweisen: Es g�bt nachweislich 
mehrere Aussagen des Herrn Bundeskan�lers. 
daß das Rundfunkgesetz nicht geändert wird. 
Es gilbt nachweislich mehrere lAussagen des 
Herrn Bundeskanzlers, daß er den Wähler­
auftra.g des Jahres 1 97 1  nur als einen Auftrag 
ansieht, das, was in den Wahlprogr.ammen 
stand, zu verwirklichen, aJber nicht den 
Sozialismus in Osterreich einzuführen. Hier 
liegt ein klarer Fall vor, wo Sie eine par­
lamentarische Initi ative entfaltet haben, die 
Sie vor der Wahl nicht angekündigt, sondern 
sogar ausdrücklich bestritten h·aben. Und 
damit mißbr.auchen Sie das Mandat, das Sie 
von den W,ählern .bekommen haben, meine 
Damen und Herrenl (Beifall bei der OVP.) 

Im Zus-ammenhang mit dieser Frag-e muß 
ich auch darauf hinweisen, daß dieser Schritt, 
der demokratisch 50 anfechtbar ist, wiederum 
- wie bei früheren par-allelen Anlässen -
durch das Eins'etzen einer sogenannten Kom­
mission beschönigt werden sollte. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Meine Der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky hat zu 
sehr verehrten .Damen und Herren I Sie halben Jahresende 1 972 erklärt, noch im Jänner - ge­
mich mit einem Zwischenruf begrußt, der meint walr Jänner 1 973 - iwerlCle eine Kom­
offenbar originell sein -sollte, aiber eigentlich mi,ssion .eing,esetzt. Si·e habe .bis im Sommer 
für Sie eher p einlich und Ibeschämend ist. Zeit, über neue Vorschläge nachzudenken. Und 
Denn in meinen Augen ist, meine Damen dann berichtet "Die Presse" vom 1 3. Jänner 
und Herren, eine Partei, die in ilhren Reihen 1 973, daß der Herr Bundeskanzler zu dieser 
niemand findet, den sie wagt, der Bevölkerung Kommis.sion ges agt hat : "Es soll rasch, es soll 
als Präsidentschaftskandidaten zu präsentie- gründlich vor siCh gehen, aber eine Guillotine 
ren, 'zu bedauern, und eine Partei, die meh- für di·e KOIDII1Jjossion hallte ich für ilalsch. "Meine 
rere solche Persönlichikeiten hat, zu beneiden. Damen und Herr.en! Hier zeigt sich, daß das 
(Beifall bei der OVP. - Anhaltende Zwischen- Problem des Herrn Bundeskanzlers zuneh­
rufe bei der SPO und Gegenrufe bei der mend ein Gedächtnisproblem wird, weil er, 
OVP. - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt  wieder- je länger er regiert, immer mehr in die Gefahr 
holt das Glockenzeichen.) Sie komrrnen nicht kommt, auf das zu vergessen, was er früher 
daPUilIl herum : Si'e haben niemarulen gehaJbt, I einmal gesagt 'bat. Es ist nämlich einem Regie­
den Sie hier aus Ihren ei-genen Reihen präsen- rungschef nicht möglich, zu einer Kommission, 
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die er abseits vom P,arlament und anderen 
Barteien ei'IlSetzt. zu sagen. der darf man 
keine Guillotine zumuten, aber dem Par­
lament, da,s ZUlffi Gesetzesbeschluß allein nach 
Verfassung und Recht berechtigt ist. diese 
Guillotine vorzusetzen. Das ist entweder ein 
Problem Ithpes Gedächtniss'8s. iHerr Bundes­
kanzler. oder Ihrer schlechten Einstellung zum 
Parlament ; eines von beidenl  (Beifall bei der 
OVP.) 

Krei!sky betonte l'CI!u t  "SozLa:liISUi,sc:her KorI1e­

sponderuz" vom 28. Feher 1913 : Für -(He Kom­
mission gibt es keine Zeit1beschränkung. "Sie 
soll in aller Ruhe allb eiten können." Herr 
Bundeskanzl er ! Das ist das. was wir von 
dies em Rundfunkunterausschuß wollen : daß 
wir dasselbe Recht !bekommen, das Sie Ihrer 
eigenen Kommission aus e igener Macht zuge­
billigt 'haben. Wir wollen hier in Ruhe 
arbeiten. aber nicht die Guillotine in G ang 
gesetzt bekommen, Herr Bundeskanzler !  Das 
Wort . .  Guillotine" hätten Sie lieber nicht ,aus­
spr echen sollen. 

Obwohl wir prinzipi e ll gegen eine Rund­
funkreform. wie sie von Ihnen motiviert war. 
eing estellt ,sind. that sich die Anbeit im Unter­
ausschuß doch sachlich gestaltet. Alles, was 
der Kollege Blecha hi er i n  dem Zusammen­
hang berichtet 'hat. es 'ginge ja etwas weiter. 
daher schrndJe Gi'e FDistsetzun9 nicht, ist umg,e­
kehrt zu betrachten : Gera d e  die Tatsache. daß 
er hier berichten konnte, daß die Arbeiten 
dort ohne Leerlauf w,aren. ist ja ein 
Argument gegen die B efrist'ung, 'so wie es 
Kollege Broesigke j etzt auch zutreffend aus­
geführt 'hat. Die Befristung ist ja nur dann 
sinnvoll , wenn eben nicht d as eintritt, w as 
sich im Unterausschuß 'abgespielt hat, nämlich 
da.s Zust,an:dekommen VOill !sachilichen und doch 
produktiven Beratungen über die Materie .  

Im Unter ausschuß hat 'sich gezeigt, daß die 
Chance für eine Auß erstreitsteIlung dieser 
Materie. für eine Dreip arteieneinigung gege­
ben ist. Allerding·s hat sich auch heraus­
gestellt. daß es noch einige Bereiche gibt, wo 
ein Konsens erst gesucht rwerden muß. mög­
li cherweise in Form eines Kompromisses. 

Die dortige Arbeit ist - das muß ich j etzt 
beson ders betonen - j a  nicht so vor sidl 
g egangen, daß wir die R e gierungsvorl a,ge zur 
Hand genommen. Punkt für Punkt durch­
diskutiert und zugestimmt oder ,abgeleihnt b e­
ziehungs.weis e geändert haben, sondern dort 
hat eine G rundsatzdebatte neu !begonnen. wo­
bei wir uns von der Regi erungsvorlage zu­
nehmend entfernt haben. 

Heute stehen wir an einem Punkt. wo i m  
Unterausschuß die öffentlich-rechtliche Anstalt 
aktuell wird. die bekanntl i ch nicht G egenstand 

der Regierungsvorlage ist. Erst in den letzten 
T,agen 'hat - allerdings noch vollkommen 
unzulässig - der Verfassungsdienst des Bun­
deskanz.J.er.amtes versucht. hiefür ·eine lIl eue 
Form zu finden. 

Damit entsteht e ine völlig groteske 
Situation: Die Sozia.hstLsc:he Partei wlirft ihr 
eigenes Kom:ept üb e r  Bord, geht von der 
Ges. m. Ib. H. weg. unterbreitet ein völlig 
neues Konzept in e i n em Unteraussrnuß und 
s agt wenige T'age später :  Aber das muß bin­
nen einiger Wochen a:bgeschlossen werden ! 
Einerseits Unsidlerheit, Erneuerung, Erkennen 
von Mängeln und Fehl'ern während einer De­
batte, die produktiv und konstruktiv vor sieb 
geht. andererseits die Guillotine de's Herrn 
Bundeskanzlers. die eigentlich vom Herrn Par­
lamentspräsidenten und Gewerkschaftsbund­
präsidenten ausgelöst wurde. Das ist eine gro­
teske Situation. mit der wir uns nicht abfinden 
können, meine Damen und Herre n !  (Beifall 
bei der OVP.) 

Es gibt zwei Weg'e, die vor uns liegen : 

Der eine Weg ist. daß die Sozialistische 
Partei jetzt irgendein Konzept macht und e!) 
in wenigen Wochen in diesem Unterausschuß 
durchboxt. 

Der zweite Weg b esteht darin. daß wir in 
unseren gemeinsamen BemÜlhungen fortfahren 
und uns dort bemühen, neue W€ge zu finden 
und einen Konsens herzustellen, in einem 
gemeinsamen Denkprozeß. bei .dem wir alle 
versuchen. einen Weg zu ebnen, um die 
Außer,streitsteHung zu bewältiyen. 

Die Beffi.stung ist e i'gentlidl schon die Ent­
scheidung für den ersten Weg. und unter dem 
Druck der Befristung wird der Prozeß der 
Willenshildung. wie er sich bisher abge­
zeichnet hat. nicht mehr stattfinden können. 
(Abg. Robert W e i s  Z: "OVP-Pressedienst" ; 
Kohlmaier: Keine wei teren Verhandlungen! 
- 15 .  Mai 1 9741) 

Herr Klubdbmann Weisz ! Die Verhandlun­
gen. die es in den letz t en Wochen gab, waren 
so. daß wir von der Opposition uns oft bemüht 
haben, runs eine Alternative einfallen zu 
las's en, die Ihnen und uns recht sein kann . 
Wir haben versucht. die Vorlage nicht nur 
zu kritisieren. sonder n  gemeinsam Wege zu 
suchen beziehungsweise zu erarbeiten. die 
weder in der Vorlage noch sonst irgendwo 
standen. Ein solcher !Stil ist aber nicht mög­
lich, wenn die erwälhnte Guillotine vom Herrn 
Bundeskanzler aufgerichtet wurde. Solche Ver­
handlungen wie 'biSiher kann ich mir nach der 
Befristung nicht mehr vorstellen. Ich fürchte 
sehr. meine Damen und Herren, daß die heu­
tige Entscheidung einen Weg veJ1baut. der 
möglich gewesen wäre .  
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Dr. Koblmaier 
ICh bin der AJuffassung, so wie · es auch 

heute schon zum Ausdruck gekommen ist und 
wie es der Generalintendant ,auch im Unter­
ausschuß gesagt hat :  Es wäre im Sinne des 
Unternehmens ORF gewesen, wenn wir eine 
solche Außerstreitstellung erreicht hätten, die 
das Rundfunkgesebz unberührt läßt von kom­
menden Nationalratswahlausgängen. Wenn 
wir diesen Weg niCht finden - die Befristung 
wird das Ü1beraus erschweren und den S til 
der Verhandlungen sehr, sehr versChlechtern ;  
davon bin ich überzeugt -, dann werden 
Sie vor den Wählern die Verantwortung dafür 
zu tragen haben. (Lebhafter Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordn1ete Dr. Heinz Fischer. ICh 
erteile es ihm. 

Abgeorooeter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Haus ! ICh werde mich j etzt 
niCht mit dem Herrn Generalsekretär Doktor 
Koh1maier in eine Deibatte darüber einlassen, 
wer im Zusammenhang mit der Aufstellung 
von Präsidentschaftskandidaten zu bedauern 
ist ;  dies umsoweniger, als derj enige, der 
primär zu bedauern ist, heute an dieser Sit­
zung gar niCht teilnimmt. Aber wir werden 
ja Gelegenheit haben, uns über diese Fr,age 
und über das Organisationsgenie der OVP­
Pa rteileitung noCh zu unterhalten. (Beifall bei 
der SPO.) 

Zur Frage selbst möchte ich nur drei oder 
vier KlarsteHungen und Informationen zu 
Punkten bringen, die noCh nicht ,gebracht wur­
den und die das G anze vielleicht noch in 
einem anderen Licht erscheinen lassen. 

Erstens : Dr. Withalm hat unter dem Beifall 
Ihrer Fraktion in der Zeit zwischen 1 966 und 
1 970 immer wieder wörtlich erklärt: Das 
Tempo bestimmen wir l - Das ist ein Faktum. 
Daß Sie aum j etzt, wo Sie von den Wählern 
auf den Platz der Minderheitspartei bezie­
hungsweise Oppositionspartei (Rufe bei der 
OVP: Noch!) Igesetzt wurden, das Tempo be­
stimmen wollen, ist Ihr frommer Wunsch. 
Aber, meine Damen und Herren, Sie werden 
sich damit a,bfinden müssen, daß Sie .zwar als 
Mehrheitspartei das Tempo bestimmen könn­
ten, nicht aber auch als MinderheitsparteU 
(Beifall bei der SPO.) 

Zweitens :  Die Kolleginnen und Kollegen 
von der OVP tun so, als 'würden sie den Unter­
schied zwischen "Fristsetzung" und "Smluß 
der Dehatte" nicht Ibegrei:fen oder nicht erken­
nen. Im mömte fast sagen : Im möchte mir den 
Unterschied in Ihrer Tonart anhören, wenn wir 
heute "Schluß der Debatte" bes chlossen 
hätten. Es wäre inberessant, ob Si'e da g,esCllgt 
hätten : Das ist dasseLbe wie eine Frist-

setzung. - Denn es liegt natürlim ein ganz 
eminenter Untersdlied zwischen der Vor­
gangsweise, die Sie seinerzeit gewählt haben : 
Schluß der Debatte, ,abstimmen, niemand mehr 
zu Wort kommen las,sen, nimtis mehr reden 
lassen, und der heutigen Besmlußfassung, daß 
eine Arbeit in einem bestimmten Zeitraum, 
noCh dazu in einem Zeitraum, der an sich 
unbestritten war, zu Ende gefithrt werden soll. 
Da besteht ein großer Unterschied I 

Drittens : Kollege Peter hat gleichfalls mit 
großer Lautstärke so getan, als ob �wischen 
"Schluß der Debatte" und "Fristsetzung" kein 
Unterschied wäre und als ob eine Fristsetzung 
etwas sehr Undemokratisches wäre. 

Kollege Peter l Die Auseinanders etzung mit 
Ihnen wäre um eine Nuance smwieriger, wenn 
nicht die FPO gemeinsam mit der Regierungs­
partei - was Ihnen niemand zum Vorwurf 
macht, w,as :wir für eine sinnvolle, nützliche 
und, wie sich herausstellt hat, auch fruchtbare 
Maßnahme halten - bei einer ·anderen 
Materie �benfalls einen Fristsetzungsantrag 
mitbeschlossen hätte. 

Im glaube, wenn man bei der Straf.gesetz­
gebung sagte : Wir 1W0llen uns das so einteilen, 
daß wir in eineinhalb Jahren mit 'dieser großen 
Materie fertig werden, weil es im Justiz­
ausschuß nom andere Dinge zu beraten gibt, 
wie süh ja j etr.zt in diesem Ausschuß heraus­
stellt, dann ist es legitim, auch im Ver­
fassungsausschuß nach ausführlich geführten 
Verhandlungen und zu einem Zeitpunkt, wo 
das Ende dieser VeJ1handlungen bereits abseh­
bar ist, zu sagen : Bis zu diesem Zeitpunkt 
soll der Verfassungsausschuß dem Plenum 
des Nationalr.ats Bericht erstatten. Nichts 
anderes ist geschehen. (Abg. P e t  e r: Wenn 
Sie so wie wir fertig werden wollen und wir 
sagen: Sie müssen!, dann macht es Ihnen 
auch keinen Spaß!) 

Herr Kollege Peter! Sie waren im Unter­
aussmuß nimt dabei. Ich wollte das nun fol­
gende am Schl/uß sagen, 'aber ich zilehe 'es 
vor und Ibespreche es jetzt im Haus : Nachdem 
alle Fraktionen erklärt hatten, daß sie bis .zum 
Sommer ferUg werden wollen, hat sich her'aus­
gestellt, daß von der Osterreichismen Volks­
partei immer wieder auf Imponder,abilien ver­
wiesen wurde, die man noch nicht absehen 
könne, und daher könnte man doch nicht sicher 
sein, ob man wirklich bis zum Sommer fertig 
werden kann. Uns ist der Grund hiefür völlig 

kl ar, meine Damen und Herren, und wir haben 
es auch im Unteraussmuß völlig offen aus­
gesprochen : Sie wollen bis zum Sommer hin 
verhandeln. Dann werden Sie als Minderheits­
partei die Mehl'heitspartei vor die Alternative 
stellen : Entweder ihr .gebt in den noch offenen 
Punkten nach, dann kriegt ihr das Gesetz 
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vor dem iSommer, oder ihr ;gebt in den offenen 
Punkten als Mehrheit niCht nach, dann kriegt 
ihr das Gesetz nicht vor dem Sommer, dann 
müßt ihr Ihalt suchen, tür wann ihr einen 
Termin .für die Beschlußfassung 'bekommt. 

Bei I'hrer VeIihandlungstaktik konnte man 
ja  förmlich spüren, daß es Kollege Kohlmaier 
oder die OVP darauf ,angelegt hat. (Abg. 
Dr. K 0 h J m a i  e r: Ihre Phantasie ist bewun­
dernswert!) Wir sagen : Verhandeln ja,  fair 
verhandeln, so wie bisher fair verhandeln. 
Aber es geht nicht an, daß man die Regie­
rungspartei im letzten Augenblick unt-er e ine 
Terminerpressung setzt, unter die Erpressung 
mit einer einzigen Alternative. Denn darauf 
wäre es hinausgelaufen, und dagegen weihren 
wir uns. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Wir haben, Herr Klubobmann Peter, in lan­
gen Diskussionen den Kollegen der OVP 
vOf'geschlagen - und wir sind 'bis an die 
Grenzen dessen gegangen, was hier 'zu verant­
worten war -, daß der ORF-Unterausschuß 
die Einsetzung eines Verhandlungskomi tees 
beschließen soll, um die noch offengebliebenen 
Fragen zu klären. Dieses Verhandlungs­
komitee soll dann bis 28. Juni - und nicht 
bis Mai, wie manche Zeitungen geschrieben 
haben - dem Unterausschuß berichten . Für 
die darauffolgende Woche ist ein Verfassungs­
aussdlUß in Aussicht genommen, auf dessen 
Tagesordnung der Bericht des Unter­
ausschusses stehen soll und der den Bericht 
aB das Plenum des Nationalrates fertigstelIen 
soll.  Durch diesen Fahrplan wäre das Ver­
hanct.1ung,sergebnis ,in inhia:l tlicher Hin1sicht in 
keiner Weise präjudiziert worden. 

Das iflaben wir Ihnen 'vorgeschlagen. Ent­
weder, meine Damen und Herren, ist es Ihnen 
wüklich ernst damit, bis zum Sommer die 
Materie ferUg zu beraten, dann können Sie 
niemandem el'klären, waPUm Sie diesen �perationskalender, so haben wir es ;genannt, 
meht akzeptiert haben. Oder es ist Ihnen nidlt 
ernst bis ,zum Sommer, dann ver'stehe iCh Ihren 
Zorn über die Fristsetzung. A!ber dann haben 
Sie ehen nicht ehrlich spielen wollen, sondern 
dann hätten Sie weiter verzögern und uns 
weiter vertrösten wollen, und damit waren 
wir nicht einverstanden. (Beifall bei der SPO.) 

Jetzt, Hohes Haus, noch ein Allerletztes 
zum Problem der Fristsetzung, damit da nicht :,öllig falsche Eindrücke entstehen. Ich glaube, 
Ich darf das berichten, es wird j a  darüber 
öffentlich diskutiert, daß wir bei den G e­
schäftsordnungsverhandlungen sChon Uiberein­
stimmung darüber erzielt haben, daß, wenn 
ein Volksbegehren dem Parlament zugewi esen 
wlird, Jautomaüsch nach 5'ems Monaten dem 
Pl enum des Nationalrates ein Bericht zu er­
statten ist. In der Spr,ache der OVP von heute 

würde das heißen : brutale Fri,stsetzung für 
das Volksbegethren , quasi Schluß der Debatte 
für jedes Volks:begehren; in Wirklichkeit 
heißt das nur, daß ein Volksbegehren, von 
dem .man annehmen ,kann, daß es e ine  wich­
tige Materie ist, nach einer angemessenen 
Frist hier im Parlament zur Sprache kommt. 

Und noch etwas anderes : Die Kollegen der 
OVP schlagen uns vor, und 'Wir diskutieren 
daJlüber, daß uber jeden InitiaUvantra,g auto­
matisch nach sechs Monaten eine Bericht­
erstattung an das Plenum des Nationalrates 
erfolgen soll. Also automatische ,Fristsetzung 
für alle Initiativanträge. Ist das undemo­
kratisch? Ist das Schluß der Debatte? Wenn 
wir Ihren Vorschlägen, Ihren eigene n  Vor­
schlä;gen folgen würden und 'Wir hätten das 
Rundfunkgesetz als Initiativ,antrag einge­
bracht, hätte es lhren Vorstellungen zufolge 
automatisch nach sechs Monaten eine Bericht­
erstattung an das Plenum des Nationalrates 
gegeben. 

Unld j 'etzt sage lieh :  Entweder machen Sie, 
mein.e Damen und Herren von der OVP, un­
demo'kroatische Vorschläge, :die Bestandteil der 
Geschäftsordnung des NartionCl'll1aJtes w,erden 
sollen, oder Sie spielen uns heute, verzeihen 
Sie ,  ein Theater :insofern vor, ,aLs Si,e etwas 
als undemokratisch und brutal bezeichnen, wo 
nur sichergestetllt weliden soll, daß ein im 
Prinzip vereinbarter Terminfalhrplan auCh tat­
säc"2lich eingehalten werden kann. 

Darum sagen wir auch: Wir trennen 
zwischen dem Inhalt der Beratungen, dem 
Inhalt des Problems und der Absicht, di.ese 
Bemtungen in angemessener Frist zu Ende 
zu führen. Unsere Bereitsch'aft, die Verhand­
lungen im bisherigen Geist weiterzuführen, 
bleiht selbstv,eJlstäJIlid1ich ,aufrecht, und wir 
glauben, daß eigentlich - ich will es nieman­
dem unterstellen für irg,endwelche 
Justamentreaktionen bei den Betroffenen und 
bei der Offentlichkeit wenig Verständnis vor· 
handen wäre. Sie drohen uns :  Wenn die 
RegieruIligspartei das ernst nimmt, was ur­
sprünglich in Aussicht Igenornrnen wurde, näm­
lich bis zum Sommer fertig zu werden, dann 
werden wir - die OVP - uns auch in inhalt­
licher Hinsicht ändern. Uberlegen Sie das gut: 
Sie haben 'zu entscheiden, ob Sie an einer 
sachlichen Forts'etzung der Beratungen inter­
essiert sind oder nicht. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abg,eordnete Roberl Graf. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Graf (OVP) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren! Nur einige grund­
sätzliche ,Feststellungen meiner Fraktion seien 
mir noch ermöglicht, nicht zur SaChe, sondern 
zur Vorg.angsweise. 
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Graf 
Sie haben hier - der Herr Dr. Fischer und 

der Herr Kollege rBlecha - sehr wortreich 
unter Beweis zu stellen v ersucht, welch edle 
Motive Sie veranlassen, zur Frist·setzung zu 
kommen, quasi als Ausfluß parlamentarischer 
Reife zur Beschleunigung und VersachlidlUng 
eines Prozesses. Man muß dazu, glaube ich, 
grundsätzlich etwas sagen. 

Beilagen, Bundesgesetz, mit dem das Rund­
funkgesetz geändert wird, eine F r i s t  bis 
8. Juli 1 974 zu stellen, ,sofort abstimmen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre ZustiImnunrg geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 
A n g e n o m m e n. 

Meine Damen und Herren von der Debatte über den BeriCht des Bundeskanzlers 

Sozialistischen Parte i !  Ihre absolute M'ehrheit und den BeriCht des Bundesministers für Fl-

und die in der Zwischenzeit aufgetretenen nanzen über die wirtsChaftliChe Lage 
Niederlagen, die Sie hinnehmen mußten, 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen in die 
haben Ihnen das demokratische Gefühl ab-
handen kommen was'sen, daß man eine Dis-
kussion ausdiskutieren läßt, ohne Frist. Sie 
suchen aus einer politischen Nervosität be­
wußt den Dissens, wo Sie als Demokr.aten um 
den Konsens zu ringen Ihätten ; auch mit Ihrer 
Mehrheit, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der avp.) 

Das ist der wahre Grund, warum Sie sich 
In die Fristsetzung flüchten. Dort, wo Sie nicht 
mehr reden müssen mit der parlam entarischen 
Minderheit, dort vernichten Sie auf das Ge­
spräch, wenn es eine Wendung nimmt, die 
Ihnen politisch nicht mehr paßt. Dort benutzen 
Si,e Ihre Mehl1he'it und ver.such'en, das par­
lamentarisch ZlU verbrärrnen. 

Meine Damen und Herren ! In der Frage 
der Rundfunkreform halben Sie keine Sachlich­
keits,appelle an uns zu richten. Richten Sie die 
Sachlichikeitsappelle an Ihre Partei. Es g,ab 
in keiner Materie der letzten izwei Jahre 
größere politische Kapriolen in der Ansicht 
zur Sache als gerade in Ihrer Partei in der 
Rundfunksache, meine Damen und Herren. 
Nur das ist der Grund. 

Und jetzt appellieren Sie an uns, Sie bieten 
uns die Hand zu weiteren Ve�handlungen ? 
Sie 'brauchen uns die Hand nicht hinzustrecken, 
Sie hatten ja uns ere Bereitschaft. Sie stellen 
uns unter einen zeitlichen Druck, weil Ihnen 
die ganze Entwickl'ung nicht paßt, weil Sie 
nicht ertragen können, daß auch absolute 
Mehrheiten erschüttert werden können. Das, 
meine Damen und Herren, m'acht Sie nervös 
und unparlamentarisch. Der gestrige Tag mit 
dem Verkehrsminister und di e heutige Frist­
s etzung sind ein Signal, daß Sie nicht ver­
lieren können und es Gott sei Dank trotzdem 
tun. (Beifall bei der avp.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort [st llIiemand 
mehr gemeldet. Die Debatte i'st daher geschlos-
sen. 

TagesoJ1dnung ein. 

Gegenstand ist die Debatte üiber den Bericht 
des Bundeskanzlers und über den Bericht des 
Bundesminist,er.s für Finanzen über di,e wirt­
schaftliche Lage. 

Zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Dr. Koren. Ich erteile es ihm. 

Abgeordnet'er Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren 1 "Di·e ö'ster­
reichische Währungs- und Wirtschaftspolitik 
steht weiterlhin im Zeichen der Illusionen ." 
Mit diesem Satz begann der Leitartikel eines 
österreichischen WjrtschaftspuJblizisten am 
vergangenen Wüchenende. In diesem Artikel 
wurden Stil und Inhalt der Währungs- und 
der Wirtsch aftspolitik Ider letzten Wüchen so 
treffend charakterisiert. 

Ich fürchte, Illusionen waren in den letzten 
vier Jahren das wichtigste Beiwerk Ihrer Poli­
tik. Mit die·sem Beiwerk haben Sie die öster­
T,eidüsch,e Bevölkerung von den Fehlern und 
Schwächen und den Folgen Ihrer Politik abge­
lenkt. Illusionen, mit welchen Sie die er­
schreckend zunehmende Diskrepanz zwischeil 
den Schlagworten, mit denen Sie vor vier Jeth­
ren angetreten sind, und der rauhen Wirk­
lichkeit vergessen machen wollten. Es war im 
ganzen gesehen '<He Illusion einer "heilen 
Welt" , einer "Insel der Seligen", einer Wd-rt­
schaft und G esellscha'ft, in der Wachstum 
Tl1umpf ist und di,e unver.me.idllimen Folg,eu zu­
nehmender Innation nicht existieren durften. 

Diese Politik des Illusionierens h8Jben Sie 
- das muß neidlos anerkannt werden - in 
den ersten J,ahren, begünsti.gt durch die Flut­
welle der internationaLen Konjuniktur, beinahe 
meisterhaft beherrscht. Aber schon anläßlid1 
der ersten Lesung des Budgets im Herbst des 
Vorjahres hahe i ch  Ihnen, Herr Finanzminister, 
gesagt, daß Sie nun - mit di.esem Budget 
1974 - von der Sonnenseite in die Schatten-
seite der Infl.ationskonjunktur eintreten wer-

Im Sinne des § 42 Geschäftsordnung las s e  den und daß Sie vom BegünsUgten zum Ge­
ich über den Antrag des Abgeordneten Robert triebenen der Inflation wechse'ln werden. Und 
Weisz, dem Verfassungs ausschuß zur Bericht- Sie s elbst dürften dn oe·r Zw:i'schenzeit tgemerkt 
erstattung über die Regierungsvorlage 933 der haben, daß Ihr KUl1swleIt 'an Ider Börse der 
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politirschen Gunst von d.er HalUisse- in die 
BaJissep'ha6e eing,etretJen !ist. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Der Grund ist nicht schwer 'Zu erraten. We il 
Sie so lange mit i1hrem Illusionsstil, mit An­
künd ig en, .AJblenken, Versprechen und Ver­
niedlichen die heaJbsichtigte Wirkung erzielen 
konnten, haben Sie das G efühl dafür verloren, 
wann dlese Illusionen anfangen, als sch,al und 
unerns t  empfunden Zfll werden. Sie haben 
das G efühl dafür verloren, daß politische 
Equilibristik dann nicht mehr den gewohnten 
Applaus einbringt, wenn die Sorge und die 
Besorgnis der Betroffenen .größer zu werden 
beginnt als die Freude 'an dem Gebotenen. 

Sie ha'ben nicht 'Zur Kenntni's genommen, 
daß di e österreichische Bevölkerung besonders 
seit dem Sch'ock. der Olkris'e vom Herbst 
des Vorjahres und seit der Eskalation der 
Teuerung im heurigen Frühjahr die wi rt­
schaftli che Entwicklung mit weniger Illu­
sionen, aber mit w,achsender Besorgnis sieht, 
weil nun all'Zuviele Prdbleme und Schwieri g­
keiten sichtbar werden, die als Bedrohung 
der Zukunft und als Ungewißheit 'auf dem 
weiteren Weg empfunden werden. 

Der Inhalt der Informationsflut, der auf 
unsere Bevölkerung einströmt, hat sich in 
der letzten Zeit wesentlich verändert. Die In­
flation bordet über, der Steuerdruck. wird stär­
ker und llJJIlerträghlch, SpaI1er und Inv,estoren 
slind v,eruns i chert, di,e Regi'erung Iselhst provo­
ziert d i e  Spekulation gegen die eigene Wäh­
rung, und die Nachrichten über Spannung'en 
und Störungen draußen in der Welt sind sicher 
nicht dazu angetan, ein sanftes Ruheki ssen 
für den Wohlfahrtshür,ger ,abzugeben. 

Wir sind damit, Hohes Haus, in eine Phase 
der nationalen und internationalen EntwiCk­
lung e i ngetreten, in der vieles mehr und mehr 
in Frage gestellt wird, was bislher selbst­
verständliche und unumstrittene Grundlage 
des W achstums-, Wohlstands- und SicheIlheits­
glaubens der Bevölkerung war. In einer sol­
chen Z e it will der verängstigte und unsicher 
gewordene Bürger nicht schönfärberische Re­
den hören und nicht stabilitätspolitische 
Schaumschlägerei, wie eine Zeitung heute wie­
der ein e  Qualifizierung für den gestrigen Be­
richt g,ibt, er will nicht den illusionären Schil­
derungen vergangener Großtaten lauschen und 
unglaubwürdigen Optimismus vorgesetzt be­
komme n .  Die Bevölkerung erwartet vielmehr, 
daß d i e  Verantwortlichen, die Regierung und 
die Politiker den Eindruck. der Sicherheit, des 
Vertrauens und der Glaubwürdigkeit ver­
mitteln, daß sie zum Ausdruck br.ingen, daß 
sie die Probleme erfaßt haben und kennen 
und mit Ernst und Verantwortungsbewußtsein 
zu lösen bereit sind. 

Herr Bundeskanz.ler! In Deutschland ist Ihr 
Freund Willy Brandt nicht an einem 
G uilleaume, sondern an diesen Problemen 
gescheitert, die ich eben erwähnt hahe, daran, 
d aß er die veränderte Wirklichkeit nicht mehr 
zur Kenntnis nehmen konnte. Sein Nachfolger 
hat in seiner Regierungserklärung in der ve r­
g,angenen Woche diese veränderte Wirklich­
k e i t  zumindest teilweise zur Kenntnis ge­
nommen und mit der Ankündigung von poli­
tischen Zieländerungen reagiert. 

Ich habe noch Ibis gestern frast mit Sicher­
heit angenommen, daß Sie, Herr Bundeskanz­
ler,  in einer groß angekündigten Erklärung vor 
dem Nationalrat zumindest den Versuch einer 
nüchternen und ehrlichen Analy:se unserer 
Lage und ihrer Probleme abg�ben werden und 
daß Sie daraus vielleicht ein paar Ansatz­
punkte für eine glaubwürdi:gere Politik für die 
näch'ste Zukunft anbieten würden. 

I ch  wollte ehrlich gestanden nicht an­
nehmen, daß der Chef einer Partei, die das 
Wort "planen" einmal als ihr ureigenstes 
Eigentum betrachtet hat und die s'einerzelt 
ausgezogen ist, um - wie Sie selbst, Herr 
Bundeskanzler, damaLs ,sagten - die "Zu­
kunft" zu gestalten (Ruf bei der OVP: 0 je, 
o je!), daß eine solche Partei wirklich nur 
m ehr darauf eingestellt ist, ·sich mit der Ver­
gangenheit zu Ibeschäftigen und in ihr einzu­
igeln. 

Herr Bundeskanzlerl Ich muß gestehen, idl 
habe Sie überschätzt. Vielleicht waren Sie 
in den letzten Tagen zu sehr in die ver­
w orrenen Schlingen d er politischen Ver­
gangen:heitsdeutung Osterreichis verfangen, 
um die Zeit zu erübrilgen, die rur die Vor­
bereitung eines diskussionswürdigen Berich­
tes notwendig gewesen wäre. Was Sie uns 
g e stern präsentiert h'aben, war kein ernst­
h after Versuch, unsere wirtschaftliche Lage 
und die Politik der Bundesregierung daT'ZU­
stellen, sondern ein �usammenhangloser BreI 
mit krampfihaften Versuchen der Schön­
färberei, die manchmal - leider, Herr Bundes­
kanzlerl - bis 'Zur IrreJührung geht. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Die ersten vier Seiten lihres Berichtes mit 
dem Strei'f'Zug von der EWG :bis in die Sahel­
Zone darf ich hier übergehen. Dann, Herr 
Bundeskanzler, folgt aJbrupt die Börsenmit­
teil ung, daß der Dollarkurs von gestern 17,63 S 

gewesen 'sein soll, mit der euphorischen Fest­
stellung, daß - und das dar.f ich aus Ihrer 
Rede zitieren - "niemals vorher in der Ge­
schichte unserer Währung derart günstige 
Austauschrelationen aufzuweisen waren". 
Herr Bundeskanzler I Gerade diese gewaltige 
Abwertung des amerikanischen Dollars in den 
letzten Jahren ist, wie 'ich ,fürchte, für Europa 
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alles andere als ein Grund zur Freude. Denn 
diese Änderung der Währungsparitäten sig­
nalisiert nicht eine Änderung der Austausch­
relationen zu unseren, sondern zu 
amerikanischen Gunsten l (Zustimmung des 
Abg. Dipl.-Ing. Dr. S c  h 1 e i n  z e r.) Es dürfte 
J.hnen nicht 'llilibekannt sein, daß alle nam­
haften Fachleute in Europa die vollen Aus­
wirkungen dieser Wäihrungsänderungen in 
den nächsten J,ahren in der Form eines neuen 
und bedeutenden und gewaltigen Export-drive 
der Vereinigten Staaten erwarten. 

Daß weder Sie noch der Finan'Zminister auf 
die trostlose Situation des internationalen 
Währungssystems oder gar auf die Hinter­
gründe der durch provozierte Spekulation er­
zwungenen Währungsmanipulation der 
vorigen Woche eingegangen sind, wirft nur 
ein weiteres bezeichnendes Licht ·auf Ihren 
Propagandabericht. 

Im Anschluß dar,an kommen dann in Ihrem 
Bericht, Herr iBundeskanzler, die Rohwaren­
preise für Produkte dran, die von 1 910 bis 
1 914 nach Ihren Angaben für einzelne Pro­
dukte um 1 00 Prozent 'bis 500 Prozent ge­
stiegen sind, und d.aran schließt sich die Fest­
stellung - ich darf Sie wieder wörtlich zitie­
ren -, daß "jedermann, der sich um eine 
objektive Beurteilung der Situation bemüht, 
ellmessen kann, welches Ausmaß die Roh­
stoffverteuerung gehabt hat i "  

W'as damit bezweckt werden soll, ist klar, 
Herr Bundeskanzler: Damit soll wieder einmal 
die "gewa'lt:�ge importi,erte Inflation", g,egen 
die Sie 'so Ihilflos und ohnmächtig sind, als 
Ausrede bemüht und untermauert werden. 
Ich frage mich, Herr Bunde'skanzler, warum 
haben Sie eigentlich nicht Ihr eigene's Statisti­
sches Zentralamt IbemÜlht? Dort rechnet man 
seit vielen Jahr,en Monat ,für Monat einen 
Preisindex der Einfuhr nach Osterreich aus. 
Der dort errechnete Preisindex der gesamten 
Einfuhr, also aller Importprodukte - ein 
Preisindex, der 'al,so alle Importwaren erfaßt, 
Herr Bundeskanzler -, ist von 1 970 bis 1 973 
nicht um 500 Prozent und nicht um 1 00 Pro­
zent, j a  nicht einmal um 1 9  Prozlent wie die 
inländisChen Verbraucherpreise, sondern um 
nicht ganz 1 tProzent gestiegen. Das, HeII 
Bundeskanzler, wäre in diesem Zusammen­
hang auch eine interessante Feststellung ge­
wesen, denn sie 'hätte gezeigt, daß der inlän­
dische PreilsaUJftrLeb stärker ist als der, der 
über die Impor.te naCh Osterreich hereinge­
tJ'a,gen wird l (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich darf zu leinem ,anderen Punkt Ihr.er Red'e 
kommen, HeI'lr Bund e s}{lallzl er. Auf Seite 8 
stellen Sie fest, daß Osterreich, was das 
Wachstum des Sozialproduktes betrifft, ,an der 
Spitze aller europäischen Industrienationen 

liegt. Ich darf eine Tabelle zur Hand nehmen, 
die im nächsten Monatsbericht des Wirt­
schaftsforschunJgSinstitutes enthalten sein wird 
und wofür die Daten dazu den OECD­
Statistiken entnommen sind. Aus dieser 
TabeHe ergibt sich eindeutig, daß das Brutto­
nationalprodukt in Osterreich im JaJhre 1 913 
um 5,5 Prozent gestiegen ist. Mit diesen 
5,5 Prozent liegt Osterreich keineswegs 'an der 
Spitrze, sondern - von den USA, von Kanada 
und von Japan abgesehen - hinter Fr,ank­
reich, UaUen, Belgien, den NiedeI'llanden und 
so weiter. Von einer Spitze , Herr Bundes­
kanzler, kann in diesem Zusammenhang keine 
Rede seinl 

Im nädlsten Satz !ihrer ,Erklärung, Herr 
Bundeskanzler, heißt es : "Motor der Wirt­
sdtdif.tsexp.ansiOlIl war vor aJUem die Sachgüt,er­
produktion." Ich nehme die 7JWeite Tabelle 
dazu her, die Aufschluß darüber g�bt, daß di e 
Industrieproduktion in Osterreich im Jahre 
1 973 um 5, 1 Prozent expandiert hat. Das ist 
unter den westeuropäischen Industrieländern 
einer der I,etzten Ränge , denn ,es ergeben 
sidl folgende Prozentrz,ahlen : USA 9 Prozent, 
Kanada 8,3 Prozent, Japan 18 Prozent, Belogien 
5,5 Prozent, BundesrepubIik Deutschland 
1,5 Prozent, FraIllkreich 7,9 Prozent, Groß­
britannien 8,8 Prozent, Niederlande 7,8 Pro­

zent, Schweden 6,7 Prozent, Schweiz 5,8 Pro­
zent, dann kommt Osterreich mit 5,1  Prozent. 

Ich s'age das nicht, Herr Bundeskanzle'f, um 
damit überhaupt eine Qualifilzierung der Pro­
duktionsentwicklung rzu tr·effen, sondern nur 
um zu qualifizieren, was Sie in Ihrem B ericht 
g esagt und g esdlriehen haben. 

Nun 'Zu einem weiteren Punkt auf Seite 1 0  
Ihrer Erklärung, Herr BunideskaIllZler. Dort 
stellen Sie fest, daß Sie im Bereich der UNO­
City Ändemngen vornehmen werden. Sie 
haben sich ,auf allle ru!I1'sere Vo�behalte hin 
zwe:i Jahre g,eweigert, dort di,e Gi'giantomanie 
etwas einzubremsen. Ich könnte j etzt sagen, 
es sei dem Druck der Opposition zu danken, 
daß Sie diese Kursänderung vornehmen. 
Allerdings wäre es d·a:zu notwendig aufzu­
klären, warUJID gestern der Herr iBürgermeister 
Gratz, der offenbar von Ihrer Initiative noch 
nichts wußte, im ORF erklärt hat, es ·sei von 
keiner Einschränkung die Rede, weder naCh. 
dem Text noch nach der Abspr,ache mit 
Kreisky. (Hört! Hört!-Rufe und Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Bunde:skaoIllZiler!  Auf Seite 1 2  Ihrles Be­
richtes beschäftiogen Sie 'sich mit Familien­
politik. Ich muß g,an'Z offen sagen : Offenbar 
dient diese Passage wieder einmal dazu, um 
der notorischen Familienfeindlichkeit Lhrer 
Politik, die Sie bei der letzten und auch bei 
der kommenden Steuerreform an die Fahnen 
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geschrieben halben, ent'gegenzuwiI1ken. Was 
tun Sie hier? - Sie feiern ·es .al's ,eine große 
Leistung, daß Si.e die Budgetzahlen für das 
Jahr 1974 beim Fa,milienl,a:stenausgleichsfonds 
nennen, und dann - jetzt kommt etwas sehr 
MerkwündJiges - rechnen Si,e noch 6,6 MH­

liarden Schilling dazu, die Sie als Einnahmen­
ausfalil bei der LOhn- und Einkommenssteuer 
bezeichnen und die auch "den Familien" zur 
Verfügung stünden. 

Wenn, meine Damen und Herren - ich darf 
mich besonders an di,e Herren des Gewerk­
schaftsbundes wenden -, '5'einerzeit ein OVP­
Minister die Unv,e�fror.enheit g,ehalbt hätt,e, 
eine .im Steuergesetz ,v'er,ank,erte Begünstigung 
aJIs etw.as zu derrnonrstrilel1en oder alls etwals hiJll­
zustellen, das er, der Finan:z:minister, den Be­
troffenen gäbe, d ann hätte es eine mittlere 
Revolution gegeb en !  Heute ,aber lassen Sie 
sich solche Dinge ohne weiteres geifallen. 

Ich wü�de vorschla'gen, Herr Finanzminister: 
Vielleicht nehmen Sie lin Ihrem nädlst'en Be­
richt auf, daß 'etw,a das ExisteIlJzminimum, dalS 
ja bekanntlich 4000 S pro Nase ,ausmacht, eine 
Größenordnung von mindestens 10 Milliarden 
Schi.J1ing Steuer,ensp a'mLs bedeute, ISotdaß also 
den untersten Einkommensschichten vom 
Finanzmini,ster auch noch 1 0  Milliarden Schil­
ling geschenkt werden. Ich halte so etwas 
einfach ,für nicht mehr verrtretbar! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Etwas anderes, Herr Bundeskanzler: Auf 
Seite 13 'Stellen Si,e f,est, daß d.er A'Il:sgtleichlS­
zulagenrichts,atz 919 S im J ahre 1 966 betragen 
hat, dann 1 333 S UJDd ab kommendem JuWi 
2060 S 'betragen wird. Sie stellen weiter fest, 
daß das gegenÜ'b er 1 970, also in der Zeit 
Ihrer Regierung, eine Steigerung von 54,5 Pro­
zent sei. 

Nur ein kleiner Hinweis : Der Herr Finanz­
minister nennt in seinem IBericht auf Seite 5 
eine etwas andere Zahl, nämlidl. 60,6 Prozent. 
(Finanzminister Dr. A n  d r 0 s e h : Zu einem 
genauen Zeitpunktl) Sie schreiben genauso: 
1 970 ,bis 1974. (Finanzminister Dr. A n  rl­
r 0 s c  h:  Genaues Datum!) Dann schreiben Sie 
bitte dazu, was Sie meinen. - Aber um das 
geht es eigentlich gar nicht. Um 5 Prozent 
streiten wir mit dieser Regierung gar nicht 
mehr! (Zustimmung bei der avp.) 

Was Sie aber 'hinrzuzufügen vergessen 
haben, Herr Bunde'skanzler : dJi,es,e 54 Prozent, 
die von 1 970 bis 1 974 'zu den Ausgleichs­
zulagen hinzugekommen sind, sind real erheb­
lich weniger als die 40 Prozent, die zwischen 
1 966 und 1970 dazugekommen sind. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das ist es ja! - Zustim­
mung bei der OVP.) 

Sie sollten den Aspekt nicht immer ver­
gessen, daß mclu sehr oft weniger sein kann. 
In Ihrem Fall i s t  leider Gottes das Mehr sehr 
oft ein Weniger . (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i e r: 
Mehr Regierungsmitglieder is t dasselbe!) 

A'uf der gleichen Seite ein anderer Punkt, 
Herr Bundeskanzler. Sie führen den Bundes­
beitrag rur die Pensionen 'an . Natürlich tst er 
beträchtlich gestiegen . In den vier Jahren von 
1 970 bis 1 974 ,auf 46 Milliarden Schil ling 
gegenÜlber 24, 4  Milliarden Schilling in den 
vorhergehenden vier Jahren. Auch dieSJbezüg­
!im haben Sie, Herr Bundeskanzler, ver'gessen 
hinzuzufügen, d aß es in diesen vier Jahren 
Ihrer Regierung zwar höhere Pensions ­
anpassungsfaktoren gegeben hat, aber gerin­
gere reale Pen s ion sstei'gerungen als in den 
vier Jahren vOIiher, weil eben uie Inflation, 
wie Sie selbst noch vor 1970 gesagt haben, 
letzten Endes eine Geisel der Armen ist. Nur 
haben Sie das seither etwas verdrängt. Und 
deshalb muß m a n  Sie 'zeitweilig wieder daran 
erinnern. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte nur noch 
eine kleine Feststellung zu Seite 11 treffen . 
wo Sie wieder einmal ein bißchen Zuckerbrot 
für die Bauern übrig haben, alleI1dings nur 
Verbales. Wer einmal, so wie es mir zuge­
fallen ist, an Verhandlungen über Landwirt­

smaftsfragen mit Ihnen teilgenommen hat 
- im tat das x-mal im Zusammenhang mit den 
EWG-Verträgen -, der weiß, wie "kon­
ziliant" Sie d i ese Verhandlungen 'geführt 
haben: Daß wir über ein Jahr brauchten, um 
von Ihnen das zu bekommen, was veltra,glich 
zugesichert war, was die Untel1schriften von 
Politikern beider Parteien getragen hat ! Und 
ich f,ürchte, Herr Bundeskanzler: Die öster­
reichischen Bauern wissen längst, was sie von 
Ihrer Politik zu halten habe!}! 

Was ich in Ihrer Rede vergeblich ,gesucht 
habe, war die Spur eines Zusammenhangs und 
Antwort auf die Frage, wie Sie die Probleme 
von heute sehen und wie Sie sich die Lösun­
gen vorstellen. Wo ist ein Rückbezug auf die 
Schlagworte , mit denen Sie seinerzeit ange­
treten sind? Auf das Kaufen, da,s wieder 
Freude machen soll, auf das Sp'aren, das im 
Staatshaushalt wieder in den Vordergrund 
treten soll, die 5000 Wohnungen, die Sie 
versprochen hab en? Wo ist der Kampf gegen 
die AI1mut? In Wirklichkeit kämpfen Sie ver­
gebens gegen d i e  Hydr,a der Inflation ! 

Ich kann mich des Eindrucks nicht ·erwehren, 
Herr Bundeskanzler, daß Ihnen in den letzten 
Monaten bewußt geworden ist, daß Sie die 
Gunst der österreichischen Bevölkerung ülber­
fordert haben und daß Sie erkennen mußten, 
daß die Zeit Ihrer Fortüne vOflbei ist. Brandt 

108. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 31 von 105

www.parlament.gv.at



10536 Nationalrat XIII. GP - 108. Sitzung - 22. Mai 1974 

Dr. Koren 

war nicht nur Ihr Freund, ich fürchte, Sie haltensweise 'in der Währungspolitik die inter­
teilen auch das gleiche Schicksal. (Zustimmung nationale Spekulation 'geradezu mit Gewalt 
bei der OVP.) und ·an der Hand nach Osterreich. 

Vom Herrn Finanzminister hätten wir eine 
klarere Aussage erwartet, durch welche Kurs­
änderunJgen s.einer Wirtschaftspol:itik - unld 
das ibr.in.gen j a  auch di'e KommentaJIIe der heuti­
g'en Zeitungen zum Ausdruck - ,er ·eine ein­
deutig,e AhsaJg'e ,an die InflatioIlJSpoltitik er,tei­
len will. Es blieb ·auch bei IJmen, Herr FinaIYL­
minLster, heim Berühmen lIIlit der Vergang:en­
heit ; für di,e Oegeruwar-t hatten Sie I,eid'er Got­
tes nur ,ein p,ClJar 'sdlon iWied·erholt 'g,ebllaJU.mte 
Platdtüden übrig. Denn W.ClJS Isol1 1ich lauf Seite 10 
mit der FestS'tel,lurug laJnfiangen : "Die Plleisstei­
genung,en ,sind ,ein intemationail'es Problem" -
no na -, "das nur durch ZllIsammenaI"beit der 
Sta.aten gelöst wellden k.aIlln"? WeH die inter­
ill.!aUonale Politik nich,t fumktiond,ert, 191M es 
natürlich .di.eses Problem. Aber Wla<S haben SLe 
da�u zu sagen? 

Sie sagen weiter: "Was wir brauchen, ist 
eine Allianz ,für Stabilität." Ja was stellen 
Sie sich unter dieser Allianz vor? (Zwischen­
rufe.) Was für konkIrete IMaßnaihmen 501,100 
ergriffen 'Werden? 

Sie stellen am Ende der Seite weiter fest: 
", . .  unsere Währung ist stark und die Staats­
finanzen !sind in Ordnung . . .  " Vielleicht �uerst 
zur starken Währung, 

Idl w,eI1de Ihnen jetzt, Herr FLnaIliZlII1inLstJer, 
nicht vorles,en, 'WalS Sie vor fünfoeinhalb 
Jahren in einer Debatte ÜJber Währungsfragen 
gesagt haben, denn heute hat sich Ihre Mei­
nung offensichtlich grundlegend geändert. Im 
Gegensatz �u damals .haben 'Wir heute ein 
eindeutJLg.es Zahlunglsbhl,anJMoefizit, lemen Ab­

strom 'auosländiJScher Zahlungsmittel und lauch 
der Tendenz nadl ,rune 'struktureUe Vier.sch;lech­
terung der Zahlungslbilanz. Die Zahlungs­
mittelI'leserven der Notenbank nehmen t'fotz 
Ihrer ,napiden Aus!lla.I1idslu.ooi,taufnahanen lau­
fend ,ab. Das heißt, der Abfluß list weit, weit 
'stärker a1s der von Iihnen ibeIibe�geführte Zu­
fluß durch Dollarkredite. 

Damals haben ISie z'um Ausdruck gebracht, 
der österreichi:sdle Schilling sei abwertungs­
veI1dächbig. Heute, Ifünfeinhal,b Jahlie 'Sp·äter, 
in der entgegengesetzten Situation, die man 
üblicher:weise wohl nicht .als eine besonders 
glückliche bezeichnet, nämlich ein struk­
turelles Zahlungsbilanzdefizit, in der, wie Sie 
selbst in Imem dick,emn Bericht und lin d.em 
vorliegenden Bericht des Wirtschafts­
forschungsinstituts feststellen, daß der Ten­
dem nach eine wesentliche Verschledlterung 
der Zahlungsbilanz eingetreten ist, in der Zeit 
führen Sie durdl eine unverantwortliche Ver-

Herr Finanzminister ! Mir ist kein Fall ge­
läufig, in dem ein Verantwortlicher der Wäh­
rungspolitik Wochen vorher ganrz offen über 
die Absicht der Regiemng, eine Aufwertung 
heIibeizuführen, spricht. V,ielleicht w.ar da5 
einzige, was Sie überrascht hat, daß sich die 
internationale Spekulation 14 Tage überhaupt 
nicht geruhrt hat - das wil1ft ihödlstens ein 
Schlaglicht .aw die Bedeutung Osterreidls als 
Währungs- und FinamzpJ.atz. 

Aber als dann in gehäufter Form am 
Wochenende und am Beginn der vorigen 
Woche wiederum Erklärungen über Aufiwer­
tungsa'bsichten 'gekommen sind, d,a hatten Sie 
Ihr Ziel endlich erreidlt. Ein paar Spekulanten 
sind aufgewacht und halben durch große Schi!­
lingkäufe und entsprechenden Dollarzustrom 
zur Notenbank bewirkt, daß die Notenbank 
den Handel einstellen mußte und sozlllSagen 
von außen durch die SpekuLation geZlwungen 
wurd'e, da1s durchizuiiUhren, WalS Si.e beabsddl­
tigen, was Sie aber doch nicht so ohne wei­
teres machen wollten, weil Sie dann mit den 
verschiedenen Gruppen in diesem Land viel­
leicht doch hätten reden soLlen. 

Herr FinaIllZministerl Ich fürchte, daß das 
eine Vorgangswelse ist, die von wenig Ver­
antwortungsbe'Wußtsein in solchen Fra'gen 
zeugt. Denn Spekulation mit der eigenen Wäh­
rung, das ist etwas, was Ihnen vorbehalten 
geblieben ist !  (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie, Herr ;Finanzminister, sprechen im selben 
Satz von den StaatsfinalliZen, Damit zerplatzt 
eines Ihrer let'Zten Sdllagworte, nämlich das 
Schlagwort, das ,seinerzeit von ]hnen so gerne 
gebraucht wurde und das "Sdluldenpolitik" 
hieß. Ende 1969 betrug der Gesamtstand der 
Staatsversdlu1dung 43 Milli arden Schilling ; er 
beträgt <im Augenblick rund 58 Milliarden 
Schilling, nidlt eingerechnet die 4 Milliarden 
Schilling, die 1977 für die :Finanzierung der 
Mehrwertsteuerentlastung fällig werden und 
nicht enthaltend die 2 oder 3 Milliarden Schil­
ling, die Sie in der ZwischeIlJZeit durdl Gesetz 
- nidlt durch Zahlung, sondern durch Ge­
setzt - vom Bund iiuf die Notenbank über­

tragen haben. Und fDaglos wird im Laufe des 
heun1g,en J,ahres dazu noch einiges kOIDIIIl'en. 

Es wird daiher Ihnen vorbehalten gewesen 
sein, die stärkste Ausweitung des Staats­
schu1denstandes herbeigeführt zu haben, die 
j em als in einer Legislaturperiode passiert ist. 
Und das, Herr Finanzminister, ist die Leistung 
in Zeiten ·einer ungebrochenen und ununter­
brochen anhaltenden Konj unktur, in der von 
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der Budgetpolitik ein restr�ktiver und nirnt dem darüber hinaus in der Regel er.hebliche 

ein expansiver Effekt hätte ausgehen sollen, Budgetübersdueitungen vorgenommen, im 
es aber nicht getan hat. Vorjahr insgesamt 5 MiLliarden Sdlilling. 

Bei dieser Gelegenheit, Herr Finanzminister, Leider, Herr Finan:�mini ster, mamt Ihnen 

eine weitere FeststeHung. In :den ersten die Konjunktur nicht die Freude, im Halb­

Monaten dileses Jahres mußten Sie noch mit j ahr.esrhy·thmus in Osterreich zu verlaufen, 

einem anderen Sdlilagwort auflhören, nämlich sondern erhelblich anders .  

dem der AuslandsversdlUldUD'g. Nachdem Ihr Voriges Jahr haben Sie eine neue Temnik 
Freund Kienzl vor wenilgen Wochen fest- begonnen. Sie haben Ihr Budget dreigeteilt :  
gestellt hatte - er ist GeneraJldirektor der in das Grundbudg:et, von dem Sie sagten, 
Nationalbank und muß es wi ssen -, daß der da's seien die AUSiglaben, di e  un.ter allen Um­
österreirnische Kapitalmarkt �usammen- ' ständen getätigt werden müssen, in eine soge­
gebrochen i·st - das seine wörtliche Fest- nannte Sta'b�lisierungsquote, die nur dann frei­
stellung -, mußten auch Sie erfalhren (Abg. gegeben werosen \soll, wenn es die Konjunktur 
M i t t e r  e r: Da lachen Sie noch dazu! Das ist erfoJldert, das heißt, wenn ,es � KoojUiniktur­
für Sie zum Lachen, Herr Finanzminister!), daß dämpfung·serscheinungen kommt, und schließ­
Neuemis,sionen in diesem Frü'hj.al1r nicht mehr lich noch in einen dritten Part., das Konjunk­
plazie:r.bar sind. Seit diesem Zeitpunkt müs'sen turausg.leichsbudget, wenn es allso ganz arg 
Sie Ihre Löcher im Budget aus dem Ausland kommt und der Bund besonders stark expan-
finanzieren. dieren muß. 

Auch das lese ich ,Ihnen jetzt  wieder nicht 
vor, was Sie vor füruf Jahren zu diesem 
Thema hier im Ho!hen Haus etwa über die 
Höhe der Zinsen und über die Problematik 

der Auslandsverschuldung ,schlechtthin gesagt 
haben. 

,Bisher !halben Sie 3 Mi'liliarden Schil1ing in 

Dollars .auf dem Euro-Dollarmarkt herein­

genommen, wie ich höre zu Zinssätzen, die 

so um die 9 Prozent �eru'lJl lieg'en. Sie be­

muhen sich derzeit um di e zweite Tr.anche 
in annähernd gleicher Höhe, bei der Sie die 
10 Pr�ent-MaI1ke 'beträchtlich überschreiten 
werden. tAuch auf diesem Gebiet sollten Sie 
aufihören, j emals wieder von der Vergangen­
heit zu reden, und 'Vielleicht könnte im Sinne 
OrweU'scher Prägung das stenographische 
Protokoll der J'aihre 1967 und 1 968 umgeschrie­
ben werden. (Beifall bei der tJVP.) 

Nur ein paar Worte .zur Budgetpolitik. Hier, 
glaube ich, herscht die größte Disikrepanz. Vor 
vier Ja'hren sind Sie 'angetre ten mit der For­
derung nach langfristiger Budgetpolitik, nach 
Finanzplanung, kurzum narn allem , was 
damals .als OppositJiollJsp'artei für Sie gut UM 
teuer war. 

In dieser Budgetrede beschränkt sich Ihre 
budgetpolitisch'e Äußerung auf die Feststel­
lung - und die hören wir bei  j eder Ihrer 
Reden hilar in diesem Hause -, daß der Bunrl 
seine .stabilitätsorientiert-e Budgetpolitik un­
verändert fortsetzen werde. Diese Budget­
politik besteht j edes Jahr, Herr Finanz­
minister, aus dem gleimen Ablauf. Im ersten 
Halbjahr 'erklären Sie, 'daß arus stabilitäts­
politi·schen Gründen Aufträge in das zweite 
Halbjahr v-erlagert werden sollen, und im 
zweiten HaLbjahr werden dann nicht nur diese 
Aufträge und dieSle Mitte,l freigegeben, son-

Wir haben Ihnen scbon iiIll Vorjahr gesagt, 
daß w.ir diese Dr,eit,eilung nicht ,ernst lIlehmen, 
Wleil eindeuUg festzustellen w.ar, daß Sie diese 
Dreiteilung lIlur gewä'hlt halben, um die Ste1-
g'erung in Ihrem sogenannten Grundbudget 
in engeren Grenzen zu haUen und ein Teil 
der unbedingt nmwendigen Ausgaben eben 
in der Stabilisierungsquote Platz finden mußte . 

Herr Finanzministerl Das hat sich 
inzwischen 'als richtig herausgestellt. Denn 
eben bekommen wir Ihr Budgetüberschrei­
tungisgesetz , das vorerst einmal einen Rahmen 
von 1 ,7 MiHiarden SchHling hat, dem aber 
sicher weitere fol'gen werden. Von diesen 
1 ,7 MiHiallden Schilling, die jetzt schon als 
zusätzliche Budgetüberschreäung f'estgelegt 
werden, stammen 1 , 1 MilHarden SchiHing aus 
Ihrer sogenannten Sta'bilisierungsquote. 

Sie geben also nirnt die StabiHsierungs­
quote frei , um nicht sagen zu müssen, daß Sie 
die Konjulliktur für so ankurbelung,swürdig 
ha'lten, daß die StaJbilisierungsquote frei­
gegeben werden muß, sondern Sie treffen 
einfach Uiberschreitungen im Grundbudget nur 
bei den gleichen Ansätzen und bei den glei­
men AusgaJbenpositionen, !für die di'e Stabili­
sierungsquote vorgesehen war. · Deutlicher, 
Herr Finanzminister, konnte man unsere Kri­
tik vom vorigen JaJhr gar nicht ;bestätigen. 

Jetzt, Herr Fioonzminister, sind Sie einfach 
ein Gefangener Jhrer bisherigen Politik. Es ist 
kein Wunder, daß Sie sich biSher herzhaft 
geweigert haben, eine auch nur einigermaßen 
fundierte Vorschau für die nächsten Jahre 
vorzulegen. 

Ich glaube aber, daß noch auf einem 'anderen 
Sektor e1n g.roßles Problem, dem S i,e sich nicht 
gestellt haben, besteht, und das ist die Spar­
neigung in unser.em Land. 

726 
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Ich erinnere mich noch, daß ich vor zwei 
Jahren einmal in .einer Debatte auf den Zu­
sa mmenhang zwischen Inflationsentwicklung 
und Spameigung hingewiesen und Sie kriti­
siert habe, daß diese fortschreitende Inflation 
allmählich die Sparnei'gung beeinträchUgen 
werde, weH die InflaUonsrate den Grundzins­
satz des Sparens schon .überschreitet. 

Ich epinner,e mich noch, wi,e S.ie mir damaJl's 

von der Regüerurugs:hank g.esagt ha:ben, das sei 

typisch Opposition, das könne nur zu einer 

gewollten Beeinträchtigung der Sparneigung 

in Ost,erreich führen. 

Vor sechs Wochen, Herr Bnanzminister, 
nach einer wesentlichen Versmärfung der 
Situation gegenÜJber 'damals, hat -ein ·anderer 
Sie darauf hingewiesen, daß 2'lwischen Sparen 
und Verzinsung auf der einen Seite und der 
Innationsrate e,ine 'beträchtliche Diskrepanz 
bestehe. Ich nehme nicht an, daß Sie ihn des­
wegen zur Ordnung geruJien haben, weil es 
sim um einen MächUgeren als Sie gehandelt 
hat. 

Nur eines:  In einer Z-eit, in der ein Doktor 
Kienzl feststellt, daß der �apitalmarkt zu­
sammengebrochen ist, in der ein Präsident des 
GeweI1kschaftsbundes feststellt, daß 3,5 Pro­
zent SpaPlinssatz bei 10 Prozent Inflation un­
tragbar sei'en, weiß auch der letzte Oster­
reicher, daß Inflation die Sparneigung beein­
trächtigt. Im frürchte, daß mit den Maßnahmen, 
di'e getroffen worden sind, eine 'gestörte Spar­
neigung nicht mehr 'belebbar ist. 

Vielleicht, Herr Finanzmini'ster, werden Sie 
i n  ,der nächsten Zeit noch zu der Erkenntnis 
kommen, daß die einzig mögliche Art der 
Sparförderung die ist, -eine iStalbi'le Politik zu 
betreiben. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe vor mir die statistische UbersiCht 
der Monats!berichte 4/1974 des Instituts für 
Wirtschafts.forsChung, Seite 39 : Preisindex bei 
Einfuhr : 1 970 1 02 und 1 974 1 26 ;  das ist eine 
Differenz von 37 Prozent urud nicht von 7 Pro­
zoent, wie Sie gesagt halben. (Abg. Dok tor 
K o r  e n:  Ich habe 1 973 gesagtf) 

Nach etn€lI' letzten BeIlech·mmg des Statisti­
schen Zentral amtes hat das Prei,sniveau der 
Lmporte nach Oster.reich im ersten Quarta'l 
1 974 ,um 17 ,6  Prozent gegenüber dem ersten 
Quartal 1973 zugenommen. Ich hitte, bei der 
Kritik doch die ta1.sächlicheu Zahl,en und IlIicht 
ilig,endw.elche fiktiVlen IZU nehmen. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. K o r  e n: Herr Finanz­
minister! Sie ziehen ganz andere Jahre zum 
Vergleich heran!) 

·ZweHens. Was nun das W·achstum betrifft, 
so kennen Sie die Zahlen ganz genau. Ich 
könnte j etzt von 1970 bis 1 973 den OECD­
Schnitt lin EUTopa, den Gesamt-OECD-SdlJIlIitt 
der kleinen Industrieländer und der großen 
Industrieländer nehmen. Wir liegen im 
Spitzenfeld, und das trifft aum für die 
Prognose 1 974 zu, die Sie seihr genau kennen. 

Zur FamilienpoliUk eine Feststellung. Völ­
lig richtig: Das sind nicht Geschenke, die ein 
Regierungsmitglied machen kann, sondern die 
aus den Einnahmen gespeist werden können. 
Aber der Iwesentlime Unterschied, Herr Abge­
ordneter, zwischen Ihnen und mir als F.inanz­
minister ist doCh der, daß Sie diese für Kinder 
zweckgewidmeten Mittel rfrür etrwas anderes 
verwendet !halben, während wir sie den Kin­
dern zur Verfiügung stellen. (Beifall bei der 
SPo.) 

Sie wissen, daß 1973 der Zuwachs der Spar",: 
einlagen größer war als 1972 und der Zuwachs 

Ich kann mim, Holhes Haus, des Eindrucks in den ersten Monaten 1974 weiter .gestiegen 
nicht erwehren, daß diese Bundesregierung ist, nämlich ·auf über 17 Prozent. 
übedoroert li·st, ihre 'FeMleisturugen nehmen 
täglich zu, und die Osterreicher merken es.  

Heu Bunldesk,an'.l'l,er !Und Herr F,iruanzmini­
ster I Si·e haben ,den Schilling ,auf:gew,eI1tet, aber 
Ihr Kurswert verfällt. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Finanzminister. Ich erteile 
es 1hm. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Herr Präsildent l  Hohes Haus I Im darf fest­
stellen, daß niemand erwartet hat, die Oppo­
sition ,werde die Regierung loben, aber ich 
muß doch einioge Zahlen, mit denen die Kritik 
hervoI1g,ebl'acht wurde, korr.igti,eren. 

Zur Währung möchte ich sagen : Herr Abge­
ordneter Dr. Koren! Sie wissen ganz genau, 
daß vor ftÜnfeinihalb Jalhren das System fester 
Wemselkurse nach :Bretton Woods ibestanden 
hat und seit 1 971 nicht mehr Ibesteht. (Abg. 
Dr. K 0 I e n: Was ändert das an deI Zahlungs­
bilanzsi tuation?) Das ist ein wesentlicher 
Unterschied. 

Was die Zahl'ungsbilanz betrifft, wissen Sie 
g'enatUso wie im, daß w.eg,en d,er höheren 
Zinsen in Deutschland rund 6 Milliarden SdIil­
ling ausalibitriert wurden. Das ist der Grund 
für den Währungs abfluß. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. K 0 I e n: Nicht die Handels­
bilanz und nicht der Fremdenverkehr?) 

Zunächst einmal Importpreise : Sie haben Was die Finanzsmulden anlangt, so sind 
davon 'gesprochen, Herr Abgeordneter Koren, sie von 1 966 bis 1969 um 50 Prment ge­
daß sie nur um 7 Prozent gestiegen seien. stiegen. Das ist eine Steigerungsrate, di e wir 
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Bundesminister Dr. And�osch 

sicherlich nicht erreidlt haben und nic:ht er­
reichen. (Abg. Dr. K o r  e n: 0 ja, leichtl) Die 
Auslandsschuld ist in unserer Zeit von 12 Mil­
liarden auf knapp unter 10 Milliarden zuruck­
geg.angen. .A!uch das Ibitte ich zu berück­
sichtigen. 

Eine abschließende BemeI1kung. Natürlich, 
angesichts dieser internationalen Situation : 
Wä!hrungsunmhen, Energieschock, fl'aben wir 
das Problem des Kostendruckes. Aber ich 
frage : Sind Sie in der Lage, Erdöl um einen 
Cent hiHi,ger von eilliem Sch·eich �u kJaufen? 
W enn ja, dann gebe ich gerne zu, daß Sie eine 
Alternative dazu halben. ·(Beifall bei der 
SPt). - Abg. K e r n: Aber die Mehrwert­
steuer braucht man nicht draufzuschlagen!) 

Wären wir IIlhren Vorschlägen auf Mehr­
ausgaben, auf Mindereinnahmen, auf all die 
LIzitationsvorschläge ·und wären wir Ihren 
währungspolitischen Uberlegungen des ver­
gangenen Jahres gefol.gt, dann wäre sidlerlich 
eines der Fall gewesen : daß wir nicht  im 
untersten B ereich des Inflationsgeleitzuges zu  
liegen gekommen Iwären, sondern im Spitlzen­
feld. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort g·emeldet 
ist der Abgeordnete Robert We�sz. Ich erteile 
es ihm. (Abg. M i t t e  r e  r: Einen neuen 
Staatssekretär zum Koordinieren der anderen 
Staatssekretäre! - Abg. L i  b a l  zu Abg. Mit­
terer: Sie waren einer der "erfolgreichsten" 
Minister! - Abg. M i t t e  r e r: Mit Ihnen 
nehme ich es auf! - Abg. L i  b a 1: Am Stuben­
ring Akten verbrennen, da waren Sie Mei­
ster! - Präsident Dr. M a l  e t a  gibt das 
Glockenzeichen.) 

Am Wort ist der A1bgeordnete Robert Weisz. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Meine selhr verehrten 
Damen und Herren ! Eine Tageszeitung von 
heute beschäftigt sich mit der Wirtschaftslage 
in Osterreich. Es ist ganz interessant, einige 
Stellen vorzulesen : "Wenn man jedoc:h die 
Klagen der Kammerfunktionäre . . . (Abg. 
Dr. M u s  s i I: Das haben wir schon gelesen! 
Wenn ich das in der Früh gewußt hätte, hätte 
ich es nicht gelesen!) Alber Sie können es nicht 
oft genug hören, weil der ArUkel nämlich 
besonders .an Sie 'gerichtet .ist. (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Das nächstemal wer.de ich es nicht 
lesen!) 

"Wenn man j edoch die Kla.gen der Kammer­
funktionäre und Wirtsdlaftsbündler, der Kauf­
leute und Industriellen, der Gastwirte und 
Handwerker hört, die angesichts eines von 
niemandem erwarteten Exportbooms und 
Re'kordzahlen im Fremdenverkehr von Krise 
und Pleite sprechen, dann scheint einiges ver­
rückt - aus dem Leim gegangen. Dann schei-

nen manche Herren der Wirtschaft die graue 

Brille au�zusetzen, bevor sie sich übe r  Wirt­

schaftspolitik äußern." Der Artikel endet mlt 
dem Satz : "Sonst könnte man nämlidl glauben, 
hier gehe es gar nicht um wirklidle Sorgen, 
sondern um eine Suppe, die in der OVP­
Zentrale gekocht wird und die allzu scharf 
geWTÜrzt ist." (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wann 
haben Sie den Artikel bestellt, Herr Weisz? -
Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: Is t das der 
Respekt vor der Pressefreiheit? - Abg. Dok­
tor Heinz F i s  e h e  r: Wie der Schelm is t, 
so denkt er!) So schaut di.e Pr.es's-efreiJbeH aus. 
die anscheinend bei Ihnen, Herr Abgeordneter 
MuS/sil, nur das sehneiben soH, Iwas Ihnen, dem 
Wirtschaftslbund und der OVP, geneihm ist. So 
sdleint das zu sein l (Abg. M i t t e  r e r: Die 
Suppe werden Sie selber auslöffeln! Das is t 
der Unterschied!) 

Es geht allen so "schlecht", d.aß ich glaube, 
daß man mit dieser ganzen Miesmac:herei end­
lich einmal auf]hören sollte. (Abg. M i t  t e  r e r: 
Lesen Sie die Rede vom Bundeskanzler 
Schmidt! Der ist ,doch hoffentlich unverdäch­
tig! Dort können Sie lesen, wie "großartig" 
das alles war! - Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y: Was sollen wir denn dort lesen?) 
W·as sollen wir denn dort lesen? Sie haben j a  
bis jetzt immer gesagt, wir reden von Oster­
reich . ., Abg. M i t  t e  r e r: Ah, jetzt auf einmal! 
Wir hören doch immer: vom Ausland!) Das 
war nämlich immer IIhre Argumentation. Mit 
dem Ausland muß man gewisse Vergleiche 
ziehen. Das ist sicherlich notwendig, das werde· 
ich auch machen. (Abg. M i t  t e  r e r: Sie sagen 
immer, vom Ausland kommt das alles! Warum 
heute auf einmal nicht?) 

Wenn heute der Bericht zur wirtschaftlichen 
Lage zur Debatte stelht, so bietet sich uns eine 
zum Teil ganz veränderte Ausgangslage als 
zur Jahreswende. Wir sehen uns einer Welt­
konjunktur gegenüber, die keineSIWegs die 
bef.ürchteten depressiven Tendenzen zeigt, 
sondern, inflationär ange!hei:zt, e.inen s eihr star­
ken Sog auf unsere Volkswirtschaft ausübt. 

In diesem Zusammenihang muß man Sie 
aber immer wieder daran erinnern, daß all das 
an wirtsch·aftlichen Schwierigkeiten und 
Krank'heiten, j.a ich möchte sagen an drohen­
den G espenstern, die Sie uns ,immer wieder 
voraussagten, nicht eingetreten ist. Selbst bei 
einer vorsichtigen Bilanz klönnen wir fest­
stellen, daß die Prinzipien, von denen sich die 
Regierungspartei Jbei Ulberwindung der ver­
gangenen weibweiten Krise !hat leiten las'sen, 
die richtigen waren. 

Es :ist dies-er Reg.ieroung dank cilHer flexiMen 
Politik zu verdanken, daß in unserem Lande 
die  berüchtigte und befürchtete Verknappung 
bei Produktion und Energie, die von Ihnen 
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immer wieder angefiührt wurde, nicht einge­
treten ist. Wir halben :keine Anbeitslosigkeit 
unld. w,erden auch in zjukunft alles darlaJllsetz'en, 
daß wir 'keine Avbeitslosigkeit haben. Sie 
müssen zugelben, daß wh heute nicht ,schlech­
ter, 'Sondern b esser dran sind 'als alle anderen 
westlichen Demokratien . (Beifall bei der SPO.) 

Während die Weltpolitik in Richtung auf 
Entspannung verlie.f, ist in der Welbwirtsd1aft 
eine umgekehrte Tendenz sichtbar geworden. 
Hier sind die drei Haupterscheinungen das 
faktisChe Ende des Währungssystems von 
Bretton Woods, die anihaltende Inflation in 
den westlid1en IIndustriestaaten und sd1ließlich 
die Erdölkrise, die eine Weltener,giekrise 
her,aufbesChwor, hinter 'der sich aber ,auCh eine 
aUgemeine Rohsto:fftkrise ankündigte. 

'Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Die Tatsache, daß das mit marktwirtschaft­
lid1en Mitteln erreicht worden ist, di'e Tat­
sad1e, daß dieses Land mit seiner marktwirt­
sd1aftliChen, ,sozial gebundenen WirtJschafits­
or,dnung in der Laige w.ar, mit all den SchlWie­
rigkeiten anläßlid1 der Rohstoffverknappung 
so gut fertig 'Zu werden, spricht für diese 
Bundesregierung, aber auch für aUe Oster­
reicherinnen und Osterreid1er. 

Wenn Si'e sich heute die Rohstofflage und 
die Rohstoffpreise auf der Welt und ihre Ent­
wicklung anschauen, dann erkennen Sie, daß 
wir eine 'Solche Dynamik in der Weltwirtschaft 
wie heute, was ,die nominelle Aufblähung 
anlangt, noch niemals erlebt haben. D.as heißt, 
daß nicht nur die Pre�Soe für GI, Ulprodukte, 
Kautschuk und Gold, sondern auch für Eisen­
erz, für LeichrtmetaHe, für Wolle und was 
immer Sie auch wollen gestiegen sind. 

Und dann, meine selhr verehrten Damen und 
Herren, s chalut man sich das Teuerungsplakat 
der Osterreichischen Volkspartei 'an und fragt 
sich: Wenn nach diesem Plakat die Oster­
reichisChe Volkspartei oder Ider grimmig 
lächelnde Kar! die beste Antwort auf die 
Teuerung ,sein soll, was hat dann die ehe­
malig·e kons:erva'tive R-eg-ierung in London ge­
tan? Was tun heute Ihre konservativen Partei­
freunde in Italien? Was tut man in 
Washington? Was tut man in Paris? Was tut 
man in Ottawa? Man könnte ,beliebig fort­
fahren. 

Wir werden es un's aber nicht so leiCht 
machen wie Sie, meine Damen und Herren von 
der OsterreichisChen Volkspartei. Denn zuerst 
müssen Sie den Menschen in unserem Lande 
zeigen, auf wessen Kosten Sie ·es besser 
maChen wollen. Wir ihaben es in den letzten 
vier Jahren be'sser gemacht als die an'deren 
und besser gemaCht als Sie in der Zeit der 
OVP-Regierung von 1 966 bis 1 970. (Beifall 

bei der SPO.) Dafür sprechen alle Statistik.en 
und der Lebens'stan'dard in unserem Lande. 

Die internationale Wetbbewe�bs:fäJhi:gkei t  
unserer Wirtschaft hängt niCht zulemt daNon 
ab, wie wir mit unseren geseUsChafts­
polibisCh'en Problemen f.ertig wer.den . Die 
Staaten um uns herum geben uns An­
sCha.uungsunterricht, daß keineswegs j ene 
Länder, die international wettbewerbSofäJhig 
sind, ihre 'gesellscha.ftsp olitisChen Probleme 
unerledigt lassen. 

Wir Sozialidemokraten halben in diesem 
Hause immer für eine fortschrittliChe Politik 
gekämpft. Heute können wir sehen, daß von 
unserer Sozialordnung eine stabilisierende 
Kraft in alle Richtungen ausgebt. Unsere er­
klärte Politik ist es daher, soviel Stalbilität 
wie möglich zu erreichen, zugleiCh aber den 
Beschäftigungsrisiken Rechnung zu tragen und 
die Probleme von Branchen und Regionen 
nicht zu Über,selhen. (Abg. P e t  e r: Das ist die 
Formulierung von Schmidt! Sie haben schon 
etwas dazugelerntf) 

Mit Antritt der sozialistischen Bundesregie­
run.g wurde f.ür die österreichiscbe Arlbeit­
ne'hmersch'aft die Garantie für Vollbeschäfti­
gung gegelben. Für die Menschen in unserem 
Lande ist der ArbeitsplatJz j enes Kapital, aus 
dem sie ühre Existenz Ibestrei,ten. Di'e 
Position der AIlbeitnehmer ist in den letzten 
Jahren eI1heblich 'gestärkt worden. Das gilt 
vor allem ,für den BereiCh der sozialen 
Sich,erung. Wachsender Woh'1stand, ,wams,enlde 
Löhne und Gehälter sind ein Zeichen unserer 
Regierungszeit. Eine G esellsch·aft, die von 
wachsendem Wohlstand gekennzeichnet ist, 
is t gleichzeitig geprägt von tiefgreifenden 
technischen, wirtschaftlichen und sozialen Ver­
änderungen. Der Aufbau der sozialen 
SiCherung sorgt daf.iür, daß diese Veränderun­
gen nicht 'Zu Lasten der AIibeitneihmer gehen. 
Gerade der Wohlstand und die Lebensqualität 
der breiten Schichten unseres Volkes hängen 
zunehmend davon ab, was die Bundesregie­
rung für die Bewahrung und Erneuerung 
unserer Umwelt tut und w,as wir miteinander 
,tun, dJamit Idie erforde�lich,en GemeiolllSmafts­
einrichtungen gesChaffen werden. Mehr 
Lebensqualität ist nur zu erreiChen, wenn wir 
gemeinsam bereit sind, mehr Mittel für 
Schulen, Krankenhäuser, öffentliche Verkehrs­
mi ttel, ErlhloQ'U!I1'9'Sflächen 'Usw. ein'Zusetzen. 

Von niChts klOmmt niChts I IDas gilt für den 
öffentlich'en wie für den privaten Bereich. Ich 
weiß, daß in unserem Lande das Verständnis 
für diese Zusammenhänge wächst. Man er­
Wiartet dann aJ;1erdingls ,auCh zu. ,RJecht, daß 
mehr St'euergeremUgkoei,t geschaffen IW1ird. Die­
sen Eliw.a'rbung1en der ös:teneiChisChoen BevM­
koerunog sind !WIi'r naChgekommen. 
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Robert Weisz 
Es gibt keinen Zeitabschnitt in unserer 

Republik , in dem eine Regierung so oft bereit 
war, Ste u ersenkungen vOlilunehmen, wie jetzt 
unter der sozialistischen Alleinregi'eJ1Ung in 
den letzten drei Jahren. Wir senkten die 
Steuern zum ersten Mal am 1 .  Jänner 191 1 .  
A m  1 .  Jänner 1 913 führten wir eine grund­
legende Reform ldes Einkommensteuersystems 
durch, die mit einer starken SteueflSen'kung 
Vlerbunden war. Beide Steuersenkungen trugen 
zu einer Verminderung des Steueraufkom­
mens um mehr als 10 MilJi'aroen Schilling 
bei. 

Im kras sen Gegensatz dazu steht die Steuer­

poli1.& der Osterreichischen Volkispartei in der 
Zeit von 1 966 !bis 1 910. Damals wurden sechs 
Steuern erhöht und zwei neue eingeführt. 

Das führte damals allein im Jahre der Ein­

führung zu ·einer Mehrbelastung von rund 
5 Millia rden Schilling. 

Diese Bundesregierung senkt aber bereits 

wieder zum 1 .  Jänner 1 915 mit einem Ein­
nahmenentfall von rund 1 0,6 Millliarden Schil­
ling die Einkommensteuer. Hier, glaube ich, 
kann man feststel,len, welche Auswirkungen 
diese Steuerreform mit 1 .  Jänner 1 915 haben 
wird. 

Da,s ,Exist,enzminimrum ist von 4000 S auf 
4400 S angehoben worden j der AI,lein­
verdienerfretbetrag von 1 500 S auf derzeit 
2400 S, das 'heißt um 60 Proz'ent. Der Arbeit­
nehmerfreibetrag ist von 1 1 00 S auf 2000 S 
auge/hoben worden, das bedeutet eine Er­
höhung u:m 82 Prozent. Der Kinderalbsetz­
betrag wurde von 3200 S auf 4200 S, also um 
33 Prozent, eI'höht. Für Pensionisten ga'b es 
eine Erhöhung von 1 500 S auf 2000 S, eine 
Erhöhung -ebenfalls um 33 Prozent. (Abg. 
DI. L e i  t n e I: AbeI nur für das erste Kind!) 

Gleichze itig mit dieser Steuerreform wird 
die Abs chaffung der Diff·erenz zwischen den 
Steuergruppen A und B durchgeführt werden. 
Das Werb ekostenpauschale von 3216 S wird 
auf 49 1 4  S, also um 50 Prozent, eI1höht, und 
das Son d erausgabenpauschale von 2 1 84 S auf 
3276 S, eine Erhöhung ebenfalls um 50 Prozent . 
Das sind die tSteuerreformen, die wir zum 
Unt-enschied von ]hTter Ste/uerpolitiik in den 
J'ahI'en 1 966 bils 1910 durchfühI'en. (Beifall bei 
der SPO.) 

Ich gl aube , niemand wird heute erns1:Jhaft 
behaupten können, es ge/he uns ,schllechter als 
vor vier Jahren. Da.s Gegenteil ist der Fall. 
Für die Arbeitnehmer -bleilbrt fiestzuthalten : Die 
Reallöhne, als o  dite Löhne nach kbzug der 
Preissteige rungen, sind wesentlich gestiegen.  
Dabei wird niemand bestreiten wollen, daß 
PI'eissteige rungen eine schlechte Sache sind. 
Ich will gar nichts be.schönigen , aber Sie, 

meine :sehr vere'hrten Damen und Herren, 
sollten nicht 'So tun, als hätten Sie ein Patent­
rezept. Denn die Ausführungen, auch die des 
Herrn .A:bgeordneten Profe ssor Koren, haben 
keinen Weg gezeigt, sondern waren nur ein 
Lamento, wie schlecht es angeiblich die 
sozialLstische Regierung macht. Aber einen 
wirklichen Beweis, wie man es besser machen 
.k.ann, konnten wlir l,eide,r nicht hören. 

Wir wissen heute Ibesser derun je, daß die 
Preise kein isoliert österreichisches Prablem 
sind . Die Bundesregierung hat in den leiden 
dr-ei Jahren das i1hr mögliche ,getan, um den 
Preissteigerungen 'entgegenzutreten.  Deshalb 
konnte der Pre�sanstie'g Ibei uns trotz allem 
immer noch niedriger gehalten werden als in 
viel en 'anderen Staaten. Gemessen an den 
and eren Währungen ist unsere österreichische 
Währung, -der Schilling , heute nicht weni,ger, 
sondern beträchtlich meihr wert a1s vor vier 
Jahren. 

Ich darf hier sa'gen - der Herr Ko1lege 
Mussil ist nicht im Haus, es wäre 'aber sicher­

lieh für ihn ,als W'i,rtschaftsk·ammers.ekr_etär von 
besonderer Bedeutung -: nie Os.ter:r.eichi!Sch'e 
Volkspartei hat vor kurzem in einer Zeitung 
ein Inserat über Preiserhöhungen aufgegeben. 
Nur muß man eines einmal feststellen : Die 
Erhöhungen der Preise werden nicht von der 
Regi'erung gemacht. In dem Inserat steht zum 
Beispiel : Der Preis von Rindfleisch wurde von 
69 S auf 91 ,62 S erhohtj der Prei's von Kalbs­
schnitzeln - besonders saftig, nach dem In­
seratentext - von 93 S aJUf 1 36 S. Eßt Obst : 
4 1 ,2 Prozent teurer. Honig 61 ,4 Prozent teurer. 
I-nstal1ateurarheiten: die StUJIlde 231 S. 
Damenpullover: von 198 S a1lJf 248 S erhöht. 
Kahelj au : von 3 1 ,50 S auf 58 S. - Dieses 
Inserat ist gana; interessant ! 

Nachdem Herr Professor Koren heute auch 
gefragt hat, was der Gewerkschaftsbund über­
haupt zu diesen ganrzen Preisfragen sagt, 
möchte ich antworten : Der Gewerksdtaftsbund 
hat sich mit diesem Plakat auch 'beschäftigt 
und erwartet nunme!hr , daß auch von seiten 
der Wirtschaftskamrner und von den Land­
wirtschaftskammern die entsprechenden Be­
schlüss e  gefaßt wem-en. Der Osteneich�sche 
Gewerkschaftsbund hat zu allen Fragen Stel­
lung genommen. Auch er stellt iest, daß die 
Pre ise rhöhungen in der letzten Zeit nicht ge­
recht'fertigt sind. Er schließt sich der Ansicht 
der Osterreichischen Volkspartei an. Die 
Osterreichische Volkspartei zeigt auf, daß sich 
die Preise für InstallateuraI1beiten in den 
letzten vier Jahren mehr als verdoppelt 
haben. 

Der Osterreichische Gewerkschaftsbund hat 
in der ParitäUschen Kommission bereits zlWei­
mal die Anwendung des § 3 a Preisregelungs-
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g,esetz beantragt. Bisher fehlt di'e Zustimmung 
der Bundeswirtschaftskammer. 

Der derrzeitige Preis für Dieselöl i,st in der 
amtlichen Preiskommission nach langem und 
anhaUendem W'ilderstand der Bundeswirt­
schaftskammer in dieser Höhe festgesetzt 
woroen. Namhafte Vertreter der Bundeswirt­
schaftskammer haJben anschließ,end erklärt, 
daß dieser Preis viel zu niedrig 5ei. (Abg. 
P a n  s i : Mussil hat das gesagt!) Dennoch, 
glaube ich, darf auf Grund der Feststellung 
der asterreichischen Volkspartei der Hoff­
nung Ausdruck gegeben werden, daß die 
Bundeswirtschaftskam'lller nunmehr einen An­
trag auf Senkung des Dieselölpreises stellen 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Was die angeführten Preissteigerungen bei 
Gemüse, Obst, Emmentaler und Honig be­
trifft: Auch wir sind der Ansicht, daß die 
Preise zu hoch sind. Wir schließen uns eben­
falls der Ansicht der asterreichischen Volks­
partei und des Osterreichischen Gewerk­
sch.aft.sbundes an. Wir el'warten nur, daß di,ese 
PreiJSerhöhungen mit Zustimmung der Bundes­
wiri'schaftskammer und der Landwirtschafts­
kammern zurückgeführt werden. 

Wir sind für alle diese Vorschläge, die Sie 
hier auf diesem Plakat gemacht haben. Es 
wird ja doch niemanden Jn der s02üa1LsUschen 
Regierung, noch weniger in Kreisen des Ge­
werkschaftsbundes geben, .der gegen solche 
Vorschläge wäre. 

Sie schreiben über den Apfelsaft. Dabei ist 
ganz interessant : Der Geschäftsführer einer 
der größten Apfelsaftproduzenten ist ein OVP­
Abgeordneter. (Rufe bei der SPO: Der Töd­
Jing!) Er hätte es in der Hand, er könnte sofort 
vorgehen als erster Wegbereiter für eine Sen­
kung des Preises bei Apfelsaft. 

Sie haben alles in der Hand. Sie müssen es 
nur durchführen ! Sie schreiben : Mit ,besonde­
rem Interesse wird vermerkt, daß die OVP 
gegen die Preise für Rindfleisch, Kalbfleisch 
und Wurst ist. - Sie erscheinen Ihnen zu 
hoch. 

di'e Leute [Ln einer SitUiation lauftruihetzen, dJ,e 
gar nicht vorhanden ist. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Nein! Wenn Sie 
die Preise zur Explosion bringen, dann sind 
nicht die schuld, die sagen, sie sind explodiert, 
sondern Ihre Wirtschaftspolitik! - Weitere 
Zwischenrufe bei der OVP.) An den Preisen 
von 1 36 S pro Kilogramm Kabbschnitzel ist die 
Regierung schuld? An den Honig-, Fisch- und 
Apfelsaftpreisen ist die Regierung natürlich 
auch schuld ? (Abg. L i  b a I: Am Apfelsaftpreis 
ist  TödJing schuld!) 

Präsident Dr. Maleta : Wer iS't jetzt schuld 
an der Z:wischenrufsteigerung, wenn wir schon 
über die Prei'ssteigerung debattieren? (Abg. 
F a  c h 1 e u t n e r: Preistreiber seid ihr! -
Abg. Dr. L e i t n e r: Im Konsum ist es so 
furchtbar billig! Kollege Weisz kauft doch 
im Konsum ein! - Weitere Zwischenrufe.) 
B itte können j etrzt die tiefschürfenden Zwi­
schenrufe etwas verstummen !  Ich bitte, dem 
Redner wie'der das Wort 'zu lassen ! 

AJbgeordneter Robert Weisz (fortsetzend): 
Bei ·allen unseren Anstrengungen 'um methr 
Geld,wert'stabilität scheidet ein Instrument 
allerdings aus :  Wir dÜIifen nicht bereit sein, 
die wirtscha.ftliche Entrwicklung in unserem 
Land radikal zu bremsen und mit einer Rezes­
sion zu spielen ader zu drOhen. Die Sicheriheit 
des Al'beitsplatzes für j eden muß ein vorran­
giges Ziel unserer Politik sein, denn eine 
moderne Politik muß dem einzelnen Menschen 
nicht nur die Gewißheit vermitteln, daß er 
sicher arbeiten kann, sondern auch die Uber­
zeugung vermitteln, daß er in seinem Beruf 
aufsteigen kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Angesichts der großen !Wirtschaftlichen Lei­
stungen in den letzten Jahren kann man es 
nur zutiefst bedauern, daß manche Vertreter 
der Opposition immer ,wieder das betreiben, 
was unserer österreichischen Wirtschaft zu­
tiefst schadet. In aller Deutlichkeit muß hier 
gesagt werden, daß Dema'gog ie, Ubertreibung 
und Unsachlichkeit nicht die ,Instrumente und 

Ich ,glaube ,  es ,gibt in verschiedenen Bun- keine Hilfe für unsere österreichische Wirt­
desländern die Möglichkeit, daß die Preise schaft sind. (Beifall bei -der SPO.) Denn gerade 
eingedämmt werden. Ja was geschieht denn solche Aussendungen sind ein Schaden für 
in den Bundesländern? - Ubel1haupt nichts ! uns er Land und für unsere 'gesamte Wirtschaft. 
Es werden allerdings ständig Anträge gestellt, Gewiß, auch wir stehen elben'so ,wie die ande­
die Preise für Landwirtschaftsprodukte, auch ren Länder in einer selhr schwierigen P,hase. 
für Heisch, zu erhöhen. Hs Lst ILrnmer �uW1eni9 1 Aber verglichen mit vielen anderen Ländern 
Ich glaube, hier liegt es nur 'an Ihnen und i st asterreich wirtschaftlich 'und sozialpolitisch 
an der Osterreichischen Volkspartei, Herr stabil. Daran werden auch Sie letzten Endes 
Generalsekretär Mussil . . .  (Abg. Dr. P r  a- nichts ändern, meine Damen und Herren von 
d e r: Das ist sehr primitiv/) der Osterreichischen Volksp artei!  (Beifall bei 

der SPO.) 
Kollege Prader ! Dann müssen Sie sich 'solche 

Inserate ersparen, die nur auf Demagogie, I Weil Herr Professor Koren heute eine Un­
Verdrehung und Mache aufgebaut sind, um menge Zahlen gebracht hat, will auch ich mir 
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'g,es1'atten, ,eim.1ge Zahlen aus der OECD-Sta­

tistik zu bringen, und 'Zwar über die Preis­
steigerungen in den anderen Ländern: 

So hatte Groß(britannien vom Februar 1973 
bIS Februar 1 974 ein Ansteigen der Preise um 
1 4,3 Prozent IZU veliZeidmen, Frankreich um 
1 0,3, die Ver�inigten Staaten um 1 0  Prozent, 
Japan um 25,2, die Schweiz um 10 Prozent, 
Italien um 1 2,3 Prozent, Kanada um 9,6 Pro­
zent und tJsterrei<h um 8,4 Prozent. Meine 
Damen und Herren ! Auch das muß man einmal 
hier sagenl 

Unser Land n i'mmt ,für die Jalhre 1970 bis 
1 973 unter 16 europäischen Ländenl lffiit einer 
durchschnittlichen jährlichen Preissteigerungs­
rate von 6,3 Prozent den drittleflzten Rang 
ein. Nur die Bundesrepubli:k Deutschland mIt 
6, 1 Prozent und Be lgien mit 5,8 Prozent liegen 
in der Statistik besser. Selbst die Schweiz 
mit 8,3 ProlZent und die Niederlande mit 
7,5 Prment haben bedeutend 'höhere Raten. 
Ich bin mir dessen :bewußt, daß viele Bürger 
damit nicht zufrieden sind und sich fraogen, 
ob die Zukunft im Zeimen von mehr Unsimer­
heit stehen wird. Wer sim jedoch umschaut 
in der Welt, wiItl feststellen: Die wirtsmaft­
liche und die sozi ale Lage in unserem Land 
ilst ·eine der besten, und sLe lilst nicht ISO, wi.e 
es die große Opp ositi onspartei in der Ta'ges­
politik hinstellen will. (Beifall bei der SPO.) 

Als nächlstes möchte lim aum di,e ZahJI'en des 
OECD-Institutes vom März 1 974 bringen. Hier 
rangiert Osterreich unter 15 Industriestaaten 
an der vorletzten, an der 14 ,  Stelle :  
Japan 24 Prozent, Finnland 1 7,4, Italien 14,3, 
Dänemark 1 4, 1 ,  G roßlbritannien 13,5, Frank­
reich 1 2,2, Schwed en 1 0,8, K'anada 1 0,4, USA 
1 0,2, Schweiz 9,7,  Belgien 9,5, Niederlande 9,3,  
Norweogen 9 und Osterreim 9, nur die Bundes­
repwblik. Deutschland liegt mit 7,2 Prozent 
besser als tJsterreim, Unter 15 Industriestaa­
ten ist Osterreich an der 14. Stelle 1 

Aillf.allend ist aber ,auch Mer - da,s muß 
man feststellen -, daß gerade die großen 
Industriestaaten fast durchwegs überdurch­
sdmittlime Preissteigerungen IZU verzeimnen 
halben, In Europa trifft dies insbesondere auf 
Italien, Großibritannien und auf Frankreich zu. 

Meine Fraktion findet es !bedauerlich, daß 
unsachlime Behauptungen f.ür Wirtsmaftspoli­
tik gehalten werd en. So einfach sollte man 
es sim als Opposition ja doch nicht machen. 
Sie haben uns in den letzten Jahren immer 
wieder nur z,wei Wege aufgezeigt, nämlich 
auf der einen Seite -Lizitation, auf der anderen 
SeHe ein kl'lankhaftes Nein ! 

Meine Damen und Herren ! Diese Bundes­
regierung weiß um ihre Verantwortung gegen­
über allen Gruppen unseres Landes. Wir ken­
nen aber auch genau den Zusammenhang zwi­
smen Kosten, Preisen und Beschäftigung. Nur: 
Die vielschichtigen Ursamen für Preissteige­
rungen dürfen nicht verdreht werden, denn 
Verdrehung i st es,  wenn zwar einerseits die 
Einflüsse der Einfu!llI1prei'Se auf unser Preis­
niveau anerkannt werden, andererseits aber 
der Staat z·um Verantwortlichen gemacht wird. 
Das sind in den meisten Fällen dieselben, die 
bei Alltagsreden nam staatlimen Subventio­
nen oder anderen Entlastungen Ibezielhungs­
weise Vorteilen rufen. 

IdI dad hier vi elleicht aum noch eine Stell� 
aus einer Zeitung von heute bringen : 

"Und die Politiker mischen natürlich eifrig 
mit. Niederösterreichs Landeshauptmann Mau­
mr, aum ISOll'st nicht eben ,ein lFreUIlld laus'ge­
wogener Worte, sprach am Samstag !bei einer 
Wa:hlversammlung im Marchfeld von einer 
,drohenden wirtschaftlichen Katastrophe' . 
Schuldig natürlich die Bundesregierung, die 
statt Wirtschaftspolitik Gefämgkeitspolitik be­
treibe." (Abg. Dr, F 1 e i s  c h m a n  n:  Das kann 
auch nur deI Maurer!) 

Ich kann der Osterreichischen Volkspartei 
nur empfeihlen, sim wiJlklidI m anches aus die­
sem heutigen WirtschaHsartikel zu Herzen zu 
nehmen. ( Abg. Dr. P I  a d e  r: Ich würde er­
suchen, die Ausführungen Staribachers zu 
lesen, als er Oppositionssprecher war und er­
klärt hat, die Regierung habe es in der Hand, 
dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten! Aber 
heute sind alle anderen daran schuld, nur die 
Regierung nich tf) 

Kollege Prader l Was hat die Regierung bei 
diesen Preiserlhöhungen in der Hand? (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Fragen Sie doch den Dr. Stari­
bacher!) Ich frage j etzt Sie, im kann den IStari­
badIer nicht fragen. Sie haben ja j etzt den 
Zwismenruf gemacht ! Sie müssen j etzt sa;gen, 
was Sie sim vorstellen! (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Sie haben durch Ihren Wirlschaftssprecher da­
mals erklärt, die Regierung habe es in der 
Hand, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten! 
Wenn das damals gestimmt hat, dann muß 
es auch jetzt s timmen!) 

Es zeigt sich nur eines : Dieselben Herren 
würden praktisch den Staat zu einer uferlosen 
Ausgabensteigerung zwingen l  Bei dieser Poli­
tik hat diese Bundesregierung, ,alb er ·auch 
mein·e Fr·aktion Il1te mi·t!g,etJan und wird es aum 
in Zukunft nicht tun. 

Der Erfolg unserer Politik zeigt sim: 

Wir müssen statt dessen von den Tatsachen Unser Land verzeimnet 's eit vier Jahren 
sprechen und uns mit ihnen auseinandersetzen, einen extrem. starken Konjunikturaufsmwung 
ob das nun einfach ist oder nimt. mit seihr hohen realen Wamstumsraten, 
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Wir haben einen Höchststand 'an Beschäf­
tigten eIIeidlt. 

Diese positive Wirtscha.ftsentwiddung fin­

det -ihren Niederschlag in der Einkommens­

entrwiddung. 

Die inzwischen erreichte Wohlstand'ssteige­

rung ist ein Iklarer Erfolg unserer Politik, �nd 

dieser Erfolg kann sich sehen lass en (BeIfall 

bei der SPO), denn di,e Wlich:tigste Vocaus­

setzung für unsere Politilk ,war und -ist die 

Erhaltung und Steigerung unserer wirtschaft­

lichen Leistungsfähigkeit. 

Daher kann man es nur bedauern, daß es 

Kräfte gibt, die Ibereit sind, eine Inflations­

psychose anzuheizen. Dazu möchte ich s'agen : 

Die Bundesregierung ist getra1gen vom Ver­

trauen der stär\k.sten Fra:ktion im Holhen Haus! 

ISie hat in den vergangenen vier Jahren 

durch Leistungen für alle Osterreicherinnen 

und Osterreimer ,iJhroe FälhLgikleit IUnter BeweiJS 

gestellt. (Beifall bei der SPO.) 

Daß eine Erfüllung all dieser Forderungen 

der Osterreichischen Volkspartei eine Erhö­

hung des Budgetdefi'Zits um Milliarden ISchil­

ling zur [Folge Ihätte und daß diese Erhölhung 

des :Budgetdefizits einen weiteren gigantischen 

Preisauftrieb bewirken würde, 'kann von nie­

mandem be,stritten werden . 

Sollte es die Osterreichische Volkspartei, um 
der Regierung zu schaden, auf DefiziterhÖlhun­
gen und damit verbundene Prei'ssteigerungen 
abgesehen haben? Die Osterreichische Volks­
partei hat seinerzeit die Au�wertung des 
Schillings albgelehnt. Dr. Schleinzer hat sich 
im Parlament in der Sibzung vom 4.  Juli 1 973 
mit allem Nachidruck d.agegen ausgesprochen. 
Die Schilling·aufwertung hat a:ber eine preis­
stabilisierende Wirkung im Ausmaß von 
1 ,5 ,Prozent gelhabt. 

Wäre man der Osterreichischen Volkspartei 
gefolgt und hätte man auf die Schillingaufwer­
tung verzichtet, wäre die Preisstei,gerungsrate 
in Osterreidl noch um 1 ,5 Prozent IhOher, als 
sie tatsächlich ist. 

Die Osterreichische Volkspartei ist also nach 
dem Pl-akat keiill·e " Antwort ,auf höher;e PfleilSe" , 

sondern " höChstens ein Verursacher höherer 
Preise. Tatsache i'St, daß die Osterreichische 
Volkspartei Forderungen im Gesamtausmaß 
von rund 20 Milliarden ISchilling an den Staats­
haushalt stellt. 

Diese s etzen sich zusammen aus der Steuer­
senkung der Lohn- und EiI1lkommensteuer, 
Mehrwertsteuer, Müttergehalt, einem Lelbens­
kapitaJibetI1a'g, zusätlzUchlen Anträg'en zum Bud­
get 1 974 und der Reform der Lohn- und Ein­
kommensteuer. 

Meine Damen und Herren!  Wälhrend Sie in 
den letzten J ahren eine rigorose Forderungs­
politik ibetrie1ben und ohne Rücksicht j ede Lei­
stung grenzenlos kritisierten, wird der Herr 
Bundesminister f.ür Finanzen mit der Steuer­
senkung zwn 1 .  Jänner 1 975 mit mehr als 
30 Milliarden Schilling die österreichische Be­
völkerung entlastet halben. 

Hohes Haus! Wirtschaftspolitik ich 
glaube, da stimmen Sie mit mir Ülberein - ist 
heute zugleich immer Gesellschaftspoliti'k. Für 
meine Fraktion heißt dies : Wirtschaft ist nicht 
das Privileg einer Seite, und Gesellsdrafts­
politik ist nicht das Privileg der 'anderen Seite, 
denn immer drängender werden die Fragen, 
die von uns allen gemeinsame Antworten ver­
langen. 

Die wirtschaftlichen MaßnaJhmen dürfen, wie 
wir alle /Wissen, nicht von den sozialen Maß­
nahmen getrennt werden. Wir hCl'ben daher 
in den letzten Jahren eine !konsequente Politik 
der sOilialen Sichemeit ve:r;folgt. 

Ich 'bin der ,festen Ulberzeugung, daß diese 
Politik im gleichen Maße auch zum Anscl1en 
unseres Landes ibeitrug. 

Die Festigung und Entwicklung unserer 
VolkISWJir1Jsch.aft, 11hr.e Auswi,rkung .auf di.e Er­
höhung de's WoIhlstandes unseres Volkes, die 
Beziehungen zu unseren Handelspartnern 
haben unser Land \Zu einem Element der wirt­
schaftlichen und sozialen Stabilität in der Welt 
gemacht. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Als nächster zum 
Wort gemeldet ist der AbgeoI1Clnete Zeillinger. 
Ich erteile es ihlm. 

A:bgeordneter Zeillinger (FPO) : Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses ! Der Sprecher der Regierungsfraktion, 
Abgeordneter Weisz, hat eben gesagt, daß es 
sich die Opposition nicht so leicht machen 
dürfe . Darf ich aus diesem Grunde meinem 
Debatterrbeitrag zu diesen belden Berichten 
einige Feststellungen vorausschicken, und 
zwar deshalb, weil auCh die Regierungsfrak­
tion in letzter Zeit so gerne die Offentlichkeit 
informiert und ,sich d.arauf verläßt, daß die 
Opposition dazu schweigt und die Offentlich­
keit nicht informiert. 

Herr Kollege Weisz ! Die Opposition macht 
es sich nicht so leicht wie die Regiemng in 
den beiden Berichten. Audl sollte man es bei 
einiger Fairneß der Opposition nicht so schwer 
machen. Meine Damen und Herren der Regie­
rungspartei ! Wir müssen uns im klaren dar­
über sein, daß die Regierung und der Bundes­
kanzler in den letzten Jahren ihren Stil ent­
scheidend geändert halben. Wir Ihaben das 
heute erst wieder bei der Debatte über die 
Frists etzung erlebt, bei der Sie, die Sie siro 

108. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)40 von 105

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 108. Sitzung - 22. Mai 1974 10545 

Zeillinger 

sonst immer zu einer freien Demokratie be­
kennen, genauso ,wie seinerze it die Volks­
partei zum Ausdruck gebradlt haben, daß Sie 
nidlt mehr weiterverhandeln ,wollen. Sie wol­
len mit Ihrer Mehriheit von 'Z!wei Mandaten 
alles durchsetzen, obwohl Sie noch vor weni­
gen Tagen mit beiden Oppositionsparteien am 
Verhandlungstisch gesessen sind und Ihre Ab­
sicht seihr wohl versdrwiegen haben. Das ist 
unfair, und idl muß Ihnen s agen, man muß 

. sich überlegen, ob man -mit einer Partei, dle 
die bisherigen Spielregeln der Demokratie ver­
lassen h at,  unter den ,alten ISp i e l regeln weiter­
verhandeln kann. Das sage ich Ihnen als einer, 
der immer lZum offenen Gespräch mit den 
Sozialisten 'bereit ist. Alber d i e  Stiländerung,  
die Sie j etzt vielleicht aus Nervosität durch­
geführt halben, ist bedenklich und rüttelt an 
den Türen unseres Parlaments.  

Zur gleidlen Zeit kommt die Regierung, die 
j etzt eine Frist gesetzt lhaben wil l ,  zur Opposi­
tion und ersucht sie, etwa in der Frage des 
Mietenrechts, doch in Parteienverhandlungen 
mit ihr einzutreten. Wir riskieren damit wie­
der, daß Sie, wenn !Wir mit lohnen verhandeln, 
plötzlich hier im Parlament einen Fristset­
zungsantrag stellen. 

Sie wollen einfach nicht mehr verhandeln I 
Sie haben Angst, im nächsten J alhr Ihre Mehr­
heit zu verlieren und wollen soviel als möglich 
marxistisches und sozialistisches G edankengut 
mit Ihrer Mehrheit von zwe i  Mandaten im 
Parlament verwirklichen. Das i s t  die Stilände-
run g !  

Z u  dieser Stiländerung gehört auch d i e  Tai­
sache, daß die Regierung im Parlament eine 
Erklärung zur wirtsch.aftlichen La.ge abgegeben 
hat, eine Erklärung, die immerhin 468 ISeiten 
umfaßt und die Idie Regierung 'gleich im An­
schluß an diese Erklärung debattieren wollte. 
Die Debatte wurde auf unseren Vorschlag h i n  
einvernehmlich um 2 4  Stunden verschoben ; 
wir haben also 24 Stunden Zeit gehabt, um 
die 468 Seiten �u lesen. 

Meine Damen unO. Herren ! Sie haben die 
Arbeitslbedingungen tür uns A'bgeordnete in 
diesem Hause entscheidend verschledltert! 

Alber trotzdem, Herr Bundestkanzler, werden 
wir in die Debatte Ü'ber die 468 Seiten ein­
treten, weil nämlich eine oberflächliche Durch­
sicht dieser Berichte gezeigt hat, daß 'sie auf 
468 Seiten vortäuschen, a l s  ob in Osterreich 
alle; -heB wär,e. Da sind iWlir erst dar,aufge­
kommen, daß Sie gar keinen B eridlt gegeben 
haben ! Sie !haben im Grunde genommen eine 
Arbeitsunterla,ge ,für sozi.alistische Funktionäre 
ausgear:beitet, mit der Sie bei der niederöster­
reichischen W·alhl Mundpropaganda machen 
können. 

Aber in einem iBericht, Herr Bundeskanzle;:-, 
muß Licht und Schatten vertreten sein. Darf 
ich fragen : Wo 'Sind die Schattenseiten, die 
bei einem objektiven Bericht, einer Regie­
rung'Slerkolärung, ,sm? Wir müßten d:i!es,en Be­
richt um 900 Seiten ergänz e n, denn die ,schat­
tenseiten sind in den letzten J a!hren viel um­
fangreicher geworden. 

Ich möchte für die Dame n  und Herren des 
hauses und auch für die Offentlichk.eit nur 
einige von den vielen Punkten, die o.er Herr 
Bundeskanzler und auch d e r  Herr Finanzmini­
ster angeschnitten !haben, herausgreifen 
- einige Punkte, die Sie versdliwiegen 
haben - als Gedächtnishilfe 'tür die Regiemng 
und zugleich auch im Stile der Regierung, die 
j a sagt : Aufklärung unO. Information für o.ie 
Offentlichkeit, a'ber nicht nur Aufklärung und 
Information vom sozialistischen Standpunkt 
her, sonldern vorn Standpunkt der Gesamt­
interessen des gesamten Volkes ! Dazu ist sehr 
viel zu sagen. 

J:ierr Bundeskanzler ! Sie ha'ben wochenlang 
Zelt gehaibt, um an den 468 Seiten zu anbeiten 
und hatten Beamte zur Verf,ügung, die rwahr­
scheinlich um 8 Uhr ,a,beruds noch ,arbeiten d\lJI!f­
ten, weil ihnen nicht der Haustorschlii:ssel weg­
genommen: wurde .. Wir halben trotzdem 'gestern 
schon allein durch o. as ZUhören Fehler ent­
deckt. Entschuldigen Sie, aber ich muß dazu 

Dazu muß ich sagen, verehrter Herr Bundes- etwas sagen : Ich glaube, es gibt keine Regie­
kanzler, daß ich erst gestern d a raufgekommen rung auf o.er Welt und 'keinen Kanzler, der 
bin, daß zur Stiländerung vie l e  anDere Klei- dem Parlament einen Bericht vorlegt, der vor 
nigkeiten gehören. Ich habe n i e  gewußt, war- Fehlern 'strotzt. Durch Idas Zuhören - dabei 
IUJIl Sie es U'llIs veliWehren, hie r  im Haus'e zu haben wir gar nicht mitlesen können ! - hät­
arbeiten, warum Sie uns die Arbeits!bedingun- ten wir Ihnen schon sag en können, daß sich 
gen verschlechtern, warum Sie uns etwa den etwa auf Seite 6, beim Erdöl,  ein 'grundlegen­
Schlüssel weggenommen haben, damit wir hier der Redlenfehler befindet. Nebenbei erwähnt 
nicht arbeiten können, zum Beispiel, wenn wir wäre es für Sie Ibesser 'g ewesen, wenn Si� 
bis 6 oder 7 Ulhr abends die Sitzung haben, richtig geredlnet hätten ! Herr BundeskafiiZlerl 
müssen wir nach Beendigung der Sitzung Entschuldigen Sie, aber d a s  darf einfach nicht 
fortg,ehen und kÖlnn,en 'eIlSt ,am nämsten T'aJg dn passieren I Von uns verlangen Sie, daß wir 
der Fpüh darüber debattieren. Das ist Ihr Par- von g,estern ,a'U!f heute ,aB di'e Fehler finrlen l 
l amentarismus ! Das ist Ihre Stiländerung! Das I<:h kann Ihnen sagen, wir Ihaben ungefähr 
ist kein Zufall, das lhängt all es zUJsammen. I em Dutzend solcher Fehler in Ilhr er Rede ge-
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funden. Verlassen Sie sich darauf, daß die 
B erichte niemand liest, oder glauben Sie, daß. 
wenn die OffentliChkeit das hört, sie sagt : 
Das wird schon sUmmen ! ?  

Sie lühren - um ein anderes Beispiel zu 
nennen - etwa den Bundesbeitrag für Pen­
sionisten ·an und sagen : Schaut, wie wir den 
erhöht haben! Zuerst rechnen Sie drei Jahre, 
dann vier J.a!hre ,zusammen. Sie stellen den 
drei Jahren die vier JaJhre ;gegenüber. Daß 
Sie in vier JaJhren mehr Bundesbeitrag �ür die 
Pensionisten leisten, das ist doch wohl klar. 
Itl Wahr.heit hat Kreisky gestern gesag t :  Die 
Regierung Kreisky ist gut, weil sie den Pen­
sionisten in vier Jahren :mehr zahlt als vor­
her in drei Jahren. (Heiterkeit bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren, ich darf noch 
einmal ,sagen : Wir waren auf Grund der Be­
hinderung der AI"beitSlweise, die die Regie­
rungsfraktion uns vorgibt, nicht in der Lage, 
uns genaue Ziffern zu beschaffen. Ich habe 
Bed'enkoen, ob die ,angeführten Zifftern über­
haupt richtilg !Sind. Aber darf ich nur ein 
Meines Beispiel sag,en : Wenn Wiir di'e 24 Mli.J­
Hlanden, oie Sile ,anführen, di,e in dr,ei Jahren 
g'eg,ehen worden sind, lauif vi,er J ahTe ,ausdelh­
nen, kommen wür .auf 32 Milliarden. Wenn ich 
j etzt die 30prazienUge T,eueI1UJI1g :berü<ksichtig.e 
- und ,es sind nun ,einmall ,in dies,en vier J,ah­
·ren 30 P,rozent Teuerung eing,e,tr,eten -, dann 
komme ich auf 42 Milliarden. Seihen Sie, Herr 
Vizekanzler, Sie lach,en (Abg. Inq. 
H ä u s e r, den 11 WIFO-Bericht vorweisend: 
Weil die 30 Prozent falsch sind!) Aber wissen 
Sie, wa'S die Wahrheit ist? - Sehen Sie, 
meine Damen und Herren, sogar Vizekanzler 
erliegen der Propaganda des Kanzlers. (Heiter­
keit bei OVp und FPO.) Herr Vizekamler, 
Sie glauben das, was der Kreisky g esagt hat. 
Da.s ist ja die Tragöd�e fin tlsterreich. (Präsi­
dent P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich werde Ihnen di:e W,ahroheit 'Sag.en : Si,e 
haben ,genauso geschrien ,bei 6,2 Prozent, und 
daran werde ich jetzt anknüpfen, Herr Vizc­
kanzler. Ich werde Sie erinnern, was Sie bei 
einer Preisstei'gerung von 6,2 Prozent damals 
gerufien hiaben. Aber d·ie Tr.agik 'ist, Si,e ,sitzen 
in der Regierung und glauben das, was gestern 
der Kreisky ges'agt hat. Das ist doch einmalig. 
Ich werde es Lhnen auch an Hand inter­
nationaler Ziffern :belegen, wie Sie ·gewirt­
schaftet haben. 

Aber um zUl1ückzukommen :  Wenn ich jetzt 
die Teuerung berücksichtige - und entschul­
digen Sie den Dreh, daß ich drei Jahre mit 
vi,er J,ahI1en v.er.gleime -i Wl]S'Sen Si,e, was 
glich heraussteLlt? Daß !Sie den PeIllSioIli!sten 
nämlich nicht mehr gegeben halben, sondern 
daß sie dassellbe bekommen. Sie finden das 
lächerlich. Herr Vizekanzler, ich finde die Tat-

same, d aß Sie mit falschen Ziffern al1beiten, 
daß Sie versuchen, ein Parlament zu täuschen, 
indern Sie zwei Ziffern gegenüberstellen, von 
denen sich dann herausstellt, das sind einmal 
vier Jahre und einmal drei Jahre, nicht zum 
Lachen. J,a, meine Damen und Herren, wer 
von den Pensionisten hat das etwa gestern 
im Fernsehen - die Stelle ist übertragen 
worden - im Moment erfaßt? Ich muß Ihnen 
ehrlich sagen, ich habe selbst ein paar Stunden 
gebraucht, alle diese Rechenfffiller, Ungenauig­
keiten und - entsChul4igen Sie - diese 
Täuschungen zu durchschauen. Denn wenn Sie 
drei Jahre mit vier J aihren vergleichen und 
sagen: Wir Sozialisten sind stolz, daß wir in 
vier Jahren mehr gegeben ha'ben ,als die 
'a;n!d,er,en !in drei J;ahren l, dann list das e.iIn,e 
bewußte Täuschung. (Beifall bei der FPO.) 

Für das alles haben Sie vier Monate ge­
braucht, um diese Täuschungen und .falsChen 
Ziffern herzustellen. Daß Sie, Herr Finanz­
minister, auf den Rechenfehler nicht darauf­
gekommen sind ! Da haben wir alle beim Zu­
hören geschrien, daß das falsch ist. (Zuruf 
des Bundesministers Dr. A n  d r 0 S c h.) Nein, 
H err Finanzminister, das ist falsch gerechnet, 
und Sie sind bis zur Stunde nicht aufgestan­
den und haben gesagt : Hier und hier und hier 
sind Fehler ! ,  sondern Sie verteidi gen diese 
F;eMer von der RegierunJg,Slbaruk ,aus noch. Mit 
f,a:lsCh,Em. Ziffern k'a>IlIn lID'an ,eben nicht opellüe­
ren. Es ilst no�w.en:dig, daß einmalI !d1e Wlalhr­
heit g,e,s,agt wioo, dalzU ISlind wlir jetzt 'einma'l 
angetreten, 'llrud ich möchte der Regi,erung di'ese 
G etdächtn�ss.tütze ;g·ehen .  

Ich möchte ein paar Sachen sagen. d i e  die 
Regierung vergessen hat zu erwähnen. 

Der Herr Bundeskanzler hat also auf 
Seite 7 von den Preissteigerungen 'gesprochen. 
Ich wäre sonst gar nidlt daran erinnert wor­
den, die Preissteigererdebatte noch einmal 
fortzusetzen, ruber wenn der Bundeskanzler 
selber von den Preissteigerungen spricht, 
dann fällt mir eine Si�ung ein. Auch der Herr 
Vi'zekanzl,er Häuser hat miCh eniillnerti ,er hat 
sich damals durch l.aute Zwischenrufe betätigt. 

Es ist jetzt zweieinhalb Jalhre her, da hatten 
wir hier im Hause eine ähnliche Debatte. Da 
haben Sie, Herr Finanzminister, hier im Par­
lament mit Ihrer Regierung unter iBeihilfe 
der Gewerkschaftsvertreter in der Regierung 
eine Fülle von preistreibenden Maßnahmen 
beantragt. Das war wenige Wochen nachdem 
die Sozi.alisten die absolute Macht in Oster­
reiCh übernommen halben. Und damals habe 
ich ihier erstens zu den Regierungsmitgliedern 
gesagt : Meine Herren Preistreilber l ,  und zwei­
tens die Behauptung aufgestellt, daß mit den 
Maßna'hmen, die Sie !hier 'beantragt hatten, 
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die Preissteigerungsrate inneI1halb weniger 
Monate auf 6,2 Prozent - das klingt ja heute 
wie ein Märchen - hinaufgetrie:ben wird. 

Herr Vizekanzler, damals ist ein Wirbel 
losgegangen. Soll ich llhnen aus dem Protokoll 
einige Worte vorlesen, die mir Sie und Ihre 
Regierungs- und .Albgeordnetenkollegen zuge­
rufen haben? "Wieil ich .g'esagt habe,  Sie tr,ei­
ben die Verteuerung der Lebenshaltungs­
kosten auf 6,2 Prozent hinauf, haben Sie ge­
rufen : "Sie Oberdemagoge!"  - Ich war der 
Oberdemagoge, weil ich gesagt habe, 6,2 Pro­
zent l Ich würde nie wagen, Herr Vizekanzler,  
zu Ihnen Demagoge z u  sagen. Aber ich war 
der Oberdema·goge bei 6,2 Prozent. W.as s ind 
Sie dann heute bei 9,7 Prozent? !  Was 'schlagen 
Sie vor, was darf ich Sie dann nennen? 

Es sagte mir ein anderer Kollege, ein Nach­
bar von Ihnen, als ich gesagt habe, auf 6,2 Pro­
zent werden Sie es hinauftreilben : "Das i s t  j a  
unerhört, w a s  Sie s i ch  erlauben !" Sehen Sie,  
meine Damen und Herren, 'die Sozialisten 
sagen zu mir, es ist uneI1h,ört, daß ich mir 
erlaube festzustellen, daß 'sie vor zwei J ahren 
die Preise auf 6,2 Prozent hinaufgetrieb en 
h aben. kber Sie haben sich. erlaubt, die Preise 
mittlerweile auf 9,7 Prozent hinauftlutrei'ben. 
"Schämen Siie Slich, Sie KaspeI1l" , hat IIlIich ein 
Kollege genannt. Er hat keinen Ordnu ngs­
ruf bekoanmen, 'ahm das first j a  WUllsmt. Ich 
würde nie sa·gen, daß er ein Kasperl ist, denn 
er ist der Faszination der Regierung erlegen. 
Er hat damals das geglaubt, was von der 
Regierungsbanik. .ges agt ,wurde. Das war ja die 
Tragödie. Der Vizekanzler 'glaubt es h eute 
nom immer. Das ist es  j a :  Er sitzt in der 
Regierung und glaubt, daß Sie keine PreLs­
treiber sind. 

Meine Damen und Herren ! Sie sind die 
Preistreiher - 6,2 Prozent klingt heute wie 
ein Märchen -, aber darf ich einmal auf das 
Problem, weil es die Regierung 'angeschnitten 
hat, weil Sie von den Preissteigerungen und 
Preistreibern gesproch en ha'ben, ein Ibißchen 
zurück'blenden. Darf ich die Sozialisten e r­
innern an unsere gemeinsame Kamp.fzeit 
gegen die OVP-Alleinregierung. Wir haben 
Schulter an Schulter mitsammen .gekämpft; 
darf ich das den jüngeren Kollegen sagen, der 
Häuser und die älteren Kollegen wissen es 
ohnedies.  

Auch die OVP-Regierung hat die Offentlich­
keit und Osterreich bitter enttäuscht, d enn 
sie hat die Preise .auch hinaufgetrieben.  Sie 
haben d amals die Preise hinauf.getrieben bis 
ta'st auf 4 P,roz·ent. Da br.ach ,der Sturm los. 
Sie wissen, ich haibe immer betont, ich b in 
so wie die Gewerkschaofter der Meinung, die 
Preispolitik einer Regierung wird dann ver­
antwortungslos, wenn die Preissteigerun gen 

die Sparzinssätze übersteigen, wenn d erj enige, 
der sein Geld auf die Bank einlegt, von Monat 
zu Monat ärmer wird, weil die Regierung die 
Preise mehr hinauftreibt, als die B anken Zin­
s·en Zlahl,en. 

Damals war der Häuser noch der gleichen 
Meinung wie die Freiheitlichen. Wir haben, 
meine Damen und Herren, gemeinsam die 
Volkspartei bekämpft, weil sie bi1s 4 Prozent 
die Preise hinaufgetrieben hat. Das Er'gelbnis 
wissen Sie. Das Volk war unserer Ansicht. 
Die Regierung Klaus hat im Jahre 1 970 dia 
größte Niederlage aller Zeiten, die größte 
Niederlage, die je eine konsewative Partei 
erlelbt hat, erleiden müssen. Sie ist in die 
zweite Rolle gerutscht, die 'Sozialisten s i nd die 
Stär'kJSt!en -g.eworoen. 

Aber kaum haben die Sozialisten dann die 
Mehrheit b eikommen - die a'bsolute Mehr­
heit -, sind sie mit den Preis steig erungen 
über 5 Prozent gegangen. 

Darf ich llhnen ein paar Ziffern sagen : Im 
Jahre 197 1  waren Sie eine Minderheitsregie­
rung, Herr Bundeskan'Zler, Herr Vizekanzler 
Häuser und andere: Sie können auch besser 
regieren, nur dürfen Sie keine Mehrlheit 
ha'ben. Solange Sie aobhängig waren, IZU allen 
Gesetzen entweder die Zustimmung d e r  OVP 
oder der Freiheitlichen brauchten, d a  haben 
Sie die Preise Ibei vi er Prozent halten müssen. 
Erstens, weil Sie vorher die OVP bekämpft 
haben, und zweitens, weil Sie gewußt haben, 
wenn Sie di,e Pr·eise über 5 Pro.z·ent hina.uf­
treiben, entzieht man Ihnen die Mehrheit und 
Sie sind gestürzt. 

Damals konnten Sie es, und das beweist, 
daß Sie heute nicht mehr wollen. Sie halben 
in dem Moment, lin dem Sie die 'abso1ut,e 
Mehrheit bekommen haben - 1 972 -, die 
Preise auf 5,3 Prozent angehoben. Und als 
ich meine Rede gehalten hab e  und gesagt 
habe, Sie sind die PreistreiJber, wo der Herr 
Vizekanzler und seine ParteUreunde gesagt 
haben, das ist Dema-gogie, meine Damen und 
He r,ren , auf den Monat genau - Herr Vi�e­
kanzler, -das haben Sie vergessen, aus Ihrer 
Gewerlkschaftszeitung vorzulesen, weil Sie 
daran schuld sind -, haben Sie als oberster 
Gewerkschaftsboß der Regierung zugestimmt, 
daß sich die Preise gen au um 6,2 Prozent 
erhöht haben. Auf Zehntel hat es 'gestimmt, 
was wir Freiheitlichen gesagt haben. Nur 
h aben Sie gesagt, das ist Demagogie. Genau 
6,2 Prozent ! Jetzt wären Sie froh, wenn Sie 
sie hätten. 

Sie haben im seIhen Jahr 'die !Preise hinauf­
getrieben auf 7,6 Prozent. Ich kann mich er­
innern, die Journalisten haben den Herrn 
Bundeskanzler gefragt: Herr Bundeskanzler, 
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jet!lt sind die 6,2 Prozent da, wo
. 

Sie g�sa�t 
haben, das ·ist Demagogie, als dIe FreiJhelt­
lichen das behauptet haben . 

Da hat der ßundeskaIllZler g esagt: Das ist 
bedauerlich, aber das sind noch immer nicht 
7 Prozent. Ja, ja, aber Sie !halben im Dezem'ber 
schon 7,6 Prozent geha.bt. 'Der Herr Vize­
kanzler Häuser hat im Namen der G ewerk­
schaft immer in der Regierung zugestimmt . 
Das möchte ich nur feststellen , weil Sie j etzt 
eine G ewerkschaftstzeitung gehoben haben. 
(Abg. Ing. H ä u s e r: Das ist eine Gewerk­
schai tszei tung?) 

Im Jahre 1 973, Herr Viz'ekanzler, bei abso­
luter sozialistischer Me'hI1heit, sind mit Zu­
stimmung der sozialistisch,en Gewerkschafter 
die Preise von 6,5 auf 8, 1 ·Prozent angehoben 
worden . 

Meine Damen und Herren ! Das war die 
größte ge,leillkte PlreissteigeruruglSr,ate, di·e Wtir 

in der G eschichte des Staates jemals hatten. 
8 , 1  Protzent ! Damals war die ·Erklärung des 
Herrn Vizekanzlers : Das i'st auch bedauerlidl , 
das a1ber sind noch immer nicht 1 0  Prozent! 

Und nun haben wir das Jahr 1 974. Im Jänner 

war Vizekanzler Häuser 1iür di e  Anhebung 
der Teuerung ·auf 8, 1 Prozent. 1m Februar 

haben Sie in der Regierung gestimmt für eine 
Anhebung der Teuerung auf 8,4 Prozent. Im 

März . , .  (Abg. Ing. H ä u s e r: Wie stimmt 
man denn in der Regierung für eine Preis­
steigerung?!) Herr Vitzekanzler ! 'Sie machen 
die PoliUk. Darf ich mImen etwas sagen, 'bevor 
Sie sich weiter /blamieren mit einem Zwischen­
ruf wie "OibeI1dema·goge" . Ich werde es Ihnen 
gleich sagen. Ich bringe Ihnen !heute B eweise, 
so wie vor zwei Jahren , daß diese Regierung 
bereits j etozt wieder neue -Gesetze beantragt. 
ICh ,werde Ihnen Wli·eder !Sagen, für wieviel 
Prozent Sie zustimmen. Sie können es in der 
Regierung Ibeeinspruchen. Aber Sie haben zu 
allem ja gesa-gt. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Sie 
haben der Mehrwertsteuer zugestimmt!) Herr 
Kollege l Ich bin gerne bereit, dann auch dar­
über eine Debatte zu fuhren . Aber darf ich 
Ihnen, Herr Kollege Kohlmaier, sagen, warum 
Sie gegen die ,Mehrwertsteuer sind : weil die 
Mehrwertsteuer die Voraus;setJZIung für die 
Annäherung Osterreichs an Europa ist. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wir sind gegen den Satz!) 
Wenn Sie gewollt hätten, hätte es die OVP­
Reg.ierung mit ein.em ;anderen tUIld, wile Sie 
glauben , besseren Satz machen k,önnen. (Bei­
lall bei der FPO.) 

Sie, meine Herren von der Vol'ksparte i, 

und was diese hier im Laufe der letzten 
20 Jahre ü'ber die EWG gesagt haben, anläß­
Uch der EFTA-Debatte von Toneie über Klaus 
bis zu der g esamten OVP-Fülhrung. Sie woll­
ten nicht in dieses Europa der EWG hinein. 
Herr Kollege , wenn Sie es gewollt hätten : 
Sie halb en 1 966 bis 1 970 die MaCht gehabt!  
(Abg. P e t  e r: Gustav! Das is t eine Taktik! 
Du se tzt dich mit den Roten auseinander, und 
der schwarze Generalsekretär attackiert dich!) 
Von 1 966 bis 1970, Herr Kollege, hätten Sie 
die Einladung der Freiheitlidlen annehmen 
können. Wir wären gerne mit Ihnen nach 
Europa gegangen. Sie ha:ben unsere Einladung 
damals nicht angenommen. 

. 

Ja, sehen Sie, Herr Kollege Kohlmaier, die 
alte Koalition lebt noCh. Sie haJben hier nur 
Schützenhilfe geleistet , damit der Vitzekanzler 
mittlerweile die Flucht ·ergreifen und den Saal 
verlassen kann. (Heiterkeit.) Ich werde mich 
aber trotzdem weiter beschäftigen. Viell eicht 
geht er j etzt nachschauen, ob er wirklich ein 
Vetorecht in der Regierung :hat. Ich kann es 
ihm ruhig sag-en. Kläl'en wür dhn auf! Er kann 
in der Regierung natürlich jedes GesetJz durch 
seinen Einspruch verhindern. Er hat nicht ver­
hindert, daß wir im Märtz bei einer Teuerungs­
rate VOn 9 Prozent waren und daß wir im 
April die Teuerungsr.ate 9,7 Prozent erreiCht 
haben. Kommentar des Herrn Bundeskanzlers : 
Wir haben mit Mühe die 10 Prozent ver­
hindert l 

Herr Bundeskanzler ! Sie wären ein richtiger 
Bundeskanzler !für ein südamerikanisChes 
Land. Dort haben sie 20 'bi's 25 Prozent. Die 
wül'den sich freuen über 10 Proxent. Ab.er 
wir hahen die Regierung Klaus gestürzt wegen 
4 Prozent. Daher müssen Sie sich auch harte 
Worte gefallen lassen, wenn Sie die Lebens­
haltungskosten um 9,7 Prozent verteuern. Das 
list -ehen der "ErfOilg" Lhl1er R-egi,e.rungspolitik. 

Sie haben sich ja .auch damals dagegen ge­
wehrt, daß wir die 6,2 Prozent propheze it 
hahen : Niema:ls, solang·e Sozialisten in dieser 
Regierung sitzen, wird der kleine Mann so 
ausgebeutet werden ! ICh darf Ihnen Ihre alten 
Worte in Erinnerung rufen. - 6,2 Pro!lent 
werden nie kommen - sagen ,Sie es dem 
Häuser, das war damals sein Standpunkt -, 
,so!-ang:e Sozi'alilsten in der �egierunog sind I 

. haben die Melhrwertsteuer nicht eingeführt, 
weil Sie nicht nach Europa wollten. Ich bin 
g.eme bereit, Ihnen in einer lande ren Roo-e die 
Namen namhafter OVP ... Politiker ·zu zitieren 

Die Sozialisten sind immer noCh in der 
Regierung, und wir sind bei 9,7 Prment. Herr 
Bundeskanzlerl Ich sage es j a  nur deswegen, 
weil Sie das alles gestern -im Wirtsmafts­
bericht vergessen halben zu sagen. Das haben 
Sie alles nicht gesagt. Daher, glaube ich, war 
es notwendig , Sie noch einmal 'daran zu er­
innern. 
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Sie haben die Regierung übernommen bei 

einer Stei.gerungsrate, bei einer Verteuerung 
der Lehenshaltungskosten von unter 4 Prozent. 
Die haben Sie einigermaßen 'gehalten, und so 
konnten Si,e mit eilller Minderheit regjeren. 
Sie hruben aber in dem Moment, wo Sie die 
sozialistisch e  Mehrheit einsetzen konnten 
- Ihre zwei Mandate zuviel ; d'as muß der 
Osterreicher heute bitter ibezalblen -, in dem­
selben Augenblick begonnen, systematisch das 
Leben in Osterreich zu verteuern. Denn im:­
portiert s ind Preissteigerungen auch schon 
unter Klaus worden. Das hat der Klaus auch 
schon 'gemacht. Das haben wir schon damals 
gehört. Nur haben damals die Sozialisten und 
wir Freihei tIichen das gemeins'am abgele'hnt. 

W,issen Sie, Herr Kanzler, ich halbe es ja 
leichter. Ich kann ja das ,  w. as  lich seineI'Ze1t 
der OVP vor'gehalten !habe, heute auch den 
Sozialisten vorhalten. Sie aber werden ungern 
erinnert, was Sie seinerzeit als Sozialisten in 
der Opposition gesagt haben. Denn da habea 
Sie nämlich mit Recht gesagt, daß eine Regie­
rung weggehört, wenn die 'feuerungsrate die 
Spareinla,ge,nzdn1s!en riiberstJeLgt. 

Herr :Bundeskanzler ! Es liegt jetzt an Ihnen, 
die Konsequenzen zu ziehen. Wenn Sie nicht 
zurücktreten wollen - wi'e -iCh annehme. denn 
Sie !haben davon nichts gesagt in Ihrem Be­
richt (Hei terkeit) -, dann senken Sie wieder 
die Teuel'ungsrate der Lebenshaltungskosten. 
Aber Sie tun das Gegenteil. iSie gehen einen 
SChritt weiter und baihnen die nächste, noch 
größere Teuerung an . 

Alber ich möchte zuerst einmal, Herr Bundes­
kanzler, kurz etwas dCliZwischenschieben. Da 
ist die Frage 'aufgetaudlt: Wer verteuert das 
Leb�n? Ich hab e das aus d er Rede des Kollegen 
W elSZ. Wer verteuert das ,Leben? Und da 
�aben Sie in Ihrer Rede, auf Seite 10, glaube 
'lch, wenn ich mich richtig erinnere. einen 
Schuldigen 'gefunden, und nachdem das heute 
hier nochm,als ,angeklungen ist, müßte man 
einige Worte da'Zu sagen. 

"Wir g l auben ,alb er, daß im Bereich der 
Handelsspa nnen in einer Weise kalkuliert 
wird, die durch d i e  Täti,gkeit des ZwisChe:a­
handels nicht gerechtfertigt ist." 

Da hat sich natürlich schon wieder j eder 
kl,eine G re,ißller und Gewelibetreilbende SchUll­
dig und angegriffen gefühlt. 

Herr Bundeskanzler I Das ist ein Irrtum! 
Nicht der Greißler ist sch'Uld, weil ,er mit den 
Preisen hinaufgehen muß, sondern Sie sind 
schul'd, weil Sie di'e Einstandspreise - ich bin 
kein Kaufmann, möchte ich gleich sagen ; ich 
bin Freiberufler - verteuern. Man soll aJber 
nicht imme'r den Fallschoen di,e Schuld gehen. 
Sie sind schuld, weil Sie die Einstandspreise 

verteuern, und da möchte ich - vielleicht 
können Sie es dem Herrn Vizekanzler aus­
richten, weil er offenbar diese Ziffern nicht 
kennt - ein sehr offenes Wort reden zur 
Frage : Wer verteuert das Leben? 

Es ist  ein Artikel - ich kann es ruhig 
sagen - in der "Kronen-Zeitung" erschienen, 
wo B ezug genommen .wird auf diesbezügliche 
Untersuchungen. Diese Statist�ken - wir sind 
ihnen nachgegangen - sind. äußaerst inter­
essant. Sie, Herr Bundeskanzler, geben der 
PrivatwirtschaH, dem Handel die Schuld. 
W.enn Si,e dile StabiL5tik 'ans chauen: W�s,sen Si,e, 
um w ieviel die Preise der Waren des freien 
Marktes gestiegen sind, Herr Bundeskanz}er? 
Um 4,5 Prozent I Und wissen Sie, um wieviel 
in d,er gloeichen Zeit di,e Pr,eise, die amtlliffi 
gere'geJ.t.en Pre.i,se, gestJi'eglen Isind? Um 21,1 
Proz,ent ! D a  's ist ai,e Wahrheit, Hoen Bunrles­
kanozlerl Die P:reise, . die Sie festsetozen und 
beeinflussen. sind um 2 1 ,1 Prozent gestiegen, 
und d i e  Preise des freilen Marktes um 4,5 Pro­
zent. Das ergibt in d er Gesamtheit eine Ver­
teuerung des Lebens um 9,1 Prozent. Denn 
49 �rozent ahler Leistungen und Wiaren, 
die wi r  in Anspruch nehmen, sind entweder 
staatlich gelenkte Preise oder staatlich fest­
gesetz t e  Preise. 

Herr Bundeskanzler, und jetzt wollen Sie 
noch mehr preisregeln. Sie wollen noch mehr 
Waren herausnehmen ,aus der Gruppe jener, 
die nur um 4,5 Prozent 'gestiegen sin1d und 
wollen sie ihineinge'ben in j ene Gruppe, die 
um 2 1 ,7 Prozent gestiegen sind. Das haben Sie 
beantragt in diesen Ta.gen, meine Damen und 
Herren. ISie haben vergess'en, das in �h:rem 
Bericht zu sagen. 

Herr Bundeskanzler I Warum haben Sie in 
Lhrem Bericht nur von der Teuerungsrate g�­
sprochen und nicht gesagt, daß die Waren des 
frei'en Marktes in den letzten Jahren um 
4,5 Prozent .gestiegen sind? Warum haben Sie 
nicht gesagt, daß die amtlich geregelten Waren 
um 2 1 ,1 Prozent gestiegen sind? (Bundes­
minister Dr. A n  d r 0 s c h: S timmt nicht!) Das 
stimmt! Und wenn es nicht stimmt, dann 
hätten Sie die Statistik 'widerrufenl Wenn Sie 
sagen, d-ie Statistik ihaJben' Sie nicht gekannt, 
dann s agen Sie es Ihren Beamten l Der Artikel 
ist drei Wochen alt. Diese Statistik ist ver­
öffentlicht worden, und Sie haben dazu ge­
sch;wiegen. Un�ählige Zeitungen haben sie 
zitiert. Wenn Sie wollen, machen wir eine 
Debatte darüber. 

Wissen Sie, warum wir heute daruber de­
battieren müssen? Es ist ja in den Berichten 
vom Herrn Kanzler und vom Herrn IFinanz­
minister kein Wort .geredet worden, daß die 
amtlich geregelten IPreise wesentlich stärker 
-gestiegen sind als die der fr,eien 'MaIlktwirt-
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sdlaft. Darum sind wir Freiheitlidlen für die 
freie Marktwirtschaft. Ich sage Ihnen das ganz 
offen. Denn die freie IMark1lwirtschalft -bleibt 
billig, und da, wo Sie Ihre Hand im Spiel 
haben, werden die Preis-e !hinaufgetrieben. 

Das schreibt dieser Mann. Das ist kem 

Freiheitlicher. Das ist eine Zeitung, die k-einer 

Partei nahesteht. - "Der Staat, der so laut 

nach neuen Preisges.etzen ruft, steht s elbst an 
der Spitze der Preiserihöhungen." - Bitte, das 
habe nicht ich -gesagt, das sagt die Zeitung, die 

"Kronen-Zeitung", di'e, glaube ich, der Ge­
werkschaft gar nicht so fernsteht; hie und da 
liest man -auch ein p aar freundliche Worte 
darüber. Dort steht: "Der Staat, der so laut 
nach neuen Preisgesetzen ruft, steht s elbst an 
der Spitze der PreiseI1höhungen." 

Bei den sonstigen Vellbraudlsgütern betrug 
in der Wirtschalft die Preis-erhöhung durch­
schnittlich 4,5 Prozent. Bei j enen Verbrauchs­
gütern, die den amtlichen Preisregelungen 
unterliegen, wurde eine Preisexplosion ver­
zeichnet. Die T-euerungsrate lag dabei sogar 
bei 2 1 ,7 Prozent. 

'-

Der Staat hat bei der Pl'eisibildung versagt. 
Der Staat kann nicht versag en. Versagen kann 
nur die Regierung und die Mehrheit. Die 
Opposition hat diesen Weg Oihnehin nicht ge­
wollt. Die Opposition wollte j enen Weg 
gehen, den Sie in der Minderheitsregierung 
gegangen sind. J'etzt gehen Sie den soz'ialisti­
schen Weg. Danach müßten also die zahlen, 
die sozi alistisch gewählt haben. Alber leider 
müss-en es auch die anderen zahlen. Ich hätte 
gar nichts dagegen, wenn j ene, die soziali­
stisch gewählt Ihaben, j etzt 9,7 Prozent be­
zahlen müßten und die, die nicht sozialistisch 
g.ewäihlt haben, bräuchten nur 3 Proz,ent ZIU 
zahlen. Dann würde ich kein Wort darüber 
verlieren. (Allgemeine Heiterkeit.) Alber daß 
wir deshalb be:zahlen müssen, weil Sie um 
ein paar tausend 'Stimmen und um zwei Man­
date zuviel haben, das ist der Grund, warum 
wir die Offentlichkeit aufklären 'wollen. 

Der S taat - bitte das sage nicht ich, das 
sagt eine wirklich unabhängige Zeitung - hat 
bei der Pl'eislbildung versagt. Die Flucht in den 
Preisstopp ist der beste B eweis rur diese Hilf­
losigkeit. 

Meine Damen und H erren I Nun kommen
' 

Sie mit dem Begehren - und di-e Sozialisten 
werden sich'er zustimmen, davon bin ich voll­
kommen überzeugt -, noch weitere Waren 
aus der Gruppe, in der sie nur um 41/2 Prozent 
teurer geworden sind ,  in die Gruppe cl·er amt­
lich preisgler-El!9-elten Wallen hineinzunehmen, 
die um 2 1 ,7 PI10zent toor-er gewo:nden Is ind. UnKl 
dann werden Sie wieder schreien: Der Greiß-

ler ist teurer geworden ! Nein, nidlt der 
Greißler ist hmrer geworden. Aber der Häuser 
hat es sofort geglaubt. Der Häuser ist von 
seiner Regierungstätiogkeit bereits so faszi­
niert, d aß er das alles glaubt. A;ber dem müßte 
man einmal sagen, daß das am freien Markt 
alles viel billiger ist. 

,Meine Damen und Herren I Ich werde Ihnen 
in weiteren tAusfülhrungen sagen - vi-elleicht 
halben' Sie  den IPosteinlauf noch gar nicht ge­
lesen -, was alles der Finanzminister in den 
nächsten Wochen noch verteuern :will. Sie 
weroen die 1 0-Prwent-Grenz,e, .wenn Sie nicht 
wieder zur Politik der Minderheitsregierung 
zurückkehren, in KüflZe übersteigen ; aber nicht 
etwa durch das Ausland. 

Darf ich jetzt ein kleines Paket - man kann 
in den wenigen Stundoen nicht alles zusammen­
suchen, denn man 'Wird um 7 Uhr aus dem 
Haus e hinausgeschmissen - dessen beraus­
suchen, WliiJS Si,e a:Ues :beantrag,en, w,as Sie 
alles beabsjehbi'g.en. 

Zuerst einmal noch lkuflZ eInIges zu dem, 
was Si'e schon getan Ihahen. Sie 'haben - um 
ein Beispiel zu nennen, das möchte ich gleich 
dazusagen, ich komme dann noch auf die 
Araber zu sprechen, alber idl möchte j etzt ein 
p aar Beispiele bringen und Sie, Herr Kanzler, 
fragen : Wieso sind d a  die AraJber schuld? ­
Dile Post- und Bahntari'fe um 20 Proz,ent ver­
teuert. Wieso :ist da der Araber schuld, -wel­
cher Scheich ist daran schuld? Herr Bundes­
kan�ler!  Ich habe das G efrühl, es sitzen ein 
paar Araber in der R!egi erung, sonst wäre das 
nicht möglich! (Allgemeine Heiterkeit.) Sie 
haben Post und -Bahn um 20 Prozent ver­
teuert, und j etrzt glaulbt der Häuser, wenn die 
mit der Balhn transportierten Waren nur um 
4,5 Prozent teurer werden, daß der Greißler, 
der Kaufmann daran schuld ist. Nein, es  ist 
vielmehr 'ein Wunder, daß -er nur um 4,5 Pro­
�ent teur,er g-eworden i-st, denn Sie haben j-a 
die Bahn, mit der d er Pullover geliefert wird, 
um 20 Prozent verteuert. Und dann sagt der 
Kaufmann : Trotz der Regierung gehe idl nur 
um 4,5 Proz'ent hinauf. IMeine Damen und 
Herren ! Das ist der Unterschied zwischen 
sozialistischer PlalllWirtschaft und .freier Markt­
wirtschaft! 

Sie haben die iBahn-Gütertar1f.e um 8 Prozent 
verteuert. Sie haben die Zigarettenpreise be­
l'eits um 1 5  Prozent verteuert. Sie  haben 
10 Prozent Getränkesteuer auf das Bier ge­
legt , Sie planen, die T.elephongebühr um 
18 Prozent zu verteuern. GlaUlben Sie, daß 

dann die W.ar-e bj;�1i ge'I wind, wenn die Tele­
phongebühr und andere Bel astungen, die dar­
auf liegen, rundherum an allen Ecken t-eurer 
werden? 
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Sie haben - um ein anderes Beispiel zu 
b ringen - den Strompreis erhöht. .oer Strom 
ist nach sozialistischer Ansicht anscheinend 
ein Luxusgegenstand. Das kann sich der 
Mautner MarkJhof leisten, -a!ber der kleine 
Mann hat es ja wirklich nimt notwendig, daß 
er das Umt aufdrelht, er soll die Kerze neh­
men. Die Kerze unterliegt der freien Markt­
wirtschaft. Der Preis für Kerzen ist, das kann 
ich gleich dazusagen , nur um 6 Prozent ge­
stiegen. Der Preis rur das elektrische Licht 
wurde im Jahre 1972 um 14 Prozent 'erhöht. -
Das war aber dem Herrn Minister noch zu­
wenig. - Er wurde im. J ahre 1973 um 61/2 Pro­
z ent erhöht. Das hat sich noch nicht genügend 
aus'gewil'kt, um auf die zehnp rozentige Ver­
teuerung zu kommen. Er brauchte aber eine 
zehnproz'enUge Verteuerung, damit er mehr 
Steuereinnahmen hat, damit er mehr aus­
geben kann. Sie haben daher im Jahre 1974 
den Preis um 1 2,7 Prozent erhöht, meine 
Damen und Herren ! Sie IkJönnen aher nicht 
sagen , daß der GreiiU'er an der Erlhöhung des 
Strompreises schuld ist, denn das sind die 
amtlich geregelten Preise, das sind Preise, die 

_ Sie bestimmen. 

Si'e haben den Preis um über 33 Prozent 
erhöht. Jetzt ist der  Herr Vizekanzler leider 
dr.außen. Er hat mk d'i,e 30 Pl10zent nicht 
geglaubt. Aber die Erhöhung um 33 Pmzent, 
die bezahlt der Pensionist, das zahlt der kleine 
Mann ! 

Ich darf Ihnen gleim sagen:  Der Sekt ist 
wesentlich weniger teurer ,g·eworden, w enn Sie 
es wiss-en wollen. Ich kann 'auch die Sekt­
preise anführen. Der Sekt .gehört 'zur freien 
Marktwirtschaft, der ist nicht so viel teurer 
geworden. Aber das 'elektrische Licht haben 
Sie um 33 Prozent hinaufgetrieben. Herr 
Kanzler, das haben Sie alles in Ihrem Bericht 
vergessen, das haben Sie 'b eantragt, das sind 
die von Ihnen festgesetzten Preise !  

Darf i ch  noch etwas erwälhnen. Man ihat den 
Leuten seinerzeit gesagt: Steigt um auf den 
Nachtstrom! Den Nachtstrom hat man bill i g  
angeboten. Heizt mit Nachtstrom ! E s  gab 
L,eute, di'e Ihalben sich daraufihin 'entweder auf 
Nachtstrom oder Heizöl umgestellt. Ich gehöre 
zu den Opfern des Heizöls. Andere sind Opfer 
des Nachtstroms. H err Bundeskanzler!  Das 
waren k,eine Reichen, das sind arme, kl'eine 
L,eute, di€ mit Nachtstrom heizen. Wissen Sie, 
was Sie mit dem Nachtstrom gemacht haben? 
Um 50 PrOizent haben Sie ihn verteuert, nach­
dem die Umstellungs.welle beendet war. Das 
muß heute der Pensi onist, der kleine Mann 
bezahlen. Seit-dem Sie regieren, kostet der 
Nachtstrom um 50 Prozent mehr. 

Ich möchte nur noch einige kleine Besonder­
heiten erwähnen. Am 1 6. Oktober 1972 hat 

die Regierung am Tag des Brotes den Brot­
preis hinaufge s e tzt. Es war genau am Tag des 
Brotes, am 16. Oktober 1972. Sie haben ja den 
Brotpreis, wie wir wissen, mehrmals hinauf­
gesetzt. Im JaJhre 1973 haben Sie beim gleichen 
Anlaß den Semm elpreis um 14 Prozent hinauf­
gesetzt. (Abg. P e t  e r: Die Regierung denkt 
sicher etwas dabeiJ) 

Herr Bundeskanzler! Ich will nicht so lange 
I"eden, aber das -Slind 'aHes PreLserhöhungen, die 
Sie als Regierung gebilligt haben. Die Ge­
tränkesteuer, die Biersteuer, das Fahren, alles 
wird teurer! Was Sie in den letzten drei 
Jahren gemacht haben, hat bewirkt, daß die 
Lebenshaltungskosten, seit Sie regieren, um 
30 Prozent g'esüegen sinld. Aber das alles steht 
nicht in dem B ericht, es steht weder etwas 
über ddlBse Schattens·eiten, noch 'steht etwas 
darüber drinne n ,  was Sie machen wollen. Man 
muß sich mühevoll zusammensuchen, was Sie 
machen wollen. 

So erfahren wir - das ist ja schon in der 
Zeitung gestande n  -, daß Sie beabsichtigen, 
mit dem T€I'epihon in nämster Zeit teurer zu 
werden. Das h ab en Sie vergessen, das ist in 
dem Bericht nicht drinnen. Das verstehe ich 
aber. Wenn man nur vier Monate Zeit hat, 
dann kann man nicht so genau arbeiten wie 
Abgeordnete, die das in 24 Stunden machen 
mrii:51s.en. Sie w erden mit dem Zigarettenpreis 
hinaufgehen. 

Wissen Sie, wa,s Si,e veI1g,eSis.eh haben - das 
ist sehr tragi,sch, Herr Bundeskanzler -: Sie 
haben vergessen,  in dem Bericht zu sagen, daß 
Sie über das n e u e  G ebÜhreng.es-etz s ehr, stehr 
großen Einfluß auf die Preise und die Wirt­
schaft nehmen wollen. Ich will jetzt ,gar nicht 
diese ,Streitfrage 1ösen. Es gibt Fachleute, die 
behaupten, das neue Gebührengesetz werde 
den kleinen M an n  'zugunsten Ider Regierung 
13 Milliarden kosten. Der FinanZlminister sagt, 
das sei neutral, das werde gar nicht mehr 
kosten. Wtenn i� ganz off·eu Ibin : ich gl.a'llbe, 
die Wahflheit wird in der Mitte Hegen. Das 
läßt sich aber aum nicht festlegen, weil Sie 
das im Moment auch ,gar nimt übersehen 
können. 

Meine Damen und Herr·en ! Herr Finanz­
minister! Hier habe im jemanden, Herrn Di­
'bold von der "Kronen-Zeitung", der Iihnen 
sonst sehr stark die Stange hält. Er schreibt 
zu Ihr€r Absicht, eine noch unbekannte Zahl 
von Milliarden dem kleinen Mann wegzu­
nehmen und in die Regi'erungskass·e zu brin­
g en :  "Dennoch erhebt sich die Frage, ob Ge­
bühren in einem modernen Industriestaat, ob 
Stempelmarken seMeckende und klebende 
Staatsbürger h eute unentbehrlich sind. Der 
Beamtenentwurf ist vom Geist j ener Büro­
kraten geprägt, die in der Kfz-Steuerkarte ein 

108. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 47 von 105

www.parlament.gv.at



10552 Nationalrat XIII. GP - 1 08. Sitzung - 22. Mai 1974 

Zeillinger 
willkommenes Instrument sehen, den Bürger 
zu kontrollieren und zu bestrafen, sollte er 
einmal vergessen hab en, nicht prompt zum 
Monatsbeginn die Stempelmarke zu kaufen, 
zu klehen und zu entwerten." - Ich halbe das 
nicht g-esagt, das hat der D�bold gesagt, der 
sicher sonst sehr obj-ektiv beurteilt. Alber ich 
schließe mich vollkommen dem Urteil dieses 
unabhängi.gen Journalisten in dies·em Falle an. 

Nun kommt dieses Gebührengesetz, das dem 
kleinoen Mann eine noch uIibekannt·e Milliar­
denzahl wegnimmt. Das bezahlt ja der kleine 
Mann, dem tut es weh. Das wird dann ver­
teuern, da sind Sie dann auf 1 2  Prozent droben. 

Nun kommt die BundesveI1W altungsabga­
benordnurug. DClis ihat der Herr Bundes­
kanzler alles vergess·en. Halben Sie da schon 
einmal nachgeschaut? Seitenweise wird alles 
teurer, kann ich Ihnen s ag'en ; di·e Ausstellung 
des Passes um 40 Prozent! Dann wundert sich 
der Herr Vizekanzler, wenn ich sa'ge, all-es 
wird durchwegs um 30 Prozent teurer. Hannes 
Androsch will die Paßanträge um 40 Prozent 
verteuern. Da's Heir,aten · soll um 331/3 Porozent 
verteuert werden. Das jost Familienpolitik! Um 
331/3 Prozent wird es verteuert. 

Etwas wird billiger, meine Damen und 
Herren! Wis sen Sie, was ,billiger wird'? - Die 
Namensänderung l Die Namensänderung wird 
von 2500 S auf 1500 S im nächsten Jahr ver­
billigt werden. Ich ha'be den loeisen Voerdacht, 
daß da ein Plan dalhintersteckt. VieUeicht will 
nach der nächsten Wahl Ider eine oder der 
andere d a  oben seinen Namen ändern! (Hei­
terkeit und Beifall bei FPO und OVP.) Mög­
licherweise ist das der Grund. 

Ansonst·en wird aHes zwischen 30 und 
40 Prozent ·teurer. Es erfolgt eine Kettenreak­
tion. Der Finanzminister erhöht die Gelbühren 
von 1,50 S auf 20 S, das heißt um 1 66,1 Prozent. 
Bitte ohne Gewähr ! Ich habe nur :wenige Stun­
den Zeit gehabt. Sie haben j a  vier Monate 
gerechnet. Das heißt, Si'e wollen die GebüJhren 
um 1 66,7 Prozent erhOben. Der Häuser wird 
sicher damit einverstanden sein, denn er ist 
ja mit allem einverstanden. Das trifft den 
kleinen Mann, das trifft nicht die Reichen. 
Dem Reich'en 15t ,es Wurscht, drer zahlt auch dJi'e 
20 S mit der linken Hand oder mit der rechten 
Hand, wenn Sie woUen. kber die kleinen 
Leute sind es, die jetzt nach dem Androsch­
Gebührengesetz um 1 66,1 Prozent mehr be­
zahlen müssen. 

Die Namensänrlerung ist - d as muß ich 
noch einmal sagen - das einzi,ge, was im 
nächsten Jahr 'billiger wird. Alles and'ere wird 
teurer. Kennen Sie die Be.grundung dCliZu? Die 
Begründung für diese Vert'euerungswelle lau­
tet : 

"Es würde Befremden auslös,en, wenn zum 
Beispi-el die anläßlich der Ausstellung von 
p.ersonenstandsurkunden 'einzuhebende G e­
bühr von derzeit 7,50 S auf 20 S 'erhöht 
würoe . . .  , während dIe VeIWaltullogsalbgabe 
hiefür in der Höhe von 6 S unverändert 
bliebe." 

Herr Finanzminister! Glauben Sie wir1klich, 
daß der von Ihnen so oft zitierte kleine Mann 
"mit Befremden" reststellen würde, daß Sie 
nicht toeurer werden? (Heiterkeit bei FPO und 
OVP.) 

Ich halte das für eine Provokation des 
Osterreichers : "Es würde Befremd·en aus­
lösen, wenn . . .  die anläßlich der �usstellung 
von Personenstandsurkunden einzUihebentde 
Gebuhr von 7,50 S auf 20 S eIlhöht würde . . .  , 
wälhrend die Verwaltungsabgahe hiefür in der 
Höhe von 6 S unverändert bUebe." 

Grund ,genug für Sie, auch zu eI1höhen und 
mit zu eI1hölhen! 

Das alles halben Sie aber vergess'en in Ihrem 
Bericht. Es ist j.a nur ein halber Bericht. Viel­
leicht werden Sie sich heute am Nachmittag zu 
Wort melden und die 7lWeite Häl'fte des Be­
richt'es vodesen. Si'e müßten all das bringen, 
was Sie über die Verteuerung nicht gesagt 
haben. 

Nun komme ich �u der ogroßen vom .gegen­
wärtigen Regierungschef eI'lfunidenen Ausrede: 
Ja die ganz.e Welt ist <schuld, nur Osterreich 
nicht, das sind durchiwegs importierte Pr,eis­
stei.gerungen, für di'e wir nichts können. Herr 
Bundeskanzler I Diese Ausrede :zieht ,in dem 
einen oder anderen Fall. 99 'Prozent IIhrer 
Preissteigerungen sind aber hausba�en! 

Ich darf Sie konkret fra-gen - Sie hahen 
sicher joetzt Zeit -: Wo ist der Scheich oder 

der Ausländer, der die EI1höhungen bei den 
Bundesverwaltungsabgalben verlangt hat? Wer 
ist der Scheich in der Regierung? (Heiterkeit.) 
Welch ein fremder Staat ist daran schuld? 

Sie ziehen Milliarden aus der Tasche des 
kleinen Mannes und s agen dann : Dioe Araber 
sind schuld. So billig, Herr Bundeskanzler, 
kann man es sich ,wirklich nicht machoen. 

Beim Bezin gab es e1nen Zeitpunkt, wo diese 
Ausrede goestimmt ha,t. Die Araber ha'ben eines 
Tages entdeckt, daß man die Waffe Erdöl ein­
setzen kann. Das hat sicher Rückwirkungen 
gehabt. 

Entschuldigen Sie, Herr Bundeskanzler, 
wenn ich sa.ge : Ohne die Araber habern Si,e den 
Preis im Jahre 1912 um 20 Groschen, im 
Ja'hre 1 973 um 1 5  Groschen und 'im Jahre 1 913 
noch einmal, und zwar um 40 Groschen, er­
höht. Da hatten dre Araber noch nicht um 
einen Groschen mehr verlangt. 
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Mit den Arabern zusarrnmen haben Sie dann 
den Preis alleroings um 66 bis 70 Prozent 
e rhöht. 

Jetzt komme ich zum zweiten Tei'l, zum 
Ofenheizöl. Ich habe gesagt: Ich bin ein Opfer. 
Ich habe nämlich .auf Heizöl umgestellt, und 
zwar damals, als der Prets 1 ,70 S b etrug, wobei 
Si·e I1uhi.g sagen könnlen : Der Z.eilling.er kann''S 
zahlen! - Stimmt. Aber das Ihaben auch viel e 
kleine Pensionisten und andere kleine Leute 
getan. Bei 1 ,70 S haben wir umgestellt, über 
Empfehlung, über allgemeine Empfehlung !  
Und j etzt zahlen wir über 3 S. Der genaue 
Preis hängt von der Zustellg'ebühr wb. 3 S zahlt 
man, wenn man es selbst nach Hause bringt. 
Das Ofen:heizöl ist also um 76,S Prozent teurer 
geworden! 

Der zuständige Minister ist j a  nimt her-
innen. Dann wird er wieder behaupten, ich sei 
,ein Demagog, w,e11 ich Sla'ge:  Di,e R'egierung i'srt 
ein Preistreiber, sie treibt di'e Preise hinauf. 

Sie haben den Heizölpreis um 76 Prozent 
erhöht, und nun können Sie sagen : Das muß so 
sein l - Nein, das muß nicht so sein. 

Ich bringe ungern Heispiele aus dem Aus­
land, zum Unterschied von Ihnen, Herr Kanz­
ler!  Ich reise gern ins Ausland, ab er ich möchte 
im Parlament ,österreichische Politik machen. 

Aber nachdem Sie gestern sehr viel vom 
Ausland geredet 'hatten, bin ich nach Hause 
gegangen und habe ein Telephongespräch mit 
einem Freund in Deutschland geführt. Wissen 
Sie, was ich da erfuhr? Dort ist man billiger 
g eworden ! Ja das haben Sie ,zu sagen ver­
gessen. Sie hahen 'Zwar gestern Deutschland 
zitiert . . .  (Zwischenruf des Bundeskanzlers 
Dr. K r  e i s  k y.) Nein, nein, Herr Bundes­
kanzler, ich 'habe es nicht gewußt, d enn ich bin 
kein Fammann. Es ist ein Telephong,espräch 
von 1 0  Minuten gewesren, und ·es hat sich 
herausgestellt : Si'e halben hier wieder ent­
weder etwas verschwiegen, oder Sie wissen 
es nicht. Das kann Ihnen doch p assieren, Sie 
sind j a  auch nur Politik!er .genauso wie ich. 
Aber einer Ihrer Beamten müßte doch all das 
wiss'en, was Sie nicht ,gesa:gt halben. (Bundes­
minister Dr. A n  d r 0 s c  h: Was kostet es 
jetzt in Deutschland?) Sitte, wenn Sie es wol­
len, sage ich Ihnen di,e tg:en,auen Preme. Ich 
lese Ihnen vor : 

"Bei der Beziner�eugung fallen a utomatisch 
gewisse Mengen an Schrw,eröl (Heizöl) an. 
Durch die große Einlagerung bei dies'en OIen 
- anläßlich der BeQ:inkrise (Hamsterikäufe) -
ergaben sich in der Bundesrepublik Deutsch­
land nunmehr Albsatzsdlrwieri,gkeiten, di,e zu 
Preisred!u.:z;i.erungell führten." (Bundesminister 
Dr. A n  d r 0 s c  h: Wann, wieviel?) 

Fragen Sie Ihren 'Zuständigen Beamten, (?r 
soll es Ihnen sagen. Ich behaupte : In der 
Bundesrepublik gab es PreisredUIZierung'en. Ich 
darf laut s agen, daß von hint·en di·e Frage kam :  
"Was kostet es?" Herr Finanzminister, wenn 
Sie das nicht wissen , dann geben Sie keine 
RegierungseJ1klärung a'b. (Beifall bei der FPO 
und bei Abgeordneten der OVP.) 

Es ist Zeit, daß Sie sich orientieren, oder ich 
werfe Ihnen jetzt naCh diesem Zwischenruf 
vor : Sie �erschJweigen beWlUßt v.erschiedene 
Ding e ,  Sie wissen viel mehr, aber Si'e ver­
schweigen es und reden sich auf die Araber 
und .auf das Ausland aus. 

So, und weil Sie das getan haben, werde im 
Ihnen j etzt noch 'einige Zahlen ,bringen ; di.ese 
werden Ilhnen vielleicht noch unangenehmer 
sein. 

Ich wollte all das gar nicht 'bringen, aber Sie 
animieren mich jetzt dazu, und ich werde es 
daher gerne vorbringen. Wenn Sie sich auf 
das Ausland ausreden, dann ·erlauben Sie mir, 
daß ich Ihnen auch aus europäischer Sicht 
etwas sa'ge. Ich :bninge 'eine Sta:ti:s.tik. Wd:r .sinld 
W.esteuropä,er, nehme 'ich aJIl, ja? - Der Be­
völkerungsanteil Osterreichs an der Bevölke­
rung Westeuropas beträ'gt 2,23 Proz'ent. Ich 
muß Ihnen das alles sagen, d enn Ih:re Zwi­
schenrufe von hinten ;beweisen mir, daß Sie 
anscheinend all das nicht wissen,  denn sonst 
würden Sie nicht immer fragen : Wo st,eht das ? 
Wer sagt das? Wieviel ist das? Anscheinend 
wissen das !die Beamten und sagen es Ihnen 
nicht. 2,23 Prozent! Fragen S i e  Ih:re Beamten! 
Diese können genauso wie ich im Büchl nach­
schauen, dort st,eht es. Sie haben vi'er Monate 
Zeit gehabt, ich nur 12 Stunden. 

Wissen Sie, wie groß der Anteil des Volks­
einkommens durch diese Regierung geworden 
i st? Er beträgt nur mehr 1 ,74 Prozent !  

Von a}.len Westeuropäern ,sinld wir Oster­
reicher sozusagen 2,23 Prozent. kber der An­
teil am GesamtvolkSteinkommen ist unter Ihrer 
Regi erung auf 1 ,74 Prozent a'bgesunken. Das 
behaupte ich auf Grund einer Statistik des 
Europarates, und Sie können das nachl'esen. 
Als Sie die Regierung übernommen haben, 
waren es 1 ,9. 

Das durchschnittliche Volkseinkommen in 
Europa ist in der Statistik mit 100 ausgewie­
sen. Ich kann Ihnen sagen, wo das steht: in der 
Statistik des Europarates. Deutschland, unser 
N achbarland, hat ein Volkseinlkommen von 
167. Also Wesneuropa hat durchschnittlich 100, 
Deutschland hat 167, die Schweiz 144, Oster­
reich . . .  Was hat (zu Bundesminister Doktor 
Androsch gewendet) Osterreich? - 78,41  

Das ist der Vergleich mit dem Ausland: 
Deutschland 1 67 . . .  (Leise Bemerkung des 

727 
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Bundesministers Dr. A n d r 0 s e h.) Nicht mich 
immer leise von hintlen fragen! Ihnen kann das 
genügen. 

Entweder haben Sie das gewußt, dann haben 
Sie es vetschwiegen. Für d en Fall, daß Sie 
es nicht gewußt halben, muß ich sagen: H ier 
ist j a  keine Untlerrichtsstunde, um Sie letzt zu 
informieren. (Beifall und Heiterkeit bei der 
FPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Schauen Sie sich die Zahlen beim Buropa­
rat an ! Das durchsdmittliche Volkseinkommen 
in Europ a :  1 00 Prozent, Deutschland hat 1 61 
Proz1ent, liegt also d a'rüb er, die Schweiz hat 
1 44 Prozent, liegt etwas tiefer, wir wirtschaf­
ten herunter und sind auf 18,4 Prozent a:bge­
sunken. 

Das sind amtliche Ziffern. Verschwiegen 
haben Sie sie, denn Si'e -haben sie dlme.dies 
gewußt. Ich hätte 'es ja nicht 'gesagt, wenn Sie 
hinten nicht immer so gemurmelt hätten, als 
ob ich d,er Teppate wäre. Das alles ihabe ich in 
zwött Stunden festgestellt, während Sie in 
vier Monaten all das angeblich nicht kon­
statiert halben. 

Meine Damen und Herren ! Ich kann Ihnen, 
wenn Sie wollen, iheute noch viele Ziffern 
bringen. 

Ergebnis : Jetzt regieren Sie allein, Sie 
haben Sparsamkeit versprochen. Was habt3n 
Sie an Sparsamkeit -gebracht? Nichts ! 

Ich könnte Ih�en je'tzt stundenlang m1e Aus­

gabenwirtscbaft vor Augen ,führen, di,e wir, 

Sie, di,e SOlZialisten, und wir IFreiheitlichen, 

gemeinsam bei der OVP Ibekämpft haben. 

Daran können Sie von der Volkspartei sich 

noch genau erinnem. Wir halben geklagt, und 

Sie haben auch "eingeschliffen" in der Minder­

heitsre,gierung. Denn da waren Si'e Jede Woche 

vor die Frage gestellt: Weiterregieren, spar­

sam regieren, die Preise herunterhalten, sonst 

folgt der Sturz ! Da haben Sie es gekonnt. 

Kaum haben wir ,eine sozialistische MehJ1heit 

gehabt, sind dile Preise ihinaufgegangen und 

wird das Geld m it vollen Händen hinausge­

schmissen. 

Herr Bundeskanzler!  Di'e Leute sagen 
immer: Die Regierung lebt über ihr,e Ver­
hältnisse. Ich möchte das korrigier,en : Die se 
Regierung lebt bereits über u n s  e r  e Ver­
hältnisse. Wir können uns all das nicht mehr 
leisten, meine Damen und Herren, denn die 
Preissteigerungen sind ein Teil Ihrer Regie­
rungspolitik. Sie müssen Idie Toelephongebüh­
ren verteuern. Sie müss'en mit den Zigaretten­
preis-en hinaufgehen. Sie müssen die Eisen­
bahn verteuern, damit Sie mehr Einnahmen 
haben. Sie müssen die Preise hinauftr,eiben, 
damit Sie mehr Geld ausgeben können, damit 
Sie mehr St'euern hereiIlJbekommen. 

Denn die andere Politik - siiß mag un­
populär sein, aber darüber haben Sie ja gestern 
geschwieg-en - hieße ·eben sparen. Dann 
könnte m an eben auch die Pr,eise niedrig 
halten. Das ist der Scheideweg. 

Ich habe den Mut gehabt - ich bin damals 
viel ang.e:feindet worden -, zu einer Minder­
heitsregierung, di,e ispaflSlam gewirtschaftet hat, 
die bei 4 Prozent di,e Preisstei'gerungen ge­
halten hat, ein Ja zu sagen. Daher nehme ich 
mir heute das Recht heraus, zu sagen : Seitdem 
die Sozialisten die Mehrheit haben, seitd-em 
sie allein regieren, machen sie eine Politik 
gegen den kleinen Mann, machen sie eine 
Politik, die nur darauf 'a:bzielt, daß die �egie­
rung viele Milliarden mehr hekommt. Das 
z,eigt Ihnen j edes Budget. 

Das sind die Gründe, Herr 'Bundeskanzler ! 
Da hat es gar nichts genützt, daß Sie uns 
zwingen, auf 468 Seiten innerhalb von zwölf 
Stunden Anbwort zu geben. Geben Sie uns 
vi-e'r Monate Zeit, und wir werdißn Ihnen noch 
w.eiteres Zaihl,enmaterial vorlegen. (Abg. Dok­
tor T u  1 1: Demagogie!) 

Herr Kollege Tull l Bei 6,2 Prozent hat man 
mir gesagt : "Oberd,emagoge'" Suchen Sie sich 
j enes Wort -aus, das ich Ihnen j etzt bei 
9,7 Prozent sagen könnte. Denn die 9,1 Proz,ent 
sind hausg,ebacken von der Regierung Kreisky 
beziehungsweise von Hannes Androsch. Nicht 
ausr,eden auf das Ausland ! (Zwischenruf des 
Abg. M ü h 1 b a  e h e  r.) Was, Herr Konege? 
Herr KoUegle ! Diese Regierung hat schon be­
wiesen, daß sie bess,er regieren kann. 

Wissen Sie, was das Tragische Ib ei all d-ern 
ist? Daß Sie als sozialistischer AJbgeordneter 
das glauben, was gestern die R.egierung hier 
gesagt hat. Wh Freiheitlichen glauben es 
nicht. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. TuB. Er hat das Wort. 

Aibgeordneter Dr. Tull (SPO) : Hdhes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Alle Jahre wieder 
zumindest einmal absolviert der Klubobmann 
der Osterreichischen Volkspartei, Herr Profes­
sor Dr. Koren, mit umflorber Stimme von 
dieser Stelle aus eine professorale Fleißauf­
gabe, indem -er entsprechende Prognosen Ü'ber 
die wirtschaftlidle En�wicklung abgibt und den 
Osterreicherinnen und Osterreichern kTampf­
haft einzureden versucht, wie schl,echt es i'hnen 
ginge und daß eine katastrophale Talfahrt b e­
gonnen h'ätte. Jedes Jahr mindestens einmal 
gibt er, an der Klagemauer stehend, eine 
Prngnose ab, die sich 'ber,eits wenige Monate 
später als völlig umichtig ePWIeist, weil er 
einfach mit falschen Zahlen hier argumentiert, 
weil er einfach nichts anderes als s'eine poll­
tischen Wunschträume vorzutragen hat. 
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Herr Professor Dr. Koren ! Wir sind nicht nur 
optimistisch. Es erfüllt uns mit aufrichtig,er 
Genugtuung, und man kann wahrlich auch 
nicht sagen ,  daß der Herr Bundeskanzler und 
der Herr Bundesminister f.ür Finanzen in ihrem 
gestrig'en Bericht - 468 Seiten waren es, wie 
wir vorhin vernommen hahen - eine heile 
Welt vargetäusdlt hätten. Das , was hie r  an 
Fakten vorgetragen worden ,ist, ist doch das 
Leben, mit  dem wir stündlich konfrontiert 
werden. Das ist doch das, wovon sich j eder 
immer wieder überzeugen kann. Ein steigen­
des Wirtschaftswachstum : Wir haben g,ehört, 
5112% , während in den OECD·,staaten in d,en 
letzten vier Jahren nur ein solches von 41/2% 
registriert werden konnte. Die Lohn- und 
Gehaltssumme ist im Jahre 1973 um 1 6,7il/o 
gesUegen ; ,ein Jmr vorher waren es 1 3 ,8°/u. 
Ja ·geht es dann den Leuten in tJsterre i ch  
schlechter. wenn sie mehr V1e�dienen? D i e  
Nettomasseneinkommen sind u m  15,7% ange­
stiegen ,gegenÜlber 12,7% im Vorjahr. 

Was haben Si'e denn nicht alles im vergan­
genen Jahr hier vorausg,esagt, weiche Schwie­
rigk,eiten es im ö sterrekhischen Export g eb en 
würde .  Und siehe da. wir haben vernommen, 
daß der Export im vergangenen Jahr trotz 
Ihres Kmnkjammerns und Ihrer Unkenrufe 
um 13,6% angestiegen ist. (Abg. Dr. K 0 h 1-
m a i  e r: Kennen Sie die Handelsbilanz!) J a  
können w i r  nicht m i t  Freude feststellen, daß 
die Sp areinlagen auf Grund des großen Ver­
trauens aller Schichten des österreichischen 
Volkes in die Stabilität unseres Schillings,  in 
die Kaufkraft unseres Schillings sich immerhi.n 
um 1 7 , 1 %  erhöht haben und daß die Investi­
tionen um 2,5% angestiegen s'ind! 

Eines werden Si,e von uns nicht erwarten 
dür:f'en. Wir wer.den Ihnen nicht folgen können 
bei der Verwirklichung joenes Ithrer Ziele,  
jenes Tfaiumes, der da lautet : die Gewlinne 
sind 'zu privatis'ieren und die Risken zu ver­
s taatlichen. (Abg. DI. K 0 h I m a i  e r: BaurJng! 
- Weitere Zwischenrufe bei deI OVP.) 

IMeine Damen und HeNen! Es ist nicht ganz 
einfach, hier 'einen so imposanten Bericht, wie 
ihn die SUlI1!desregierung vorg,elegt hat, sach­
l i ch,  nüchtern und objektiv zu diskuUeroen, 
wie es die nunmehr abgewickelte Show be­
wiesen hat, die ja im Grunde genommen wirk­
lich, das muß ich unumwunden zugeben, 
kabar,ettr'eif gewesen ist, sich aber auch durch 
einen belsonderen. Diolettanti,SlIDus, w,as dLe 
Zahlen betrifft, ausgezeichnet h at. Wenn eine 
solche Show aufg,eführt wird, schüttelt man 
einfach Zahlen aus den Ärmeln, behauptet 
etwas, ohne konkret den Beweis anzutreten, 
ohne sich auf s'eriöse, wissenschaftlich erarb ei­
tete Unterlagen zu beziehen. und betreibt da-

mit frisch, fromm, f.rOhlim, frei ein p olit isches 
Hexeneinmaleins. 

Was alles hat hier der Herr Zeillinger be-· 
hauptet? Er hat beispielsweise behauptet, daß 
die Lebenshaltungskosten in der Zeit von 1970 
bis 1973 um 30% gesUegen seien (Abg. Z e i l­
l i  n g e r: Bis 1974!) - gut! -, sich b i s  joetzt 
um 300/0 erhö1ht haben. In Wirklichke it macht 

es 25% aus. 

Die Renten, haben Sie behauptet, Herr Kol­
loege Zeilling,er, wären in Rückstand ge raten , 
weil sie wesentlich weniger im Verhältnis 
gestiegen se'ien. Wie sieht es in Wirklichkeit 
aus, Herr KoUege Zeillinger? Bleiben wir bei 
den Fakten I Das kann Ihn.en ein j e d e r  Pen­
sionist bestätig.en, und darum sind die P.ensio­
ni'st,en di,eser Reg,ierung, dem Bozi.a:len V,er­
stäniinios und der ·soZli,a'len Haltung di,e.ser R'e­
gi,enung so dankbar (Zwischenrufe bei der 
OVP: Oho!), wleH 'Si'e leben für .das Los di'e,ser 
Menschen ,g,ehr viel V.erstänJdnis hat und 
immer wileder .entsprechende Taten setzt. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. 0 J e n b ö  c k: Wann 
ist die nächste Wahl?) 

Herr Kollege Zeillinger! Die Durchschnitts­
pension im Jahre 1970 betrug 2000 S, 1974 
- das können Sie nicht wegdiskutieren , Herr 
Kolleg,e Ofenböck, das sind Fakten, die Sie 
genauso zur Kenntnis nehmen müssen, wie si e 
auch die Pens·ionisten dankbar zur Kenntnis 
nehmen (Abg. 0 f e n b ö c k: Reden wir am 
9. Juni wei ter!) - si,nd die Pensionen auf 
2769 S angestiegen. Am 1 .  Juli 1974 haben wir 
eine weitere Erhöhung von 3% , das s ind dann 
2852 S oder, Herr Kollege Zeilling,er,  nicht 
30% , sondern immellhin 42,5% • Das h eißt, daß 
di,e Pensionen mehr gesüegen 'sind, als die 
Preise in dileser Zeit gewachsen sind. (Beifall 
bei der SPO.) 

Sie haben weiter behauptet, Herr Kollegoe 
Zeilling,er, daß der Index der preisgeregelten 
W,aren mehr gestieg·en .... ei ,aIs der der nidIt 
preä'Sgemgelben. Herr Kollege ZeHlillJger, ich 
bezi,ehe mich hi1er micht lauf leLne ZeituIllg, son­
dern ·auf den AUSiweis der Oesberr,eichlilSchen 
Nabionalbank für d'as JlaJhr 1973. Ich glaube·, 
Sie werden am W,ahJ1heitslgeha'lt dies,er Bm­
schür,e wohl keinen Zwe�fel heg,en. Hiler heißt 
es ·ausdrücklich, daß der Index der preisgere­
g,elten War,en um 5,4% und der nicht preis­
geregelten Waren, also di,e Preise, die die 
Wirtschaft und nicht die Regierung macht, 
für die daher n icht die Regi'erung verantwort­
lich gemacht werden kann, um immerhia 
7,8° 1o  gestiegen ist. 

Oder, Herr Kollege Zeillinger: Si·e haben 
sich über die Behauptung des Herrn Bundes­
kanzlers in s,einem '9'estrigen Ges,et:z moki ert . 
(Zwischenrufe bei der FPO.) Wir werden das 
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GebÜhrenge.setz dann behandeln, wenn es 
plenumsreif ist, und dann werden wir uns mit 
Ihren Argument,en aUSIehnandersetzen. Heute 
reden wir über den Ber.icht Ülber di'e wirt­
schaHliche La!ge Os terreiCD.tS, jenen Bericht, den 
Sie reklamiert hahen und den die sozialisti­
sche R,eg'ierung eing,eführt h at. Denn fruher, 
in der Alleinregie:rung Klaus, hat ,es solche 
B erichte [}licht :ge,geben. Man konnte daher 
auch nicht so offen und 'so obj ektiv die wirt­
schaftliche Prolblemat'ik Osterreichs dislk:utie­
ren. (Beifall bei der SPtJ.) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege 
Zeillinger! Sie haben hier wi,eder einmal alles 
so aus dem Ärmel g-eschüUelt. Si,e glauben, 
d.as wird nicht [lach,geprillt, was Si-e hehaup­
ten. Ihre Aus,führungen sind lustig, zweifels­
ohne, sie wirken vieUeicht auch für den einen 
o der den ander,en recht gut. Aber wenn man 
kratzt, nur -ein wenig kratzt, dann stellt sich 
schon heraus, wi,eviel Schall und Rauch dabei 
ist, Herr Koll:ege Zeillinger. Das muß auch 
ei[lmal offen a'llsgesproch,en werden. (Zwi­
schenruf des Abg. Z e i  1 1  i n g e r.) 

Si,e haben beiisp:i'e1sweise, Herr Koll'eg.e Zeil­
ling,er, behauptet - ich zitiere aus der Rede 
des Henn Bundeskan:zl,ers -, der Herr Bun­
deskanzler habe bezügHch der Pensionen g e­
sagt, daß der Burudesbeitrag von 1966 auf 1 969 
um 24,4 Mill�artden Schilling gestiegen s-ei. 
Das :macht immerihin 6 Milliarden pro Jahr 
aus. Und von 1 910 bis 1 914 pro Jahr auf das 
J ahr umgerechnet - auf das Jalhr umge­
r-echnet, das ist nämlich das entscheidende; 
da können Si,e joetzt nicht ,ein Hexeneinmal­
eins so dur drfülhren, wie Sie es haben wollen, 
wie 'es Ihrer politischen Vorstellung ent­
spricht -, von 1910 bi-s 1 914, ,also rin der Z.eit 
der sozialistischen Alleinregi,erung (Zwischen­
rufe) - j awohl - um 46 Milliarden! Das 
macht im Jahr 9200 Millionen Schilling, also 
um 3 Millia-rden Schilling mehr a'lls. (Zwischen­
rufe bei der FPO. - Abg. M e l t e r: Wem 
haben Sie das Geld aus der Tasche gezogen?) 
Das ist die 'Sozial-e Haltung dieser Bundes­
regierung. (Beifall bei der SPO.) Das beweist, 
wie viel Verständnis diese Bund'esregierung 
für die Anliegen der P,ensionisten und R..entner 
hat. (Zwischenrufe bei der FPO.) Das ist mit 
ein Teil des Kampfes gegen die Armut in 
diesem Lande, el'en wi'f weiber erfolgreich fort­
zusetzen beabsichtigen. (Beifall bei der SPtJ. -
Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Die Armen werden 
immer ärmer, die Reichen immer reicher!) 

Die Debatte ist auCh deswegen nicht ilIIlIIler 
ganz leicht zu führen, vor allem was die 
OsterreiChische Volkspartei betrifft, weil die 
Ost,erreidÜlsche Volkspart,ei .in dr_ei Bünden 
und mit zwei Zungen !redet. Ich werde das 
beweisen. 

Der Generalsek-retär Dr. Mussil hat m einem 
Fernsehinterview lerklärt: Steuerreform, 
Steuersenkung :  5 Milliarden das Maximum, 
mehr darf es niCht s-ein. - Der OAAB lizitiert 
f,risCh wei,t,er : Das ilSt doch zuwenig, kommt 
doCh gaT nicht in Frag,e. Noch mehr und noch 
mehr. Oder der Herr Dr. Schleinz'er, den ich 
joetrzt vor mir ,sitz,en sehe. Sie w.eIrl,en mir 
nicht ungeh'alten Slein, Herr Dr. Schleinzer, 
wenn ich mich j etzt im Zusammenihang mit 
verschiedenen AusfiiJhrung-en, die S i'e in der 
letzten Zeit g,emacht halben, an .folgendes er­
iIli!ler-e : Da hat einmal ein Journalist so tref­
f,end charakteriS'iert: Nostalgie ist, wenn ich 
Dr. Schleinzer s'ehle und an Julius R-aa'b denke. 
(Beifall und Heiterkeit bei der SPo.) 

Herr Dr. Schleinzer! Sie haben großspurig 
T,anifistopp v,erlJangt, di-e lF-ernsprech,gebülhr-en 
dürfen nicht -er:höht w.erden. Einig,e Reihen 
weiter oben 'Sitzt Ihr Generalsekretär Doktor 
Mus's'i'}' Was hat der vor ,eindlgen Tagen gesagt: 
Die Fer,nsprechge1bühren mÜrs!s-en erhöht wer­
den, w,eH es hi-er um di'e Arbeitsp'lätz1e Tau­
send-er M'enschen der Schwachst,romiooustrie 
geht, di,e wir ZIU ,sichern ;haben, wedil diese 
Industr.Len nicht in d,er Lag1e Slind, -etrw_as zu 
exp orüe ren. 

Meine Damen und Heuen der Oster­
r-eichischen Volkspartei I Wer kennt. sich da 
Jetzt wiriklich noch aus? Weiß bei Ihnen die 
Linke, was die Rechte tut, oder ist -es wirk­
lieh '50, daß Sie nach wie vor Idrei Bünd,e, neun 
Lailldesorganisationen, fünf sonstige Chefs und 
zwei Firmen noch haben? (Abg. Dr. M u s  s i I: 
Aber Gott sei Dank keinen Tull!) Ich weiß �s 
nicht. Sie müss'en sich Ida endlich einmal 
einig_en. 

Oder: :Os rwilI'd Isovi-el von SpaI'g,am�eit g,e­
sprochen. Gestern hat der Bundes'kanzler Dok­
tor Kreisky hier ,eröffnet, daß das UNO-City­
Projekt r-eduzi-ert werden soll. Herr Doktor 
Schleinzer ist sofort auf di'e Palme gesüegen 
und wa,r tief beleidigt. Offenbar deswegen, 
weil er Sie vorher nicht 'gefragt hat, w.eil er 
keine Parteiengespräch,e daruber Igeführt hat. 

Aber damit Sie -sell'en, daß das, -was ich 
ge.sa-gt habe, das mit 'den zwei Zungen, richtig 
o\st, HeH Dr. Schl,eilllz·er, wiU ich Ihnen das an 
einem Beilspiel aus Oberösterreidl ,aufzeigen. 

Vor den letzten ·Personalvertretungswa:hlen 
d'er Gemeinct.ebedi.ensteten hat ein Gemeinde­
rat und der Ohef der PeJ1sonalvertretung, der 
OAAB-Mann Litrzelbauer, verlangt, die Ge­
meindebedi,ensteten müßten unter allen Um­
ständen 1 000 S außertourlich bekomrmen. Wo­
bei man in diesem Zusammenhang auch die 
Frage stellen muß : Gilt das -seineI"'Z-eitige Ab­
kommen für aUe oder nicht? Und :da 'stellt 
sich -eiben .die Gretchenfrage:  Erwartet man 
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Sta1bilisierung nur von der Bundes'regierung 
oder aber sind auch die Länder endlich einmal 
befleit, entsprechende Maßnaihmen zu -setzen 
und SparsarnkJeit zu üben? Er hat das ver­
sprochen. (Ruf: Haben Sie mit den Grazer 
Herren gesprochen?) Da müssen Sie nicht mit 
mir reden, sondern Ida mÜlssen Si'e mit den 
anderen reden. Derzteit haben wir Iden Götz 
als Bürg el'me i ster in Gra,z. Dort ,i'st kein 
Sozi'alist Büpgerm'eister. 

Und sie\he da, nun v,erlangt man natürlich 
die Einlösung dieses Verspr,echens. Wenn Sie 
da's nur versp rochen haben, um Stimmen zu 
fang,en, ist d a.s doch etwas 'Zu einfach. Wenn 
man etwas v,erspricht , 'soll man es auch halten. 
Ansonsten VIerletzt man ein Gebot (Abg. 
o f e n b ö e  k :  An diesem Gebot scheitert die 
sozialistische Regierung!), ein G�bot Gottes, 
nämlich Idaß man nicht die Wahrheit ge­
sprochen hat, Herr BUnidesparteiobmann Dok­
tor Schleinzer . 

Nun soll Idas einge1öst werden, unld Possart, 
der Landesobrn'ann des OAAB, 5,eines Z'eichens 
Landeshauptrnaoo-StellV1€rt'reter, marscbi.ert 
nun ; im Marschgepäck die Forderung seiner 
treuen Mannen :  Die 1000 S müssen her! -
Das macht 25 Millionen aus, denn die Landes­
bediensteten schließen siro an. Und die Für­
sorgeunterstütlZungs'bezi.eher werden ,sich auch 
anschließen, Herr Bundesparteiobmann Doktor 
Schleinzer. Das macht Jetzt 25 Millionen Schil­
ling ·aus, Nun wlir.d er Zlurückg'epfiffien, Nun 
wird er cz:urückgepfiffen von Lhrem Landes­
part,e"isekretär R,atzenböck, der Finanzreferent 
ist und der pl ötzlich nicht weiß, wo er das 
Geld hernehmen sol l . 

Sehen Sie,  das ist der Januskopf Ihrer Par­
tei. Da forag,e ich mich wirklich :  Kann man 
einer solchen Partei verbrauen (Abg. K r  a f t: 
Die Wahlergebnisse anschauen, dann werden 
Sie sehen, wem man vertrauen kann!), hei 
der man nicht ,weiß, was richtig ist :  Das, was 
Dr. Schleinzer ;beZlii'glich der Teleplhon­
gebühren .sagt, oder ,das, was Generalsek'r'etär 
Dr. Mussil ·erklärt hat. Was ist richtig : Das, 
wa,s LitZ'elbaurer vor einer Walhl verspricht, 
oder dals, was nachlher ein RatZJenlböck tun 
muß, um ihn wieideTum an die  Kandare zu 
legen, (Zwischenrufe bei der OVP,j 

Mein'e Damen und Herren! Offenbar erken­
nend, d'aß die Osterreichische Volkspa'rf:1ei mit 
ihrem wirtscharft,spoHtJi,sch,em Latein ,am Ende 
ist, bemüht sich nunmehr di'e Osterreichische 
Volkspartei, bemühen sich deren Spit'Zen­
funktionäre, d i e  Disku5'sion in wüste Tiraden 
umzufunktioni-er,en, die Dinge einfach auf den 
Kopf zu .st'ellen und hewußt Verwirrung zu 
stiften in der Annahme, irgend etwa,s wird 
schon häng,eIlJbleiben, ,die Leute weI1d.en ,es 
glauben , und damit haben ,wir wieder einmal 

die Regi'erung, den Kr,ei-sky und den Androsdl 
verteufelt, damit sind !Wir vielleicht wieder 
- und das  ist d,er große 'forugschluß - -einen 
Schritt näher zu unser,em Ziel , daß wir wieder 
stäJ1k1er werlden, daß wir unter Umständen 
di'ese �egierung wieder ablÖoS,en können. (Ruf 
bei der OVP: Sicher!) 

Geb e[l Sie s,ich keinen falsch,en Hoffnungen 
hin. Auf diesen Tag müSiSen Sie Ilange wart,en. 
Sie werden noch sehr, 'sehr lange warten, 
davon bin ich übef'Z'eugt, weil di'e Oster­

reicheninnen und Osterreich,er nunmehr auf 
Grund unserer Aufklärung wissen werden, 
was Id:iese Re,gierung geleistoet hat. Sioe werd�n 
Ihnen am WalhItag als Zalhltag die r,ichtige 
Antwort eri'eiLen. (Bei/alI bei der SPO,) 

Der Her r  GeneraJos'ekretär KOIhlmaier ent­
puppt sich in der let'Zten Z,eit als Meister 
in di,esem Metirer, .wobei ich dhm ,ein,eg gutha'l..; 
ten möchte . . .  (Abg. Dr. M u s  s i l: Diese 
Rangstellung ist dem Herrn Bundeskanzler 
vorbehal ten!) Ab und ·zu genehrruigt er rauch 
anderen, die gleiche Haltung eincz:unehmen. 
So ein D iktator ist er nicht, wie Sie es immer 
vermutoen. (Bei/all bei der SPO.) Er ist uns 
gegenüber sehr, se!hr freundschaftlich. Jeden­
falls tut er sich mit uns wesentl'ich l,eichter als 
Sie mit Ihren Mandatar,en, die nie wisSlen: Ist 
}etzt der KOihlmaier im Kommen - ·oder ist 
er im Gehen? Soill der oder j ener auf den 
Schil'd gehoben werd'en? 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man 
kann dem Generalsekr,etär Dr. KOihlmaier 
eines guthalben. Ich habe nämlich manchmal 

den Eindruck, daß er es eigentlich gar nicht 
böse meint, wenn er di'e Dinge einfach auf 
den Kopf stellt und Behauptungen aufst,eIlt, 
die einfaCh rricht stimmen, sondern eine Folge 
mang,elnder SachkJenntnis 'srind. 

Er versucht sich in der letzten Zeit 'geradezu 
univers'ell zu gehen. Daher tanzt Herr Doktor 
Kohlmaier fast 'immer auf jedem Jahrmarkt 
der Eitelkeit. Ich glaube zum Schrecken des 
Herrn Klubobmannes Dr. Koren bemüht er 
sich nunmehr in letzter Zeit auch, -sich auf 
wirtschafts- und finanzpolitischen Gebi eten zu  
exponi'eren, wobei er  da'bei einen außerondent­
li ch schwierigen Balanceakt auszuführen hat, 
ilst er doch ruicht ,entspr.echenid ve!lsi,e:rt und 
verfügt er .doch nicht über die notwendige!} 

' EirubHcke und über di.e notwendigen Kennt­
nisse. Im End'effekt lentpuppt sich daher das, 
wa,s er in letzter Zeit behauptet und w,as ddl 
nun noch aJIl 'eLnig,en Ikünikreten Beispi:elen auf­
zeigen werde - er ist j a  im Grunde genom­
men Ihr Hauptsprech'er, 'zumindest in letzter 
Zeit he tätigt er sich neben Herrn Burudes­
p arte'iobmann Dr. Schleimer als Haupt­
sprecher -, immer m�hr al.s ausge'sprochen 
dHettantitsch. A·uch ,er i.st eig!enHtich [lichts 
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andeI'les als 'ei,n fallscher Proplhet. Auch er 
b egibt sich auf rdas so glatte Gebiet (Abg. 
M i  n k 0 w i t s c  h: Was heißt: "Auch er"?) -

neben Koren, meine ich - der verschiedenen 
Prognosen. 

So hat Dr. Koh1.mai'er Laut OV,P-Pressedi,eIlJSt 
einen großen Vortrag gehalten; ich zitiere 
j etzt nur mehr den OVP-Pressedienst. (Abg. 
o f e n b ö c k: Das is t ein gutes Zeichen für 
Sie!) Was j'etzt kommt, wi'I1d für Si'e weniger 
ang,enehm werden, wenn ich Ihnen nämlich 
dann die Tats'achen gegeIlJÜJberstelle und auf­
zeige, wie sehr er wieder ei llJIIl al ins Fett­
näpfch,en get'reten ist. (Zwischenrufe bei d�r 
OVP.) 

Er hat also einen Vortrag g,ehalten :  "Das 
Versagen der sozialistischen Regierung - Zur 
Analyse der pol itischen Situation" , unld er 
führte wörtflich aus : 

"Ich will Sie nicht noch einmal mit j ener 
sa ttsam bekannten Uste der Luftballons l ang­
weilen" - und so weit'er, und so weiter -, di€ 
dies,e Regi'erung st,eigen läßt . 

Nun frage ich Si-e, meine Damen 'Und Hef­
ren : Bezeichnen Sie als "Luftballon" die 
1 5 .000 S Hei'fa:tshe�hi;He ? Bezeichnen Sie 'O.'l,s 
"Seifenblas'e" di/e Schülerfreifahrten und die 
kostenilosen Schullbücher? Ist das , gl auben Sie, 
in der Bev,ölkerung spurlos vOl1beig,egangen , 

daß di,e GeburtenheihHfen erhöht worden 
sind? Glauben Sie da's wirklich? (Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Off,enba'r spekuliert der Herr Dr. Kdhlmaier 
m'it der Vergeßlicbk'eit der Menschen. 

Er behauptet dann : "Regierungsv.ers'ag,en 
auf 'allen LinJi,en !"  

M'eine Damen und Herren ! Wlir können doch 
nachweisen , daß di,ese Regierung rund 100/0 
1hres Programms veI1Wirklicht hat, und das ist 
ja überall sichtba'r. Das sehen doch die Men­
schen ! Das Jcönnen Sie doch nicht einfach weg­
diskuHeren, nicht einfach vom Tisch weg­
wischen ! (Ruf bei der OVP: Wer sagt, daß das 
Programm . . . ?) 

Ihr Her,r Dr. �dhlmaier hat zum Be:ispi·el 
(Ruf bei der OVP: Volksbelustigungenf) bei 
einer an/der,en Gelegenheit heuer in einem 
Pressedienst eIiklä'rt : ,;OVP warnt vor 'einer 
Aushungerung der Bauern - Einkom.mens­
gerechtigkeit für Landwirtschaft -. Wir war­
nen die R,eg-ierung davor, yeg,eIlJüber den Bau­
ern aus durchsichtigen palitismen Gründen 
eine Auslhunge'f1ungspolitik zu beheilben."  

Me1ne Damen unld Herren I Das Institut für 
Wirtschaftsforschung hat f.estgestellt , d'aß die 
Netto-Wertschöpfung der LanrlwirtJScha'ft im 
Jaihr'e 1913 um 1 4% auf 'zusammen 2 1 ,6 Mil-

liarden Schilling gestieg en ist, daß das Ein­
kommen der Lal1JdiW'lrtscha'ft - das stellen 
nicht wir fest, das ist kein Eig·enlob, das 
möchte ich ausdrücklich festh,alten, sondern 
das ist Idie Aussage des 1nstituts -, daß das 
Einkommen der Bauiern ·stäriker g estiegen ist 
als d as aller anlder,en WirtJschaftsgruppen. 

Und wollen Sie schon w-ieder 'Vergessen 
machen, was 'alles 'diese Regi'erung in den 
l'etzten Wochen den Bauern '<lurch i:hre Maß­
nahmen lan Einiko:mmensverbeg,serung,en ge­
bracht hat : diese 610 Millionen Schilling? 
(Abg. M i n k o w i t s c h: Er hat keine 
Ahnung!) 

Herr Dr. Schle�n;zer!  Sie waren doch auch 
einmal Landwirts ch aHsmi.ni,st er. Erinnern Sie 
sich :  In ]hrer Zeit :i/st der Milchpreis für die 
Konsumenten um 1 ,20 S angeihdben woIiden. 
Ich frage Sie ih,eute : Kommen Sie heraus und 
sagen Sie Iden Bauern, 'wieviel die B auern 
davon bekommen haben : nichts!  Keinen ein­
zigen Groschen haben .ste bekommen ! (Wei­
tere Zwischenrufe bei der OVP.) DClJS war 
Ihre Agrarpolitik, Herr Dr. SchleilllZer und 
meine D am'en und Herr-en von der Oster­
reichischen V ölkspartei !  (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Herr Dr. Schleionzerl In Ihr,er Zeit i·st di e 
Erhöhung Ides Milch:krisengroschen's durch­
geführt worden. Die erste am 1 .  Jänner 1 968. 
Ich rufe s-ie Ihnen in Erinnerung, falls Sie 
das vi,eHeicht verg'essen ihdiben sollten j viel­
leicht v·e:pgess,en Si:e mehr ,als Bundeskanzler 
Dr. Kreisky, von dem ich weiß, daß er ein 
ausgez eichnetes Gedächtni1s hat. Aber offenbar 
haben Sie ·es vergessen . Daiher will ich es 
Ihnen j etzt s agen : 

Am 1 .  Jänner 1968 erfolgte diese ErlhöhUlIlg 
von 2 Groschen auf 5 G roschen , am 1 .  April 
1968 von 5 Groschen auf 19 Groschen, währ,end 
i!l '<:ler SPO-Regi,e'rung.szeit der Milchpreios 'dI'ei­
mal um rund 30 Prozent angehoben wOI1den 
ist ! (Neuerlicher Zwischenruf bei der OVP.) 
Das sind Fakten, die man nicht ,einfach weg­
reden, nicht einfach rweg'schrwin'deln kann. Das 
wissen di,e Menschen. (Rufe bei der OVP: 
90% . . . ! Tull, aufpassen!) 

Meine Damen und Herren ! Kohlmaier be­
hauptet : "Regierung nützt Opferbereitschaft" 

der Bevölkerung "aus" , und hier heißt es :  
"Obwohl 'sich Idi,e Lohnst,euerbel a'stung seit 
1910 bald verdoppelt hat, l ehnt ider Finanz­
minister 'eine wirksame Milderung der Lolhn­
und Einkommensteuerprogression ab . Obwohl 
der Finanzminister im Reservefonlds ülb-er 
5 MiUia'rden Schilling angesammelt hat, ver­
wei,gert die SPO�Regierung die längs t  fällige 
Erhöhung Ider FamiHenbeihilfen. Gro&e B evöl­
kerungsgruppen, wie etwa di.e Landwirtschaft 
und die Kleingewerbetreiibenden, wem-en von 
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dieser Regierung syst-emaUsch benachteiligt 
und in ihrer Ex:istenlZ gefährdet." 

Meine Damen und Herl1en! Erinnern Sie 
sich, in welchen zeitlichen Abständen Sie 
- Dr. Koren unld sein Vorgänger - die 
Steueneformen durchgeführt haben : 

Von der eIisten his 'Zur zweiten, und zwa'l' 
ab 1 955, veDStrichen 36 Monate, von der zwei­
t-en zur Idritten 54 Monate, dann 66 ,Monate, 
und am 1. Jänner 1 969 haben Sie eine Steuer­
erhöhung im Ausmaß von 10 Prozent be­
schlos's,en! 

Und die sozialisUsche Regierung? - Vom 
Jänner 1911  bis Juli 1 972 (Zwischenruf des 
Abg. M i  n k 0 w i t s e h) 18 Monate, Jänner 
1 973 24 Monate. Jm Jänner 1974 wurde das 
KFZ-Pauschale erhöht, steuerfreie Sonderzah­
lung'en wurden von 5000 S auf 8500 S erhöht. 
Durch die Steuersenkungen,  wellche die 
sozialistische Regi,erung durchgeführt hat, sind 
Milliardenbeträg'e an Einnahmenentfall zu ver­
zeichnen gewesen ; es war heute bereits einmal 
davon die Rede. (Weitere Zwischenrufe bei 
der OVP.) Und dann haben Sie den Mut zu 
behaupten, daß di,ese RJegi erung auf dem Ge­
biet der Steuergerechtigkeit, der Steuererleich­
terung,en niChts macht ! 

,Meine Damen 'und Herren ! ICh -glaube, 50 
geht es nicht. 

Wenn ich Kohlmaier a}s den Sprecher der 
Osterreichischen V'Olkspartei vor Aug,en habe 
- und ich weiß, daß er jla heute wieder neben 
SChleinzer leine tsehr maß.g,e'bende Position .im. 
der Osterreichischen Volkspartei zu haben 
sch'eint -, -so muß ich sa,gen, daß deT Wahr­
heitsgehalt seiner Ausführungen unld Behaup­
tungen 's,ehr ersChüttert ist. (Ruf bei der OVP: 
Um vieles besser als von Tull!) 

Ei,nes möchte ich in diesem Zusammenhang 
sag'en : Ich ,glaube, Ohurchill hatte doch recht, 
als er S'agte : Die Menschen 'stolpern 'gelegent­
lich über die Wa!hriheit, aber sie rkhten sich 
danach auf und .gehen weiter, als sei nichts 
geschehen. (Abg. G r a  f: Das sollten Sie sich 
merken!) 

doppel21üng'ig handelt heziehun gsweise redet 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K 0 h I m a i  e r), 
deren Gla'ubwürdi'gkeit so zu ersChüttern ist? 
(Ruf bei der OVP: Sie brauchen sich darüber 
nicht den Kopf zu zerbrechen!) Ja, Herr Doktor 
Kohlrnaier, ich v,erstehe -sChon, wenn Niederl 
und seine Freund e  vel1Sucht haben, Sie abiZu­
lösen, denn nach .den Erfahrungen, die man 
mit Ihnen macht, 'glaube iCh schon, daß es 
sicherlich :da uIlld dort Leute g1bt, die sich ihre 
Gedanken machen und zur Erkenntnis 
kommen, daß eben nicht alles Gold ist, was 
glänzt, und daß der Gl alThz nUT allzlbschnell 
ver'blaßt und 'daß 'da un:d dort niChts anderes 
als Talmi ve'rbleibt. (Zwischenruf bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich 'sehe, daß 
KolLege Zeilling,er jietzt leider nicht da ist - es 
tut mir sehr leid -, aber ich bin überzeugt da­
Vlon, daß ,sich auch der Herr KoHege Dr. Mussil 
sicherlich noCh 'sehr ausführlich mit den Pl1eis­
problemen lauseinanJderset�en wlird, wobei 
ich keinesfalls die Ahsicht habe, nunmehr 
ausführlich dazu Stellung zu nehmen, denn es 
wind Gelegenhe'i t  ,s.ein, Isich mit diesen 
Problemen zu heschäfti,g.en. Aber über eines 
muß man sich schon im klaren sein : 

Meine Damen und Henen! Sie sollten nicht 
vergessen - vor allem Sie nicht von der 
Osterreichischen Volkspartei -, wenn Doktor 
Mussil oder Präsident Sallinger in den näch­
st,en Minuten hierherkommen und ein Klage­

l ied anstimmen, daß es ausgerechnet si,e ge­
wesen sind, die i,rn verg,angenen J-a:hr 850 An­

träge auf Preiserhöhungen .in der ParitäHschen 
Kommission 'gestellt haben. (Ruf bei der OVP: 
Fürchterlichl) Ich leite davon nichts Böses ab, 
aber iCh -glaube, man soll Idie �irChe im Dorf 
belassen und man ,soll daher dile Fakten ,sehen, 
wi.e sie lSinrl. (Zwischenruf des Abg. M i  n­
k 0 w i t s c  h.) 

Wenn daher die Osterreichische Volkspartei 
glaubt, ,ein Plakat mit dem Text: Die 'beste 

Antwort auf die steigenJden Prei'5e 'ist eine 
starke OVP, herausbringen zu sollen (Ruf bei 
der OVP: Natürlichl), .dann können wir da'fauf 
nur teine einzige Antwort geben, und die 
lautet: Eine stärkere OVP wÜld,e noch mehr 
Prei,swiillkür und noch höhere Profite :bedeu­
ten ! (Zustimmung bei der SPO.) 

Si-e halben heute hier behauptet, meine 
Damen und Herr-en, daß di€ Preise . . . (Zwi­
schenruf des Abg. K r  a f t.) Auf Ihr Urteil 
kommt es wirklich nicht an, Herr Kollege 
Kraftl Sie können sich darauf verlassen, daß 
Ihr Urteil für mich nicht 'entsCheidend ist. Es 

Ather es gibt doch Leute, '(He offenbar Doktor 
Kohlmaier und die Osterreich'i:sChe Volkspartei 
durchschaut haben, denn ich kann es mir 
anders nicht 'e:pklären, wenn -in eiil1'er Zeitung, 
und zwar in der "Kleinen Zeitung", ein Jour­
nalist richtig .fiestst'ellt :  "Gäbe ,es schon das 
,golden,e Fettnäpfchen' als Journalistenpreis 
für jene Pohtiker, die dauernd ausrutschen -
Kohlmaier hätte diesen Pfei's im Abonne­
ment." - D em hab e  iCh nichts hinzllilufügen. 

wäre für miCh geradezu sChI'echt, glaube iCh, 
Nun 'frage ich €ines : Kann man einer 'solchen wÜl1de :ich mich nach Ihr,en Ausführung,en, nach 

Partei wirrklich glauben? Kann man einer sol- Lhren Ans'ichten und naCh Ihr'em Niveau hal­
Ch'en Part-ei Vlertrauen, die immer wieder so ten. 
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Dr. Tull 
Meine Damen und Herren, noch eine klare 

und .einideuUge Feststellung. Es ilst heute hier 
Ihrerseits ·schon festgestellt wolld,en, rl'aß die 
St,euerbela!stun-g - Zei1lling·er hat .das vor 
allem ins Treffen -g-emhrt - entscheidend 
dafür sei, daß die PreiJse iJn Osterrei ch  stei­
gen, Idaß 'Wir .eine hausg'emachte Inflation 
hätten. Nun möchte ich dazu eines sagen : 
Im internationalen Vergleich liegt Osterreich 
hinsichtlich der Steuerbelastung im Mittel­
feld - im MitteUeld, Her-r Kollege Fachleut­
ner. 

Und eines möchte ich Ihnen sagen : In den 
letzten Jahren, und zwar, 'seit ·es eine 
sozi'alistisch-e Bundesregierung gibt, ist d ie 
Steuerquote - ohne Sozialversich,erungsbei­
träg,e - des BruttonatioThClilproduktes '{I,asun­
ken. Sie lachen, Herr KoUege Kern, Sile lachen. 
DalS kann ich mir vorsteHen, !Weil tSi,e davon 
keine Ahnung halben. (Ironische Heiterkeit 
bei der OVP.) Da's kann ich mir 'sehr gut 
vOl'stellen. Denn eines 'steht f,est: Dies,e ZaJhl,en 
sind nicht, so wie die Zahlen des Herrn Doktor 
Kor,en, die 'er heute h:ier g·e'bracht hat, nach 
der Richter-ISkalla :bemessen oder ·aus dem 
ägyptischen Traumhuch entnommen, das sind 
Zahlen aus statistisch einwandfreien Unt'er­
lag,en. 

So möchte ich Iihnen eines sagen : Die Steuer­
quote, die 1972 noch 23,2% hetrug, ist im 
Jahre 1 973 auf 2 1 ,2{1/o gesunken. Auch ein 
Erfolg der sozialistischen .Bundesregierung 
Kr,e:is'ky. 

Nun, meine namen und Herren , wie könnte 
es d'enn anders sein, als daß sich der Herr 
Bundesminister ,für Finanz'en a. D. und Ibeutige 
Klubobmann Dr. Koren mit ,der Entwicklung 
der Finanzschuld. beschäftigt und hier 
wi ederum in s,einer bewährten Sch'Warz­
malereimeth'Ode eine Weltunter-gang'sstim­
mun-g z-eichnet, wie 'katastrophal di'e Entrwick­
lung der FiIl'anlZsdlu�d in Osterr-eich sei, seit 
es eine Regi'erull'g Kr,eisky -gilbt. 

Ihnen schon, w,eil IJhnen das der Hen Doktor 
Koren verschrwi'egen hat, deswegen wollen 
Sie es nicht hören ; Herr Dr. Koren bedient 
sich eben nur lener Unterlagen, die Ihnen 
dienlich s-ind, die in IJhrer Propaganda ent­
spr,echend leingebaut und verwendet werden 
können -, stieg das Bruttonationalprodukt 
folgendermaßen : 1 967 um 5,8% , 1 968 um 
6,glJ/o, 1 969 um 9,5% • 1 910 stieg das Brutto­
nationalprodJukt ;um 1 2,�/0, 1 97 1  Uiffi 1 1 ,7% , 
1972 um 14,6°/{), 1973 um 15,8% , und 1 974 
wirrl es voraussichtlich um 1 2,7% steig·en. 

Nunmehr das Entscheidende, worauf es an­
kommt: die VerhältnislZathlen, Herr Doktor 
Neuner. Wie schauen di'ese aus? 1 966 1 0,9g/0 
Finanzschuld im Vergleich 'zum Bruttonational­
prddukt, 1961 1 2 , 1 2{1/0, 1968 1 3 ,2% ,  1 969 1 3 , 1 % . 
Das war die ,schrwarze Zeit, die sch1echte Zeit 
für Osterreich. J,etJzt wird es besser, weil wir 
eLne soziaHsti'Sche Regierung haben ab .dem 
Jahre 1 970. (Ironische Heiterkeit bei der 
OVP.) J a ,  Sie lachen, meine namen und Her­
ren, aber die Zahlen sprechen doch -eine ein­
deutige Sprache. 1970 12,6% , schon wenig,er, 
das müssen Sile zur Kenntnis nehmen, ob S i e  
woUen od e r  nicht, rweniger aLs in Lhrer Zeit! 
1 97 1  1 1 ,3% , 1972 10,5%, 1913 9,5% und 1 974 
90/0. Sehen Sie : Das j1st die erfolg-r'eiche Finanz­
pol'itik unseres derIZeitigen Bund,esmini;sters 
für IFinanrzen DT. Hannes Anldrosch l (Beifall 
bej der SPO.) 

Meine Damen und Henen l Wir scheuen 
keine offene Kotilifrontation. Wir stellen uns 
j-etderrzeit der Diskuss ion. RUJhig,en Gewissens, 
wie wir uns audl im kommenden Jahr 'I"Uhi'gen 
Gewi,ss-ens d,er Bevöl'keruIllg dieses Landes zur 
Wahl steHen [können, 'in der Uberzeugung, 
daß wir sie 'nicht enttäusch,t hahen, daß wi'r 
das, was wir vler'sprochen Ihaben, auch einge­
halten halben, so wie ·es Sozialisten immer 
getan haben. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer. Er hat das 

Wir woUen uns das einmal in Rulh,e an- I Wort. 
schauen. Im JaJh're 1 967 !betrug die Finanz-
schuld 34,5 Milliarden ; 'sie 'stieg gegenüber Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

dem Vorj a:hr, gegenüber dem JaJhre 1 966 , um (OVP) : Meine sehr ·geehrten Damen und Her-

1 8, I {1/0.  Im Jahre 1968 ,stieg si,e um 1 5,2°/0, ren l Der j enzi'ge Diskussionsbeitrag war ,eine 

1 969 um 9,4{)/0 und 1 970 - un'Cl Jetzt hören organische Hrgänzung zu den gestrigen Regie­

Sie her - um 8% , 197 1  ist ein ,Minus von rungSlberichten. 

0,5% zu verzeichnen, 1 972 6,4% , 1 973 5,5% Der Herr Abgeordnete Tull hat -das BeJdürf­
und 1 974 'um 7% . Dass En1!smei.dende - das nilS gehabt, hier zu ,erklären, die Volkspartei 
ist doch °da's Ent'Scheid.end·e, mein.e Damen und . sei offenbar mit ihrem wirtschaftspolitischen 
Henen, und gerade Sie sollten das wiss en, I Latein am Enrle. (Abg. Dr. T u  1 1: Das jeden­
Herr Dr. Neuner -, das Entscheidende ist das falls!) Heu Abgeolldneter TuB I Die Bevöl­
Verhältnis der HnaIWschuLd zum Brutto- kerung wiIid ,sich darüber ihr 'eig,enes UrteiJ 
nationalprodukt. Und wie sah es mit dem bilden. Dazu hatte sie in der V,ergan9'enheit 
Bruttonationalprodukt aus? In Ihrer Zeit, von schon Gelegenheit. Heute 'steht am Prüfstand 
1 966 bis 1 969 (Zwischenrufe bei der OVP) - d'i e Wirtschaftspolitik -dieser R'egierung und 
das woN€n Sie nicht hören, das glaube ich sonst 'gar ni chts, und daß Sie 'sich in di,esem 
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Zusammenhang mit besonderem Bedürfnis mit 
der OVP beschäftigen, ist Ihr,e Nostalgie. 
(Beifall bei der OVP.) 

In einem gebe ich Ihnen recht : Es wäre 
niCht 'gerecht, wollrte man behaupten, der Bun­
deskanzler halbe gestern versucht, gewisser­
maßen eine heile Welt darzustellen. Da 
pflichte ich Ihnen durchaus bei. Er hat in 
seinen AusführU!I1g'en dargestellt, wie uner­
freulich die internationale Situation ist, und 
h at etwa rein Drittel seines Berichtes dieser 
Frage gewidmet. Er hat uns die Instabilität 
der Welt von Nordirland bis zur Bundes­
republik Deutschland dal1gelegt, aber er hat 
auch gemeint, daß sich diese UIliSicherheit 
gewissermaßen an den Grenzen Osterreichs 
in Spiralnehel aruflÖSle. 

Hier, meine Damen und Herren, möchte ich 
folgendes sagen: Es hätte nicht ein e r  außen­
politischen Vorlesung des Bundeskanzlers be­
durft, um uns aUen die Probleme dieser Welt 
darzulegen. Wir alle sind in einem Prozeß 
der täglichen Konfrontation mit den Gescheh­
nissen in unserer Welt, mit Not, Terror und 
Krisen, verbunden. Und Europa ist heute zwei­
fellos weit davon rentfernt, ein Kontinent der 
Stabilität z u  sein. Di'e Unsichel1heit, die in 
alten und ,erf,a'hrrenen Demokliatilen ebenso 

gungen und der gebrochenen Verspredmngen 

Mißtrauen und latente Unsimerheit hervor­

ruft. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir 
mitten in den Problemen, um die es heute 
audl in Osterreich geht. Wir brauchen sicher 
keinen Geographieunterrichrt, um zu ,wissen, 
daß wir keine Insel sind. Die selbsterzeugte 
Unsicherheit, von der heute schon einmal in 
anderem Zusammenhang beim ORF die Rede 
war, die ja ein Merkmal sozialistis cher Politik 
an und für skh ist, trifft heute audl für 
unser Land, und zwar in einem ganz besonders 
hohem Maße, zu. 

Osterreich ist, Herr Bundeskanzler, unter 
Ihrer Regierung in eine Phase ·der Unsidler'heit 
g-eschlittert, wie wir das in den 20 Jahren 
vorher in Osterreich nicht gekannt hCiJben. 
Diese Re·gierullig ist mit einer PrIut von Ver­
sprechungen, Zusagen und Ankündigungen 
angetreten. Sie hat weite Kreise der östeT­
reidlismen Bevölkerung enttäusmt. Ihre 
Handlungen zei1gen zunehmend das Gesidlt 
einer dogmatischen, ideologisch. v erkrampften 
Politik. Im darf in diesem Zusammenhang 
nur an die Fristenlösung, die Boden­
beschaffung oder das Krankenanstatltengesertz 

anzutreffen ist wie in jenen liändern, die ,sich erinnern. 

ihre demokratischien Rechte erst erkämpfen 
mußten, hat freilich tiefere Ursamen. Wir haben. Unsicherheit in vielen randeren 

Zum erstten müssen wir festhalten, daß sich 
nach wie vor harte Grenzen quer durch Europa 
ziehen, und an der nÖIidlichen Grenze Oster­
reichs wird alllf Sportflugzeuge g.eschossen. 
Das wollen wir nicht vergessen. 

Die vielfachen Bemühung�en um e ine Ent­
spanruung in BUlropa ,wurden ilIl ein er Stim­
ml.1!Ilg der Euphorie angekündigt, und nun 
macht sich zunehmend Enttäusmung bemerk­
bar, weil die El1gebnisse :hinter den Erwar­
tungen so deutlich zurückbleiben. Die Entwick­
lung in der Bundesrepublik Deutschland j11 
diesem Zusammenhang spricht j a  für sich. 

Die Krise demokratischer Institutionen so­
wie di,e Vertrauenskrise von Mi1Hionen gegen­
über ihren Staaten Iwurde !durch die Politik 
verstärkt, dile von sozialistischen Regierungen 
in Europa betrieben wurde. Da ,j'st gar kein 
Zweifel. 

Die augen:blickliche wirtschaftliche Unsicher­
heit hat ihre Ursachen auch in einer geradezu 
frahrlässigen GleichgülHgkeit gegenüber der 
Stabilität, der Sparsamkeit und der Glaub­
würdi.gkei>t in der Politik. 

Bereichen : Wir haben Unsicherheit zum Bei-
spiel in der Verteidigungspolitik. Diese Frage 
wurde von Ihnen überhaupt nicht ange­
schnitten. Sie ,haben erwähnt, daß es in vor­
angegangenen Regi-erungen nie einen Budget­
anteil für die Landesverteidiguilig gegeben hat, 
der unter 4 , 1 3  Prozent I-ag - der höchste Pro­
zentsatz war 5,12  -, und daß Sie in allen 
Jahren Ihrer Regierung nirnt üb er 3, 1 7  Pro­
zent hinausgekommen sind, daß wir 1964 
zwischen dem Personalaufwand und dem Sad1-
aufwand nom ein Verhältnis von 1 : 2,1 gehabt 
haben, während 1974 dieses Verhältnis 
3 , 1  : 2,7 war, das heißt also, daß es sim in 
der Tendenz völlig umgekehrt hat. 

Man bmucht keine große Phantasie, um zu 
wissen, was hier für die materielle Ausrüstung 
des Bundesheeres zum Beispiel noch zur Ver­
fÜlgung bJ·eibt. Sie sind daher ,auch dn die 
These von der guten Außenpolitik geflüchtet, 
di,e das wesentlidle Element der Simerheits­
politik eines Staates wäre, und haben sich 
damit eine These angeeignet, die Sie dankens­
werterweise seinerzeit als Verteidigungs­
minister nimt akzeptiert ha'ben. 

Man hat zrUvi,el vreI1sproch'en iUnd konnte es Das ist die Situation in der Verteidigungs-
nicht halten. Man soll sich nicht wundern, politik, da's ist die Situation, was die äußere 
wenn eine Politik der nichterfüllten Ankündi- Sicherbeit unseres Landes betrifft. 
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Herr Bundeskanzler ! Ich kann es mir nicht 
versagen - weil Sie ,diese selbsterzeu:gte 
Unsicherheit beim ORF mit einer Fristsetzung 
heute begleitet haben, sogar nodl motiviert 
aus dem Bedürfnis, die Bevölkerung will nun 
wissen, was endlich geschieht -, auch auf eine 
Situation zurückzukommen, Idri,e uns vor 
geraumer Zeit hier schon beschäftigte. Man 
brachte auch einen Fristsetzungsantrag ein, 
und zwar einen solchen von acht Tagen, wo 
man die Begutachtung für eine Regierungs­
vorlage nicht abwartete, sondem das gleiche 
als Initiativgesetz eingebracht hat, di:e Ein­
setzung eines Unterauslschusses verweigerte 
und das OrtstCl!fel'gesetz hier im Parlament 
durchgepeitscht hat. Wir haben Sie gewarnt 
vor der Bedenklichkeit dieses Vorgehens, aber 
die sozialistisch-e Meh:rtheit hat anscheinend 
- wie ,die heuUge Fl'isbsetzung zeigt - nicht 
viel hinzugelernt. 

immer wieder finJdet. Aibe r  ich halte es für 
bedenkilich, daß man zum Beispiel seit zwei 
Jahr-en der Presse, den Zeitungen gewisser­
maßen die Presseförderung als eine Fata Mor­
gana vor Aug'en stellt, ohne das Problem 
wirklich anzupacken und zu lösen, viel,leicht 
sogar in der Hoffnung, ,daß die Aufrecht­
eI1haltung dies V,ersprechens -ein Beitrag 7JU 
einem :gewissen Wohlverhalten der Medien 
der Regierung gegenüber sein könnte. Ent­
weder ist die Regierung innerhalb von zwei 
Jahren in der Lage, das, was sie angekündigt 
hat, auch durchzuführen, oder sie hat es mit 
der Ankündigung nicht ganz s o  ernst ge-

Wir stehen heute vor der Situation, daß wir 

auf der einen Seite ein Gesetz nicht ,anwenden, 

aber e,s auf der anderen S eite auch nicht auf­
heben. Ein - wie >ich glaube - höchst bedenk­
licher Zustand I Es wäre hoch an der Zeit, 
diese Verunsicherung aus der Welt zu 
sch-affen. Wi,r -sind ber,eit, in Gespräch-e ein­
zutreten, auch über den Zwischenbericht, den 
die Studienkommission erarbeitet hat. Sie 
werden aber begreifen, daß wir von einer 
Regierung, die e s  ,damals so eilig hatte, einen 
FristJg-etzungsantrag von acht Tagen zu stellen, 
erwarten dürfen, daß sie dies-en Zwischen­
bericht der Studienkommission, mit einem 
Arbeitspapier ergänzt, aus dem die Schlu ß­
folgeruIl!gen und die Absichten dier Regierung 
lerkennbar weIden, vorlegt. 

Oder, Herr Bundeskanzler : Wie war es :n 
der ganzen Situation der momentanen Ver­
knappungserscheinung und der ,ganzen 
Problematik der Ene1'9iekrise? Sie sind damals 
in eine Art Pickerl politik geflüchtet, mit allen 
Begleitumständen, die wir kennen. Es hat 
damals intensive Gespräche um odalS ganze 
Problem der Bevorratung, um di-e Sicherung 
der lebensnotwendigen Rohstoffe, UIID die 
M-edik.amente und so weiter ,glegeben. J-etzt, 
wo sich ,die üinge anscheiIl!end ,alls ,eine p r,eLs­
poMilsch,e Anp'assungiSlsituation -entwi�elt 
ha'ben, i'st von einer konstnukHv,en UIl!d ziel­
strebig,en Behandlung (HesleI Dirnge nJicht mehr 
die Rede. Ich gl,aube, wir 'sollnen auch die 
FraJge des BevorratungSlg,esetz,es in dies'em Zu­
sammenhang nicht in VergtessenheLt geI1at,en 
l!aSlsen. 

Ich möchte auch an die ganze Ver­
u nsicherung erinnern, die wir in den sonstigen 
Medien haben. Ich möchte nicht die psycho­
logische K,aH-Warm-Wasser-Beh:andlung in 
diesem Zusammenhang erwähnen, die sich 

nommen. 

Aber das Höchstmaß an Unsicherheit hat 
diese Bundesregierung im Bereich der Wirt­
schaftspolitik erzeugt. Sie selbst, Herr Bundes­
kanzler, haben 1 970 erklärt, daß mehr als 
3 Prozent Teuerung " einfach nicht tragbar" 
sind. Sie können heute auch durch eine Flut 
von Ziffern nicht die Tatsach-e aus der Welt 
schaffen, daß Ihre Regierung die Verantwor­
tung gerade für j ene Maßnahmen trägt, die 
uns in eine Inflation von fast 10 Prooent 
hineingesteuert haben. 

In Ihrem Bericht, Herr Bundeskanzler, möch­
te.n Sie den Osterreichern eine gewisse Ein­
schläferungs1Jherapie verordnen. Aher ich 
glaube, unsere Pflicht bleibt eS, allen Oster­
reichem klar zu sagen, welche Versäumnisse 
di ese Bundesregierung begangen hat, was die 
Inflation für die Bevölkerung unseres Landes 
bedeutet und was getan werden muß, um sie 
zu bewältigen. 

Meine Damen und Herren ! Die Wirtschafts­
politik dieser Regierung ist durch eine Reihe 
folgenschwerer Fehler gekennzeichnet. 

Erstens durch eine Budgetpolitik der hohen, 
ja höchsten Defizite. Wir halten heute heim 
höchsten Defizit seit 1945 . Die Budgets der 
letzten J'ahre waren kein Beitrag zur Stabili­
tätspolitik. Sie haben die Inflation angeheizt. 

Zweitens durch eine Politik des steigenden 
Steuerdruc�s . Der Lohnsteuerdruck auf die 
Arbeitnehmer hat sich seit 1 970 verdoppelt. 
Wir sind einem solchen Steuerdruck in der 
ganzen Zweiten Republik noch niemals -aus­
gesetzt gewesen. 

Drittens die Mehrwertsteuer, die zum fal­
schen Zeitpunkt und in der falschen Höhe 
eingeführt wurde. Sie ist eine echte 'Mehr­
steuer geworden, sie erweist -siCh als ein 
inflationärer Faktor ensten Ranges. Ubersehen 
Sie nicht die Auswirkung,en beim Fremden­
verkehr, übersehen Sie nicht die Auswirkun­
gen bei der Landwirtschaft mit einer unge­
heuren Belastung der gesamten Betriebsmittel­
kosten, aber übersehen Sie 'auch nicht die 
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ganzen AuswirkWlgen bei den Kommunal­
tarifen, die j a  zweifellos durch die Mehrwert­
s teuer ganz -empfindlich b eliastet worden sind. 

Viertens : Offentliche Tarife heizen die In­
flation weiter an. Ich muß offen gestehen und 
s agen : In einer Zeit, wo es j edem um S1:!abilität 
zu tun sein muß, ist die Gebührengesetz­
novelle, die ·eine zusätzliche MHliarden­
be1Cilstung brirugen wÜlde, Ig,er,adEnlu e:ine Pro­
vokation. (Beifall bei der avp.) Dabei -sin d  
die Einnahmen des Finanzminilsters aus den 
Gebühren im März 1974 gegenüber dem März 
d e s  Vorj a:hres netto um über 100 Prozent 
g e sUegen, wie das Institut für Wirtschafts­
forschung nachgewiesen hat. 

Außerdem steht uns eine Telephon­
g·ebührenerhöhung ins Haus, die meines Er­
achtens ZUJIIl tCilllschen Z'eitpunkt !Und in einer 
ge rade in der Jetzigen Lage unvertret'bare n  
H öhe kommt. 

D azu möchte ich auch Herrn Tull -etwas 
sagen, der dieSle F-rage angesprochen h'at. Es 
list für einen Funktionär der Bunrdeskammer 
durchaus legitim, hier ein Brancheninteresse 
z u  vertreten. Ich verstehe, daß es Unter­
nehilIlungen g:iobt, die ein berechtigt.es und be­
gre ifliches Inter·esse arn verstärkten und wei­
teren Ausbau des ganzen Telephonnetz es 
haben. Das ist gar keine Frag·e. Da5 ist  ein 
l e gitimes Brancheninteresse. 

W'ir als Osteneichische VoLkspartei haben 
nach volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
uns er·en Starudpurukt zu vertI1eten. Es ist die 
Frag·e, ob solche Investitionen auS'schHeßlich 
aus G ewinnen ,erfolgen, wie das in der Privat­
wirtschaft k aum möglich ist, und inwieweit 
hier nicht auch Kreditfinanzierungen, wenn 
erforlderlich, eine Rolle 'spielen. Solch-e Tarif­
eflhöhungen zu:rn talsehen ZeitJpunkt zu ver­
hindem, das ist unser StaIl!dpunkt, dazu be­
k enne ich mich, und Idabei bleiben wir ·auch. 
(Beifall bei der OVP.) 

Auf der anderen Seite, meine Damen und 
H elfTen - ich habe 'gar nicht das BedüI1fni1s, 
d a s  j e t'zt polemisch -zu s agen -, wird von 
dieser Regierung nicht .gespart. Man könnte 
manchmal ·s ogar da1s Gefühl haben, daß das 
Spnichwort nicht f.ehl ,aIll P,latz i'st, dals 
la utet : Um's Geld der aruderen ilst uns nichts 
zu teuer! 

Ich möchte hier in diesem Zusammenhang 
ei n  Wort zur UNO-City s'agen. Was di-e UNO­
City betrifft, kennen Sie die Kontroverse, di'e 
wh bisher in dieser Fra'ge geführt haben. Man 
h a t  mich alos kleinkariert -be\zeichnet, von Ihnen 
wurde ich ZUm Kirchturmpolitiker gestempelt, 
dem offensi chtlich die größere Perspektive 

fehlt. Dies-en Vorwurf von Ihrer Seite nehme 
ich durchaus und gerne zur Kenntnis. Sie 
haben dramatisch im v-ergangenen Sommer 
am Wörth ersee Beschlüsse gefaßt, wo es heißt :  
Die  große Lösung wird g·ebaut. Dabei bl-eibt es 
wn'Cl damit basta! (Abg. Dr. F i e d I e  r: In der 
Sonnenschaukel !) 

Meine Damen 'und Herren I Wenn ich die  
Ausführungen des Herm Bundeskanzlers rich­
tig sehe, scheint ·hieT offenbar ein Umdenke n  
i m  Gange zu sein. Ich vermag e s  noch nicht 
auszuloten, und ich kann nom nicht s a g-en, 
inw:ieweit die ihier vorgelegten Uberlegungen 
einer Einsparung in Richtung auf j en.es, mir 
zum Vorwurf g-emachte k leinkarierte Denken 
hinzielen. Ich kann es nicht hinreichiend he ur­
teilen. 

Ich freue mich, daß ihier, wenn auch spät, 
ELnsicht Platz greift. Es wäre gut gewesen,  
wenn es viel früher g-eschehen wäre. Es ist  
sicherlich noch früJh. g-enug für das Konferenz­
zentrum. Ich kann schon nicht mehr beurteill·en, 
ob es auch für die AmtsogebäU1de reicht, ob 
also die Stockwerke g-ekappt und in gerin­
gerem Umfange g·ebaut rweI1den soUen. Denn 
so, wi e sie ausg·elegt 'sind, sin!d :sie j'a für 
4600 Leute bestimmt. Hier kann von -einer 
völkerr.echtlich verbindlichen Zusage aus der 
Zeit der Regiterung Klaus übeTihaupt keine 
Rede sein. Aber wir weroen in einem anderen 
Zusammenhang noch Geleg-enheit hab en ,  uns 
über diese Dinge auseinandel1Zusetz en .  Ich 
kann ,aUendinogs ,nicht beurt.ei:len, ob selbst die 
in späterer Erktenntni's ergriffene Sparp olitlk 
an den B aukosten von 50.000 S pro Quadrat­
me ter tatsächlich noch sehr viel ändert, ab hier 
noch viel Einsparungen gema mt werden kön­
nen. Sich'erHch können keine Einsparung-en 
mehr an den annähernld 600 Millionen Pla­
nungs- unld Beratungshonorar,en, die dieses 
Projekt insgesamt errordert h at, getroffen 
werden. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Schrumpl­
baupreis!) 

Wellill lidl die Dinge rjchtllig sehe - ich habe 
sie mehr aus den Zeitungen, weniger aus d em 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers ent­
nommen -, soll dieses so reduzierte ObJekt 
6,2 MilliaI1den Schilling ahne Einrichtungen 
kosten. Seinerzeit wurde aals Staher-Projekt 
mit 1 ,75 Milliar.clen favorisiert, d-ie Baukosten­
summe im IAKW-Gesetz mit 3,5 Milili'aliden 
Schilling limitiert. Wir haben diesem Vor­
schlag damals zugestimmt. Ich frage mich nur 
gelegentlich, inwieweit .sich :dile geg,eruwärtigen 
Bauaufträge noch im Rahmen dies-es Limits 
halten. Es würde uns natürlich einigermaßen 
interessieren, wenn die R egierung tatsächlich 
die .A!bsicht haib.en s ollte, mit einer Novelle 
zum IAKW .. Gesebz in dies·es Haus zu kommen. 
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W.as hier ge'Schehen ist, ist nicht der Aus­
druck einer lsparsamen Pdlitik. Arb er ich wü·rde 
dennoch alles begIÜßen, was ls,elbst in Idieser 
Phas,e noch zu einer vernünftigen Umkehr 
führen könnte. 

Oder, meine Damen und Herren, was die 
Repräsentationskosten betrifft. Der Herr Bun­
deskanzl·er hat sich v,erpflichtet gefühlt, in 
seinem Bericht vor allem auf Idie Repräsea­
tationskosten zu sprechen zu kommen. Ich bin 
weit davon entfernt, kleinlich zu lSein. Aber es 
klingt mir .e1nfach noch 'zu intensiv im Ohr, 
wie wir 'seiner,zeit weg-en der Repräsentations­
kosten !der Regierung behandelt wurden und 
wie alle Eide geschworen wurden, um wieviel 
weru�ger �n ReprärsentatioIlJSKosten man 
brauch,en werde. Wenn ich mir di,e Situation 
anschaue, dann ist 'es immeI1hin so, 'daß sie um 
74 Prozent .gestiegen 'sind. Da:s rSteht 'Überhaupt 
in keinem Ve'rhältnis zur Zunahme der soge­
nannten i.nternationa�en Verpflichtungen die­
ser Regierung. Diese hat es bei vorangegan­
g'enen Regierungen auch 'g-egeben. 

G anz ähnlich verhält ·es :sich doch auch mit 
der verschwenderischen Durchführung des an 
und rur sich guten Gedankens der SchulIbuch­
aktion. W,enn Sile mir ,schon nicht glaUben, 
dann wür!de ich Sie bitten : Reden Sie doch 
selbst mit den Familien ! Diese haben noch 
einen gesunden Sinn für Sparsamkeit. Diese 
haben noch das Bedürfnis, ihren Kindern zwar 
mehr rzu bieten, �ls sie früher einmal selber 
gehabt haben, aber sie dennoch zu einer ver­
nünftigen Sparsamkeit anzuhalten. Hi,er -alber 
werden sie von der ersten Volksschulklasse 
an zur Wegwerfmentalität und zur Verschwen­
dung erzogen. Ich sage Ihnen : Das wollen 
unsere Familien nicht ! (Beifall bei der OVP.) 

Ich will mich auch nicht mit der ganzen 
Bauf.ing-Gesch:ichte hier aUSleiI1laiIld·eps,et.z'en. 
Es ist Iheute n:icht der Ort und 'auch nicht die 
Zeit dafür. Es i'st auch noch nicht völlig zu 
k;lären, W1i,e vi,el'e Miillionen Defizit um ara­
bischen Wüstensand tatsächlich noch verbor­
gen ·sinld. Alber ich n�hme an, .da wiIxl auch 
noch Licht in das Dunkel kommen. 

Ich s age d as hier deshal!b, meine Damen 
und Her,r,eu, weil ,es uns nicht 'g,l.eichgÜ'ltig os,ein 
kann, in welcher W'eis·e heute mit den Steuer­
geldern uns erer Bevölk,erung Politik gemacht 
wird. 

W·enn hier von der 'Regierungshank aus 
zumirndelSt Vler,sJUcht wind, den Eindruck zu 
erwecken, die Inflation 'in Osterreich sei im­
porUe.rt, dann kClill:Il daJs begr,eiflicherweise 
nicht UIlIWÜdernprochen :bleiben. WenlIl dch den 
Professor Horst Knapp zitiere, dann muß ich 
sagen, übe ich ohnehin ,schon ein Höchstmaß 
an Loyalität g,egenlÜrber di es,er Regierung. Das 

werden Sie .mi'r sicherlich z,ubilligen. Alb er 
selbst H err Professor Knapp kommt zu der 
Feststellung, daß zu annähernd zwei Dritteln 
dlese Inflation durch hausgemachte Faktoren 
verschuldet wurde, für die die sorzialistische 
Regierung durch ihre WiTtschaftspolitik die 
alleinig.e V,erantworf:usng trägt. 

SChließlich ist bei unseren wichtig-sten Han­
delspartnern, vor allem der Bundesrepublik, 
die Inflationsrate heute nicht ilJöher, !sondern 
g·ering·er als in Osterreich. Wenn man weiß, 
was für eine RoUe die Handels'bezi-ehungen 
zw:ischen Osterreich und der Bundesrepublik 
spiel'en, dann kann ma;n zumindest nicht 'SaJgen, 
daß von dort eine �'li'sätzlich importierte In­
flaUon kommt. Man IIIlIÜßte eher sag·en, ·es .wird 
relative Stabilität importiert, iZumal sie j a  
i n  ihrem dortig-en Preisrriveau u m  in 'ührer 
Prei.sentwicklung hänteT uns Zlurü<kg-ebliehen 
ist. 

Die Regierung wird es sich nicht '50 einfach 
machen können, die Schuld für die Entwick­
lung, die wir heute h aben unid bei ,der viele 
Osterreicher unt-er die Räder der G ellrd- und 
Sp a'rentwertung zu kommen IdrOlh..en, -einfach 
auf andere abzuschieben. Sie dürfen sich daher 
auch nicht wurudern, wenn immer größere 
Teile unserer Bevölkerung die 'einzige Chance 
für eine Tr,endumkehr .der -gegenwärtigen 
Wirtschaftspolitik in ·einer Änderung der poli­
tischen Landschaft Osterreichs sehen. 

Meine Damen und Herren! Hören Sie ,doch 
hinein in die Betriebe, dann wissen Sie, wie 
Ihre Politik die Bevölkerung trifft und warum 
Sie so beurteilt werden. Nehmen Sie das Bei­
spiel eines alleinverdienenden Angestellten 
mit zwei Kindern, der zu Beginn des Jahres 
1 973 8000 S V'erdiente und seither eine Ge­
haltserhÖlhung von 12 Prozent erhalten hat. 
Wissen Sie, wi'eviel ihm mittlerweile di,e In­
nation wegfrißt und wieviel davon der Herr 
Finarnzminister durch die unsoziale und, ich 
muß sagen, leistungsfeindliche Steuer­
progression nimmt? So viel, daß einem sol­
chen Arbeitnehmer ein Jahr lspäter ganze 
9,30 S an echt,em Kaufkraftlzuwachs übrig 
bl,eiben. 

Mei.nre Damen urud Herif,en ! Hör-en Sie, was 
heute j unge Leute 'sagen, die eine Wohnung 
brauchen. Die SPO versprach 1 970, jä/hrlich 
- und zwar zusätzlich jährlich - um 5000 
Wohnungen mehr zu bauen. Ich erinnere mich 
noch sehr genau der damaligen Ge.spräche. 
Unld mir ist schon klar, Herr Bundeskanzle!, 
warum Si,e in lih'rem Bericht über den Wohn­
bau den -Mantel des Schweigens g,ebreitet 
haben: weil nämlich bei vorsichtiger Schätzung 
im Jahre 1 974 um 25.000 Wohnungen weniger 
gebaut wenden, 'als Sie ·seinerz·eit versproch-en 
haben. Denn nach Ihrem Versprechen müßten 
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wir 'schon bei  70 .000 Wohnungen liegen. Ich 
fürchte, es werd·en im Jahre 1 974 nicht mehr 
als 45.000 werden. 

.Aber das ist nicht alles. Nehmen Sie ein 
jung,es Paar, das sich im Jahre 1 972 eine 
Eigentumswohnung gekauft hat. Damals 
mußte es als Baukostenbeitrag zum Beispiel 
100.000 S entrichten. Heute :i'st die Wohnung 
fiertig ; heute müs s en die jungen Leute 30 Pro­
z.ent nachzahl·en, da>s sind 30.000 S, die sie 'aber 
dring,end f.ür d i e  Einrichtung brauchen würden. 

Aber ebenso bedauerlich ist auch das Los 
der alten Menschen. Einem .Durchschnitts­
pensionisten, der am 1. Jänner Ides Vorjahres 
3000 S brutto eTihalten hat, verbleiben durch 
die Inflation und durch die Progr,es'sion trotz 
Pensionsdynamik heut,e real um 83 S weniger 
als vor eineinhalJb Jahren. 

Die Fami:Uen in Osberreich. kostet der 
monatliche Einkauf im April 1 974 im Durch­
schnitt um 1 700 S mehr als im April 1 970, 
im Monat des Amtsantrittes dieser Regi erung. 
Um 1 700 S,  meine Damen und Herren ] Sie 
werden doch begreifen, daß sich da mancher 
an Ihr Plakat mit der charmanten Hausfrau 
erinnert: "Sozialistisch wählen, damit das Ein­
kaufen wieder Freude macht." 

Die Armut, d i e  Sie, Herr Bundeskanzler, 
doch mit 'so blumigen Formulierungen be­
kämpfen wollten, ist immer noch Gast in 
Os terre:ich, denn die Inflation ist daobei, den 
ÄliIllsten den Notgroschen stillschweigend zu 
enteignen ebenso wie den Beziehern von Aus­
gleichszulagen di e  Erhöhungsbeträge. 

Herr Bundeskarrzl.erl Sie haben gestern mit 
einer besonderen Betonung daI1auf hingewie­
sen, daß der Ausgleichszulagenrichtsatz von 
1970 auf 1 914 um 54,5 Prozent, also um 1 333 S 
'auf 2600 S, ,a:J!l.erdIingls lel1st mit 1 .  Juli erhöht 
worden sei. Wenn m an den Inflationsverlust 
in Rechnung stellt, dann bleiobt in vier Jahren 
ein Zuwachs an e chter Kaufkraftverbesserung 
von weniger als 1 00 S übrig, das sind in vier 
Jahren rund 7 Prozent statt IhI1er angeblichen 
54,5 Prozent. So sieht die Realität der Zahlen 
aus, Herr Bundeskanz,ler, mit denen Sie in 
Ihrem Bel1icht sicherlich einig·en Eindruck. auf 
jene gemacht haben, die sich mit den Zahlen 
nicht auseinandersetzen. Aher ich gllaube, daß 
die Bevölkerung heute schon weiß, daß es 
sich hier, wenn ich an Ihre B erichte denke, um 
Inflationszahlen handelt, ebenso wie Ihre Po li­
tik eine Inflabionspolitik ist. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wir halben in den Letzten Wochen den 
Osterreichern gesagt : "Die beste Antwort auf 
die Teuerung llst eine 'Starke OVP." Davon 
sink:l wir nach wie vor 'Ülberzeugt. Ich glaube, 
daß es auch die Bevölk,erung in zunehmen-

dem Maß e ist. Wir sehen uns bestätigt durch 
die Zustimmung, di·e wir heute in Ländern, 
Gemeinden unJd Betrieben find'en, immer mehr 
Menschen bauen auf die Osterreim1sche 
Volkspartei,  daß ·si e  unser Land wieder aus 
der Sackgas s e  dieser verfahrenen Wirtschafts­
politik herausf,ülhren wird. 

LelJder hat aber die Bundesregierung bish�r 
in all di'e s en ,Frag·en Ikaum auf 'uns gehört. 
(Abg. Dr. T u  1 1 : Leider? Gott  sei Dank!) Sie 
hat skh vielfam 'hommüUg über unser·e Vor­
schläg'e hinweggesetrzt. Man 'hat siro hoch­
mütig daTlüber geäußert und hat erklärt, d.aß 
die Vorschläge, die 'Wi r  zur Stabilisierung ge­
macht hätten, 14 bis 1 5  Prozent Inflationsrate 
in Osterreich hedeuten würden. Das gl'aub,�n 
Sie doch wohl ,seLber nicht! Wir haben vor 
einigen Wochen neuerlich Sta:bilisierungsvor­
schläge unter,breitet : 

Erstens : Wir haben einen sofortigen Be­
lastungsstopp bei den kbgaJben, Ta·rifen und 
G ebühren vor'geschlagen. Diese Forderung 
richtet sich n:icht nur an den Bund, sondern 
auch an die übrigen Gebi'etskörperschaften. 
Herr Fin anzminister! Vor a�lem aher ·erwarten 
wir, daß Sie diese G ebühI'enges'etz-Novelle, 
die ganz allgemein als Provokation in einer 
solchen Shrbili<sieI"Ungsphase empfunden wer­
den muß , zll'rück.zi'ehren. (Beifall bei der OVP.) 

'ZJWeibens : Wir tr·eten für 'eine kooIidini'erte 
und sparsame BudgetpoIitik ein. Bund, Länder 
und Großgeme'inden sollten verbindliche Ge­
sp räche über KooI1dinierung'smaßnahmen füh­
ren. Es h a t  das der Herr Finanzminister 
wi�deI1llOlt angekündi.g t; ·es ist auch in seiner 
gestrigen Erkilärung angeklungen. Nur, so 
gl'a'wbe ich, sind wirkung,svoUe 'Maßnahmen 
bisher unterblieben. Angesichts der über­
prop'Ortional steigenden Baupre-is e  schlagen 
wir vor, d aß die im öff,entlichen Eig·entum 
stehenJden Sonderfinanzierung'sgeseIlschaften 
sowje der Bund, die Länder und großen Ge­
meinden die Ver.gabe 'lInd Durchführung der 
Bauaufträge koordini'eDen ·sollen. Heute findet 
zumindest in manchen G�bieten zwischen d€n 
öffentlich·en B auherren g·eradezu ein Wett­
rennen um di-e ,Bauunternehmungen statt. Hier 
ist mehr Koordination ierforderIich. 

Drittens : Wir ,haben ferner eine 20prozen­
tige Zolls'enkung vorg·eschil agen. Die vertrag­
l ich .für den 1 .  Jänner 1 975 vorgesehene Zoll­
senkungsetappe g.Bgen.ÜJber den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft 'hätte demnach auf 
den 1 .  Juli 1974 vorg,ezogen werden sollen. 
Bedauerlicherweise hat die Regierung unseren 
Vorschlag nicht aufgegriffen. Sie hat siro viel­
mehr für eine Aufwertung des Schillings im 
Alleingang und durch die Hintertür - das 
muß im hinzufüg·en - ·entschieden. Mit 
uns'er'em Vorsch�ag hätten wir für mehr ,als die 
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Hälfte der österreichischen Importe eine Ver­

billigung erhalten können, ohne daß, wie das 

bei der Aufwertung der Fall ist, die öster­

reichischen Exporte und unser Fremdenver­

k,e.hr neuerliCh. belastet werden. (Beifall bei der 

OVP.) 

Vierten s :  Herr Bundeskanzler I Wir 'schlag�n 

noch einmal vor, eine Milderung der Steuer­

progression auf die Mitte dieses J ahres vor­

zuziehen. Sie aUe wis·s.en, wie stark der Druck 

auf der Lohnseite ist. J.e rascher die Pro­

gressionsmilderung v-erwirklicht wird , desto 

früher kiönnten die GeweI1klSchaften diese in 

ihrer Lohnpolitik berücksichtigen, denn die 
Lohn-lPreis-Spiral·e sollte nicht unnötigerweise 
weiter angezogen werden. Wie ich überhaupt 
sagen muß, daß die Steuerprogression in iZwei­
facher Hinsidlt inflationistisch wirkt : EilliIIlal, 
weil dlle gewaltigen Mehreinnahmen, die die 
Steuerprogr,ession dem Finanzminister bringt, 
für eine zus·ätzliche Ausgabenexplosion ver­
wendet werden. ZU!m zweiten, weil die Pro­
gressionswif\kung begreiNicherrwetse dazu 
führt, in LohnverhanJdlulligen einen realen 
NettolohnerhöhungsSiatz anzustreben und da­
durch die notwendigen nominalen Lohn­
erhöhungen so hinaUJfzuschrauben, daß dies 
zwangsläufig kosteninflationistisch wirken 
muß. 

Es tut mir leid, daß sich gerade in dieser 
Frage der Steuerpolitik. der Herr Fdnanz­
minister ein bißchen wie Hamlet .benommen 
hat : zu spät und mit halbem Herzenl Infolge­
dessen sind die j eweiHgen 'echten Wirkungen 
als Beitrag für eine StabiliSlierungspolitik aus­
geblieben. 

Fünftens : Noch ein Wort zur Preiskontrolle. 
In unserer Wirtschaftsordnung ist nach wie 
vor der WeUbewerb der sicherste und wir­
kungsvollste Garant, Idie Preise unter Kon­
trolle zu halten. Die OVP ist über alle Maß­
nahmen gesprächsbereit, die den echten Wett­
bewer.b fördern oder W'ettbewerbshemmnisse 
beseitigen und dort, wo kein Wettbewerb 
vorhanden ist, in die Preisgestaltung ein­
greifen. 

Der Konsumentenrat der Volkspartei hat 
hier zielführende Vorschläge erarbeitet, die 
auf der Basis des PreisregelungsgesetZies Mög­
lichkeiten eröffnen. Wir ,sillid der Uberzeugung, 
daß zumindest gemessen an einem funktionie­
renden Wettbewerb durch eine Preisreglemen­
ti erung kaum ein über die politische Optik 
hinausgehender Beitrag zur Inflationsbekämp­
fung geleistet werden kann. 

Sechstens : Wir schliagen vor, daß �wischen 
Bund, Ländern und Großgemeinden im all­
gemeinen die TarHpolitik abgestiiIIlmt und 
koordiniert werden soll. Ich glaube, es muß 

ver1hindert w erden, daß stoßweise und 

kumulierte Tariferthöhungen ,immer wieder 

einen Inflationsschub er.zeugen. 

Siebentens : Zur Entspannung des Arbeits­
marktes schlagen wir vor, eine weitgehende 
Aufhebung der Ruhensbestimmungen durch­
zuführen. Dem gleichen Ziel soll und kann 
auch ein Teilzeitbeschäfitigungsgesetz dienen. 
Die Teilzeitbeschäftigung würde dem Wunsch 
vor a llem vieler Frauen entgegenkommen, 
eine Beschäftigung neben ihren sonstigen 
familiären Verpflichtungen anzunehmen. Die 
Rurhensbestimmungen wurden von Ihnen 
seine'rzeit abgelehnt, das Teilzeitbeschäfti­
gungsgesetz bis heute im Par.J'ilJIIlent noch nicht 
behandelt. 

Die Bundesregierung hat es leider in den 
letzten Wochen mehrfach für nötig befunden, 
Antiinflationsmaßnahmen mit Fragen der 
Ay;beitsplatzsicherung in Konkurrenz zu 
setzen. Sie gtng dabei von ·einer absolut um:�­
lässigen Vergröberung aus. T'atsächlich ist es 
nämlich so, daß Dauerarbeitsplätze gerade 
durch die Teuerung gefährdet .sind und auf 
längere Sicht nur durch Stabmtät .gesichert 
werden können. Ich gl;aube, die Formel:  Was 
ist euch lieber: 7 Prozent Teuerung oder 
7 Prozent AI":beitslosigkeit?, ist kei,ne Alter­
native. 

Die Osterr.eichisch·e Volkspartei hat ·es bis 
1970 zuwege g·ebracht, Staibilität mit Vo'll­
be!Schäftigun.g �u v,ereinen. Ich darf hi·er deut­
lich feststeHen: �Frür uns steht die Arbeits­
platzsiCh.erung im Vordergrund ·aUer w.irt­
schaftspoliUsch'en Maßnahmen. (Beifall bei der 
OVP.) Das war bisher so, das wiI1d auch in 
Hinkunft ·so sein. Alber ich möchte nicht ver­
schweigen , daß wir mit Sor.ge sehen, daß die 
Wirtschaftspolitik dieser Regierung die W·ett­
bewertbsfähigkeit uns·erer ß.etriebe vor allem 
im Ex:port und auch zunehmend im Fr-emrlen­
v·erkehr hela·siet. Darin liegt in Wahrheit die 
Gefäh:r.dung /der Arbeitsp'lätz'e, nicht alber bei 
den VOJ1schlägen der Osterreichi'sch·en Volks­
partei. (Beifall bei der OVP.) 

Schli eßlich stehen wir auf dem Standpunkt, 
daß vor allem j ene Bevölkerungsgruppen, die 
von den Folgen der Geldentwertung am meI­
sten betroffen werden, mit entsprechenden 
Maßnahm en davor '9,eschützt werden müssen. 
Das sind vor allem die Famiolien, die Pen­
sionisten, die kl,einen Spa.rer und auch die 
Bauern. Dazu soll aus den vorhandenen Uber­
schüssen des Familienlastenausgl·eichs eine 
wirksame Anbebung der Familierrbeihilfe er­
folgen. Ich glaube, daß die Stunde gekommen 
ist, die Frage der Dynamisierung in einer sinn­
vollen Form hier echt zu prüfen. (Beifall bei 
der OVP.) 
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Weiters soUen die Bezüge Ider sozial 
schwächsten Pensionisten und d,er landwirt­
schaftlichen Zusdmßrentner veI1bess-ert wer­
den. Verbess.erungen .der Sparförderung sollen 
über die Erhöhung des Eckzins.fußes hinaus 
den Anreiz ·zum Sparen ,wieder verstärken und 
sich auch positiv auf die betriebsihezogene 
Vermögensbildung für AI1beitnehmer aU&Wlr­
ken. Die Agrarpolitik soll die Inflations­
belastungen bei den iBauern mildem. 

Aber g'eralde ffÜr alle dies,e IBevölkerungs­
gruppen giilt, daß ein echter Schutz vor der 
Inflation nur durdl eine wirksame Stabilisie­
rungspolitik erre'icht werden kann, .die an der 
Wurz'el und nicht an den Symptomen ansetzen 
muß. 

Meine Damen und Herren ! Die Oster­
reichi'sch'e Volkspartei tritt ja nicht erst heute 
mit Vorschläg·en zur TeuerungSibekämpfung 
an die österreichische Offentlichikeit. Wir 
haben die Bundesregierung n'icht nur aufgefor­
dert, ihre Wirtschaftspolitik Q;U revidieren, 
sondern wIr hahen 'seit 1 970 laufend konkrete 
Vorschläge -gemachL LEine ReaUsi,erung uruserer 
Vorschläge aus dren Jahren 1 970 bis 1 973 hätte 
eine rechtz.eitige Bremsung der Inflation be­
wirkt - ich bin davon überzeugt -, und 
wir hätten uns die heute fa'st l Oproz·entige 
T,euerungs'rate erspar·en 'können. 

Ich erinnere an unsere Vorschläge , Ein­
sparungen unld Ausga/benumschichtungen im 
Budget im Rahmen u.nseres Stabilisi,erungs­
programmes vOJ1zunehmen, d as wir bereits 
am 1 8. Juni 1 971  vor.g.elegt halben. Ich er­
ineTe an unser,e damaligen Vorschlläge zur 
FÖlldeTurug der Sp.artätig'looiot und für Iden Ab­
bau der Handel'sschranken, um nur e'iniges 
zu nennen. 

Aber schon damals hat die Bundesr'egierung 
uns'er·e Vorschläge unbeachtet gelassen. Ich 
habe leider nicht die Uberz.eugung, daß die 
heutige Bundes'regierung ihren Stil, der in 
letzter Zeit besonders deutlich zutage tritt, 
noch än'dern willd. Ich gla'lllbe aber, daß es 
einer Änderung dieses Stiles bedürf,en wird, 
wenn ,wir mit den Probl'emen, vor d·enen wir 
stehen, fertig werden wollen. 

Ich glaube, wir müssen auch wieder d en 
Mut haben, einfach rz'U 'sagen, \daß man von der 
Zukunft nimt aUes haben oder erwarten kann 
daß man Prioritäten ·echt setzen muß, daß 
man nicht heute verteilten kann, was erst 
morg·en erarbeitet wird. Das führt unweiger­
lich in die Inflation. (Beifall bei der avp.) 

bestraft, falsch ist; und tdaß eine solch·e PoiJitik 
letzten Endes darauf hinausläuft, daß eine 
Situation entstehen könnte, .daß man ohne 
den wirklichen LeistungswiUen in der Gesell­
schaft auch die A,rmut dort, 'wo sie wirkUch 
besteht, nicht mehr in der Praxis, sondern nur 
noch auf dem Papler !bekämpfen könnte. 

Unrl smließlich drittens wird e's aum not­
wendig sein, 'e'in Wort wieder mehr zu Ehren 
kommen zu lassen, dars in den letzten Jahren 
aus dem öffentlichen Sprachgebrauch weithin 
verschwunden ist,  näm1lich das Wort von der 
Sparsamkeit. Ich meine dabei nicht nur die 
Sparsamk'eit in drer V'erwendung der knapp,er 
werdenden RQlbstoffe,  sondern auch die Spar­
samkeit im Umgang mit Iden St'euermitteln 
unserer Bevölkerung. (Beifall bei der avp.) 

Zusammenfassend und zum Schlusse kann 
ich nur 'sagen : Da :ich ,eine solche StilänlClerung 
von diesoeT Regi'erung nicht mehr erwarte, 
fürchte ich auch, ,daß Idile Prob'leme von dieseT 
Regierung nicht mehr gelöst wenden Ikönnen. 

Es ist vielleicht die  Stunde yekommen, \heute 
:ein Wort :z;u wi,ederhol·en, dars der 5 einer­
zeitige Oppositionsoführer Dr. Kreisky von die­
sem Pult aus gesprochen hat : Es ist die Stunde 
gekommen, dile Regii€'Tung an i'hr,e Sterblichkeit 
:DU erinnern. (Anhaltender Beifall bei der 
avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich nehme diese 
MahIlJuny des Herrn Bundesp.arteiobmannes 
der OVP - wlie aHes, was ,er slagt - zur Kennt­
nis. Ich habe auch. das zustimmende Nicken 
des Herrn Wiener OVP-Obmannes festgestellt. 
Er selber hat allerdiIl!gs in der Vergangenheit 
keinen s·ehr erfoI'greichen BeitI1ag zu diesem 
von Ihnen gewünschten Ziel geleistet. Bei der 
letzten Wiene:r Landtagrswahil ist es eben nicht 
ganz in diesem Sinne gegangen. (Abg. Doktor 
B a u  e r: Warten Sie auf die Zukunft, Herr 
Bundeskanzler! - Abg. A. S c  h 1 a g e r: Aber 
Sie sind blaß geworden!) Ja, wie Sie es haben 
wollen. Ich möchte nur noch etwas nachholen. 

Es ,ist vorhin vom Ahgeol1dneten ZeiHi.iIlger 
VOOl BruHonatiOOlalprodukt g,esprochen ,wor­
den. Ich weiß !Illicht, auf rwelche Statirstik er sdch 
stützt. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Auf die richtige! -
Heiterkeit.) So vor,eilig, Herr Dr. Mussil! Ich 
stütze mich auf die 'soeben durchgegebenen 
Zahl,en des OsterI1eächJi,schen Statilstirsch,en Zen­
tralamtes. 

Darnach hat das Bruttonationalprodukt pro 
Ich glaube, wir müs·s·en auch den Mut haben Kopf in OstefI1eich 1 970 50.000 S betragen, Wir 

zu Is agen, daß es ohne di,e Leistung in unserer lagen damals unter 13 Staaten an 'zehnter 
Wirtschaft und in der Ges'ellsch'aft nicht geht j Stelle. Wir lagen 1 973 unter 13 Staaten mit 
daß eine Politik, vor allem eine Sbeuerpolitik, 73.000 S an achter Stelle .  - Das zur Steuer 
die den Leistungswillen nicht fördert, sondern ! der Wahrheit. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

Was nun die FeststelLungen des Herrn Bun­
desparteiobmannes, des Herm Albg,eordneten 
Dr. Schl},eiruz:er, hezüglich der T,e1efongebühr,en 
betrifft, so wird es j a  noch Gelegenheit geben, 
darüJber ausführlich 'Z'U reden. Ich für meinen 
Teil stimme ausnahmsweise dem Herrn Gene­
ralsekretär Dr. Mussil in ·seinen Betrachtun­
gen bei. Denn in der Tat : Käme ,es nicht zu 
Gebü'hreneIlhöihungen, 50 würde das für Tau­
sende Arbeiter und Angest.ellte in der 
Schwachstromindustrie zu .einer Gefärhroung 
der :.Arbeitsplätze führen. Das ist die Tatsache, 
und das w:iss·en die Arbeiter und Angestellten 
der SchwachstromiDJdustrie, aber auch die 
Unternehmer seLber am besten. 

Was nun die UNO-City betrifft, ISO wird 
noCh häufig Oe}.egeniheit sein, a'Uch darüber 
zu 'reden. Ich m'Uß allerdings das Hohe Haus 
darauf aufmerksam machen, daß diese ,ganz·e 
UNO-City eine Erfindung der UVP-Regierung 
war, Idi'e diese kostspielige Lösung seineI'Z'eit 
den Vereinten Nationen angeboten hat. (Bei­
lall ,bei der SPO.) 

Es stand Idamals zur Diskuslsion die Unter­
brilllgung in einfachen Bürogelbäud.en im Inne­
ren d er Stadt. Man hat aber damals Idiese groß­
zügige Lösung vorgeschlagen, hat es unter­
lassen, .sie zu lLmiHeflen, und mußte s'iCh daher 
dann gefallen laSisen, 'daß seitens d'er Ver­
tra.gspartner Forderungen gestellt werden, die 
er:st Bundesminist'er Dr. Ki-rChschlä'g,er wesent­
lich reduzieren konnte. (Beifall bei der SPO.) 

Was die Kosten ibetrifft, so ist dazu z'U s agen, 
daß si'e ohne ZweHel deshalb höher geworden 
sind, weil die OVP sich ISO Ilange Zeit gela'ssen 
hat mit der VefiWil1k.lichung ihrer eigenen 
Vorschlä,ge. Das zu 'sagen halte ich für wichtig 
in dies,em Zusammenhang. 

Ich wiederhole ausdrücklich :  Die ganz'e 
UNO-City ist eirue ]dee der Regi:erung Kl'aus, 
und wir sind nun 'völkerrechtlich verpflichtet. 
Viereinbarungen, die sie damals eingegangen 
ist, in vernünfti,gster Weise und in vernünftirg­
stern Maße zu haUen. (Neuerlicher Beifall bei 
der SPO.) 

Herr Dr. Schleinzer hat Isich beklagt, daß wir 
die Vorschläge der OV,p unbeachtet gelassen 
haben. (Zwischenrufe bei der ,oVP.) Sie wissen 
doch, daß das :So furchtbaT sChleCht im Fern­
s'ehen wir\kt, wenn Sie immer dreinschrei,en. 
Warum tun Sie es dann immer ?  (Abg. 0 f e  n­
b ö  c k: Um Ihnen zu helfen, Herr Bundeskanz­
ler!) Ich danke Ihnen vielmals. Ich bin für 
Jedte Hn�e danikIbar, auch wenn sie von der 
Volksparte'i kommt. (Neuerliche Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Wir haben die VOl1schläg,e des Herrn Doktor 
Schleinzer ,deshalb unlbeaChtet 'lassen, weill bei 
der Durchrechnung alles td'essen, was hier an 

nenen Ausgaben vOTigeschlagen wird, und alles 
dess,en, ·was hier an Einnahmen gestrichen 
wird, ein B:etrag von 1 9,2 Milliarden Schilling 
herauskommt, was den Stabilitätsbemüihungen 
der Bundesregierung jedenfalls nicht .entgegen­
gekommen iWäre. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. K o r  e n: Das is t doch ein Unsinn! - Abg. 
Dipl.-Ing. Dr. S c  h 1 e i n  z e r : Ein ausgespro­
chener Unsinn!) 

Präs1dent Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Heinz FilScher. Er 
hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Heim Fisdler (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Haus l Einer dler ersten Sätze 
in der R'ede .de·s Herrn BullldesparteiobmalIlnes 
Dr. ScMeinz'er hat g,elautet, daß am Prüfstand 
di·eser Di-skussion die WirtsChaftlSpol'itik der 
Regiel'Ung steht und sonst gar niChts. Ich 
gl au'b-e, ,so leiCht sollte man es sich nicht 
maChen, wenn lIllan 'immer von Waffengleich­
heit zwi'schen Regierung und Opposition 
spricht, WIEmn man immer davon spricht, daß 
Regi'erungspartei und OppositioJl1spartei ,zwei 
im Prinzip gleichberechtigte um die politische 
VOI1herrsch·a.ft kämpfiende Kräfte sind. Denn 
hinter dieser Festst.ellung, daß auf dem Prüf­
stand unserer politischen Di·skussionen nur die 
Regierung steh'e und 'sonst 'gar niChtlS, ,steht 
ja Idi'e Absicht, über die WirtsChaftspolHik 
und überhaupt über die Politik der Opposition 
möglichst nichts zu reden, siCh 'in einen Bun­
k,er zurückzuziehen, aus dem heraus man die 
Regierungsbank unter B eschuß nimmt, d.er man 
womöglich noch die G elegenheit zu substan­
tiellen Antworten mit Idem Hinweis auf 'ein 
angebliches VeI1bot sog;enannter Polemtk von 
der Regilerungsibank, also .die Möglichkeit 'Zu 
einer echten Diskusls'ion b eschränken urud die 
Diskussion auf ,ein Ibloßes Vorbfl1ng·en von 
Anklagen l1eduzieTen will, die eigenen Hand­
lung'en oder FehilihanJdkmgen, die eigenen Ver­
haltensweisen a'ber aus der Diskussion aus­
klammern wilL 

Ich Vleflstehe, daß da,s Ihre AlbsiCht ist, meine 
Damen und Herren von der OVP, a.ber wir 
spielen nicht mit. Wir glauben, daß eine poli­
tische Diskussion darin hestehen muß, idaß Sie 
das f.eststellen, was Sie meinen, an uns kriti­
sieren zu sollen, und wir das feststellen, was 
wh meinen, an Ihnen kriUsieren zu mÜlSsen, 
und das ist gar nticht wenig. 

Wenn in bezug auf die Regierung von Fahr­
lässigkeit geg,enüber dem Grundsatz der 
Glaubwüro.i.gkeit in ·der Politik g,esprochen 
wind, \So ist das gd.eichd'd'lJls lein R'ezept, das 
Sie immer wi,ooer anzuwenden versuchen . 
Aber wenn man sich die Glaubwürdi'gkeit der 
Politik der OW -ein bißchen näher ansieht, 
dann \wird maJll draufkommen, mit welcher 
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Was ist das fur eme ' 'ar ,eI, .... r n ausklammern woUen. 
d .k . ....1. . zum Negativen und zum elll ,en Sllu 'Immer . 

So glaube ich, daß wir eine Di sJkussion Sdllechten hinwendet? 
übe r  die Politik beider großen gesellschafts- Meirue Damen und Heuen ! In letrzter Zeit lichen Gruppen in diesem Lande führen :sollen 

wiPd in fil'Ien Di'skUSlSionsbeiträg en so oft Be­und führen müssen. 
zug genommen auf Landta�swahl��gebni.:se, 
und so oft werden ProphezeIungen uber Ikunf­

tige Nationalratswah'lergebni s s e  ausgespro­
ch en. 

Die Grundlage dieser Diskussion wird doch 
zweHellos d'a1s :Faktum ibilden mÜlssen - dar­
über kommen Sie nicht hiruweg - ,  d aß in einer 
Zeit, in der 'es in Euro;pa große politische und 
ökonomische SChwieri.gk:eiten gibt, in einer 
Zeit, in der die vier gr,ößten Länder EUTopas, 
wenn auch arus verschi'edenen Gründe n  - 1t3-
hen, Frankreidl, Bunklesrepll!blik, England -, 
mit großen Problemen wu ringen halben, in 
einer ZeH, in der vie'r weit'ere Lände r  Europas 
nur Minrlerheits.r·egierungen halben, d aß in die­
ser ZeH Osterreich 'eine unglaUiblich stabile 
PosiHon hat. Die Situation in Osterreich ist 
nicht die wie in anderen Ländern, daß :eine 
smwierig.e wirtschaftliche Situation !durch poli­
tische Labilität noch vengröß'ert wird, sondern 
ga,noz im Geg<enteil, Ibei uns ist die Situation 
die, d aß e'in1e Regierung, die über die stabilste 
parlamentarisdl.e unld politisch'e B asis  verfügt, 
die es heute in Europa gibt, daß e ine solche 
Regierung die österreicbisch-e Bevölkerung von 
den ISchwierigkeiten und Uns,ichefiheitJen in 
erfreuhdl hohem Ausmaß freilhalten kann. 

Tatsache ilst, daß die Vollbeschäftigung in 
Osterreich ,gesichert ist, Tatsache ist, daß das 
W'irtschaftswachstum in Osterreich :zufrieden­
steHend ist, und Tatsache ist auch - wir wer­
den uns darüber noch unterhaUen -, daß 
Osterreich hiIlJSichtlich der Pre'i'ssteig,erungen 
nach 1W1e vor unter dem :europäischen Durch­
schnitt lie,gt. Vor allem scheint mir entschei­
dend zu sein, daß 'die günstige W'i'rtschaftlidl'e 
GesamtentwicklUIlig es ermöglicht, .di,e Preis­
steige,rungen .durch LoihneIihö'hungen, Gehalts­
erhöhungen, Pensionserhöhungen, Beihilfener­
höhungen u:nJd verbeSlserte SoziaUeiJstungen 
nicht nur 'Zu k ompensieren, sondern noch für 
ein Steigen des Lebensstandallds der Bevölke­
rung zu sorgen. Das sind die Faldoen. 

Alber mit 'Solchen Fakten kann natrürUch eine 
kons,ervative Oppos'itionspartei nicht vieil an­
fangen. Di,e OViP - das ist das G efühl, das 
Uns immer wi eder durch di1e Art Ihrer Dis­
kussiollJsführung verrrnitteIt wkd - hat ge­
radezu k eine .Freude mit solch,en F a:kten. Das 
Denken, um nicht zu sagen, das WlUnschden­
ken der OVP g,eht doch in eilIle ganz 'ander,e 
Richtung. (Abg. K r  a f t: Das ist kein Grund 
zur Freude!) 

Das Wunschdenken der OVP bes a gt, daß 
es den Osteuekhern allJgeblich immer schlech­
ter geht, d aß daran angeblich die Regierung 

Mem,e Damen und Heuen ! Ui'ej enigen von 
Ihnen die zwisch.en 1966 und 1 970 'im Parla­
ment �'a'r,en, wer.den sich daran erinnern, wie 
oft damals OVP ... Abgeondnete 'auf das iküruftige 
Waihlergebnis 1910 ,Bezug gen ommen haben, 
von dJem Sile 'sich ,a'Res mögliche erwartet 
haben. Die Realität war eine b i Uere Enttäu­
schung für Sie. Ich 'würoe 1hn�n ,emp�'elhl�n,  
meine Damen untd Heriren, steIgern SIe SIch 
nicht :wieder in eine Position hinein, aus der 
es dann 1915 neuerlich ein ,sehr unangenehmes 
und böses Erwachen für die OVIP geben würde, 
denn di:e Osterreicherinnen und Osterr.eicher 
lassen sich nicht davon beeinflussen, daß Herr 
Dr. Schleinzer oder Herr Dr. Kohlmai'er oder 
Sie, Kolileg·e StaU/dinger, sagen : 1 975 werden 
wir für unsere Politik ein besonderes Honorar 
in ·Form von Wä.hIoersNmmen 'bekommen, son­
dern die Osterreicher und OsterIleimerinnen 
bewlerten die Fakten, und die Fakten 6premen 
sehr gegen Sie, meine Damen IUnd Herren. 
(Beifall bei der SPO.) 

Die Re/de, die Dr. Sch10einzer ihre'llte ,gehalten 
hat, ist eine Rede gewesen, di e 'in weiten 
Teilen pessimistische Passagen enthalten hat. 
Ich halbe mh in den letzten Tagen die drei 
ErkläruIllgen zur Hand genommen, die Ihr 
Bun1desparteiolbmann jeweils zum J ahreswech­
seI 1 97 1 / 1 972, 1972/1 973 und 1973/1 974 abge­

geben hat ; denn man kann annehmen, daß, 
wenn ein Parteiobmann 'Zum Jahreswechsel 
eine Erklärung abgibt, er sich das einiger­
maßen übefliegt. 

Meine Damen und Herren! Im OVP-lPresse­
dienst zum Jahreswechsel 197 1 172 sagt ein 
tieflhll1JWölkter Schleiruzer über die wirtschaft­
liche Entwicklung Osterreichs folgendes : 

"Das Wirtschalftswachstum der europäischen 
OECD-Länder dürfte 1 972 nur bei 3 Prozent 
liegen, das der österreichisch e n  Handels­
partner nur bei 2,5 Proz'ent. Auf Grund dieser 
Ausgang,sla,gen muß die offizielle" - die Re­
gierung ist gemeint - "Wachstumsprognose 
für Osterreich von 4,25 Prozent mit Vorsicht 
aufgenommen werden." 

Das Engebnis war, wie Sie wissen, nicht 
ein Wirtsrnaftswachstum von 4,25 Prozent, wie 
es Dr. Schleinzer mit Vorsicht angenommen 

728 
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hat, sondern ein solches von 7 , 1  Prozent im 
Jahr 1 972. Aber Sie wel1den vergeblich nach 
einer Äußerung des Herrn Dr. Schleiilzer 
suchen, in der er weniJgstens nachträglich mi.t 
Genugtuung auf diese positive Entwicklung 
hinweist ; denn zu positiven Entwicklungell 
äuß.ert ,sich ;ein iSdüeinrz,er lI1icht. Darm f'e'h},en 
ihm die Worte, der Mut oder beides. ET will 
immer nur Negatives feststellen. 

Noch mit einer zweiten Fra'ge hat Isich Dok­
tor Schleinzer zum Jahreswechsel 1 972 'beschäf­
tigt. Auf die Frage : "Worin sehen Sie die 
größte Aufgabe Osterreichs im Jahre 1 9721" , 
hat ,er gesagt : 

"In einer erfolgreichen Vertr,etung der öster­
reiChischen ilnteressen ibe'i Iden VI€I1handlungen 
mit der EWG . . . " um dann fortzus'et'Zen: "In 
der EWG-Frage hat s.ich der ZWieckoptimismus 
der Regierung als Fehleinschätzung der Lage 
eI1W1i.es,en." 

Acht Monate später waren die EWG-Ver­
trägle UIIlter nach und Flach, und ,a'ls krasse 
FehleinsChätzung hat sich höchJstens das er­
wiesen, was Herr Dr. Schleinz'er prophez·e it 
hat. Sie werden IW,ieder verg-eblich suchen, daß 
er den Mut gelhabt hätte, ,seine negativen Pro­
gno.sen und Anikünidigungen in irg-ellldeiner 
Weise zu ikorrigieren, Idenn 'ein Dr. Schl'einzer 
äußert sich nicht, wenn in Usterreich positive 
Entwicklungen 'Zu veI'Z,eichnen sind. ,Er be­
tätigt siCh nur als .A.rukünder von KuiJs'en und 
negativ,en EntwlicldJUngen. 

Zum Jahr-eswechsel 19'12/1 973 hat sich das­
se�be abgespielt, wieder 'ga.b es negative An­
kündigungen von Dr. SchleiIlJZer. Ich will Ihnen 
das erspa'ren und mich gleich dem jüngsten 
J ahreswechse:l, den Sie ja sicher noch in Er­
innerung haben, zuwenden. Da kann man näm­
lich auf Grund der Entwicklung mit einer gan­
:lien Füll,e von Sch�einz,er1s chen "Krhs-enhoff­
nurug.en" aufw.arten. 

Am 29. November hat er gemeint, daß sich 
die an siCh wenig günstige wirtschattliche Ent­
wicklung und die wenig günstigen Wirtschafts­
aussichten fÜr das kommende Jahr weiter ver­
scMechtern werden : 

"Die sozialistische Regierung verkennt den 
Ernst der Lage ganz offensiChtlich. Noch immer 
versucht sie die Situation mit Meldungen von 
einer angeblich -gesicherten Versorgung zu be­
schönigen;  gleichzeitig weIden eher ver­
schämte Sparmaßnahmen in Gang gesetzt : Die 
Regierung wird endlich. zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß wir in Osterreich n'icht auf einer 
Insel der Seligen 'leben."  

Natürlich l eben wir in asterreich nich.t auf 
einer Insel der Seligen, Wir betonen auch 
immer die ges'aJIIltwirtschaf1Jlichen Zusammen­
hänge, die ansonsten von der OVP immer 

übeI1S€hen werden ; aber zu prognostizieren, 
daß die Vers o:r:gung nur "angeblich" gesichert 
s-ei, dClJS bWieb d1em Her,rn Dr. Schleinzrer vor­
beh'alten. Sie wer-den auch heute wieder ver­
gehlich nach irgendeiner Äußerung gesucht 
haben, mit der er da-s r.ichtiggestellt hätte 
und mit der er den Mut bewiesen hätte zu 
sagen, ich habe mich. geirrt. 

UIll<l wenn Herr Dr. Schleinzer so empfind­
lich r,eagiert, wenn wir ihm Vorwürfe machen 
im Zusammenhang mit der Frage der ADbeits­
los'igkeit - die sicher nicht leichtfertig zum 
Spielball von irgendwe1chen kurz'fristigell 
politisdlen Uberlegung-en 'gemacht werden 
sol,l -, dann muß ich -f.l'Iagl€n :  Wer hat denn 
be:gonnen, das Gespenst der Arbeitslosi-gkeit 
als erster konkret an die Wand zu malen? 

Meine Damen unld Herren! Schon wenige 
Monate nach S'€iner Wahl zum Parteialbmann 
hat der OVP .. Obmann gesagt, daß die Politik 
der sozialistischen Regierung im Bereich der 
verstaatlichten Industrie ".zu ,eine,r Gefahr für 
die Sich-erheit der Arbeitsplätze" 'Zu werd,en 
droht. Dies sagte Bundesp arteiobmann Schlein­
z,er auf einer Tagung der AI1beits-gemeinschaft 
venstaatlichber Industrie. Das heißt:  Idie OVP 
betreibt nicht nur An1kündigungspolitik, sie 
betreibt Krisenankiindigungspolitik und 
Arbeitslosigkeits.a.nkündigungspolitik ,und hat 
nicht -den Mut, ihr,e fa'lschen, f,ClJlslifizierten und 
durch die tatsächliche Entw.icklung glückliCher­
weise widerlegten negativen Prognosen in 
irg-endeiner Weise zu ikor-rigierren. Wenn Sie 
sich wundern, daß Sie unter diesen Umständen 
den Ruf einer NeinsageI-Partei erhalten, Idann 
ist das lW'ohl ein relativ naives Wundern, denn 
entweder wi.ssen di'e Leute, die so reden, nicht, 
wovon sie reden, oder s-ie -reden wider ibes,se­
res W-iss-en. Beides 'ist in glleich.er W.eise ein 
gutru- Grund, daß Sie weiter auf den Opposi­
tionsbänkoen Platz nehmen. 

Dr. Schl'einrzer hat ,einmal eI1klärt, die OVP 
will nicht üiber -einen wirtschaftlichen Scher­
benhauf.en rur Macht kommen. Ich sa-ge Ihnen, 
sie könnten n 'U  'r über einen wirtschafHichen 
Scheribenhaufien in OsterI1eich zur Macht kom­
men. Und da es diesen Schevbenhaufen nicht 
geben wird, werden Si'e übe-rhaupt nicht zur 
Macht kommen, weder mit noch ohne Sch!er­
beruhaufen, meine Damen un!d Herren! (Beifall 
bei der .sPO.) 

Und. so ähnlich spi'elt sich ja auch die Dis­
kuss1ion auf dem P'I1eissektor ab. Wienn ich die 
Ov,P-Ze'itungen lese - nehmen Sie mir das 
nicht übel -, dann habe ich das Gefühl, man 
wartet geradezu darauf, Ibis man endlich di2 
l O-Prozent-Grenze erreicht : Wann wird es end­
lich so weit .sein, daß wir mit dielS'em Problem 
noch stärker politirsche Propaganda machen 
können? 
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Aber ebenso konSlequent, -wie Sie darauf 
warten, verschweigen Si.e, auf welch'e viel­
fälti ge Art die bedauerlich,en Prei serhöhlllngen 
in Osterreich durch Erhöhungen von Gehäl­
tern, Löhnen und Sozialleistungen et cetera 
kompensiert werden können, dlenn der Lebens­
standa'rd der Menschen steigt erfreulicherweise 
trotz Pr,eLS'steiQ1erung,en, 'UlIlO di,e Zahlen, die 
hie,r vorgetragen wur1den, bewe1slen das ja. 

M>eine namen und Herren, wenn das Natio­
nalprodU!kt in OstefI'leich in den letzten vier 
Jahren um mehr a'ls 26 p.rozent real gewachsen 
ist, dann frage ich Sie : Wem kommt das zu­
gute ? Wenn Si'e dem ,Finanzminister vorweT­
foen, daß im Staatshaushalt ei'n relativ hOlhes 
Defizit aufs drein t, das heißt, :wenn 'die Ein­
nahmen- und 'AusgaheIllSummen des Staats­
haushaltes bewei,s en, daß Ider FinanzminilSter 
n i cht diese Gelder hortet, dann müssen Sie, 
wenn Sie ,einigermaßen glaUlbwündig bleiben 
wollen, sich darüber 'einilgen, welchen Gruppen 
d er Bevölkerung das zugute kommt, wenn Sie 
schon leugnen wollen, daß es ein gleichmäßi­
ges Zugutekommen für aBe Gruppen ist. 

In der OVP-.Prop aganda werden di,e Wohl­
hab enden in Oster,reich Opfer der Nivellie­
rung, die Armen wem'en immer ärmer, die 
Bauern erhalten rui(ht ihnen AnteH am Volk'5-
einkommen, die PelllSionilSten sind die Haupt­
opfer der Prei'ssteigerungen unrl den Ar:beitern 
und Angestellten Ibleiibt nichts von ihren Lohn­
erhöhungen übrig. Aber ,es fällt Ihnen nidlt 
auf, daß 'es völlig unmögliCh 'ist, draß der ge­
samte Kuchen immer größer wird - was j a  
niemand Ileugnen kann - und IgI.eicbzeitig die 
ein'Zlelnen SChnitten ·dieses Kuchens immer 
kleiner weroen! 

,Mit einer solchen Nationalökonomie können 
Sie d'ie  Spalten des OVP-Pressedi'enstes fiiUen, 
aber Sie können doch Jüemanden lda'Von über­
zeug,en .  Dile Zahlen 'SpreChen geQlen Sie, die 
Fakten ISprlechen gegen. Sie. Aher was sind 
ZahLen, was sind Fakten? Die OV,P braucht 
Prop a'g,anda, meint si'e, sie braucht ,Propaganda. 

M·eine Damen und Herren ! Noch etwas. Ich 
glaube, keine Partei kann V'erlangen, daß man 
sie bloß nach ih.ren Verspr,echunQlen !beurteilt. 
Aber seLbst, wenn wir der OVP den Gefallen 
machen würden, 51e nur nach ihren V,etI1sp're­
chung:en zu Ibeurl'eiLen, wäre ja d as Er,gebnis 
nicht sehr 'schmeichielhaft, denn w.ir wissen 
und ,es wurde ja schon in der Diskussio.n ida.r­
auf hingewi esen, was die V1ersprechungen der 
OVP für Iden Fall jlbJrer Realisierunlg in bezug 
auf den Staatsha'U1shalt, in ibezug auf das Bud­
getdefi'zit, daJhier auCh in bezug auf Preisstei­
gerungen ibewirk'en würden. Uns zeigt das 
- und das registri,eren wir mit Genugtu­
ung -, daß es sich bei der O�P um e1ne 
Partei handelt, d�e se'hr genau weiß, daß sie 

n i cht in die V.erllegenheit kommen wird, das 
e inlösen zu müssen, was s'ie hier aUes l eicht­
fertig mit dem Fül'l:horn der Propa'ganda aus­
s treut. (Abg. K r  a f t :  Wer hat versprochen?) 
Wir wero'en es Ilhnen aber ,nicht so einfaCh 
'mach,en, Si,e nur ,an den V,effipr,echuIll9,en 'Zu 
messen, sondern, meine Damen und Herren, 
Sie ,werd·en :es lSidl ISO wie j ede andere Pa,rtei 
g efalLen lass'en müsS'en, Idaß man Ihre gegen­
wärtigen Versproechungen gemeinsam m i t  
Ihren ver'gangenen Leistungen beurteilt. Denn 
Sie haben ja lang genug Gelegenheit gehabt. 
Leistungen zu erbringen. 

Der Bundeskanzle,r hat gestern einen 
Redl.ensmafts/bericht vor,g,etragen und sdlrift­
lieh ergäruzende Unterlagen über die V'erschie­
deIllSten Bereiche der Regie,rungstätiglk'eit nach 
vier Jahren zur Verfügurug gestellt. D�e Oster­
r eichische Vollkspartei hat nach vier Jahren 
auch e'i.nen Leilstungsbericht vorgelegt - der 
Kol'llege Wi:eslinger schaut so skeptisdl, er 
kennt das nicht, da·s ist nicht vel1wunderlich 
(Abg. G r a f: Vielleicht schaut er wegen Ihrer 
Rede so skeptisch!), aber Im Ihrem KLubs,ekre­
tariat ad'er im Archiv wird sicher noch ,erhal­
ten sein,  was d'i e OsteIlreichilSche Volk,spart e i  
d amals vorgelegt hat, iU1Il allen interessierten 
MitJbürgern zu €rmöglichen, sich ein obj,ektive s  
ürteil über die Verwinklichung des Regi e­
rung,sprogramms der OVP zu bilden. (Der 
P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den Vorsitz . )  

M'eine D amen und Herren! Da's list ein Be­
,nicht der dama;li,g,en R6Q1ierung KLaus -
Koren - Schl,eirr'lz'er, also von HerJ'len, von 
denen jla z'lhlIlindest zwei heute noch in der 
Politik ,aktiv sind und die sOIg,ar heute hier 
lam Rednerpult g·estanden 's.ind. 

W'ir w:ertden einmal Gelegenheit haben, dar­
a uf noCh ausführlicher 'Zurückzukommen, um 
Ihnen nachzuweisen, zu welchen grotesken 
Blüten Ihr,e Politik des MesseIllS mit z,wei,erlci 
Maß führt, indem Sie 1970 offensichtliche Lük­
ken in d.er Durchführung Iihr'es Regierungspro­
gr.amms mit Beifall und Lobr,eden zu über­
tünchien versucht haben, 'wähTend Sie 1 974 
eben50 offelllSichtl'ich verwirJd'ichte Zielsetzun­
gen des Reg1,erungsprogramms in Grund und 
B oden zu verdammen. versuchen und sich wun­
dern, daß dann Ihr,e Glauibwürdigkeit dahin­
schmilzt wi,e der SChnee im Mai oder im Juni. 

Im Jahr,e 1 970 'Wurde von der OVP-Regie­
rung dem Nationalrat berichtet - und wir 
haben j a  h1ier idarÜlber diskuti.ert -, daß dank 
der von der Bunldesreg:ierung ,er,griffienen struk­
tur- IUnd konjunkturpolitilsmen Maßnahmen 
di,e durchschnittLiche W,achstumsr!at,e de,s ,neOJI,en 
N ationalp.roduktlS in den vier Jahren 1 966 bis 
1 969 auf 4,4 Prozent gesteilQ1ert werden konnte. 
(Beifal,l bei der OVP.) - 4,4 Pro,zent r,eales 
Wachstum ! Sie waren s ehr stolz auf diese 
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4,4 Prozent, aber jet,zt v.ersuchen Sie, die Tat­
sam'e, daß wir 'von 1966 bis 1 973 ein r,eales 
Wamstum 'Von 6,6 p.rozent haben, einfach her­
unteI1Zusp'ielen mit der Frage: Was ist das 
schon? Was Isind schon 6,6 iProzent Wamstum? 
Si'e können das nicht ignorieren, meine Damen 
und Herren. 4,4 J'.rOZlent in 4 J,aJh.ren Mer 
und 6,6 Prozent in vier Jahren auf der anderen 
Seite sind eine ,emte V'ergleichsmögllim'keit, 
und dieser Vergleim geht glatt zu Ihren Un­
gunsten aUiS. Das ist die 'R,eaJität. (Beifall bei 
der SPO.) 

Noch etwas. Ich ,greife glleich daJS heiß.este 
Eis-en auf: die rStabilitätspolitik. Da hat iUns 
die OVP damals wie folgt ibelehrt: "Da die 
Finanz- und GeLdpoHtik nicht allein die Kauf­
kraft Isich'ern kann" - damalls 'haben Si.e das 
nicht als AUSlf,etde :bezeichnet, sondern damals 
haben Sie es schriftlich in Idiesen Bericht hin­
eingesduiehen -, "hat die Bundesreg�erung 
auch mit den Sozialpartnern zUlsammeng·ea.rhei­
tet. " Smön und gut. Als Ergebnis !dieser Be­
mühung berichten Sie dann im Jahre 1 970: 
"In einem internationalen Vergleim von 
1 1  OECD..,Ländern von 1 965 'bis 1 969 haben 
nur zwei Länder, nämlich die Bundes'republik 
Deutschland und Italien, 'einen noch 'g,eringeren 
Pr,eisanstieg aufzuwei,s'en als Osterreich," 

Meine Damen und Heuen I Dies·e Position 
halten wi.r nam wie vor irrn internationalen 
V,ergleich. Alber während Ihnen am Ende Lhrer 
eigenen Riegierungstätig,k.ei1 der int'ernationa1le 
Vergleich auf dem P,r.eissektor als etwClJS sehr 
Sinnvolles erschienen ist, weH Sie damals roH 
beredten Worten da,r,ge1egt haben, daß man 
eben solche Prdbleme nur in einem i'nternatio­
nal,en Zusammenhang sehen kann - ich er­
innere mich 'sogar an ,ein Plakat, IWO Si'e uns 
sogar Kenia und Afghan1stan und alles mög­
liche als VeI1gl.eichsbasis angeJboten haJben -, 
während Sie also damals den intemationalen 
V,e,rgleich für eine sinnvolle Argumentation 
betrachtet haben, 'Wollen Si'e heute von ,einem 
solchen internationalen V.ergleiCh nichts mehr 
wissen, Jetd sagt j etder: Ja  was iillteres,s<ieren 
die Haus·frau die int.ernationalen Zusammen­
hänge? - Ich gla'Ube schon, daß das eine 
Uberlegung ist, die eine poliUsch,e Partei ernst 
nehmen muß. Aber wenn ,der ,internationale 
Vergl,eich 'im Jahr 1 970 richtig Wiar - und wir 
können ,es smwarz auf weiß dokumenHeren, 
daß Sie so argumentiert haben -, müssen Sie 
es �m Jahr 1 974 gelten lassen , iw.enn Sie nicht 
wiederum Ihrer Glafllbwürdi-gk€it einen schwe­
ren Schlag verS'etz,en wolLen. 

Sie haben in Lhrer R'eg-ierungls'erklärung ver­
kündet, daß d:ie UVP di1e V,eI1handlung,en über 
ein Abkommen mH der EWG IZU Enide führen 
werde, um ,siCherzustellen, daß unser,e wirt­
schaftliche Entwiddfllng gegenüber den west.-

lichen Indus1irieländoern niChit zuIÜckJbleiht. 

Wenn man dam,a}s die Regierung gefragt hat. 

was sie in ErfüHung dieSier ZUSlag,e, EWG-Ver­

hanrllungen abzuschließen, geleistet hat, wis­

sen Sie, was Sie damals dem Parlament zu­

gemutet haben? Sie haben gesagt: "Im Rah­

men der EFTA fanden in ör,eg,elmäßigen Ab­

ständen Minist.el1Iatsrtagung,en staU" - "no 

na" hat heute joemand 'Von Ihnen dazwtsmen­

g:erufen ·in einem .ander,en Zusamm,enhang -, 
. .  bei denen j eweils die laufenden AIfbeiten der 

EFT cA üb.erp,rüft und das zufriedenstellende 

FUll!ktionier,en !der Fre·iIhanidelszone festgestellt 

wenden konnte." v,ersprochen halben Sie den 

Abschluß d,er Verträlge mit der ,EWG ; als Er­
füllung des Ver,sprechell!s berichten Sie das 
zuf,riedenst.ellende Funktionieren der Freihan­
delszone; aber der joetziy,en 'Bundesregierung, 
die den V,ert:rag zustcmde 'g,ebr,acht ihat g,eg,en 
die negativen Ankündigungen 'd'es Or. SchI ein­
zer, wollen Sie vorwerfen, daß ;sie -ihr Regip.­
rungsprogramm nicht erffillt (hatl 

Und das Bei'spi,el mit der MehrweITtsteuer 
ist j.a schon oft ziUert worden. Di,e Regi,erung 
Klaus hat in der Reg.ierungSoerk1lärung dezi­
di'ert die iEinfülhrung der Mehrwertst.euer ver­
·sprochen. Wie ,sah es mit der Erfüllung ,aus ? 
Im RechensChaftsbericht an Iden Nationalrat 
wi.rd berichtet, daß die Voralrbeiten - vier 
Jahre später, nachidem man es v,ensprochen 
hat - fÜlr ein östeneichisch·es Me/hl1Wertsteuer­
system -begonnen halben und trotz schwier:ige'r 
Probloeme intensiv fort-g.esetzt werden. AllS Ter­
min, 's,agen Klaus, Schleinzer und Kor1en, als 
Termin für die Einrführung der Mehrwerts teuer 
in. Ostenreich "lkäme in Anibetramt der Um­
st'ellungsarbeiten für W,irtschaft und Verwal­
tung" der 1 .  Jänner 1972 in Betramt. Und vor 
einer ihal'ben Stunde sagt der Dr. Schleinzer: 
Die OVP hat die MehrwertJstoeuer abgelehnt, 
weH der St'eUielisat'Z fiClJlsch u n d der Termin 
falsch war - jener Termin, den die OVP 
selbst angekündigt !hat. Die -Be'Lspiel'e ließen 
sich wiederh01en IUnd neue IhiIllZufüg,en ,  Ge­
wenbeordnung et c.etera, ·et cetera. 

Meine Dam.en und Hem'en l Ich sag,e Ihnen : 
Man kann !Sehr unter,schiecllime Maßstäbe an 
die Tätigkeit einer ,R!egierufilg anlegen, j e  nach­
dem, wie groß iIIlan den ,Einfluß von Faktoren 
bewertet, die von der R!egi,erung nicht beein­
flußt werden können. Alber was nicht 9'oot, das 
ist, daß man sich diesen Maßstab zur KriHk 
an einer Regiemmg je nach Opportunität aus­
sucht. Wenn man nämlich den Maßstab, den 
Si,e ,an Ihre :ei,g,enen R'egi'erunglStätigkeit ang·e­
leig.! ha'ben, 'an di,e jetziJge Bundesr.egiemmg an­
legt, dann müssen Sli'e j,a zu dem Ergebnis 
kommen, daß di,eg,e R,eg,i.eI1l1iI1Jg die effizienteste 
:&egierurug '�st, WalS dte Verwirklichung des 
R'egi,erun'g,sprogrCllIIlms hetrifft. Wenn Si,e Kilber 
den strengen Maß'stoab , den Si,e heute von Ihren 
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OppositioIl'SlbäonJken aus an die Regjerungstä­
tiglkeit anlegen, an die Arbeit der HeIlren 
Klaus, Schleinz.er und Koren anl'eg.en, da.'1n 
kOl11Jll1en Sie unweig.erl'ich zu dem Ergebnis 
einer lZiemlich en Plei,te, und das Urteil der 
österreichischen Bevölkerung war ja auCh so. 

Und noch etwas, rund damit komme ich zum 
l'etzten Teil . W,er 'seine p oHtische Haupttä-trig­
keit da'rin erblickt, I<he Reg'i'erung mit allen 
Mitteln anzugre ifen - und der Dr. Schlei.nzer 
half: j.a gemeint , ilur Di.skussion steht nur d'ie 
Regiel1ung und nicht di'ejenigen, die die R,egie­
rung ang,r.eifen -, der muß sich g'efallen l as­
sen, daß man auch einen Blick auf 'Seine eigiene 
Gla uJbwürdigik,eit wi,rft. Die Führung der OVP, 
die sich hier a l s  Alternative zur Regierung 
etablieren will - der VeT5uch ist :zi'emlich 
schwierig , das g,ebe lieh gerne zu -, ist nicht 
einmal seit drei Jahren im Amt . Und Doktor 
Sdileinzer hat 's i ch  damal,s selbst! d.en Maßstab 
ausgesucht, n.ach Idem er heurteilt werden will. 
Er hat nach seiner Wahl ilum PalTteiobmann 
g,esagt: "Wir, die UVP, brauchen eine sch'lag­
kräftig,e ,Führung. Sie muß notwendige und 
klare Beschlüsse z,eitg,erecht bewirken, ein­
heitliches HandeIn der Partei sichern und für 
eine einheitliche und verständliche Sprache 
in der Offentlichkeit ,so,rg,en."  

Wenn heute j,emand tbehauptet, daß Schlein­
zer und Kohlmaie.r klare B.eschlüsse zeitge­
r'edit 'bewirken, 'WiiIld er höchsten.s miLdes 
Läch·eln ernten. Denn noch allzu gut ist j a  
da,s Satyrspiel 'in Erin.nerung im Zus.ammen­
han.g mit der AJblöse oder Nichtahlöse des 
OVP-Genera'ls'eK'Tetäifs, das, wi'e man liest , im 
W,einkeller des Landes!hauptmannes Maurer 
begonn.en hat, mit sphinxhaften ErkläJrungen 
des OVP-Obmanne.s, die an Undeutlichkeit 
nich·ts zu wünsChen übrig ließ en, ,fortg,es.etzt 
wurden und - wie ,soll kh ,sagen - mit 
einer verläng,errten Bewährungsprohe auf Ab­
ruf geendet ihaben. 

Auf dem gleichen OVP-Pa,rte.itag trat dann 
eIn M,ann ans Rednerpult, der unter einer 
schlagkräftig.en Fülhrung off.ensicht'lich etwas 
andere·s verstanden :hat als Dr. Schleinzer. Er 
sagte unter d.em donnernden Applaus des 
OVP-PalTt eitage,s,  daß die geschloss ene Einhe�t 
der OVP entscheidenld für die G laulbwürdig­
keit dieser Pa.rtei in der Zukunft s,eL Wie 
wahr, können wir nur sagen , und d'ie Glaub­
würdi,gkeit -ist ,auch dementsprechend. 

"Wir mÜsiS·en zusammenhalten wie Pech und 
SchJw efe I " , hat Dr. Withalm unter dem Beif.all 
des OVP-Parteitages 'gerufen, und ich bin 
sicher, daß Ill�cht nur Dr. W,i th alm, sondern 
auch andeT'e \Sich unter "Zusa.mmenhalten wie 
Pech und Schwefel" etwas anderes vorgestetllt 
haben, als es Dr. SchleiIl'zer dann praktizi ert 
ha't. Pech war 'im Spiel, meine Damen und 

Hel1renj Ob Sc:hIw,efel auCh im Spiel war, weiß 
idl ,nicht . Aber vom "Zug,ammenhalten wie 
Pech und Schwefel" war da k,e'ine Rede. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Hohes Haus I Lassen Si,e mich 'Zusammen­
fas-senld Jeststellen: Jeder, der in di,esem Land 
lebt, und .erst recht jeder, der manchmal ins 
Ausland kommt, wird feststeH'en, daß Oster­

reich trotz der Negativpropaganda der Volks­
partei ,e'in Land mit einer ruhigen und ,stetigen 
Aufwärts,entwiddung ist. Jeder, der die poli­
tische Szene in Idi,esem Lande v,erfolgt, w,ird 
feststellen, mit! welcher Energie die Regi,erung 
an der Verwirklichung ilhrer Zielg,etzungen 
in ,diesem Lande und im Inter,eg,se der Bevö'l­
kerung a.rbeitet. J·edemnann, der die Taktik 
der Volksp aTtei beobachtet, Her,r General­
sekretär, wird erk'ennen, daß diese Taktik 
doch nur darin !bestehtf., Geletstetes zu hag·a­
temsieren , hestehende Sch�wieri-gkeiten maßlo·s 
zu übertreiben und ,für die Zukunft Kr·isen 
und Düsternis 'Zu prophezeien, auch um den 
Pr.e'is, daß man r.egelmäßig widerlegt wird und 
jedesmal die G laubwürdJi,gk'eit eilll kleines 
oder gar nicht sO' kleines Stückchen zurück­
geht. 

Und daß iSie  das in s,elbstkrHisch.en M()Iffien­
ten !bereits selbst voll Unbe\hagen 'Zu regts<lrie­
ren beginnen , Idafür halbe ich wieder ,einen 
sehr unverdächtigen Z,eugen, denn deIT OVP­
Generals,ektretär Kohlma'ier hat ja am Partei­
tag der Volksp.a·rtei erklärt : "Es geht nicht 
an, ldaß wir, die Vdlksp artei , den peSisimisti­
schen Part übernehmen, warnen , mahnen, 
immer Böses vorausse{hen, währ,end die Regie­
rung mit stets ungebrochenem OptimilsIIllUts von 
einem Jahr aufs andere" - "justarnent" , hört 
man fast heraus, möcht'e er ,gagen - "voraus­
gesagte Krisen scheinba.r mühelos meistert." 

Herr Dr. K'dhlmai'erl ,Ich stimme Ihnen voll­
inhaltlich 'Zu bei Ihrer Ein.schätzung der Rolle 
deT OVP, wobe i  Si,e mir zustimmen müssen, 
daß sich an dieS'e� Politik seit dem OVP-Paortei­
tag üherhaupt nichts g.eändert hat, daß Sie 
diese Politik unverändert forts:etzen . (Beifall 
bei der SPO.) 

Und so, Hohes Haus, wil'd es wohl daJbei 
ble.iben, Idaß die OVP weHer.hin in reg.elmäßi­
gen Abständen aus Is.ehr durchs-ichtigen Grün­
den Schwamma'l·erei betr.e1bt, Fakten n icht zur 
KeruntnitS n immt, ZalMen nicht zur Kenntn1s 
nimmt und die R.egi.erung weit'erhin iihre .ÄJrheit 
leilSt,cl rund die von der OVP vOf.aJUsgesagtea 
Krisen meo.lStert. 

Meine Damen und Herren ! Wenn das we�­
terhin IhlJ'e P olitik 'Lst , /Weil Iihnen nichts Besse­
re·s einfällt, dann sa'ge ich Ihnen : Wir sind 
mit IdLes,er Arbeitsteilung 'z,w.i schen Regierung 
und Opposition zufri.ed.en, weil sie Gewähr 
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ist, daß Sie weiter in Opposition bl·eiben, und b.indLicher Wei,se der UNO zugesa.gt hat, wo­
weil ·sie Gewähr iJSt, ldaß der österreichischen mit Si'e, Herr Bundesik.clJllIzler 'bestäti'gt halb.en, 
B evölkerung SkheI�heit und Fortschritt w.eiter daß die Regierung .Dr. Klaus sehr weihl in 
gesichert s-ind. (Beifall bei .der SPlJ.) V'ölkerrechHich verhindlimer W'eise 'ihre Zu-

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gurug hat sich der Herr Abgeordnete Doktor 
Köni'g gemeldet. Ich erteHe ihm da.s Wort. 

Abgeordneter DDr. König (OVP) : Hohes 
Haus ' Meine Damen 1lID.d HeHen r Der Herr 
Bundeskanzl,er hat lhier die Behauptun.g auf­
gesteHt, di-e UNO-City wäre e'in.e Erfindung 
der OVP 'gewesen. Herr Bundeskanzler, diese 
Ihr,e Behtaupturug deubet ,auf bewußte Gedächt­
nislücken hin. Es scheint, daß Site iSich dieser 
Ihr.er Erfindung ih'eute nicht mehr .gern erinnern 
wollen, und lich darf als unverdächtigen Zeu­
g,en für diese meine 'Behauptung den Rech­
nungshofb e.richt hier vortragen, den Sie uns 
ja fr:eundIich,erweiiS·e ü!bermiUelt halben. 

Der Rechnungshof steHt nämlich in ·seiner 
Erlsuchensprüfung -im Kapitel l ,  wo ·er da.rtut, 
wie ,es 'eigentlich ·zum. österr,eichisch·en Ange­
bot an die UNO 'gekommen ds't, folgendes 
fest : "Am 4. Mai 1965 hat der M-inilsterrat 
auf Antrag des damaligen BrundesministeIJS für 
AuswäJrtige An'g.eleg.enheiten Dr. Bruno 
Kr.ei.sky di,e Einsetzung eines ·erweiterten 
Mi.nisterkomit,ees Izweckis Aktivierung der 
MögLichkeiten, international,en B ehörd'en Ta­
gungen oder delIl lSitz in Ost·eneich zru ermög­
lich.en, beschlossen. Di,es·es Komitee, Idem der 
Bundesmintster für Handel und Wie.deraufbau 
und der Bundesministe,r für AUSlwärtig.e An­
gelegenheiten sow.i,e die Landoeshauptmänner 
VOn Wi.en und Ni,etderösterreich an'g.ehö,rt·en, 
trat erstma1s am 1 .  Feber 1 966 zusammen und 
beschloß , 'e'in Beamt,eIllk.omdtee ;einzus,e-tzen und 
Unterlagen über Konfer,enzanlagen und UlIlter­
bringung;smöglichkeit'en tür Konf·er,enzteilneh­
mer ,aus anderen Länd·ern einzuholen." 

Das sind Idie FeststelluIlJgen des R'echnungs­
hofes dazu, W1€r ihier der Urheher d.er I.dee 
w.ar, internationa'len Be!hölrden in Oster.reich 
Konferenzzentrum und Untenbrinrgungsrnög­
lichk,eiten zu schaff,en. (Abg. L i b a 1: Sie ver­
wechseln Äpfel mi t Birnen!) Das stellt der 
.Rechnung,shof If.es-t, und das können Sie nicht 
hiI1;w.egdi'srku tieren. 

Und, Herr Bundeskanzler, Sie hahen ein 
Zweites f.estgestellt. Sie haben wiedoe.r die Be­
hauptung aiUfg.est'ellt, .die R'ergielfung Klaus 
.hätte unlimiHert'e Zusagen g,emacht. Hi.er fällt 
es mir 'leicht, Herr Bundeskanzler, d'en Nadl­
weis zu fmren, daß auch diese Behauptung 
nicht <stimmt. Sie seIhst ihaben nämlich g.estern, 
als Sie Ihren Wi.rtsch.aftslbericht hier vortrug,en, 
erkilärt, daß Sie sich aus Sparmaßnahmen auf 
j·en.e Leistung,eIl Ibesrnränken woUen, w.elche 
.die Regierung Klaus ·in völkerrechtlich ver-

Der Herr Dr. Fischer hat hier von 'Claub­
würdigk:ei't gesprochen. Ich rf.ra'ge,  Herr Buntdes­

k anrzler:  Wo Meilbt !bei ,solmen Erklä'rungen 
I.hr·e GI.aubwürdigk,eit? (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der 
Herr Bundesk a'nrz,l er. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ho:hes Haus' 
Ich Ibek.enne mich mit Stolz dazu, .daß ich zu 
j enen g,ehört habe, die vor vielen Jahren -
und ZMar unmittelJbar nach kbschluß des 
Staatsrv,ertrag·es,  also vor über 1 9  J alluen -
den G edanken vertreten hClJbe, daß es für 
Os-teneich, für da,s neutrale Osteneich und 
Wten mit sei,ner ,exopo.ni,erten Lage - die 
Zukunft Osterreichs w,ar damals j edenf.alls 
einigermaßen ungewiß - von größter Bedeu­
tung s,ein müßte, ,wenn .internabianale Organi­
sationen in Osterr.eich domi'zHiert werden 
könnten, ärhn1lich wie das ·in G enf der Fall war, 
WalS Europa betrifft. Ich 'habe diesen Stand­
puIllkt immer v·ertr.eten. AJUch der damalige 
Außenminister Figl hat sich ru,er s,oor .intensiv 
eingesetzt. Und a}.s eI1Sl-es kam ,e<S zur Errich­
tung der Atomiboehörd·e in Wi en. 

Wir habelIl dann 'innenhal'b der Regi.emng, 
der Koal itions r·eg-ierung,  diesen G edanken 
we'itergefüihrt und g.em,eint, man müsse ande­
ren Institutionen tide ,gleichen IMöglichik'eiten 
bi'eten. Wenn man \Sich dazu nun ber,eit .er­
klärt, muß man auch ihnen Angebote machen, 
die joorEmfaUs ·in KOnlkurrenz m1i't anderen 
Staaten akzeptabel sind. 

Es 'g·in-g Idamals - Idas sagte ich; dioe tat­
sächliche Berichtigung geht ,also daineben -
um die Fra'g.e der UIl'teIibringung in solchen 
Zentren, wd·e ZUJIIl Beilspiel di·e Atombehörde, 
die iJhr Konf.ererum.entrum dort ·hat, wie es ein 
Konf,er,eIl'Zlzentrum -in der HOitbrurg 'gab. Es g.ab 
damals zum Beispi el die Uberlegung, ob man 
di,e HoflbUJIg als solch'e für eine oSolche inter­
nationale Ongani'sation 'Zur Verfügun'g stellen 
könnte, was anfänglich auch geschehen ist. 
Aber di,e Idee, .einen eigen.en Staldttei'l sozu­
sagen zu rerserv'i,eTen, g·OOt, wie Sie ,eindeutig 
f,eststellen können, auf di.e Regierung Klaus 
zurück. Hier li.egt der M·ini.ster,ratsantr:a'g vom 
Februa,r 1 967 vor; dort steht das drinnen : 
Schaffung eines UNO-Zentrums. - He'I"l' Dok­
tor Köni'g, Si,e wis.sen ·es ohnehin, daher brau­
ch,en Sie gar nicht zUJhJören ! Sie wissen es ja 
beS's.er, Si€ ihaben hier nur etwas anderes ge­
sagt. 
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In dem Min'isterratsantJrag vom FebruaT 1 967 
- niemand kann bezweifeln, daß das die Zeit 
der Regierung Klaus war - heißt es : Schaf­
fung eines UN-Zent:rums. Und dort wird zum 
eiisten Mal dies'e AJbg,renz'ung in ,einem ,eige­
nen Ber,eich vorgenommen. Und der Bdtschaf­
ter Haymerle bestätigt das sogar noch, indem 
er der UNO am 15.  Juni 1967 in seinen Er­
läuterungen 'in Ider GouverneuI1sratsitzung 
sagte, daß die österreichische Bundesregierung 
die WaJhl zwtschen :öwei MÖlglidlOCeiten hatt'e : 
nämlich IZ'U versuchen, der UNIDO ein G e­
bäude !im ZentrUllll der Stadt aI1ZlUb1eten m�t 
dem Ergebnis, daß die heiden Organ1s.ationen 
in getrennten Gebäuden unterg,eibracht seien 
und für ilhre Kcmfer,enzen d as Kongreßzentrum 
Ho11burg ,benützen - 'Sie sehen, daß sogar 
davon die Riede walI', obwohl s'ich di,eses be­
reHs jetzt ,al'S inadäquat für diese Zw.ecke 
erwies -, oder alber ein UN-Zentrum an ein·er 
vom Stadtzentrum ,entf.ernten SteHe zu sChaf­
fen, wo 'eiS mögliCh sedn wüvde, ein Gebäude 
für die IAEO und die UNIDO zu erreichten 
wie auCh 'ein gJ'oßes mold'ern'es Konfer,elIlZ­
zentrum, ,wo ,erforderllichenfal1s zusätzlliche 
Gebäude f.ür weitere internationale OI1ganisa­
ti onen gehaut :werden könnten. 

Di.e letztere Lösung gäbe OsteITeiCh die 
MögliChkeit, Iseine Rolle als neutr,al'eT Staat 
voll zu sp.i.el'en und würde Wi,en in Idie Lage 
ver,setzen, seine Funktion als internationales 
Zentrum (lIU eI'fiilUen, 

Das ist di-e TatsaChe, die �eider für die 
Herren der OVP nicht herichUgt ,wenden k1annr 
weil ,sie akten}{;undig ist. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Hemen ! Der 
VergleiCh mi't dem 'Ausland. ist ,sicher not­
wendi'g und Zlweckmäß.i'Q" , we.r immer ihn an­
s'bellt ; er dar;f alber IIllicht �u dem Zweck 'ang,e­
st,eHt w,enden, um die Probl'eme des Inlandes 
zu ha'Q"atellisieren und zu v,erniedlichen. 

Wi.r finlden im. d.er heutigen DebaU.e Idas be­
greid1liChe BestlI',eben, j e  nach Standpunkt des 
R'edners, eine solCh;e Verni,edliChung vorzu­
nehmen. ICh Iglaube, daß man sehr wolhl Ta­
bellen darüber vorloeg,en k,ann, wo Osterreich 
im BeTeiCh der internationalen Entwicklung 
l'iegt, daß man aber diese nich·t zu dem Zweck 
vorlegen daIlf, um 'zu Ibeweisen, daß ohnehin 
alles gut und wunder,smön list und daß die 
Bemühungen der Regierung 'als durChaus zu­
friedoostel'lenid. .anzusehen s ind. 

Ebenso ist die Argumentation verlockend, 
daß der LebenS!Standard j,a niCht gesunken 'sei, 
daß hohen P,reissteig,erunJg,en entsprechende 
oder darülbe:r hinausgetherude St'ei'gerunyoo des 

Einkommens g,egenübeJ1s't,ehen. Es i,st ,aher 
- sosehr die Meinungen Id.,er Volksw.irtsChaft­
ler voneinander abweichen - doch .eine ge­
siCh-erte Tatsache, daß die Inflation 'eine Krank­
heit der WirtsChaft ,tst, 'etwa 'sogar dem 
Rauschgift vergleichhalI', das länger.e Z.eit hin­
durCh vi,eUeidl.it sog,ar als angenehm emp­
funden wioo, wäihrentd 'es \doCh ,seine z.ersrtören­
den Wirkun'gen aUlsübt. 

Daher dürfen I\IDS Vergleiche m6t dem Aus­
land, daher dürn,en u n s  B'ehiachtung,en ü'ber die 
Steigerunlg des Einkommens nicht davon ab­
halten, dafür zu lSor,gen, daß I(He Inflation mit 
j enen MÖlglkh'keiten, di'e im .inländilsChen Be­
reiCh zur Verfügung stehen, 'bekämpft wird. 

Hier halt auch der ß.er'irot der Bunde's.regie­
rung und !im spezi,el'len der Bericht des Finanz­
ministeriums rur sich in Anspruch g,enommen, 
daß da,s EI"fonderliche geschehe, :und das 
Finanzministerium ,stellt sogar w.örtlich fol­
g,ende iBehauptung auf: 

"Eine !der wes'entlichsten Unsachen rur die­
sen von der internationalen und nationalen 
WiJ1f.tschafittsforschung anerkannten Brfolg ist 
zWeli<feHO's die Tatsache, daß in den 'letzten 
Jahren ,in ganrz beson!der.em Maße die Buld'g,et­
p olitik in d·en Dienst der Stalbilitäbsb'emooun­
g'en gestellt 'W1t1:r1de." 

Das ist eine ErkläTung, die in regelmäß1g,en 
Abständ,en ,in versCh·iedenen Va'Iianten immer 
wiede rkehrt, alber darum nicht an Wahrheits­
g,ehaIt 'gewinnt. nie RichUgik:eit di;es.er Be­
hauptung muß auf darg lentschi'edenste be­
stritlten Iw,erden, 'weil d oCh in den vergangenen 
Jahren jeweiLs der Staatshaushalt ,ein Defizit 
au1iwies, das mit 'StabiLitätsbemü!hung,en in 
keiner W,eise in Einklang zu Ibringen war. 

Wenn wh daher die Pr.eisentwickllllnJg dieser 
Jahre feststeNen, ISO tst das nich,t, w.ie auCh 
immer wieder beschönigend g'esagt wird -
untd das ist das dritte BeschönigunglSmittel -, 
eine importierte Innation, dals ist IZU 'einem 
wesentlich1en Teil j,a doch ,eine hausgemachte 
Inflation. Hausgemacht 'W'UI1de sie wiede,r zum 
wesentLich,en Teill von der öff,entlichen Hand 
seIhst; 7lUgegelb.en, nicht nur 'Vom Bund, son­
dern auCh von and'er,en GebietsköI"perschaften, 
von ILändern, von Gemeinden, die bei der 
Erstellung �hrer Haushalte genauso wenig wie 
d er Bund ,auf dte 'erfonderlichen StaibdUtäts­
b.emü!hung,en R:ücksicht genommen haben. 

Es ist aLso das, wals in diesem Ber.iCht des 
Finan'Zmini,steriums driIllllensteht, IschliCht und 
einfach unriChtig. Wir müssen feststeHen, daß 
E'S die Regierung im Gegenteil in Iden ver­
gang.enen JaJhlren an den notwenldJgen StabHi­
tätslbemühungen hat fehlen lassen. Sie hat die 
SaChe zu leiCht g'enOimmen. Vielleicht hat sie 
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übel1haupt ,erst lim vergang,enen Jahr, im J ahr 
1973, so richtig erkannt, in w,elche Schwierig­
keiten wir auf diesem Gebiet kommen. 

Hand in Hand mit diesen fehlenden StabiLi­
täts'bemüll1'1lngen steht d ClJS ,  w,as ich djie öffent­
liche V,e:r.schrwendung nennen möchte. Es 'Wird 
immer wieder Id.alS Schlagwort von d,er öffent­
lichen AJrmut g,ebracht, aber in Wirklic::b!keit 
ze�gt die praktische Po'litti\k, daß zumindest hier 
in Ost'erreich von ejner solch,en öffe.ntlich€n 
AI1IDlUt g'ar nicht gesprochen ,weIid,en kann. 

Ich ,erspare mir bi.er Beispi,ele zu bringen. 
In Wi.rklichkeit list unser P.ro.blem daJS der 
öffentlichen V'erschiwendung. Hiebei will ich 
g,ar nicht sa'g'oo, daß die Zwecke, für die diese 
Venschw,endu.nog eiIllg,eset2t wird, in joedem 
Fall falsche .sind. Es ist ofit s,ehr gut g'emeint, 
das sei ohneweiters zugegeben. Aber es fehlt 
die notwendilQ'e Ube:degung, ob die ,öftienotliche 
Hanld sich das leisten kann, db es dem St€IUer­
z ah'l'er 'Zuzumuten ist, etlw,a,g Derartiog,es zu 
finanzi'er'en. Qhalr·akt.e.ristilsche Beispi ele hi efür 
smd etwa dlie j,etzt 'schon mehrfach a.ngefÜJhrte 
UNO-Ci'ty oder, in e,inem ganz and.eren Be": 
reich, das Wegwertbuch, auf das man sich so­
viel zugute tut, das alber in Wirklichkeit ein 
charakt,eristüsmes IMeI1kmal der VeIJSchw,en­
dung ist. Um das kommt man nicht ih'eTum. 

Im :Bereich der UNO-City halben wir g,ehört. 
daß ·es auf Grund Ider limmer w.ieiderk'eihrooden 
Vorstellungen und der limmer sltä>rker werden­
den Kri,tik doch g.elungen ilSt, die Bundes­
r,egi,e.rung davon :zu Ülberz,eug,en, d,aß es not­
wendig i'St, idi,eses ,Brojiekt zumindestens auf 
j enen Rahmen zu 'begr.enz'en,  der durch die 
international'en Verpflichtungen, die Oster­
reich ü'hernomrnen hat, vorgezeichnet ,ilSlt. Wir 
würden !hoffen, daß man auch auf anderen 
Geblieten langsam merkt, d aß d as ZeMalter der 
V,erschrwendurug zu EIllde geht und daß es, 
wenn man nicht über die 1 0-Prozent-lMarke 
hinauskOImmen will, nun endlich Zeit wäre, 
im Ber.eich d'er öffentlichen Hand mit idem 
Spar·en und der R'eduktion der Ausg.aben zu 
beginnen . Es 'gäbe ein weites Feld rur Spar­
maßnahmen, n.icht nur die, die in der Regie­
rungseIlk'lä1rung aufg.ezälhlt lS'ind. 

Bundesrepu!blilk DeU'tsdlland ein.e wesentldch 
g,e.r.inger,e Geldentwertungsquote ,aufiweist als 
wir. Es ist dort der sozial-'li'beralen Koali1ion 
gelungen, durch enbsprech.ende MaßnaJhmen 
tatsächlich einen wes.entlich besseren Effekt 
zu erzieJoen, als es etwa dn Oster:reich der Fall 
ist. Das ist allerdings [}licht nur auf die ver­
schiedene Struktur beider Länlder zurüc:.k2u­
führen. Ich 'WlÜrde empfehlen, einma'l die bei­
d.erseitigen Maßn.aihmen 'Zu v.ergleichen, ob 
nicht doch ein Untensdüed besteht. Daran 
anknüpf.end wäre dann die Fr.a1ge 'hU richten 
- und nur Jm -Lichte dies,er Fr.ay.e hat die 
heutige ,Debatte eigentlidl einen Sinn -: Was 
s01'1 denn in der Zukunfit .gesche'hen ?  

Es Igeht j etzt nicht darum, ununte·rbrochen 
vOI1zurechnen, w.ievi.el Prozent in der Regie­
rung Klaus unJd wjeviel ,Proz'ent bi1sher in der 
Regierung Kre.ilsky 'Und was die eine Parte,i 
gel,eistet und versprochen hat und die andere 
ver,sprochen und geleistet hat, sondern es 
geht darum: Was soll i,n der augenlbliddich€n 
Lage g,eschehen, damit die 10..;Prozent�arke 
nicht übenschriUen 'W,hxH Das ist die Problem­
stenung. (Beifall bei der FPO.) 

Nun hat dJ'e Bunldesregi,erung hier ·einen e in­
s amen Entschl'Uß gefaßt unld einen y·anz eigen­
tümlichen Versuch gemacht, ider offenbar als 
Beit.rag zur StClibiIisierunrg ,betrachtet wird. 
Man hat eine Aufwertung der österreichischen 
Wälhrung voItg·enommen oder, wenn dieses 
W ort nicht g,erne gehört wird, man Ihat eine 
Manipulation miet der Parität des Schillings 
vorgenommen. 

Man ffi'Uß dazu doch eini'9,es lSa'gen. Es ist 
zweifellos dCllS Wünschenswerteste, wenn die 
Pa.ritäten der Währungen ISO gewählt sind, daß 
sie ungefähr der Kaufkraft in .den betreffenden 
Ländern entsprechen. Insofern sind die beiden 
letzten AuflW-ertungen, di-e außerdem auf Er­
eignisse -im Ausland zurückzuführ,en sind oder 
doch d,adurch veranlaßt wurden, durchans 
verständlich. M·an kann aber nicht behaupten, 
daß j etzt die österreidlilsche Währung noch 
unterbewert.et war ; sj,e war es höchstens 
g,eg,enüber dem einen oder anderen Land, und 
ich möch'te nun seihr 'b ezweHeln, ob die Maß­
nahme (Abg. M e  1 t e  r: Die Regierung hat 
eine Erklärung abgegeben, tut aber nichts!), 
die hier getroffen wurde, erreichen kann, daß 
die Parität bei den Ländern, wo sie nicht der 
Kaufkraft €ntsprochen hat, ent'sprechend ange­
glichen wird und bei aHen anderen Ländern 
gl eichhletbt Ibeziehungsweise das s o  funktio­
niert, daß überall die Parität der Kaufkraft 
entspricht. Ich glaube, das Lst -eine Problema­
tik, die 60 gar nicht 'zu lösen i,st. 

Die Dreiteilung des Budgets, die für das 
heurige Jahr vorgenommen wird, in Grund­
budget, Sta'biHsierungsquote und Konjunktur­
belelbungsbudget ist :in diesem Lichte ja doch 
wohl iSchon insofern obsolet ,geworden, als 
wir doch hoffen, daß der &md nicht dalran 
denk't, nun di.e Stahmsi'erung.squote 'einzus,et­
zen. Wir !hoffen, daß auch di.e Länder - wenn 
sie ISchon nichts darüber hinau:s tun - und die 
großen Gemeinden diesem Beispiel folgen. 

Wenn man also die Schlange, die da im 
Wenn wir auf di·e Liste der Länder zu Tunnel lebt, in ihrer Bewegungsfreiheit ver­

spredlen kommen, so stellen wir fest, daß die bessern wollte, so war, wie ich glaube, das 
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Mittel, das man hier gefunden hat, nich t  sehr 
geeignet und darüber hinaus höchst gefährlich. 
Denn wer garantiert, daß die vielleicht be­
scheidene Verbesserung bei den Importpreisen 
dann auch tatsächlich weitergegeben wird, und 
wer garantiert, daß aus dieser Maßnahme für 
Fremdenverkehr und Export kein Nachteil 
entsteht? 

Ich möchte also diese Maßnahme der Bun­
desregierung als höchst zweifelhaft und pro­
bI.emafJi,sch 'ansehen und glaube, es wlird sich 
in Kürze herausstellen, daß das nicht so zweck­
mäßig war, wie man es vielleicht heut e  dar­
stellt. 

Nun noch ein Wort zu einigen Steuerfragen. 
Ich muß dem Herrn Abgeordneten Dr. Schlein­
zer insofern recht geben, als er gesagt hat, daß 
der Zeitpunkt der Einführung der Mehrwert­
steuer falsch war. Aber er war deshalb falsch, 
weil sie viel zu spät eingeführt wurde ! Sj,e 
hätte nämlich schon ·ein, zwei oder vie,Heticht 
drei J ahTe früher eilllg·e,führt werd'en müs'sen, 
wi'e es ·slich die OVP-!R.,e,gi,erung auch vor­
g,enommen hatte. 

Wenn wir uns die Entwicklung seit dem 
Einführungszeitpunkt, also seit 1 .  Jänner 1 973, 
vor Augen halten, müssen wir feststellen, daß 
dieses Datum eigentlich überhaupt die letzte 
Möglichkeit gewesen ist, diese notwendige 
Umstellung bei der Umsatzsteuer durchzu­
führen. Denn wenn wir uns die s eitherige 
Entwicklung auf dem Preissektor vor Augen 
halten, müssen wir doch sagen, zum 1 .  1 .  1 974 
oder zum 1 .  1 1 975 ginge es nicht mehr. 
(Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Bei dieser Wirtschafts­
politik ist das eh klar!) Ja, Herr Kollege 
Dr. Zittmayr, Sti,e hätten ,schon 'seinerz,eit diese 
Umstellung durchführen müssen und können 
jetzt nicht Kritik daran üben, daß das dann 
gemacht worden ist, was Sie versäumt hatten. 
(Abg. S k r i t e k: Die OVP hat keinen Mut 
gehabt! Untereinander nicht einig!) 

Mit 1 .  Jänner 1 968 wurde die Mehrwert­
steuer in der Bundesrepublik Deutschland ein­
geführt. Es ist also verständlich, daß man s ich 
die Erfahrungen mit der Umstellung anschauen 
wollte. Dazu wäre das Jahr 1 968 über Zeit 

hätt,e ' "  (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r zur SPO: 
Habt ihr es vor einer Wahl gemacht? - Abg. 
M e  i ß 1 zur OVP: Eure Maßnahmen sind eben 
nur von wahltaktischen Gründen bestimmtI) 
Sie g.eben j;a jtetzt off'en :z"u, d,aß es nur wah:l­
takt�schle Gründe waren . (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Nein!) Sicher, deThIl Ihr,e Antwort war: 
Vor einer W'C!1h1 werden wir das llIicht machen I 
Sie hahen in der 'Delbatte über die 9:a;nz.e Frag,e 
doch immer . . .  (Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Sind 
nach eurem Dafürhalten die 16 Prozent Mehr­
wertsteuer richtig oder nicht?) Ob Idie 1 6  Pro­
zent richtig tsiind? (Abg. Dr. K o h l m a i e r: 
Nur darum geht es!) Moment !  Es g in.g um zwei 
Sachen : 

Es ging um den EinführunYlSzei tpunkt. Ich 
habe j etzt zum Einfühmn gszeitp unkt etwas 
gesagt. Nach der beliebten Methode, Herr 
Kollege Dr. Zittmayr : Reden wir von ebwas 
anderem !,  fragen Sie jetzt :  lISt der 'Steuensartz 
richtig? - Ich kann Ihnen auch dazu etwas 
sag,en. Ob der St.euersatz -richtig ist, wird man 
in verhältmi,smäßig KUTIl'er Zeit durch einen 
Vergleich feststellen können. Für den Fall, 
daß sich iherausS'tellt, d aß hier ein e  Differenrz 
best,eht, ibrauch'e ich doch Ihnen ni cht zu .s'aJgen, 
-daß wü .eine ganze R'eihe von Wünschen auf 
dem Gebiet der UmsatZisteuer haiben. Aber 
was man wahI1scheinlich nicht machen wi'I1d 
k'önnen, aa,s l,st, etwa ein iha'lbes oder 1 p.rozent 
Diff,erenz, wenn es der Fall wäTe, fülr andere 
Sachen zu verteilen, und Sie kommen dann 
- ich wahrscheinlich auch - und ·sagen, im 
Interesse der Lanldwirtsch'aft müßrten die 
Düll'glemittel den halben St.euer·sam: bekommen 
und dergleichen mehr. Also iI1gendwelche 
l'echneri.sch·e Ubedeyungen muß man, wenn 
man v()lm Proz·ent<satz 'spricht, ,schon ansteHen. 

VOir aUem muß man versuchen, einen Ver­
gleich Zlw,ischen d·er aHen und neuen Umsatz­
steuer zu finden, WalS ja n.ich,t in der Form 
geschehen kann, daß man !die RUibrik UmlSatlZ­
steuer des Budgets in den beiden J.ahren ver­
gl,eicht, denn eilIl'en Rechenstemp,el und auch 
eine Beförderungssteuer gilbt es ebenfalls. 
Also so einfach, daß man hi,er die Dinge ein­
ander gegenübeTsteIlt, kann man es sich nicht 
machen. 

gewesen, und tatsächlich gab es ja einen Ex- Ich glaube also, es i,st ,allS pos.itiv zu beu'I­
perten des Finanzministeriums, der nur damit teihm, daß zum 1 .  1 .  1973 dies,e Umstellurug auf 
befaßt g'ewesen ,i,st, Slich das aUZluseihen und die dem Gebi<et des Umsatzsteuer,systems erfolgte. 
entsprechenden Maßnahmen vorzubereiten. 

NUIIl. zur Einkommensteuer. AUJf dem G ebiet 
Es wäre also möglich gewesen, zum 1 .  1 .  der Einkommellisteuer steHen w.ir fest, daß ein 

1 970 die Umstellung vorzunehmen. (Abg. sichtliches Bestr,e'ben darauf ·gerkhtet ist, 
Dr. Z i t t m  a y r:  Das war vor einer Wahl! - nivemerend·e Maßnahmen zu :g.etzen, die Pro­
Heiterkeit bei FPO und SPO.) Herr Dr. Zitt- gression zu verschärf.en. Das wa'f rin.SlOOsondere 
mayr, es ist nicht sachlich, wenn Sie s agen: die Umstellung V()[l Steuer.fre.iibeträJgen auf 
"vor einer Wahl". Ganz abgesehen davon, Steul€rnbsetzbet.räge, was 'sich ruatür1ich pro­
daß es ja noch die Möglichkeit gegeben gressionsverschärfend .ausgewirkt hat. Wenn 
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der Finanzminioster bereH unld entschlOISSen 
wäre, di'e Progr,ession wirkHch ·entsch,eiidend 'Z'U 
mildern , so wäre dies zweifellos von unt'ef­
geordneter Bedeutung. Nach dem ,aIb er, was 
ib:1sher geschehen i,st, und nach dem, was an­
g,elbUch be absichtigt ist, müs.sen wir wohl be­
zweifeln, ob das ISO ,i'st. 

Nun noch ,ein Wort zum Ge'büihrell'ges etz. 
Idl w.ill momentan gar keine Schätzungen 
d arüber ansteUen, welche ziff.emmäßigen Ver­
änderungen sich , Idurdl das neue Gebülll'fen­
gesetz ergeben würden, wenn es so Ges,etz 
würde, wi e es im Entwurf des Finamzmin'i­

steriums enthalten '�st. 

Vi,el schwerwiegender aLs di'e Fr,alge , wi'e­

v,i el Mehrerträge ,es giilbt, ist /die Behinderung 

der Rechts'sicherheit durch di.eses ,altertümLiche 
System der Besteuerung. Denn ,eine Ulllzahl 
von Ver,ein!bCllI"UIllg,en Wild nicht schri,ftlidl 
gemacht, um Gehühren zu ,erspar,en, eine Un­
zahl von VereinharUJngen w.ird - das weiß 
Jeder P.l1aktiker, weil lihm das ammer wieder 
g'ezeigt w.ird - nur lückenhaft gemacht, oder 
manchmal lstimmt auch g,ar nicht , W,a/S drinnen 
steht, woUen wj'r das auch sagen , nur wegen 

der Gebühr,enfr-age. 

,Mit den Erträyen, Herr Bundesminister , die 
da·s BundesministeriuilIl für Finanzelll , die der 
Staat aus den Gebühren zieht, ilst das Manko 
an Remtssicherhe'it, das :dadurch entsteht, viel 
zu teuer bezahlt. 

Es ,ilSt bei den Gebühren j a  ein Doppeltes :  
Auf d e r  einen Seite sind die Eingalbenge­
bühr,en, wenn Jemand vom Staat etwas wHI, 
wenn er 'einen Antrag ,stellt. Wenn man bei 
Gericht eine Einga:be macht , wird eine Ge­

richtsgelbÜihr v,erlangt. Das ist, ich würde 
sag,en, ohneweiter,s v,el1stä'llJdHch , obwohl ich 
daTan ,er,ilnnern darf, daß es ,eine Zeit gegeben 
hat, in der auch das nicht g,ebÜ'hrenpflichtig 
gewesen ist. 

Wovon ich sprech'e, was die Rechtssimer­
heit beeinträchtigt, Idas sind tdie RechtsgebiiJh­
ren . Bei den Rech!t,sgebülhren .ist der Aufwanld 

auch s,ehr beträchtlich, und ich möchte be­
zweifeln, ob nicht , wenn man eine volkswirt­
schaftliche &edmung ,aufstellt, nämIJch auf der 
einen Seite den Schia/den, der durch das Ge­
bÜlhrensystem .an RechbSls icherheit und der­
g:leichen lentst·eht, und den Aufwand , :um di,e 
G ebühren fes-nzustellen, und auf der -anderen 
Seite den Nutzen, der !sich daraus er:gibt, der 
Schaden durch da's Gebührensystern größer iM 
aLs der Nutzen, der idahei herauskommt. Daos 
Bundesministerium für Finanz'en sollte daher 
überlegen, ob es nicht .reichlich an der Zei,t ist, 
das GebÜlhreng,eseta: Ülberhaupt zu str,eichen. 

Es hat bekanntlich das GebWhreny,esetz bis 
zum 1 .  Jänner 1939 in der alten Form ge­
geben, dann kam das deutsche U:r!kunden­
steuergesetz, das wurde dann auf.gEfuo'ben , 
und dann hat es eine ZeIt yegehen von 1 943 
bis 1946, in w.elcher keine G ebühren verlangt 
wurden. Vielleicht wäre heute doch langsam 
die ZeH 'g,ekommen, in der man zumindest di'e 
Rechtsgelbühren, di'e Ihnen gar nicht sovje'l 
br,ingen, wie es den Anschein hat, aufheben 
könnte. 

Das wäre ein Beitrag zur Verwa'ltunglS­
reform. Das ist ·etwas ,  w.as ich in dem ganzen 
Bericht Ülberhaupt nicht Igefund ·en habe, aber 
v,ieHeicht halbe ich es überlesen, denn es 
waren ein bi'ssel vi·el Seiten , die uns d.a über 
Nacht vorgelegt wOI1den sind. Das wäre ein 
echter Beitrag zur Verwaltungsreform und 
würde für den österreicMschen Staatslbürger 
eine wes.en'tHch'e Erleichterung mit 'Sich brin­
gien. 

Zum Abschluß möchte ich sagen, daß dies'er 
Bericht der BundesTeg,ierung zwar Isehr lang 
und ,sehr umfangreich ist, daß er aber die 
wesentlich'sten Fr,agen offienläßt, di,e Fra'g,en 
näm1ich, idi'e dalrin bestehen :  W.ie sol'l es  wei­
ter'gehen , und was -beahsichtigt nun die öster­
reichlsche Bundesregierung IZU tun? Will sie 
nach dem derzeitiJgen Muster weiterwuTsteIn 
oder will ·sie vielleicht doch ,endgültig dar.an­
gehen, die Inflation zu bekämpfen? Di.ese 
Fragestellung ,ist nach dem Bericht noch durm­
aus offen. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner i,st der Herr 

Abgeordnete Ing. Sallinger. 

Abgeordneter Ing. Sallinger (OVP) : Herr 
Präs,ident! Hohes HaUS ! ·Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Ich .wH! mich :bei di eser 
heuHgen Debatte niCht mit einem fremd'en 
Parteitag beschäftigen und auch nidlt d amit, 

wie lange die eine oder and'ere Partei .an der 
Re.g�erung beziehunglswehse in der Opposition 
sein wird. Ich gla'UJbe , das w.ird einzig und 
aUein der Wähler entsche�den. 

Ich habe 'heute dieser Diskussion selhr gen,au 
:ZIug,ehört UIlld sie ,auch VlerglJichen mit den 
Düskussionen in den J'ahren 1 966 bis 1 970. 
Die Standpunkte haben sich wes'entLich g.e­
ändert und verkehrt. Wir ha'ben ,im Jahre 1 970 
die MehToeit verlor.en , wir haben d a-r.aus 
etwas g,elernt, und nun scheinen Si'e daran 
zu sein. 

Meine -sehr g eehrten Damen und Herren I 
Die 177 Seiten umf.as·sende Beila'ge �u den 
Erklärungen ,des Bundeskanzlers und des 
Fi.n.anzminilsters hat IUng,ezäWte Einzelheiten 
und auch Nebensädr1ich'keiten ,gebracht und 
enthält natürlich .in einer Zeit wie der gegen-
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wärtLg en, dIe eline Konj:UlI�ktnIrzeit g,eThannt 
we rd.en kann, auch positive Zalhlen und Stei­
geTun·gsraten -in v erschiedenen Bereichen. 

Die s er Wil'tschaftsbericht wird allendLrugs 
von !e iner Entwicklung Ü!bersmattet, !die alle 
anderen Prabl'erne zwe.itrangig ,werden läßt. 
Von Monat zu Monat mÜlS's.en wir steig,ende 
Teuerungsraten registri eren, ohne daß .auch 
nur ün ger.ing.sten eine BerUJhig,ung auf dem 
Preis- und .auf dem Kostensektor abzusehen 
ist. Ich w,ill  ahe.r damit nicht 's·atgen, daß in 
einer ,expandierenden Wirusmaft Löhne, Ge­
hälter und Preise gleIch blei,ben müssen. Auch 
Tarife können steigen, ·ab er nicht sprunghaft, 
sondern in verschiedenen Etappen. 

Ich möchte aber .selhr ldar zum Ausldruck 
bringen, daß hier maßgooalt'en w,erden soll 
un1d d aß eine gleich.e Behandlung aUe.r dies·er 
Bereiche möglich sein muß. Ich will ,auch deut­
lich sagen, daß mit dem Z'Urze'it praktizierten 
p olitis chen Stil eine w.ir.kJsame St,aJbil.i'Si,erungs­
politik nicht m.ög.lich ,1st. Es ist offenbar nicht 
aufZluhoalt.en, daß von Jahr zu J·ahr immer 
höhere BUldgetsummen .ersteHt werden, es g·e­
lingt offensichtlich nicht, in der Hochkonjunk­
tur die Bundesschu1den der öffentlichen HanJd. 
albzubauen, und es scheiJnt auch aussichtlos !Zu 
sein, eine stabilitänspolitische Koordinierung 
d,er Ausgaben von Bund, Ländern und Ge­
meinde n  heI1beilzuführen. Auch in der Geld­
politik. sieht es so a,us, aLs müßten restriktiv-e 
Maßn·ahmen zu spät kommen. 

Der Herr Finanzminister hat ,in seinem Be­
richt e rklärt, d aß ,es die vOI1dringlichstte Auf­
g,abe der Bundesregierung j'st und bleibt, in 
ihrer Wirtschaftspol,itik ein Zusammenar:bei­
ben mit den IntemsSienvertr,ebul1lgen IClJufr'echt­
Zluha:Ueu, und ,er ,s.agte ,auch dazu, nur so 
könne ein günstiges Wj'rbschaftskLima ge­
sichert werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
Tatsächlich atber lhäufen l5Iich Idie Alle'inyänge 
der Regi'erung jn wes·entliehen wirusmafts­
politischen Fragen, w.ie zuletzt bei der Schil­
lingaufwertung oder - es wurde heute schon 
gesagt - Schillingmanipulierung. Hier sind 
hesonders Fremrl·enve'l1kehr und Export be­
,tJraff,en ,  wo mit .g.rößeren Schwi,ertigkeiten !Zu 

rechnen ist. 

Herr Dr. Fischer hat s.ich heute .aum damit 
bef.aßt,  daß von der OVP�Seite aus die Ar­
beitslo:S'en irus Sp1el gebracht werden, um eUIloe 
Stalbil isierungspo'1itik zu machen. 

M,ein e  sehr g.eeh'r·ten Damen und Herren I 
Ich halbe mim schon ,immer und hesonders -in 
den letzten Ta.gen dafür ausg,esprochen, eine 
volle Beschäftigung unserer österreichischen 
Menschen :zu 'halben, und ich habe auch den 

Vorran.g der österreichisch€n .Ä!Jibeiter und 
An gestellten .als eine Selbstverständlichkeit 
betram1et. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe mich aber auch, meine Damen unld 
Herr.en, gegen ·eine Dberbeschäftigung ge­
w andt, die ein permanent infl.ationäres Klima 
schafft. Obwohl un'Sere Wirtschaft gegenwär­
tig nur mit ·einer steigenden Anzahl von 'aus­
ländischen Arbeitskräften aufrec.hterha'lten 
werden kann, wird keine Geleg,enheit ver­
säumt, zu versichern, daß die Vollbeschäfti­
gung Vorrang :hat. Jeder, der die eindeutige 
UberbeschäftigUlllg 'sachlic.h krtitisiert, wird d€n 
Vorwurf einstecken müss'en, daß er die Lnfla­
tion durc.h ,eine Arbeitslos.igkeiot 'bekämpfen 
wil l .  

Ich habe e s  schon öfters hier gesagt und 
sage es noch einmal sehr deutlich, daß die 
Arheitsplätze in der Wirtschaft dem PräsLden­
ten der BundeswirtJsrnaftskammer genauso arn 
Herzen IJegen wi'e d,em Präs�denten des Ge­
w erkschaftsbu.ndes od·er der Regierung. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Die grundlegenden Untersc.hiede Z'w.i'Schen 
e iner Uberhitzung des tAIIbeitsmarktes, zwi­
schen VoUbesc.häftigung und Arbeitslosiogkeit 
werden bei Isolehen Vorwürfen aher nicht er­
wähnt. Eine VoUbesc.häftigungspolitik, die auf 
einer inflationä,ren Nachrfmgevermehrung be­
ruht, ist auf die Dauer gefäJhrlich. Erst vor 
wenigen Tagen :ha't PrafeSISor Hayek in einem 
Vortra,g ,an der Universität gesagt : "J e länger 
die Infla tion andauert, des,to grön'er ist der 
Anteil an A'rbeitsplät!Z'en, die nur durch das 
Anhalten der Inflation gesichert sind." Im 

Zuge der Inflation würde dioe Zahl joener Be­
triebe immer größer, die in ihrer Existenz ge­
fährdet sioo, weil sie .sich nur auf Grund von 
inflationistisch·en Sche�ngew.jnnen ,aufrecht hal­
ten. Eine bewußte Uber-beschäftigungspolitik 
der Regi,erung läßt vermuten, idaß sie sich einoe 
echte oder ,eine andere Arbeitsplatzsicherung 
nicht vorstellen kann. Anders ist die oft wie­
derholte Erlklärung von Reg.i'erung,smitglJedern 
n icht zu deuten, die Inflation s'ei der Preis für 
die VoUheschäftigung. 

Eine gewi.sse Nachfrag·ebeschränkung, ohne 
die die gegenwälrtigen Stabilisierungsbe­
mühungen sicher nicht seihr wi:flkungsvo.ll seifIl 
würden, hätte zur Fol'ge, daß da und dort ,ein­
m al Al1beitsplätze bedwht weflden könnten. 
Das ·aber fällt in die Dberbeschäftigung ; und 
es gibt auch die Möglichtk,eit, die Mittel des 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes durm die 
Regierung einzusetrzen, die joa zur Verfügung 
stehen und di,e sc.hon 1 974 mit 600 MiUionen 
Schillinlg doti,ert worden lS,inld. 
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Wenn also die Regie,rung diese Arbeits­

marktförderungsmittel zur AbsiCherung von 
restriktiven Maßnahmen einsetzen würde, 
könnte rsi,e ,auf die Uberbeschäftigungspolitik 
v.errllichten. Ich glaube - das möchte ich auch 
sehr deuUich sagen -, hier rsollte ein Gespräch 
im Rahmen der Stabmsi�rungspolitik zwi1schen 
der Regierung, zw.ischen den PaTteien und 
auch den Sozialpartnern g.e[ührt ,werden. 

Es ist heute schon von den S01Zialpartnern 
'g'esprochen worden, UIlJd es ist ilJuch der Mut 
angesprochen wor.den, ob nämlich eine Partei 
oder ob eine Pers-on auch hier 'etwas Pos.itives 
sagen kann. Ich gl'aube, das habe ich öfter 
schon getan. Im Rahmen der Sozialpartner­
schaft haben wir das ,sehr oft g.etan. Ich glaube, 
das ist auch das GeheimniJs des Erfolges die­
s,er Partnerschaft, 

Meine ,sehr geehrten Damen und Herrenl 
Das größte Hindernis für eine echt,e Inflations­
bekämpfung i,st meineT Meinung nach in einer 
vollrbeschäftigten WirtJschaft nicht in der 
Sicherung der AJ1beitsplätz'e zu ,sehen, ISondenn 
im Hang zu einer Verte.ilungsdemokratie, die 
das poLitische Leben immer mehr bestimmt. 
Dauernd werden neue Viersprechungen ge­
macht, hinter denen zum 'f.eH kaum mehr 
echte Anliegen der Bevölkerung 'Stehen. Ich 
bin nämlich der M,ei,nung, ,Politik darf sich 
nicht damuf beschrä�en, Forderungen aufr.zu­
stellen oder neue WahlverSip'rechen Z'U ;er­
finden, Isondern Polittk hat sich meiner Mei­
nung nach zu bemuhen, bessere Problem­

lösuIllgen an.zubieten, um di,e Zl.lkunft zu 
sich'ern. 

Der Hen Finanzminister hat �ar wieder­
holt erklärt, wenn man mehr öffentliche LeJ­
stungen will, müs'se auch der Sta,atsanteH unrl 
di'e Steuer1ei,stung 'wachsen. Niemand hat 
ilJber, so glaulbe ich, in dieser Zeit den Wähl-er 
gefITagt, ob er wir'klich mehr vom Staat will. 
Ich ,glaube v,ielmehr, daß die Bevölkerung auf 
manche st.aat1iche Leistung v,erzichten würde, 
wenn dafür weniger Steuer '.Zu 'ZahLen w äre. 
Dar,an ändern auch periodiJsche Steuer,s'enkun­
gen nichts, di'e nur das inflationsbedingte An­
steigen der Steuern mi'lidern. 

Der Finanzminister helhal\1ptet in seill1'em Be­
richt, ldaß gut '9,aw.irtschaftet worden sei, weil 
wtir di,e Steuern s'enken konnten. Er müßte 
alber viel richhger !sagen : Weil die 'inflations­
beidiDigte Stel1erla!st untragbar '9'eworden ist, 
müssen wir die Steuern senken. Man kann 
natürlich nicht ·eI"warten, daß der Wähler zu 
Vor.schi äg,en, die ihm Vorteile auf Kosten der 
AHg,eme,inheit bringen, nein sagt. Ich glaube, 
die geheimen Verführer sind heute v,i'el eher 
in de'f Politik als in der Wirtschaft '.l'U suchen. 
(Zustimmung bei der OVP.) Das W'edt,en von 

BegehrlicbJkeiten , die zu großen Ausgaben 
,führ,en, ilst ,imm,er mehr :zum Bestandteill einer 
politi'schen Taktik geworden. 

Die Konsequenz'en einer solchen Politik 
weI1d,en aber wesentlich zurückgehalten. So 
wird ,behauptet, nicht die Z'unehmende AlliS­
gabenpolitik des Staates ,sei schuld ·an der 
Lnflation, lSondern die marktwirtschaftliche 
Ordnung, das maflktwirtsmaftliche System 
versage, Nicht die ständig,e Uherforderung der 
Wirtschaft fuhre zu einem Preis,auftrieb, son­
dern die PoUtik der Unternehmer sei daran 
schuld. Nicht dje steigende Kosten'belastung 
wärke .sich in den Prei;sen aus, sonderon di,e 
Ein:g.riffismägl.ichk-eHen der RegJeliung in di,e 
Plreisbi1dung sei,en unzulänglich. 

Meine -Damen und Herren! Di-ese Erklärun­
gen, diese Behauptungen und diese Ausr,eden 
sm deshalb nkht 'lingefährlich., weil sie di.e 
Tendenz 'gewiStSer politischer Gruppen zeigen, 
die die maJ1ktwlrbschaftlich'e Ordnung für aUe 

MißstänJd.e verantwortlich mamen. SLe g,elten 
a'uch als Begrüntdun'9 ,fü'f die Forderun'gen nach 
mehr Staat, nach mehr Dirigi,smus und nach 
mehr pI anwtirbschaftlichen Einigriffen. 

Die -freie Mark:twirtsch.aft muß von uns ver­
teid'i'gt werden, denn sie ist ·eine der wesent­
lichsten Fundamente der Demokratie des 
W'estens. Das heißt, DemokraHe bedeutet nicht 
nur, daß die Bevölkerung ihre Regierung frei 

wählen kann, Isondern Demokratie bedeutet 
auch M'einun:gsfreiheit, {r,eie Arbeitsplatzwahl 
und fr-eie Unternehmer,entschei1dungen. 

Meine Damen und Her,ren ! Die Ubenbeto­
nung und die Uberbewertung der amtlichen 
Prehsroeg,elung ,als Instrument .der Infl,anions­
bekämpfung ist für mich ein deutlicher Aus­
druck .dafür, d·aß man d-em Funktionieren der 
marktwirt'SchaftIichen Ordnung mißtraut. 
SicherLich siIlJd preispolitische Eingriffe dort 
notwenclig, wo der freie W'ettbewerb mangel­
haft ist oder versagt. (Abg. Dr, M u s s i 1: Herr 
TuH, setzen Sie sich!) Aber Preispolizei kann 
den Wettbewerb nicht ,ers'etrzen. (Abg. Doktor 
T u  1 1: Wo sind wir denn? Wir sind in keiner 
Schule! ,So wei t wird es noch kommen, wenn 
der Sallinger spricht, daß alle dasitzen!) 

Wenn aber di'e laufenden Kos'tensteig,erun­
gen und die UbernachJfrag,e die Urs ach.en für 
Preiserhöhungen 'siIlJd, so wiro eine wjrkungs­
volle Stabilisierungspolitik nur an diesen 

WurzeLn ansetzen können und nicht mit preiJS­
pOI.itischen Maßnahmen gemacht wertden, (Abg. 
Dr. T u 1 1, auf Abg. Dr. MussiJ hinweisend: 
Der muß in der Bundeswirtschaitskammer ein 
schönes Regiment führen!) 

Meine Damen und Herren! Aus der Praxis 
kann ich Ihnen 'sagen, daß schon d.ie bestehen­
den preispolitischen Eingriff.e von der amt-
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lichen PreLsr.egellUll'g 'bis zur freiw.il1igen Preis- I diesen PreilSen auch verkaufen müssen . Die 
kontroll-e un,seren Unternehmungen '9roße I Erlediyung, die mandnnal sehr langs am geht, 
Schwier.igkeiten mamen. G ehen wir das viel- hat so Planchen Betrieb in größere Sch'Wierig­

leicht einmal der Reihe nach durch, wie sich keiten gebr,acht . 
das wirklich abspi elt : 

Schon im PTlei'SflllrüeoraOUJSlscbJuß und amn iJn 
der Par-itätischen Kommission werden die 
UnterlaJgen, welch e die Fimnen zur Verfügung 
steHen, sehr genau geprüft. Sowohl doie AI1b ei­
terkammer ,als auch der Gewerikschaftsburud 
halben junge , ·tüchtige Leute, die diese Unter­

lagen genau kontrollieren . Hier weroen dann, 
auch wenn die Prei,se belegt sind, noch Pro­
zentsätze aJbg,er.issen. Ich glaube , das .ist ISchon 
das ·erste Pr·eissta'biHsi·erungsopJer, das dJe 

F,i:rmen ·bringen. 

Herr Dr . Tull hat 'heut.e ges agt, d aß 850 An­
träge auf Preiserhiöhung ·eingeibradlt 'WUrden . 

Ich weiß nicht, ob es 850 oder mehr oder 
weniger war·en. J·ed enfaHs ,sind lSie von den 
Leuten der Arbeiterkammer - ich habe es 
schon 'ges.agt - und des Gewerk'5maftJSbundes 
genau geprüft word en, und wenn sie durch­
gegangen sind, dann ist es einstillIlIIlig ge­
wesen. 

Meine Damen und Herrenl Noch 'etwas : Ich 
stJehe se'lber von früh laan Mor.gen 'bis spät am 

Abend im Betrieb und ;ich darf Ihnen a'ls 
Praktiker ·sagen, d aß diese theoreUschen Vor­
stellungen , die man 'sich manches Mal macht, 
mit der Wirklichk,eit in einem lebendigen 
B etr.i·eb nicht zus'ammenp assen und nicht über­
einstimmen. 

W.ir haben Kollektivvertragsverhandlungen ,  
Rohstoffpreis erhöhunyen , T,arife u n d  Gebüh­
ren, wir herben -inne rbetriebLiche LohneIfuöhun­
gen, die ·gar nicht ISO kJoein -sind, nur IScheinen 
sie nicht auf und kommen nicht ,in ,die Offent­
lichkeit. Ich könnte eini'ge Preise heranziehen, 
die be·sondens öffentliche oder 'Sagen wir poli­
tische Preise ,ge·wesen sind. Wir haben Julbi­
läumsyesch·enke , fr.eilWilliige Z'uwendungen , die 
g·emacht werden. Das alles wird da oder dort 
einmal sehr fr,eundlich vorgebracht, dann ein­
mal unter einem .gewissen Druck.. B ezahlt muß 
aber alle,s werden und muß 'auf jeden Fall 
werden, und auch das, meine 'sehr ,g·eeh'rten 
Damen und Herren, Igoot in die Pr.eise , geht .in 
die Kosten, und .auch daJs müssen wir der 
Offentlichlkeit einmal sa.gen, damit nicht nur 
ohne nachzu.denken ,immer der Wirtschaft die 
Sch'Ulld zuge schri'ebten wild. (Bei/all bei der 
OVP.) 

Steig'ende Löhne , stei.gende Rohstoffpreise, 
stej'gende Energi'ekos ten und die zunehmende 
Besteuerung - d a s  möchte ich Jetzt sag.en j 
Sie weId·en es vti'elle i cht nicht ,glauben - sind 
in manchen Ptreisen einfach nicht mehr unter­
zubringen, und ·es ;gibt viele Fdrmen, die unter 

Natürlich ist  es möglich, zumindes-t kurz­
fristig, mit Hilfe noch ,schärferer Preisvor­

schriften Ptreis-erhöhuIlJgen :zu Utnter.b i.nJden. 

Man kann abe r  heute Gott ,sei Dank noch 
keinen Unternehmer dazu zwingen , daß er 
seine Ware mit ,einem dauernden Verlust bis 
zum Konkurs lSeines Unternehmens verkaufen 
muß . 

StabHi'sierung spolHik kann man auch nicht 
aHein damit machen, daß man eine "Rute -im 
Fenster" hat ()Ider da und dort Zensuren aus­
teilt. Es gi/bt nicbt, wi.e lieh meine, ,aJUStSchJUeß­

Hch nur 'gut,e Tanifer:höhun.gen und durchaU's 

nur üherböht,e Handels·spannen. M,an soHtJe in 
der Sta.bi'!i:slierungsdi1skus'sion wenti.g,er mit Lob 

unrl T,aldel a'ls vielmehr wi'edter mit wi'rt'schaIt­
Edlen BegTliff·en und B egründungen oper.ieren. 
Man ,sollte v·ersuch·en, wirklich obj ektiv fest­
�usteHen, wonin di,e Ursachen di,eser Preis­
erhöhung wiJ1kJI:ich Hegen. 

Beim Einsatz preispoliti,smer Maßnahmen 
müßte es einen UnteI'lschi,ed 'aUtSmach en, o1b 
Prei·se ,auf Grund der KQlsterusituation, auf 
Grund e�ner Nachfra:geÜberhitzung oder auf 
Grund einer Ma.rktsteLlung des Unternehmens 
steigen. AlUf Jeden Fall aber müßte unum­
stritten bleiben, daß es in unserer WJrtsch·afts­
ordnung in er.ster Linie der Wettbe;werlb s·ein 
soll, ,der für die Brei.sbe.stimmung bestimmenld 
�st. Nur -dort, wo der Wettbewerb als Pr.eis­

regU'lator ver s agt, ,sind preispolitische Maß­
nahmen am Platz. 

Meine sehr g eehrten Damen und Herren l 
Die kürzlich !beschlos-s-ene Anhe:buny der 
Haben-Zinsen war sich·erlich angesichts der 
hohen Inflationsr ate ·ein Voel'!such, den Spar­
willen zu heb en oder vielleicht nicht noch 
mehr zu y,efährden. Auf der .anJderen Seite 
w.ird allerdingis die W.irtschalt durch die damit 
verbundenen KretditkosteneI1höhungen emp­
findlich 9·etroffen . Vor allem für unsere klei­
nen und für uns'ere mittleren ,Betr-iebe, die ja 
sdlon die Kr,editrestriktionen ·am härtesten zu 
spüren beJk<amen, bedeut'et dj·ese Maßnaihrrne 
neuerlich .eine schrweH� Bela,strurug. Ich glaube, 
man sollte durch ,eine bessere Dotierung der 
gefährdeten Kr·edite e.inen IgerwiSisen Aus.gleich 
für d,iese neuerliche Kostensteigerung schaffen. 

Di,e Erhöhung der Kreditkosten wirkt .s.icn.er­
lich auf längere Sicht restriktiv. Was sich 
allending.s ,sofort inflationär ausweitet, .ist die 
zus ätzlich·e KosteIlJbelastung durch hö!h:ere 
KreditziJnsen . Hi,er z.si.gt :Slich in la,J.}er Deublich­

k·eit, in weldles Dilemma die Zinspolitik 
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kommt, wenn die Inflationsrat.en so hoch über 
dem Haben-Zins Hegen, ,wie dies in Osterreich 
der Fall walZ". 

Hohes Haus! Wenn wir urus in den nächsten 
Ta,gem. zusammerusetzen und über die Stabi1i­
si er'ungsphase IV zu beraten Ib.·alben, so werlden, 
wie ich finde, diese Gespräche durCh d.ie von 
der R.egierun,g einseitig g.etroffenen Maßnah­
men - insbesondere die SChill in:g-Aufiw er­
tung - belast.et s'ein. 'Man kann 'auf der einen 
Seite nicht verlangen, daß d&e Opposition und 
die S07;i.alp.artner in der :StabiHsierungspoI.itiik 
mita.rbeiten und auCh V.erantwortung über­
nehmen, auf der anderen Seite .aber e"inseitilg, 
um nicht zu sagen eigenrmäChHg Maßnahmen 
tr,effen, von denen man genau weiß, daß si.e 
von einem T'eil  der Verhandlungspartn er mit 
guten Gründen abgelehnt werden. 

Man hat den Sozialpartnern wiederho'lt vor­
geworfen, daß sie Ver,eiIllbarungen treffen, 
die ,andere Gruppen belasten , Ob:wohl, wi·e 
iCh meine , in den SozialpartnerverhandlUiIlgen 
immer LösuIli9'en im ,sinne des G emeinwoMes 
angestrebt wurden. 

Wir stehen nun vor der Situation, d·aß die 
Regierung einseitige Maßnalhmen trifft, welChe 
die Zusammenarbeit ;in der Stabilisi.erungs-

. p ol itik g efälhrden . Die Regierung wiro sich lin 
Hinkunft entscheiden müssen, welchen Weg sie 
g,ehen wH! : Will s.i e das Lnflationsproblem im 
All eingang - d ann allerd.ings auch in alleini­
ger und ,ausschUeßlicher Verantwortung - -in 

Angriff nehmen oder will sie die Zusammen­
arbeit aller maßgebenden Gruppen? Der 
:zJweite Weg 'seh'eint mir allein der Igut.e We:g, 
der realistisChe W'eg Zlll sein, wenn man nicht 
nur A'libi-Maßnahmen anstrebt, 'Sonidern 'eChte 
Stahi1ilsi enunrg:s:effektJe ·erziel,en will. (Beifall bei 
der avp.) 

Präsident: Zum Wort kommt Abgeordneter 
Erich Hofstetter. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsident I Hohes Haus ! Herr Pr·äJsident Sallin­
ger hat einige Probleme erörtert, unter ande­
rem auCh di'e steigenden Kosten. Ich halbe nur 
v,ermißt, daß er auch die steigende Produkti­
vHät bei den Verhanldl'lltngen bei Kosten­
erhöhungen ,erwähnt hätte. Das ist eine der 
UrsaChen, me.in.e Damen und Her,ren (Abg. 
Dr. M u s  s i 1: . . . viel radikaler!), wenn di'e 
Frage der bestelhenden iM.aßnahmen llur Di..s­
kUSIsion steht, welChe Küe Regierung angebliCh 
halben s 0'11 , wie der Herr Bunldesrparteiolbmann 
Sehleinzer ,eI1klärte, die vollauf genügen , um 
uIlldiisziplitnie.rtes Verhalten einzelner - lund 
ich betone das !  - zur Räson zu br.ingen. Das 
g'enügt eben nicht . 

Deshalb hegruß,en wir ClIuch die Vorlage 
heziehungswei'Se den Gesetzesentwurf des 
Herrn HanJdel,sministers . (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s  s i 1.) 

Der Streit in der Paritätischen Unterkom­
miJSsi on, der Pr,eiskommissi on , liegt ja da'Tin, 
daß einzelne Fi,rmen .nich,t glaub en , gena'll 
dieselhen Verpflichtungen 'Zu haben wie ein 
Großteil der Firmen, !die oI1dnung:sgemäß jene 
Unt'erlagen zur Verfügung steHen, di.e erfor­
derlich 'Sioo, um einen Einblick zu er1halten. 
Das ist odalS ein e .  

Dann wurde von dauernden Versrp,redmn­
g.en gesprochen, die von Politikern gemacht 
werden. Ich meine, der Ausdruck "dauernde 
Versprechungen" kann j a  nur die Osterr.eichi­
sChe VoLksp artei angehen. Wir mach·en sie 
nicht. 

W'as die Regierung maCht und was hier die 
Mehrheitspartei mach1, ist nichts anderes als 
die V.eIlspreehungen , d�e im Regierungspro­
gramm vom J.ahr,e 1 970 festgel'egt wurden, das 
heißt, die Re.allis i.eruIlJg 'Und KUe V·er,wilIktl'iChumg 
des R-eg.i,erungsprogr.amms , durchrz.tuführen . 
Aber wenn Verspr,echungen gemaeht WUlrden, 
deren Erfüllung , wie wir heut.e hörten, etwa 

19,2  Milliarden Schill ing ausmacht, d ann muß 
man sich schon fralgen , ob das die ,PolHik i'st. 
(Abg. Dr. K e i m e 1: Legen Sie doch die Rech­
nung einmal her!) 

Dr. Koren hat zur alLgemeinen österreichi­
sch·en Wilrtschaftspolitik Aus's agen gemacht . 
ICh glaube, wir ,alle sind uns da'rülber einig , 
daß der WirtsChaft ·eine ·g.anz ,entsCheiden.de 
Rolle aUlf v:ielen Gebieten zukommt. Eine 
florierend.e Wirtschaft i,st die Basis für den 
sozialen FortsChritt. Eine modeme, konkur­
renzfähi,g.e Wi.rtsChaft macht den steigenden 
LebenSistandard mö.g1ich. Eine moderne , kon­
kurrenzfäihige W.irtlSChaft marnt ,es dem einzel­
nen möglich, durch seine Lei'stung ;in di.eser 
Wirtschaft den persönlichen Aufstieg zu 
sichern. Eine gute, solide Wirtschaft macht es 
möglich, sachliCh zu verhandeln , ohne Hektik, 
ohne die sch·affen Formulieru.ngen und AiJ.ctio­
Dren , die stets nur von Krilsenzeiten ausgelöst 
werden. 

Deshalb ,haben wir ·als Gewerkschafter 
immer die Frage der Vol1besdräftigung als 
vorrangig für uns hezeiChnet. 

Meine Damen und Herren ! Seit v.ier Jaihren 
hat Osterreich eine sozialistische Reg,ierung. 
Seit di.esem Zeitpunkt wird in Osterreich posi­
tive Wirtschaftspolitik g.emacht. Als diese Re­
gierung ihr Amt angetreten hat, wunde von 
der Oppooi,tion immer wieder vorher.gesa.gt, 
d aß die sozia1i.sUsme Politik seheitern wBrd.e 
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und daß di'es 'besondefIs deutlich auf dem Verglekhen wir nun odals Wirtschaftswacbs­
Ge:b,i et der Wirtschaftspolitik zum Ausdruck tum in den vier Jahren während der Zeit der 
kommen werde. OVP, so ergoeoen sich 4,4 Prozent, während 

Es ist daher nur recht und billig, wenn man 
diesen düsteren Prognosen der Opposition 
- das steht Jhr zu - die tatsächliche Ent­
w.icklung g,egenüberstellt. Usterreich hat in 

den letzten . . .  (Abg. Dr. K e i  m e  1: OECD­
Berichtf) G erade Sie haiben es notwoendi'g! Der 
OECD..,Bericht war immer p os itiv 'boezüglich der 
Entwicklung . (Abg. Dr. K e i  m e  1: Die War­
nungen zum Budget 1 974 haben Sie nicht ge­
lesen?) N.icht Ziuletzt that Osterreich auCh den 
go ldenen Wiort'schafts-Oscar :bekommen. Das 
bekommt man nicht umsonst ! (Beifall bei der 
SPO. - Abg. Dr. K e i m e 1 :  Die Wirtschaft 
von tJsteIIeich, nicht die Wirtschaftspolitik! -
Abg. Dr. M u s  s i 1: Der disziplinierte Handel 
hat ihn bekommen!) 

Osterreich hat in den letzten vi·er Jahren 
ein Woirtschaftswachstum 'erreicht, wie es s'eit 
der unmittelharen Wieideraufb auzeit nach dem 
Zweiten Weltkr,i,eg in kein e r  Periode erzi.elt 

worden ist. Wir haben eine ununte["brochene 

Hochkonjunktur - das müssen Sie zur Kennt­
nilS .nehmen -, und di·e KapalZ!itäten der öster­
reichischen W.irtschaft sind voll ausgeIaJStet. 
Mit dem steigenden Hruttonationa'lprooukt 
sind auch die Einkommen der oot.erreichi's chen 
Bevölk erung entsprechend gesti egen , ,sodaß 

unser Land heute mit seinem Einkomrrnens­
niveau uoo mit selinem Lehensstanda1rd weit 
über j enem Stand J.iegt, den woir zum Zeitpunkt 
des Amt1s.antrittes der sozi·aHs tirschen R'egj e­
runJg ·erreicht halben . (Zwischenrufe bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Ich ,weiß , daß 

Sie ·an den Zahlen 'Zweif.eln, und Sie bez.wei­

feIn j ede Statilstik. Aber ich kann es Ihnen 
nicht ,er,spa.ren, oich muß doch Zahlen nennen . 
(Abg. Dr. K e i m e  1: Wir schauen uns die 
Arbeiterkammerstatistiken an!) Di1e Besch:äftig­
tenzahlen iJIl den vi.er J,aJhren der OVP-Regie­
rung und in den vier J·a:hren der SPO-Regie­
rung ergeben ,folg,enJdes Bil d : 

Im Jahre 1 966 'gaJb e s 2,387.000 Beschäftigt'e, 
im J'ahre 1967 w.aren es 2,360.000 B eschäftigte 
und ,im J·ahre 1 968 - bitte j etzt herhören! -

w.ar·en es 2,339.000 BeschäfUgte - das watT der 
geringst.e Be.schäftilgtenstand (Zwischenrufe 
bei der tJVPJ ; das rwar :während der OVP­
Regierung -, 1m Jahre 1 970 waren es 2,389.000 
B eschäftigte , im Jahre 1 97 1  ga'b es 2,455.000 
Heschäftigte , im Jahre 1 972 waren 2,51 3.000 
Personen beschäftiogt, und ,im Jaihr·e 1 973 gab es 
2,608.000 He.schäftigte . (Abg. Dr. K e i m e  1: 
230.000 Fremdarbeiter und 130.000 Osterrei­
eher, die im Ausland arbeiten!) Der Zuwachs 
an Beschäftigten ü,t nicht abzuleugnen ! 

sich in den vier J.ahren der SPO 6,6 Prozent 
ergeIben . 

Bezüglich der Preiss.ituation wurde /heute 
schon g'esagt, daß wir an der unt'ersten Stelle 
liegen. (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) 
Richtil9, Herr General,sekretär!  Ich komme auch 
dazu . Diese Zahlen 'gelten aber nicht nur aJb­
solut , sondern auch ,im Verhältnis zu der Ent­
wicklung in ,anderen Ländern. Das Pro-Kopf­
Einkommen in Enyla:nd, welches während die­
ser vier Jahr,e von etner konservativen Re­
gierung - das darf man nicht verg.essen -
erreicht ,wunde, .haben wir bereits deutlich 
überflügeH. Mit anderen Industriestaa t en 
haben wir gleichgezogen , obwohl wir noch 
immer nicht d as  Einkommensniveau de.r am 

höchsten entwiCkelten Industri'estaaten, näm­
}.iCh Deutschland , SchJweiz und Schweden ,  er­
reicht halben . Aber von einer Pasition a-liS 
Schlußlicht der europäiJschen Industri estaaten 
haben wilr uns ganz deutlich ins Mitt.elfeld 
vory,earhei tet. 

Das ist ·aber keine ZufallsentwiCklung. Dals 
ist, g}aube ich, da's Entscheidende. Das i,st das 
Er'g'ebThis (Abg. Dr. M u s  s i  1: Der Arbeit der 
tJVP!) der in unserem Lande eingesch'lag'elIlen 
Woirtschaftspolitik. Dies,e insgesamt so gün­
stige Entwick.luny im Veflgleich mit dem Aus­
land kam nicht 'Zu1etzt d es1halb 'Z'ustande , weil 
wir ehen den weltw eiten W.irtschaftsl1ÜCk.­
schlag der Jahre 1970 bi's 1 972 von Osterreich 
fernhalten konnten. Wenn Sie das nicht glau­
hen , fragen Sie aUe Wirtschaftsfach1eute der 

übri;g.en Länder . Wenn di,es,e L'eute 'Zu uns 
kommen, kommt es .immer wied er zu D1skus­
sionen : Wieso g�bt es den hohen Proz'ootsatz 
an Beschäftigten� Wieso g.i:bt es eine .so '9·e­
ringe Inflationsrate ,gegenüber den anderen 
Länd·ern? Wieso gibt 'es Iden sozialen P'Iiieden? 
- Das ist der Niederschl.ag der sozialLstioschen 

PoLitik ,der v,er.g,angienen vi,er J,ahre, meine 

Damen und Herren . .(Abg. Dr. K e i m e 1 :  Der 
Niederschlag schon!) 

Die VoHbeschäftigungspolitik ist Ziel der 

derzeitigen Bundesregierrung gewesen und 

wird es auch bleilben. Es .ist  uns abe-r nicht nur 

gelungen, das öst·erreichLsche Arheitskräfte­

potenUal ,weitgehend auszuschöpfen 'und Q:U 
beschäftigen . W,ir halben ,in den lebzol'en J·ahren 
eine immer größer werdende Zahl Cliusländi­
scher Arbeitskräfte .in österreich beschäftigt. 

Trotz aller W·ehklag en und Proteste d'er öster­
reichischen Unternehmeror·ganis'ationen wird, 

glauhe ich, j eder obj ekUve Beobachter fest­

stellen müs.sen, daß ,seitens des Gew.eIik­

schaftsbund·es d-ieser Entw.icklung keJne unge-
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rechtfertigten HindernilslS'e iln Iden Weg gelegt ' wohnt. Ich möchte aber immerhoin doch fest­
wurden. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Aber jetztl) Sie halten: Ein Teil der OV,P-Politiker sagt, daß 
rufen immer nach mehr Anbeitskräften . .A:ber die Hereinnahme zusätzlicher ausländischer 
auf einmal wi1rd von einer gewjssen Uber- Alrbeitskräfte unbedingt notwendig s-ei, und 
beschäftigung 'gesprochen . .Alber Sie schreien: fOlldert immer mehr, Iwährend ein aIllderer Teil 
Immer mehr Arbei'bskräfte in die Wirtsch-alft die Zahl rier Ibereits im Inland Tätigen wieder 
hinein!  (Abg. Dr. K e i m e  1: Weil über 100.000 abbauen will. 

Die Regierung - und das sei h�er fest­
g,esteHt - geht einen Mittelrweg, weH sie ganz 
genau weiß, daß der Abbau der ausländischen 
Ar.beitskräfte mit enormen wirtschaftlichen 

Osterreicher im Ausland sind!) Warum gehen 
sie denn 'hinaus? (Abg. Dr. K e i m e  1: Weil sie 
dort mehr verdienen!) Es ibesteht nämliCh noch 
immer - im .halbe .dafiauf lhingeWiiesen - ein 
gewisses Lahngefälle, vor allem gegenÜJber 
Deutsmland. Schwi'eroi'gkeiten Vlerburu:1.'en ,wäre. Sogar in 

Dennoch muß man sich da.rÜ!ber im klaren 
se1n, daß die Beschäftigung einer ammer g-rö­
ßer werdenden Z'ahl von ausländi'schen Ar­
beitskräf.ten ,sowOihl w,irtschaftliche als auch 
soziologische Bro'bleme mit !sich br!irugt. Die 
wirtschaftlicben Probleme liegen vor aUem auf 
dem Gebi,et der Schaffung der notwendi'g,en 
Infrastruktureinrichtungen. Als Gewerkschaf­
ter und a'ls Solialiisten können wir es alber 
weder billi:gen noch toler.ieren - da'S nehmen 
Sie zur Kenntnis -, wenn gerade odi'e aUlSländi­
smen A:r.beitskräfte WohnungsverhältnilSSerl 
ausgesetzt sind, für die Isich j eder anständige 
Mensm schämen muß. 

Den Unternehmern ist -es zwa-r -gelungen, 
immer mehr Arbeitskräfte anozuwerben, es ,i,st 
ihnen aber nicht gelungen, di'e notwendigen 
WohnräUiIIle für diese Ar,beitskräfte zu .schaf­
fen. (Abg. Dr. M u s s i 1: Zum Großteil schon, 
Verehrtester!) Das w.issen Sie, Herr General­
sekretär, besser. Ich lbHUge Ihnen zu: Für die 
in der Industri'e Beschäfti'gten - ja.  Aber 
schauen Sie sich von d em.  im GeweI'lbe unld in 
klein-en Dienstlei.stung,s'betrieben Beschäftig­
ten (Abg. Dr. M u s s i 1: Das Gewerbe auch!) 
einma'l die Unterkünfte an. Einmal ihat der 
ORF das r.ichtig aufg.ezei!g-t. Das igeht zU,Lastlen 
von Ihnen, meine Heuen. Darüber kommen 
Sie nicht hinweg. (Zustimmung bei ,der SPO. -
Widerspruch bei der OVP.) 

Ihrem Inter-esse. Wenn Sie a!ber den Abbau 
der Ubeflbeschäftigung fordern, müssen Sie 
sich deslsen 'bewußt sein - und Sie ,sind es 
auch -, daß das allein Arbeitslosigkeit bedeu­
bet (Abg. Dr. M u s s i 1: Wer hat das gefordert? 
Niemand von uns!), und '2)war ArbeitsloSl�9'keit 
auch für ,österreichilsch'e Ar-beitskräfte, die der­
zeit einen Arbe.itsplatz halben. 

Eine solche Politik, meine Herren, lehnen 
wir Sozialisten grundsätzloich ab - das wissen 
Sie -, weil uns hier die Medizin manchmal 
unangenehmer zu sein scheint laIs die Krank­
heit selbst, die man mit ihr bekämpf.en wHI, 
nämlicb den Preisauftrieb. 

Aber ganz abgesehen von diesen grund­
sätzlichen Erwä'gulligen ist es melhr als �w:ei­
felhaft, ob die unangen�hme Medizin über­
haupt wir:kt. Das 'g,eben Wahrscheinlich auch 
Sie zu. Die Erfahrungen, die HeatJh in England 
und Nixon in den USA mit ihrer Politik der 
Dämpfung des Preis'auftriebs mit Arbeitslosig­
keit gemacbt halben, sind jedenfalls nicht er­
munternd. In beiden Ländern lmm es zu einer 
deutlichen Stagflation, a'llso zu einer Arbeits­
losigkeit kombiniert mit einem staTken Preis­
auftri�b. 

Diesberugtich nützt ,auch die Erklärung des 
Herrn Bundesobmannes und all derjenigen, 
die :s'ich so stark dafür aussprechen, daß sie 
für die VollbeschäRigung sind, nichts. Dieses 

Angesichts dieses Umstandes und der Tat- Experiment wollen wir nicht eiIlJgehen. Soll 
sache, daß heute ,schon fast 10 Proz'ent der Arbeitslosigkeit als Ausdruck der Nachfrage­
Arbeitskräfte Ausländer sli.fiid - !in manchen dämpfumg den ProeiSlaJUftrieb hekämpf,en? In 
Gebieten 1st dieser Anteil nom wesentlich Zeiten einer immer stäI'1ker werdenden Ver­
höher; meine Herren von Vorarlberg, Sie marktung der Märkte funktioniert der markt­
kennen das Ja Isehr gut -, haben wi/f rigoro- wirtschaftliche Mechanismus in seiner ur­
s ere Maßnahmen im Hinblick auf das Fremd- sprünglichen Form immer weni-ger. 

In der Theorie müßten bei sinkender Nach-
al1beiterkonting,ent, aucb 1m Intene'ss-e der Aus­
länder ,seIhst, aber auch im Inter.esse der Oster­
reicher, verlangt. (Abg. Dr. K e i  m e  1: Das ist frage die Preise zurückgenommen werden. In 

der sogenannte Wettbewer_b!) der Praxis werden sie staU .dessen erhöht. 
Sie werden eflhöht, weil die Unternehmungen 

leb will hi'er IlJicht ,allzusehr auf die WLder­
sprüchlichkeit 'in der APgumentation z,w1sch,en 
verschiedenen OVP-Politi'k:ern e'Lngehen; d as 
sind wir im allgemeinen gewohnt, und das .ist 
allmählich die OffentlichkeH auch schon g,e-

ihre Fixkosten nun auf weniger Einheiten ver­
t'e,�1en und weiJ Isie, rumindest dn s,ehr vi:el,en 
Branchen, genau wissen, daß die Konkurrenz 
ebenfalls keine Preissenkungen vornehmen 
wird. Das ist eines der Probleme. 
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Ein gutes Beispiel dafür ist doch, meine 
Damen und Herren, die Automobilindustrie. 
Ang,esichtJs der Hiunrl.erttausentden Autos, die 
in D eutschland unverkauft sind, müßte man 
ei,gentlich Pr,ei'sse:nikungen vornehmen. Aher 
es ist nicht der Fatll. Was ist geschehen? Die 
Preise werden ununtel1brochen weiter erhöht. 
Wund'ert les dann Jemand, wenn eine N ach­
fragedämpfung Illich.t zu einer Dämpfurug des 
PreilSauftr:.i.ebes, sondern nUf ZOUf Stagflation 
führt? 

Gerade angesichts dieser bitteren El'If·ahrun­
g.en mit der Namfragepolitik. sehen sich immer 
mehr Länder eben ,gez'WU/IlJg'en, den Pr·eisauf­
trieb auch mit direkt1en Eingriff.en in den 
Markt, �in den Pr.ei:smech'anis'lllus zu bekämp­
fen. Sie steHen der Macht der Konz'erne , ihr·e 
Preise unabhäng:i'g von der Wirtsm.aftslage 
festzusetzen, e'ben die Möglichkeiten des Staa­
tes entgegen. Obwohl auch mit dies,er Politik 
nicht immer j ene Erfolg,e e.rr.eicht werden, die 
man sich gewünscht hat - das w,issen Wlir 
auch -, hat sie sich ,dennoch lin der PraxitS 
besser bewährt ·als die PoUtik der Stagflation. 

Und ,sosehr ich verstehen kann, daß ,eine 
Oppositionsp artei der Regierung AI1beitsio s ig­
klei-! zur B.ekämpfiulllg !des Pre1sCliuf.tri:ebes emp­
fiehlt (Abg. Dr. K e i  m e 1: Wann haben wir 
das empfohlen?) - vrieHeoicht I1Iicht absidlt­
lich -, weil j.a ,schtießlich. die Opposition bei 
den nächsten Wahlen Clill die Macht kommen 
wHl, so 'Sehr weuden Sie v·er:stehen mÜJS!sen, 
daß die österreichisch1e Regierung, die Soo;ia­
�i'stische Partei, Ihnen diese Empfehlung nicht 
abnimm'!:. (Abg. Dr. K e i m e 1: Von uns wer­
den Sie das nie hören, Herr Hoistet ter! Ausch 
und Klenner sagen das, nicht die OVP!) In der 
EndkOlIltS·eqUJeI1Z Ihrer PdI.itik würde es d azu 
fÜhrlen. Schließl ich hat ja auch Herr Dr. Kor,en 
vom Preisauftrieb vom Ausland ,her gesp.ro­
chen. Die Stam'stik des Zentralamtes ist doch 
etwa's ums'tri'tten - da,s wtissen Sie doch -, 
da es 'sich doch um .eine Ge'W1ichtJS\&tabistJik 

handelt. Man 'stellt nunmehr UberlJeglungen an, 
um ,eine bessere Fonn zu finden. 

Und nun noch einige Hemerkungen, meine 
Damen und Herren von der OVP. Es i'st ridl­
tig: Herr Präsident Sa'llinger hat schon auf 
da's Zusammenwlirken dler WdrtschCilf.bspaIitiner 
inneI1hal'b der P,aroitätlischen Kornnni'ssion hin­
gewies'en, innerha'lh der Mögllichikeiten , die 
die Wirtschaft, die Gewerkschaft unld. die 
AI'beiterkammer haben. Auch Sie halben 
manchmal diese Arbeit gelobt und sie bej.aht. 
Aber sehr oft ,i;st das Bekenn1tn1s im naChhin­
ein gekommen , und Jast immer war es ver­
bunden mit Erkläl1ullIgen, die für die ZUikunft 
e1g,entlich ein dÜJsteres Bild - und dillS haben 
wir heute sehr deutlich gesehen -, j a  eine 
G efährdung der Demokratie gemalt haben. 

Ich möchte hier IIlIicht mißverstand·en wer­
den, und das ha·ben s owohl der Herr Burudes­
kanzler als auch der Herr Finan�mini&ter g'e� 
sagt. W.i:r wi:s,sen, wir sind in eiIller sehr schlwie­
ri9'en Lage, in einer sehr iSch'W1erigen Situa­
tion. Die Vel'ant:wortung tra-g,en Wlir alle da­
(.ür. Aber glauben Sie denn dann wirkl ich, daß 
es gut und vernünftig ilst für die Menschen 
unseres Landes, wenn immer Wliteder, ununter­
brochen Zeichen der künftigen �rj s e  an die 
Wand g.emalt werden? Zweckmäßiger ist es, 
und das kann ich von unserer Partei ,aus Wld 
a,J;s ·soziallilSltisdler GewerkJSchafiter sagen, daß 
wir irrnmer wiedJer die Menschen mit den wirt­
sdlaftlichen Zusammenhäng,en vertI1arut 
madlen . Wde oft haben Si,e aher von Wirt­
smaft'Skrisen Ig'esprodlen und den Rüoogarug ·an 
B esdläftigt'eD, die Konj uIllktmflraute prophezeit. 
Und w;i.'e oft haben Sile bei :ei.Jnzelnren Maß­
nahmen der R,egj,erung J{jatasolrophenmeldun­
g,en 11andert : liLn der Landwirt-smaft, bei den 
veIisdlioooenen AuJ:fwerwn9lsmaßnathmen der 
R-egieIiUng, bei der Einführung :der Mehrw,ert.­
steuer, hei den Beschränikun:gsmaßnahmen tim 
ZUJg:e der EllIepgiekrils,e , lim Fremd,env'er�ehT, 
litII1 Export ! Si'e wis'sen g,enausOtg'ut w,i'e wir, daß 
noch ni,e 'so eine Exportst:eiJg,evUIlig vorihanden 
'wiar 'Wi,e g'er,atde i'n der ,1,ellz-t,en Zeit. 

W,ie oft haben Sie als Partei bei Maßnahmen 
der Wlirtschaftspartner vom droh'end'en Zu­
sammenbrudl der Wirtschaft :gesprochen? Idl 
erinnere 111m ·an die Beratungen beim Arbeits­
zeitgeStetoz. Viielfadl haben Sie sogar gemeint, 
nun s ei endgü1tig das Ende der Demok!r,ati·e 
in Sicht, letwa Jbei der Frag·e des Arbe.it'srv,er­
fassungsg'ßset:zes . Sie halben VOlIIl j:ugnsl.awi­
sehen W·eg gesprochen , vom Ende des freien 

U n ternelhmerrtums. 

Ich gl aulbe , datS aBes hat nlicht .g,erade d�u 
beig,etrag'en, daß sich der ,einzelne .AJrheit­
nehmer, aber auch die übrige tßevölk!erung in 
unserem Lallld sicher fühlt. Im Ge'g.enteH: Vi'el­
mehr ver:suchen Sie, ein Gefühl - und ddls 
wüd man nidlt los - ununterbrochener Ver­
unsicherung auszulösen, das letzten Endes .auch 
- und das soll man sich überlegen - den 
sozialen Frieden .in uns'e�em Lande lYefähTden 

könnte . 

Wlir aUe aber können nur sehr troh sein 
von 'unserer Seite, daß Ihnen das nidlt gelun­
gen d,st. Denn sonst hätte es g,esdl'e!len !könn·e'll ,  
daß Sie, wie dier heITi1hmte Zauberlehrling, 
eben die Geister, die Si,e r1efen, dann nicht 
mehr los werden . Denn d,1es wäre fiür die 
weitere EnJtwiddung in Ulllserem Land 'Sidler­
}.idl nicht von Vorteit 

Meine Damen und Herren ! Wir SoziaUsten 
und wir Gewerkschafter hskennen uns zu 
einer modemen , \dJemokra'tisch g·eführten W.irt-

729 
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schaft, zu einer Wi1ft.schaftt, die vorn Fleiß , der 
Phantas.i.e 'Und den Kenntnissen mitverantwort­
licher Arbeitnehmer und von der Initiatirve 
modern denkend,er Unternehmer getragen 
wiro. Wir bek,ennen uns !Zur Mitbestimmung, 
wir bekennen uns 7JUm iSozi a}en FoI1tsmritt. 
Wir haben ,in den let'nten JaJhren viele Gesetz'e 
gesdlaffen, diie diesem BekJenntnts Redlillung 
tr.agen. WeitbI.ickende Gesetze, die der Jugend 
'eine gute Ausbi.Ldung tim Geist der Chancen­
g'leichheit gewährleisten , Gese�e .für leine 
moderne Berufs,auSibildung , G esetz'e für 
humane A:r.beitsp'lä1tze, Gesetze tür die betrieb­
lidle Mitbestimmung . 

Woir Soziaol.isten wlerden dies'en W,eg kon­
s.equent weitergehen ; ·e.inen lSicber.en Weg, 
einen fortJschritt'lidl·en W'eg. Kritisieren Sie 
ihn, das i-st Ihre Auf.gaJb e, aber .stöTlEm Sie Nm 
nicht aus parteipollit;i,schen Erwägungen . Denn 
in dieser großen Frag,e darf es nidlt um Stim­
menf.ang gehen , sorudern es geht hier um 

Osterreich. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Peter. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr PräsJdent ! 
Meine Damen und HeHenl Zur Debatte steht 
der 468 Seiten rumfaslserude Bericht der Bundes­
regierung. Mir wär,e es lieber g,erwesen, wir 
hätten mehr Zeiilt gehaJbt, uns auf ,eine serjösre 
Debatte vor,zubemeiten. Ab:er die Reg,Lerung 
soll nidlt s·aglen, 'di,e Opposition , zumindest 
die fr,eiheiHiche Opposition , wäre nicht in der 
Lage, sich unverzüglich ,auf ei nie umfassende 
Dehatte die.ser Art einzuS'teUen . Es mag se111l, 
daß dJ'e Argumentation Ida Ulrud dort nicht völ-
11g fiundiJert ist, aber sicher wird es uns fr,ei­
heitlichen Aibg·eordneten g,eling,en, nicht am 
GrundlsätzUch:en dieser .Di,skussion vOJ1beizu­
gehen. 

StH und Tak�ik der di:esmailig,en Erklärung 
der ßundesreg-i-erung weich,en vom UblicbJen 
a:b. Wir halben eine 1 6  ibez.i'eihungs,weise 1 7  Sei­
ten umfaSlS·ende Erläuterung des Bericht,es der 
Bundesregj'erung, /der 1 77 Seit/en um faßt und 
der ergänzt ist durch 'ZU'sätzliche Stenu�ah­
men der ·eiIllZelnen Ressorts. Das ,i,st an und 
für 'sich eine durchaus interessan,te Vorg,angs­
weise, di1e weI1t g,ewesen wäre, dara.uf ein­
gehend ,einzugehen . Das ,ts1 angesichts der 
zur Vedügung Ist'e'henden Vorbereitungszeit 
nicht mög.1ich. 

Ein'leitend ibiet,et uns der Bundesk'anrzler in 
seinen erläuternden Bemerkungen die Zusam­
menst.eltlung von ZeiturugSClJUls5cbJnütten über 
die weltpoliotische LClJg'e , um sich d.ann der 
ROhstoffv,erteuerung zu wiKlmen und darüber 
hinCiJus der VollibeschäftiLgung, der Geschenk­
und VerteLlung,sp01itik wj,e dem Selbstlob der 
sozialistischen Al1ei.nregi'erung den gehühren­
den Raum ·ei nzuräumen . 

Aber ich glaube, daß d·er Vorwurf gerecht­
fertigt ist, daß trotz dieses Umfanges von 
468 SeHen der B-eri cht Ider Bundesregierung 
einer entsprechend,en SeIiiosität entbehrt. Er 
entbehrt der Seriiosität dort, wo es des Farbe­
b ekennens hedurft hä!tte. 

Sicher stel1t dieser umfa'fiigreiche Bericht 
_. vor allem, soweit .er gestern mündlich 
erstattet wurde - ;ein nicht mehr so g.ekonn­
t-es , aber immeI1hin noch gekonnt,es sozi aI.isti­
sches Blabla dar, gehrt 'ab er j enen off·enen !Und 
entscheidenden Fragen aus dem Weg, dile der 
neue Bundeskanzler Ider Brurudesrepu'bUk 
Deutschland, Helmut Sdlm1ildt, in lSeiner Regiie­
rungS'erklärung einer eingehen1d,en Beihandlung 
unterzog,en hat. 

Bundeskanzler Dr. Kre,tsky hat es Ibei die­
sem Bericht nicht mit dem Grundsatz gehalten , 
den HaroId W'i'lson geprägt 'hat und der da 
lautet : "Reg,j.eren besteht im Fest/setz·en von 
Priorlitäten. " Genau Mer tst ein entscheidender 
Mangel der sozialistischen AUei,nregierunrg 
flegistr,ieIibar. Immer wieder müssen wir in 
der PräS'idj'alkonfer.enz dem Klu'bobmann der 
sozi,aI.i,stischen MehrheitsfrakUon den VOIlWurf 
machen , daß sich di,e derzeiüg,e BundeSlr,egi,e­
rung ll'idlt ,aufrafft, Prioritäten 7JU Is·eltzen , und 
daß sie es unterJäßt , zum Ausdruck IZU brin­
gen, welche Mat,erien ,ihr 'so am Herren liegen , 
daß si,e 'rascruestens hewältig.t 'werden saHen, 
sehen wir von der Iheutigen Fi.tsts'etzuny für 
den Verfag.sungsausschuß Z'U1ffi Rurudfunkg,esetz 
ab. 

Ihr Kreido, Her:r Bundeskanz'1er , besteht nach 
wi'e vor d arin , dem R1eg,ier,en das Verteilen 
entgegenzustellen , und ,statt Roegleren setzen 
Sie dClJS Ver1:!eHen eines WO'h'lstandes, den in 
harter Arbeit aUe Bürger dieser Republ:ik er­
a'flbeitet haben. Das d:st die Möglich.k.eirt, die 
Ihnen 'g'e!boten w.ird durch die Anbei:t aBer 
Bürg·er dLeses Landes. 

Di-e ,erläsuternidoo Bemerkunglen - gest,atten Ich la,sse dahing.esteHt, ob von einem breiten 

Sie mir dieg.en Ausdruck - des Herrn Bundes- g,emeinsClJmen Nenner ber diese Verteiolungs­

kanz,lers sind heute schon von verschiedenen poUtik gerecht ist, 'ich lasse ofien, oIb w,es'e 

OpposHionsr.ednern HlUSItriert und charakteri- sO'zi,alistisch'e VerteilurugspoHftik richtig ist, 

siert worden. Idl möcht'e d ah-er n1icht mehlf . und idl lasse oUen, ,inwieweit sile die Wett­

eing,ehend ,darauf Bezug .nehmen, ,sondern sie
·, bewerbsfähi.gkeit uns·eres Landes einengt und 

nur zusammenf.assend charaJkteri,sieren. schmälert. 
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Allmählich setzt diese lSozi·a,Ustische Ver,tei­
lung<sp olitik aHerdingtS den ,schwer erar'beite­
�en Wohltstand auf da·s Spiel . Si,e setzt den 
gemeinsam era'I'beiteten WO'MstalIld deswegen 
auf.s Sp i el,  weil di,e Bundesregi,eruny gestern 
in :ihre m  Bericht RealLtäten aus dem Wieg ge­
gangen ,ist, die -sich eiIllfach nicht mehr weg­
diskutieren lassen.  

Da ergibt sich, Herr -Bundeskanzler, ,eine 
überaus inter,es'sante Konf.rontation5mäglich­
keit zw-i schen der von Ihnen gewählten VO!l"­
g aJlIg'Sw eiSte und j,ener, der sich Bundeskanz­
ler Helmut SChmidt bedient hat, al,s er 'seine 
Regier un.gserklärung im Deutsch.en BUII1tdestag 
a:bgeg,ehen hat. Si,e gehen den offenen Pro­
bl.emen aus dem Wey, Sie s.inJd nach w,ie vor 
nicht wiUens , die heißen Eisen anzupacken. 

Das ist intel\eStsanterweise der andere Dok­
tor Kr eisky , der mir p:er,sönl ich oeig'entlidl 
fremde Dr. Kreisky . Denn in der AnfaJlg'S­
ph ase ,seiner BUJlJdeskanzlertätigkeLt hat Dok­
tor Bruno Kreisky versucht, diJe heißen Eis,en 
anzupacken und die off,enen Probleme iJI1 Dis­
kus,sion zu zi'ehen.  Jetzt we:r:den sie weggle­
schoben und .durch gekonnte Ablenkungsmanö­

v·er zug.edeckt, bez.iehung'sweli,Sie es wi'I'd so 
getan, als g'ebe 'es derz,ei,t diese offenen und 
ungelösten Pwbleme nicht. 

Eine G egenüiberst.ellung der 17 Seiten der 
erläuternden Bemerkungen des Herm Bundes­
kanzilers in seinem g,estri'gen Bericht mit d'er 
Erk'lärung ,des Bundeskanz·lers Scblmidt ist 
über·aus 'intemslSant. Schmitdt .goeht konkret auf 
die heißen Eisen zu und setzt beinihart di'e 
Grenz,en, di,e eine sozial�ltbeTa'le Reg,ierung 
in der Bundesr·epub1ik Deutschland glaubt der­
zeit nicht uberschr·eiten zu können . Sie, Hem 
Burude'Skanzler, sind .nicht wHlens , ·der sozialli­
sti'sch,en AlleinI'egierung die Grenzen 'Zu z,i,e­
hen, di·e aLlerorten in Oster.neich sIch alUOClräll1-
gen und Idie man lI1icht mehr Ü'ber,s,ehen k,ann. 

Seit wann 'st,ecken Sie mit Ihrer PoUtJik den 
Kopf 'in den San'd ? Wa·rum gehen Sie der 
Strukturp ol,iJt.ik. , der Wtirtsdlaftspolitik, der 
Agrarpol,itik und der VorsoI1glepolHik 'so kon­
sequent aus dem W,eg, wie Si'e ·es .in IhI\em 
gestrig en Bericht neuertdilI1g.s taten? 

Mit IgnoI1ier,en und Miß,achten der Agrar­

und Wirtschaftspolitik werden ·arudererseirtJs 

b ewußte Maßnahmen ,in Richtung auf die 

s07JiaUsti sche Gesellschaftspol!itJik gesetzt,  die 

witr Freiheitlichen ab1eihnen müss'en. 

Auch wenn man nichts tut, Herr Bundes­
kanzler,  k'ann td·as 'zu einer .sehr konsequenten 
sozi aUs tischen Ges'�llsdl.aftspo1i tik führen, 
nämlich dann, wenm man sich weiter der offe­
nen P:r:obleme der BalUern, der Handel,streihen­
den und der GeweI1bet.rleihenden von Seitoe 

die s er sO'Z.ialits.usch·en AHeinregierung nicht an-· 
nimmt. Wenn man weiter die IlmgelÖ'sten P.ro­
bleme der Bauern und der mittelständischen 
Wirtschaft ignor,iert, dann träg,t man ·entsme'i­
denJd dazu bei, daß die Zahl dieser Selbstän­
digen wenig,er wi.rd und ,SliJe genötigt sind , 
vom Status des Setbständig,en in den des Un­
selbständigen überzuwechseln. Ich unterste!lLe 
Ihnen h ier mit allem Namdruck, d.aß das ,eine 
bewußte Politik -i'st, um ·50 ein neues Rese,TVoir 
f ür kommende 'so�iaolistische WähIer zu sch.af­
fen .  

Es drängt sich allmählich die Fr·a'ge am, ob 
d1e Untä,Ugkeit di-es er 'sozia.liistisch·en Allein­
r,e-gi erung nicht 'eiglentLich lein glasklares Kon­
zept i,st, das Uberleben sel'btStändiger B.evölke­
rung'sgruppen 1n die.ser Zweit'en Republik 
Osterr,eich bewußt durm diese sozialis,tilSche 
AUe inreg.ieIlUng in Fra.ge IZU stelLen. 

Was eI1leben wir !bei UnSlel1eIl Betr.iebsbe­

suchen? Wir .erleben, daß die r,adi:kalsten <sozia­
listisCh·en Behüebsräte in der Reg,ei aus bäue'f­
lichen Ber,ekhen kommen , zum Beispi:el in der 
VOEST aus !dem Mühlviertel . Sve haben so 
laIlJg·e .im ·bäuerlichen Betr,Leb gea:rbei'tet , 'So 

lange Opfer gebr.acht, so lang e über die nor­
male Igeset2lliche Ar.be 1tsz,eit hinaus ,geal1beitet, 
bis sie Iei'f waren , ihren Kr,empl hinzurwerf,en, 
den Status des Selbständigen aufz'lJIgehen, un­
Slelbständi'g ZIU wenden, WalS für Idie Sozialisten 
bis "heute mit dem Vorteill ver,bunlden war, 
neue 50ziaHstisch'e Wähler 'Zu gewinnen. 

Herr Bundeskan.zler l Sich·er wird Ihnen d.er 
Klub obma,nn der fl'e.iheitlichen Ahgeordneten 
nicht den V o.rwU11f machen , daß Si·e auf dem 
G ebt1et d·er verstaatlichen Unternehmungen in 
d e n  letzten vier Jahr,en nichts getan hätten. 
Auf di·esem Sektor war,en Sie ,iniUat,iv. Wir 
haben Sie Ibei �,ei entscheidenden GeS'etres­

mat,eri'en unters.tützt : bei Ider Stathlfusion und. 
be-i der BuntmetaHös'Ung. Aber dieser Initia­
tive im Bereidl der v,erstaaUichten Untern'eh­
mungen steht die Untätigkeit der so.zia'Usti­
schen .A;UeirruegieruIlJg .im Bereich der mittel­
ständischen Wi,rtschatft gegenü!b.er. 

�llerdiIl'g15 ist hier auch ein Vor.wurf in 
Ri�t'llng auf di'e Osterreich�sch,e Volkspart-ei 
anzubr,ingen . Ich bitte vo.rer.st, den Vorwurf 
anzuhör·en, bevor man ihn >beurteilt IUnd wer­
tet . 

Der OVP muß ich Jden Vorwurf machen, 
daß ·s.ie die Dinge 'im Bereich des Handels, des 
G ewerbes und des Bauernstantdes so I,ang'e hat 
treihen las'sen, 'bi,s tn dLesen Ber,eichen eine 
entspr·echeIllde VerzweiHung ,eilI1lg,etreten ist 
und di,e Leute - weil ·iJhInen nichts mehr ande­
res übri.ghlieb - albg·ewandert sind . 
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Im glaube, z.wei namalhmenswerte wes't­
-europäisme !BeispLel'e haben in OsbefIieim bis 
rum heutigren Tag nimt gebÜihrend Aufmerk­
s amkeit glefunlden. Auf der -eiIlJen Seite waren 
-es smon vor einem Jahr:z ehln:t td.i'e Niederlande, 
die mit dem Goldschmi,ed-Plan den erfolgrei­
men Vensum unternommen 'haUen, die Ge­
w,enbetJr·eitbeooen, die Handrelrstreibendren, die 
aufg-eben mußten, pos.itiv 'Zu stimUl1ieren und 
zu sagen : W'enn ihr auLglebt, dann förtdern 
wir das ,auch in lffiateriJeUer Hi.n!s.ichtl Dabei 
ist .ein gewirsser Erfolg 71U verzeichnen ge­
wtesren, was in d'er Endkollls�eqUJenrz Idazu ge­
führt hat, daß :der konservative Berieich niCht 
so entscheidende Verluste h'innehmen mußt,e, 
wie dies ,in Osterre'ich d er :FaU iWaJr. 

Dars ,i'st aJIl und für sich <nJch'l: mein Prolblem 
a'ls fr,eiheiblichler AJbg.eordneter, aber leme Kon­
sequeruz, di-e rum Vorteil der Sozi'a'liisten bis 
heute zu Bume geschlagen bat. AnJdererseits 
war ,es rin Luxemburg der Ibäuerliche Bereich, 
der dort von Reg-.ierulllg-sseite granz alllders be­
tr.eut wUI1de, als ·es 1n Osterreich dier Fa1ll 
war. 

Am Ende des Zweiten W-eltk,r,i'eges Vlef'Zie.iCh­
nete Lux-emlbul1g 25.000 JanJdw.iTtschaftlriChe Be­
trieb.e, di..e inzwismen auf 5000 ·lanrdrwiJrtschaft­
liehe Betri·ebe aibgesun'k!en .sind. 3000 - so 
sagten uns odi,e KoHegen, die vor einigen Wa­
,men hirer waren - können -aber nur über­
Leben. Nun rg,eht lffiaJIl von SeHre der RegLerung 
h er und gewährt -auf drer einen Seilte StirU­
legungrsprämien für ldire weichenden Bauern. 
Auf der ander-en Seite vrers'etzt man Idi,e, die 
den Grund k,aufen wdllen, in diJe Lage, ihn 
zu lerrträgLiCh-en Prei,s'en von iden Wieichenden 
Hauern zu ,erw,erben. 

Dire Fmge ,an Idie Volkspartei lautet: Warum 
betr-eibt man niCht, vor ,allem im bäuediChen 
Bereich, auch .im Bereich d-es IG.eiJngewerbes 
und des Kleinhandels, eine lentscheidend,ere 
Auf1kläI1ung rdailün 'glehend, daß man sagt: Du 
hast noch Chance 'zu übe r:J.tfuen I ,  OIder: Du 
hast ,sie nicht mehrt Wenn du weicblst, dann 
heUen wirr dlirr, in Iden anlder:en Berufsber,e.ich, 
den des UnselbstälIlK:liIg,en, ü'ber,zusteigen und 
überzU'weeh:s,eln! Di'ese Aufog-ahe h.at die Oster­
reichische Volkspa,rtei meiner Meinung nach 
unnotwenig-erweise bis j etzt der Sorziadristi­
smen P,artei übe r:LaslSien , und die hat den Vor­
teil -g;ehabt. Das j'st ein Prolblem, über da·s man 
meines Erachltens nachdenken müß1te 1Ui1lld das 
zumindest bis heute den .nicht�ozi alistril5chen 
Parteien nicht zum V O'fteH ger-eicht hat. 

Ich ,spr,eche ,es ganz bewußt aus, daß ich 
hinter der Untätigkeit auf dem Gebiet der 
Struktur-, der WirtlschaftJs- 'lIllId Ider Agrar­
politik ,ein konsequentes rsoz,i:allistisches System 
sehe, um ,auf di,ese Art und Weise ohne 

iJr.gendwelch,en Einsatrz zu nEmen, zu.sätzilichen 
Wählern zu kommen. Denn anderre w,erden ja 
der SozialiS'tischen Partei verlo.rengehren. Die 
Kreisky-WäMer des JalhI'lßS 1 970 und die 
Kreilsky-Wähler des Jalhres 197 1  sind ent­
täuscht, weil die ·in Dr. K.reisky g-esetzten 
HoffnuIlJgen scMicht u.nd einfach nicht erfÜlllt 
worden si.nd. Das ,ilSt .eine Problematik, diJe 
wirr Frreilieirtlich'en !Uns bes-ond,ers ang-elegen 
sein larSlSen. Di,e Locksp.eise :für die Bauern 
ist j a  der Kreis'ky-ErklärUJllJg von 9,estern auf 
Seite 1 7  zu entnehmen, worin es runter ande­
rem heißt: 

"In dem dem HalU·se vorliegreooen Budget­
überscnretitung's'gesetz Isind zusätzllich,e Mitte] 
für d.ie Landwtrtsch-aft ,in der Höh:e von 
599,8 Mi'l1ionen Schilling vorges,ehen. Ein Be­
weis mehr, wie sehr ,slch die BUnJdesr.ergierung 
bemühlt, ,]m R,ahmen des Möglichen d.er Beld,eu­
tung der L:arudwirrtsch,aft für die g,esamte Volks­
Wlirtsch,aft zu ,entsprechen." 

Herr Bullldesk,an2'Jler l  Das ri,st das nJichtbe­
währte Gießkannenprinzip der OVP-Ag-r,ar­
politik, das lihr LanrdrwLrtJschaftsminister Doktor 
Wei:hs übernommen 'hart und das Sie Wleit-er 
pra:kJtizier,en. Bitte, .sagren Sile mir : Was lSoll d�e 
ö-sterr,eidl!i'sche Landw.irtschaft bei dem ;exroI1bi­
tarnten Pr,eis auftrLeb mit iden 599 Millionen 
SChiHing anfalllg,en, d1e ,ihr his zum An.Igen­
bliCk noch nicht einmal 'Zur Verfügung steben? 

Da 1st jetzt die 'enHäusmte Hoffnung der 
östeneichri'smen Landw,irtscha:ft 'g,eg-eruülber der 
sozialisti.sch'en Regieruilig. Denn Sie !haben 
zweif.el,sohne 1 970 und 1971  -auch IbäuertHCh'e 
Stimmen -bekommen, dLe zur re'lativen Mehr­
heit 1 97Q unid zur albsoluten Mehrheit 1 97 1  
glefühfot 'harben. 

Wa-s hat .iTh71wi.schen d'ire sozialistisChe AJ�1ein­
regierung auf d-em Geb.iet bäuerlicher Struk­
turpoli tik getan? Nichts, Herr Bundreslkarul'ler l 
Rein gellT rnichts! Aber geleg.entlich, j a  manch­
mal -s-ebr oLt, hört man ,alUS Ihrem Munde, 
welche Bedeutung d.er BauernstaOO in der 
modemen 1nIdustriieges.elLsChaf.t ,einnehmen 
würoe. Er wilrtd mit Idrem Ehlienti'teil des K'll'ltur­
und Landlschafbspfl.eg,er-s bedacht. W.ir sinJd UlliS 

der Tatsache bewußt, wi,e .sebr der Bauer durch 
seine Arbeit, durch das Offenhalten der Er­
holungsUandschaU zu \1I15erem Uiberleben und 
zu unsel'lem WOIh}ler,gEfuen beiträ'gt. 

Nach vier Jahren AHeinr,eg:ierung, Herr Bun­
deskaIl'zl,er, nach vtier J,alhren rsoziaJirStischer 
AUeinreg.ierunrg ,g�bt es weder eine Defini-e­
nung noCh eme Statuirenmg der bäuerlichen 
Riechte in di'eSier Zweiten RepUbl,ik asterreich. 

Wann wird diese Bunldesreg_�enllIllg herg,e­
hen und -sa'gen : Wie i.st die Funktion zu defi­
ni-eren und zu ·statuieren, die ein moderner 
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Bauernstanid 'in einem mod-emen IndustPiestaat 
zu erfüllen hat?1  Warum geschah das nicht von 
Seite der soziaJ1i'sti·schen A'lleinregi:enung? Hier 
W1ird ILn jenen aus g-eleierten Pfaden weiter­
g,ewurscht.elt, wtelrne di·e Os terr.ei chis che 
Vollispartei 25 J;ahrte vorher heschnitten hat. 

Der österreichische Bauer ist mit einem 
Ubermaß an Pflichten ausgestattet. Der öster­
reichische Bauer kennt seine PfliChten. Die 
42-Sturulen-Wome ist ihm fremd. Die 60- und 
70-Stunden-Woche s ind für ihn eine Realität. 
Warum hat dieser Staatsbürger, der Bauer, 
Herr Bundeskanzler, kein Anrecht darauf, daß 
wir unmißverständl i ch  im Gesetz definieren, 
welche Rechte er neben seinen PfliChten hat? 
Vorbild tdi·eser Alit bi1ebet die SchJwei.z.er Lanld­

wirtschaftsgesetzgebung in ausreichendem 
Maß. 

Auch Jüer �sind wtix Fr·eiheitlichen zu einer 
konstruktiven Mitarbeit <berert. Nicht �ielfüih­
rend erlScheint uns aber idats Ausschütten von 
wied-er :einigen HunJder.t -MLlJionen, ohne di.e 
Str:ukturprohleme der Landwirtschaft in den 
Griff zu bekommen. A'l'le bi.slheJ1i:gen Ve.rSlUche 
des Landwirtsch.aftsmini'steJ1s , di,e Ding.e neu 
zu ordnen, s,inJd hi,s zur Stunde klägIich g·e­
scheitert. 

Nun ein.e kl,ei.ne Konfrontation, Herr Bun­
d-eskanzler, zwi-s(hoen Ihrer gestr.ilg-en ErkläTung 
und j ener LeiUiofi.te, idÜie Helmut Schmidt als 
neuer BundeskaI1lZiI.er der Bundesrepulblik 
Deutschl.and in seiner Regierungsel1klärung 
aufg.ez'eigt hat. 

Bundeskoanzler Schmidt sagte : Die Bundes­
republik und ihre neue sozial-liberale Regie­
rung wollen sich in Realismus und Nüchtern­
heit auf das Wesentliche konzentroieren. Damit 
verbunden war eine unmißverständlJ.che Ab­
s age an die Geschenke- und Verteilungs­
politik. 

Wann, Herr Bund,eskJanzl,etr, darf der öster­
reichische Nationalrat eine diesbezügliche BI­
klärung aus Ihrem Munde erwarten? Wanllffi, 
Herr B!Unldeslkanz'l,er, haben Sie gestern diese 
Erklärung nicht ,a'btg,egle:ben? 

Ich muß der soz·i alistioschen A'lleinregi.erung 
auch den Vorwurf machen, daß .ihr.e sicherlich 
berechtdg:te Forderung nach der Vollbeschäft.i­
gung eines ruicbt ignorier,en dalff: die 'sich aus 
deT UberhesdläftiguIlig 'ergebenden Ge;fah.ren. 

Ich glaube, wenn man das 50. Lebensjoalhr 
übersduitten hat, dann brauch-en wir einander 
in di'eser Genera;tion nicht zu überzoeug.en. 
Denn diese Genenat.ion kann 'sjch unter dem 
Begr,iff der Arbei'tslosligkeit und des Ausge­
steuertseins noch etwas sehr Betrübliches, 
noch etwas sehr Leidvolles vorstellen. Dah,er 
verstehe ich di.e T,erminologie nicht, die heute 

Herr Aobg,eorrlneter Hofs1etler in seiner Funk­
tion a·ls Leitender Sekretär des UGB ver­
wende,t hat. 

Wenn man daraJuf v,erweist, daß aJU(h mit 
der V OIHbesch äftitgung ProbLeme, smwteJ1Wre­
gendoe Probleme v,erlbunJden sind, so heißt das 
doch lange nicht, daß man einer Arbeitslosig­
keit das Wort red·et. Ich br,auche mich mit 
dies.er LhTer .Ä:UJslSage deswegen _nicht so ein­
gleihend zu befa'ssen, weil Si..e idIiooe auch nicht 
an die Adresse der fr-eihei'tl.ichen Ahgeord­
neten, sondern vor aUem ,an die Os:te.r­
reichisch'e VO'lkspartei gerichtet haben. 

Alb er jst nidlt die Formulierung des 
sozialdemokratischen Bundeskanzlers Sdlmidt 
sinnvoller, der sagte : Anzustreben ist die 
Sicherung e ines hohen Beschäftigungs­
standes und die schrittweise Erhöhung 
der Geldwertstabilität! ,  als wenn wir 
den Begriff der Vollbeschäftigung kritiklos 
zur heiligen Kuh erhöhen. Es kann j a  
auch Betriebe geben, d i e  wohl d i e  Voll­
beschäftigung aufrechterhalten, afber in 'ihrer 
St!ruktur so krank ,sind, daß zum Teil Steuer­
mittel notwtendig sind, um dies,e VollbelSchäfti­
gumg noch zu g,ewährlelistten. Ich glaube, auch 
das liegt geruauso wenig ,iIIIl InteI"esse des 
Osterreichi-smen Gewerk·scharftsbundes , wie es 
auch nicht im Interesse irgendeines anderen 
AbgeooonetJen li'egen kann. 

Jetzt komme ich zu Idem Sarbz der RJegie­
run9ls.el1klärung Helmut SchmirltJs, der inter­
eSls-anteJ1Weise heut.e in der Rede des Klulb­
dhmaniIles der s ozia'Usbilschen F!Palktion Weisrz: 
angeklungen ist.  Er lautet : "Zugleich soll mit 
gezielten Hilfen übermäßigen Beschäftigungs­
risiken einzelner Regionen und Branchen ent­
gegengewirkt werden." 

Meine Damen und Herren! Das ist tein sehr 
bedeuts.amer Satz, den ich gerne namens der 
frei'heit1ichen Abgeordneten ,in seiner Richtig­
keit an,erkenne '11lld übernehme. A'ber ge­
statten Sie mir folgerude Frage : Warum kolingt 
dieser Satz, warum klingt dieser Gedanke in 
d-er Rede des 'sozi:ali-s'trsch,en K,lubabmannes 
Wei·sz wohl an, wa·rum ,aiber rwur.de die,ser 
Grundgedanke in die Erklärung der Bundes­
reg:1emng nidLt ülbernommen? Verstehen S�e 
daJher meine beroechti.gten Zweifel -an der 
Ernsthaftigkeit der Absicht d'er BUnlde,sregi.e­
rung, hier anges,ichbs der g,eg,ebenen Sitmatdoo 
wirkl,ich neue Wege zu lbesch!reUen ! 

Herr Kollege Hofstetter l Es ist nicht richtig, 
vor gewissen G efahren der Uberbeschäfilig'l.1l1g 
den Kopf in den Sand zu steck-en. ICh. wHl 
heute nicht 'so weit gelben, ldaß ,ich neuerdings 
K;arl Ausch strapaziere, um Sie damit zu be­
lasten ; -aber Sie wi,ssen, was er 9,eschJrieben 
hat, und Sie wissen,  WCl!S er meint . .Ich gLaube 
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aJuch, daß vioeles l1ichtJiJg i'st, alber lich pflichbe 

dem Bunde'skanzler bei, Wienn .er 'folgend e 

Fage in eiJIl'em Interrvi'ew alUf.geworfen hat: 
W-elche Gar;antien haben wir, daß wir die 
Grenze von 3 Prooent Arheitsllosigkeit nimt 

übersmTe"iten? Da,s J'lridblem liegt auf der einen 
wi'e laum auf der ,anderen Se5.Le. 

Weiters vermisse ich in all den vier Jahren 
der ,soziali'Stisch-en AHeinreglierung - was 
:rur die burucLes.deutsmen Sozialdemokraten 
nicht ruur eine Selbstverstänldilichkeit iist, 'Son­
dern wa,s ,auch neuendingJs in der Reglierung:s­
erklärung Helmut Sdlmidt,s 'expressJs v.erbis 
zum Ausdruck. ,geDI1acht wUlrle - nicht nur 
daJS Bekenntni'S zur 'sO'Zli,alen Marktwirtsmaft, 
sondern auch die Ansätze rum Praik1Jizi,eren 
der sozia'len Ma'fktwi'l"tschaft. Von der 
soz'ialiJstismen A'l1einreg.ierung haben w6.r bitS 
heute noch nicht ;eLnmal ein Bekenntnis zur 
sozi:alen Marktwirts chaft ,e:rfiahren ;  gelegent­
l ich klingt sogar nom in der Nach-PitteIiIllann­
Äm aus 'den ,sozi'aUst!lJSchen R,eihen die V,er­
te:ufelung der 'soz,iaJlen Mar:ktwiIiJschaft an. 

Di.e Kräfte des Wettbewerfbs ZlU stäriken, 
erachtet Helmut SmmiJdt a'ls e:ines der ent­
scheidenden Erf0iI1demiisse diese,r Zeit. Wie 
will die sozia.JisUsche A�leinreg.ilerung die 
Kräfte des W:ettoowerbs stärken? Auch ,auf 
diese Fra-ge ist die BWlde'sTeg,Lerung .in der 
468 Se:Lt,en umf.ass'enlden Beila'g,e 'Zur Regie­
rung'serklärung die Antwort 'smu1di,g geblie­
hen.  Es 'besteht d er begirÜnlcLet,e Verdacht, daß 
Bundeskanzler Dr. Krei'sky und Finanzm!inÜlster 
Dr. AIlJdrosch IlIach wie Vior die �räfte des 
Wettbewerbs in uns'er,em Lande ignarieren, 
indem Si·e ehen ,auf dem Gebi'et der finanz­
p olitik,  der WirtsmaftspolLtik und auf dem 
G ebiet der Agrarpoli:tik die Zügle 1 ,sch'leifen 
lassen. 

Nun komme ich ,zum vielleicht ,entschei­
denidsten Problem , Idas in d:er RegieriUnglS­
erklärung Schrrn:i:dts fal'gend.,ermaßen am:geklun­
g,en i,st :  Er Isa:gte, ·es müsse nun "Schluß mi1 
den Utopien umfassender Gese'Hschaftsve.r­
änderungen" gemacht wenden. Fr,ag,e : W.ie hält 
es damJi't di'e sozi,alistische AHe!inre9lierung? 
D1e 'sozilalisHsch·e AlHeinnegierung hat b:i,sher 
mit ·aUer Kraft, manchmal auch mit mehr oider 
weniger Gewalt ver,sucht, di.ese ,ges el1schaftJs­
politische \T.eräIlld-e.rung vonanzutrefben. 

Wü haben aus dem Mund des sozi'aldemo­
kraHschlen BUllldeskanzlers d,er Bundesnepublik 
Deutschl and ,eine klare Absag:e an Iden uto­
p;i.schen SoziaHSIITliUls ,erhalten ; dom diese 
sozialistische Alleinreg,i,erung praktiziert Tag 
für Tag den utop�schen Sozialismus . 

dem Gebi-et der Schul- und Bi·ldungspolitik , 
wobei ,die Groteske zu registcieroen ist, daß 
sim di.e sozi,a:lirsti'sche SeMe Ibei der P.raktizie­
rung des utopi,smen Sozi'alhsmus weiteS't­
g,ehend der UnrteTstützung durch die Ostm­
reimische Volk,sparlei ,enfI1euen klann, !Was ,auf 
dem Gebi'et der Schul- und B11dungspo�iti!k. 
nach wie vor ZiU den AlltäglichJk,eiten Igehört. 

Ein€s der J.etzten Beispiele war das Sdlul­
unterl1ichtsg,esetz, bei dem man lin Miß,achtUJllig 
des G rundsatz,es der Vierfa,slSlUng, daß wi:r Bür­
ger mit gJeichen Redlten und mit gleichen 
P,flichten '5Iei-en, einerseits den Sm'ü}lern, ohne 

ihre Pflicht,en k,lar zu definiel1eTI, ItemtJe �ug,e­
sta-nlden hat, ander,erseibs den Eltern unJd Leh­
r·ern ,aber Redlte vor,enthält, di'e im Zeitalter 
der TraIl/SlpaIienz ,eine Sel:bstV1€nständ1ich:keit 
sei;n müßten. 

Ja interessanterweise geht die Weichen­
steHU:nJg der Schulgesetzgebung 1 962 Qere!its 
in eine Richrung , ,die !diese soziaHsti,sche Auf­
fassung begünsti'gt. In der Bunldesl'epublik 
ist ,es noch nimt so weit wi.e bei uns dm 
J.ahr,e 1 962. 

Wi,e nun die Situation der bevOT,st-ehenden 
Bd'ldungsref.orm ,aussieht, die j etzt 'auch durch 
Sozialdemok'Iaten eine Absage 'tn der bilS­
hefii,g,en Form erhalten hat, dCllrf ich an Hand 
von zwei Zlitat,en uuterstreim,en. ZueI1S't heißt 
es ,einmal da'zu :  

"W-enn aUe Bildung'Spläne, 'Über !die !Se!it 
Jahr und Tag unld in allen Tonl1ag,en di,skutioent 
wird, durchgeführt ;w,erden, daThn w/eI1den wir 
nicht nur bald ein Vdlk von Albit'lllI1ienten 
s ein, mit denen llIiemand etwas ,anf;ang-en kann, 
sondern ;wir wlerden dafür auch ,einen Pr,eds 
zu Zrahlen haben, der seLbst dann über unSler,e 
Verhältnisse gi IlJg e , wenn di'e Deutsch'en noch 
so fleißig und produktiv wären wie in den 
fünflZigler J ahiren. · ·  

Die BundesT.epulbl1ik steht er,st vor Idi,eser 
Enrt!W-ick.lung. In astern�ich ,ist !dies'e Enbw.ick.­
lung 1 962 ,eingel,eHet woncLen unid hat beneits 
zu 'schwerwli,egeruden Konsequenzen 'geführt. 
D1e Matura ist heut,e nicht mehr einem Lei­
stull'gsnachweis gleichzusetz'en, sondern steHt 
ein Statussymbol dar. In kürzester Zeit wird 
die .A:llgemeinmatluanten-SchW1emme nodl 
g.rößer ;se�n, lais '81i.e U/IliS !he:ute befleits en1-

g'eg-entr-itt . Wir wi,ssen I1licht mehr, wo unI(} 
w:i,e wir die A.Jlg.emeinmaturanten unterbrin­
gen 'sol'len, während uns im IbenufiSbilderud,en 
Bereidl nicht mehr ,genügerud junge Menschen 
für Kii,e Ausbilldung als Bamarbeiter urud F.am­

angestel'lte zur V,erfugung -stehen. 

Es wüd die berechtigte Frage kommen : Wo Die soziallistische AHeimeg,ierung kann doch 
praktiziert die sozialistische Alleinregierung nicht den Hhrg,eiz haben, es Olof Palme nach­
den utopischen Sozialismus? Vor allem auf zUJmachen, der a'l,s Stu!dentenführer die Sorzdal-
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wi,ssenlSmaftem stark forciert :hat, der alls nach­
f0l1gender Unteniichtsminister ,zum Auslbau der 
Soz-ilalwissensdlaJiten .in Sdlrweden noch das 
Seine daz'U beig'etI1aigen hat und der skh heute 
als schwedischer Pmemier:ffilin:�s:ter in der unan­
genehmen LClige befindet, die mit hohen Steuer­
geldern ausgebildeten Sozialwissenschafter 
nunmehr auf Kosten des schwedischen Steuer­
zahlers in die Wälder Schwedens zu schicken, 
um gj,e dort Bäume fäHen 'zu l a,sSten. 

mne P,a'rallelität z.eidtnet sich in DsteriT·eich 
ab. Derzeit studi'er,en 3300 j unge Menschen 
S oz'ia,lwJilssenschaften in unserem Lande, wäh­
l1end die Wirtschaft nach dem Stand von heute 
pro J'ahr 40, höchst.ens 'aher 50 Absolv·enten 
di,ese,s Wti,s'Senschaftsz,w:eiges hr,a'Ucht. Herr 
Bundesm1nilster l In wen�g,en J,ahr,en wird 
OSiterreich vor derselben Situ.ation Istehen, 
wi'l1d ein öst'erreidJitsrner F:inan'Zmiruis1er ,in die 
1Ia,sche g::r,eifen müssen, um hiler das Al',g,ste 
hin tanzuhalten. 

ader will 'di,e soziaUstische �Ueinreyierung 
so weit gehen, ,allos Pallme b er,eits g,ehen mußte, 
und ,sagen: M'it einer geho'benen Aushildung, 
mit einer a!kademi,schen AushHdung ,ist nicht 
der Anspruch veiTburuden, e,tn e gl<eichwertige 
berufliche P'OsLtion zu erhalten 1 �ch g.laube 
nicht, 1<1aß es eiI1!en einzi,glen sozi,aHsfli,schen 
Atbg,eoI1dnet,en !in diesem Haus g,ibt, der di.eses 
Zi'el 'a,nstr,ebt. WeIllIl a'ber <I1Jicht, ,dann, Herr 
Bundesmini!Ster, müslsen dJi,e Weichen der 
östeneichischen Bildung'sp01itik ,aIlldel1S 9,e­
stellt weroen, als sie ,ges teUt sind. Der Zug 
uns:erer Bildungspolitik fährt ·in die fB'lsche 
Richtun g !  

W.ir haben heute ,ein auS'r,eichendes Maß 
an allgemeinhiltdenden ,hörheTen Schulen, für 
die aHg,emeine Ma:turanteIlls mwemme i,st ge­
s orgt, wIir haben ,alber noch kein entsp,r.echen­
des BHdUillig,s angebot für iden miHler,en unld 
höhenen berufsbildenden Ber,eich. Infoli1n�eren 
wir uns in der Bundesrepublik, in der Schweiz, 
in den Ben,eluxstaaten, in den 'Sk,amd:in'avischen 
Staaten, dann wittl 'Ulnls immer w.iede,r be­
stätigt, Idaß Idie Absolventen der [höher,en 
technisch,en Lehr,anstfrUen Oster,reichs dort als 
FachJing:enieur,e höchstes Ans,ehen 19leni,eßen 
und oft, meine Damen urud Herren, die 
Position von DiplomingenJi,eurlen einnehmen, 
während Ibei uns Dip'lomingeni'eu.re die 
Position von F.achsdrulingemJ�ell'ren ,einnehmen. 

Aber wenn es dann 'so weit Ii,st, daß eirue 
höhere technilsch,e Lehranstalt fertig llis1, wdle 
in Linz, daß wir 1 00 Millionen SchJi'lliIllg endlich 
Z'\lJsammeng,ebr,acht und erfolg,reich Imvestiert 
haben, dann steHt man ,ei,nen ,einzig,en SchUJl­
wart zur V'erfügnmg, obwohl man 15 Dienst­
pos'ten für diese .groß,e Schule rbräucht'e. 

Das 5ind Strukrf:urprobleme, h'eute der Bi�­
dUIl'gspoHtik, morg,en alber \der W1rtschafts­
poliflik, und übermorgen sind ,es FJlagen, die 
UI1!sere Wettbew,erbsfähigkeit ,auf :den Weltt:­
märkten in Fr,ClJg,e ,steUen. 

Da's ist !llitop�scher Soz'i a'lisIDUiS, der meines 
EJ;acht'ens ' "  (Zwischenruf des Abg. E. H o  f­
s t e t t e r.) Da,s ist 'Utopisch, Herr Kol1eg,e, 
wenn Sie junge Menschen heranlbilden, ohne 
ihnen ina:ch Sch;luß der AusbHJd'lll1Jg ,eine ent­
spr,echende berufl.iche Position anbieten 7JU 
können! 

Herr Kollege Hotstetter ! Ich war 13 Jahre 
aU, 'als österreichische Diplomingenieure in 
den freiwiUigen Arbeitsdienst für 50 Groschen 
am Tag gegangen sind, um die Großglodmer­
Hochalpenstraß,e zu bauen. Genau das wollen 
Sie und wollen wir niCht ; aber dann müssen 
wir die Weichen der Bildungspolitik anders 
steHen. (Abg. E. H o f  s t e  t t e  r: Schwarz­
weißmalereif) Ja, nur nicht schwarzweiß­
malen. Geg'enfrag.e: Was muß noch g,eschieheu, 
bis Sie b ereit sinld, zur KenntJIüs zu nehmen, 
daß es s,ich dm gegenständLichen F'all ndcht um 
eine Sdlwarzweißmalerei handelt? Was führt 
denn dann zur G es'ellschafts- urud S�a1atsver­
drossenheit der jung,en Menschen? Warum 
begehDen 'si,e denn dann ,auf? W,eil ihre Bin­
ordnung i,ns BeI1llf.Slleben mit 'soviel SChwie­
ri'gkeiten und mit soviel Konsequenz.en v·er­
bl.lillden ,istl  

In einem hat mich dLe Regierungs,erklärung 
HeLmut Schrnidts sehr überra.scht, wenn 'er 
sehr _ nachrlrüddich hemusistrich: "Wir setzen 
auf die Veffilunf,t l"  Dieslen Gnunldsatz p.rakti­
zieren w.irr Freiheit1ichen s,eit J ahTen 'auch 
g,egenüber ,einer sozila:1i'Srb�sch'en AlleoinregJie­
rung. Woir haben nie liziti ert. Wwr haben 
Sie ,nie mit ullIerf.ü;l'l'baren For,derUliligen ibe­
h'elJi.gt. Wi,r haben immer ,ein Igebühr,en(dJes 
Maß an p(JI1i�i'scher V'ernunft walten Ilassen. 

Wam.n ,aber, Herr Bundeskan'Z'l,er, -setzt !diese 
soz.iaHsti'sche österreichi�sche AHeinreg.ierung 
auf V,erlllUn�? DLese ,soziaHsU,sche Alleinregie­
rung war 'sehr groß und ,sehr nachha:ltig im 
Lizitieren, im Hinauftneiben der Wünsche der 
OffeDitHchkeit und tut siCh heute so smwer, 
di'e Ding,e ,in den Griff zu bekommen. 

Aber, meine Damen unld Herren, nicht die 
Regi'enungs erklärung Helmut Schmidts wa'l' 
das Interessanteste. Das IntereSIS anteste war 
wohl die 56 Seiten umfa-s:senide Lageanalyse, 
di,e er den Sp.itz,enfUJruktionär,en der SOIZJiClil­
demokratischen Partei vorgelegt hat. Es ist  
überaus interessant, daß diese Lageanalyse 
d er SPD der OffenHichkei1 zugänglich gemacht 
wurde und d'aß man sich an Hand derselben 
or,j.entieiTen kiann, welche Vorstellung,en nidvt 
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Peter 
nur der iBundeskanzier der Bundesrepulblik 
DeutJsdüanld. sondern dIalfü'ber hina'lllS aum 
eine maßg,eb\lime Persönmchkeit der Sorziral­
demokJr,ati.schen P,artei DeutsdüaIids hat. Im 
zitier·e da'raus : "Wir 'dÜirfen den Staatsver­
brauch gegenwärtig nimt ausweiten." Beken­
nen Sie sich, Herr Bundesminister, zru diesem 
Grundslatz Helmut SmmiJdts und Wiemen Si,e 
ihn im BUdg,et 1 975 praktizileren? Wenn ja, 
so werden wir freiheitlichen Abgeordneten 
Sie lUlt·erstüt!zen. Weiter fmut He'Lmut Schmidt 
aus : 

"Wbr dürfen nimt zuhaS/sen, daß dler Fin.an­
zierung.ssaldo des Ge,s'amts'ba>ate'S ülberpropor­
Hona,l .ansteigt." - "ELtte, ·sorgen Sie auch 
dafür, daß dies·er Grurudsatz RoeaIität Wlird. 

"Wir dürf.en den Unternehmungen k,e·ine 
unnötig.en Ängste mach-en ;  d·enlll ihr,e :Lnv,estbi­
tionen ·setzen Vlsrtr.auen in i.hre Zukunft VOlI'­
aus. Deshalb muß die 'l1IlViermeidl:iche 
I rrJ.tation durch die Debatte ülber Mitbestim­
mung und Vermögens beteiligung sobald wie 
g,es,etZig·eherisch möglich Ibeenrlet 'W.er.d·en. 

Wir dürfen d,en Arbeitnehmern keine un­
nötigen Ängste machen ; denn .auch si'e glau­
ben njcht, :daß VeristJa1atlichuIllg von Halllken 
und Industrie O!der staatlJiche Zentr·alisieJ"lIDg 
aller InvestHi oosentscheiJdlungen iihr·en Wohil­
starud hehen w.eTden, !die meisten von ,ihnen 
befürchtren da's Gegenteil ." 

Ich wHI ,damit 'Zum Ausdruck bringen, daß 
hier eine .sehr mäßigende Hand am Werk ist. 
nieSle mäßig,ende Hand wÜIlde ich bei der 
deIZleit,i.g,en so'Zi aHstj'schen AUeinregierurug 
nicht nur 'g,eme seihen, sOilidelTn -ich möchte 
wünschen, daß die:se mäß.i'genide Hamd seihr 
nachha'ltig und seih;!' eindrucksvoll  :zum Tragen 
kommt. 

Gest'aUen Sie mi:r noch ein.en Gedanken. 
Früher, :ZJur Zeit der OVP-Alleill'T,egiterung, als 
di,e SoziaHstilsche Pa'ftei mit uns die Oppo­
s;it.ions.auf,g,abe .teBte, ·erarbeitete 'Siie .ilir newes 
nationallölkonomisches Pr og r.amm , das damalls 
von den soziaHstisch.en Ahgeondneten sehr oft 
zit·ie,rt wurde. Von Idi'esem national­
ökonomischen p.rogr,amm ist seit J'ahren nicht 
mehr die R'ede, :und vieles, :W,CI!S iauch der p oli­
ti'sehe Gegner Ln diesem nation:alökonomischen 
Prog,ramm l(I!k7Jeptieren 'kiann, wi.rd von der 
soz"ilalisti.schen AHeinreg.j.erung nicht prakt!i­
z·i,ert. 

Wir würden uns wünschen, daß g,er·ade auf 
dem Gebiet der Strnukturpo'1itik, der Agrar­
pol1tik und der W:irtsch,aftspolitik konkrete 
geg,enwartsor.i.entierte und zukunftslbezogene 
Inüiativ.en geset'Zt werden. 

W-ir w,erd·en uns, Herr 'Bundesminister rur 
FinaMen, nam den hisher-i'g,en Erfahrungs­
werten als freiheitliche Fraktion so verhalten, 
daß wir nie e:iIIl Nein ,aus Prinzip setzen, 
sorudern daß w.1r 'ZlUeIlSt pIiifen wenden, WleIl­
chen Gehalt ,eine lnitilativ·e diesel' sOlZiai.isti­
schen AUeinregierung hat. WeI1lIl diie.se1I' Inhait 
mit freiheitlichen Z'ielsetrzuIlJgoo über.ein­
stimmt, wenn er der Wettbewerbsfähigkeit 
Ost'eneichs und sleiner W:ir'tJsmaft dient, wär.e 
es ein Unsinn, Irritiaitiven dies.er Art ahzu­
lehnen. 

kber w,ann setzt di,e Bunrd'elslfeg'iielI'ung diese 
IlJlittativen? WalIlJIl tut si.e ftÜr die mitteLstän­
disch·e Wi'rtschaft so vie'l, w·i e si.e in den 
zurocklieg,enden Jalhr·en ,sehr wohl für die 
verstaatlich,t'en UlIlternehmungen getan hat? 
Wann hoilt di.ese soziaJlistischoe AiHeimegi'e­
rung den österreich.i1schen BaJUJern aus 5·einem 
s o�i,a!lpoUtischen Ghetto, ·a.us seinem PaiI'i1a­
das ein heraus? Nach hundert J,aJhr.en Scmial­
demok�atie kann man 'sagen: Ihr Verdienst 
tst es, das P.rol'etariat im ursprünglichen Sinn 
bewält'igt und bese1tigt ZlU haben. Das ,wird 
auch der pO'lit1sdle Gagmer ,immer mit Hodl­
'aChtung f.estJstel1.en. 

Nicht nur von der soz.iaUstiisChoen AJIlein­
negi.erung, sondern auch aus der Entw.ickllung 
der Zwe:iten Republik -heraus Idroht dile Gefia:hr, 
daß wir ein neues Proloetari,at sch'affen, das 
Prole·tariat der BaueTn, das Proletariat der 
Kleingewerbetre-iberuden, das Proletar-iat der 
kl.e-inen Hanldels,t'r,eiJbenden. Der Herr V,i.zJe­
kanzler Häus.eT weiß :gan.z tg,enalll, daß dals 
DurchsChnittJs'einkommen des kleinen Bauern, 
des k'le-i·nen GewerbetreibenIden, des !kleinen 
HiaJIlldelstl'eilbenden oft v,i-elfach untle.r dem 
Durchschnittseinkommen Ides Ar,beHn'ehmers 
l i.egt, obwohll das ·auch .nicht 'Zu hoch ·ist. 

Aber nachdem Sie nun den Lamdw'irtschafts­
ber·eich als Soz.ialis,ten veT,antIworten, dürfen 
wl1r doch mit BerechtigulI1Ig fragen : Wann wer­
d·en Sie dort ·erudlich ansetzen, l1ID1 diese Ge­
fahren mög.lic:hist w:irkung:svoll zu Ibeseit:i:Q1ßIl, 
um dies·en bedrängten Bürgern unsoeres Landes 
eine ent'Sme-ildend,e HiUe zuteil werde.n rzou 
lassen? Mit dem Gießkamnenprinz.ip g·eht es 
nicht, auch mit den heute angekÜlnJdigten 
599 Mi.Jlionen geht ,es .nicht. Geld 'aHein macht 
es nicht, ovenld'fein :ist es zu wen-ig. Es 'gelht 
auch um die g'ese1JI,schaftHche Stellung dieser 
genannt,en BerufiSlStäIlld,e . Die des Arheitneh­
mers .in der Industr.ieges.eUschaft 'ist iheute dem 
früheren Mittelstanld g1eid:llz.U1s'etz.en. Der 
Arbeiter ist kein Proletarier mehr, Gott sei 
Damk, er gehört dem Mittellstand ,an. Aber Sie 
k.önn.en nicht behaupten, <i,aß -ein Groß,teH der 
Kleinbauern, der IG,eing,ewerbetreibeniden und 
der kleinen Ha.n.de-Is'tllleiibenJden noch dem Mit­
telstarud ZlUzuzählen wäre. 
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Peter 
W-ir w1ss·en schon rwa'f'\.Iffi, denn 'es i-st mitt­

lerweil e bekanntg,eworoem, und Idas haben 
Ja aUe Ergebnisse bei Wahlen im AusLand 
gE'zeigt : Es gibt in der Regel in der Inflations­
z·eH ,immer nu[' ein,en politischen Sieger, daos mt 
die OppositiOlIl. Alble.r die Speku1ation, mein,e 
Damen lund Henen , !die Sie ,in den letrzten 
Monaten gerade auf diesem Gebiet betreiben , 
nämlich daß Sie arg.uJIIl.'entieren un!d rechnen 
mit d"en vers1.änidolichen manrgelnld,en llinosichten 
weHer KIei-se in di-e komplexen wiJrlischaft­
l'imen Zu sammenhäng·e, �:las 'geht ein ibißchen 
zu weit. 

Hoffnung wurde von 1Cl.i'e'sen Mttlbür:gem in 
die Regierung KreilSky g·es.etzt; bis heute ist 
die Hoftinung di.eser Mitbürger voo Kreisky 
enttäuscht wOTiden. Aher nicht nur di,es·e Mit­
bürger sind von der sozialistischen Allein­
r,egiterung enttäuscht worden, sondeTn auch 
j ene, die Iden Grundsatz Dr. Kooiskys : Refor­
men für 'ein :modernes Osterr.eich, lernst ge­
nommen ha·ben. Di!e ,soiiaNlStisch'e AUeinreg,ie­
rung ,ist ,le:ider vom Weg ,zielfü:hrenlder R,eofor­
men abg·ekommen . Aber viel1eicht klann s,ile, 
auch wenn ·er e'in LiJbeI1aler und kein Sazia,l­
demokrat ist, Giscard d 'Estaing überzeugen, 
wenn er meinrt : Reformen ohne Ris-iko ! Dabei 

Wir Soz,1a'lilSten h aben zu (liesen ]hr·en werden wir Freiheitlichen g,emlle -bereit s,ein 

mitzuarbeiten. (Beifall bei der FPO.) Äuß.efiUJIlgen in den Il!etzten Monat,en oft und 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat Slich der Abgeordnete Dr. Heindl. Ich 
ertei,le es ihm. (Zwischenruf des Abg. Ing. 
H ä u s e r. - Abg. P e t  e r: Darf ich Ihnen 
bei Gelegenheit sagen, welche Schwierigkeiten 
im Mühlviertel bei dieser Regionalplanung 
sind! - Abg. Ing. H ä u s e r: Ich war oben 
im Mühlviertel, schon vor einem Jahr! - Ruf 
bei der OVP: Das ist schon lange her!) 

Abgeordnete.r Dr. Heindl (SPO) : Herr Präsi­
dent !  Hohe's Hallis ! Meine Damen und HerrI'en! 
Herr Prä.si,rnent Sa'mnger Ihat gesagt, er hJat 
in der heutigen Diskussion sehr aufmerksam 
zugehört . Auch ich habe das getan, Wenn Herr 
Pro�essor Knapp vo.r eini ger ZeH gesdmieboo. 
hat, Inflation!szeit,etn ·sinld DemoClJgogiezeiten , so 
k,ann ich illUIT Isagen , ,er hat r,echt. Denn walS 
hie.r heute VOill einig.en R,edJnem der Oster­
reichischen Volk-spartei ,schon gesagt worden 
ist, zeigt doll die �ichtJUng, daß sich die 05ter­
r,eichische Volksp artei 'UnJd ihr·e Vert-l"eter ble­
mühen , di,e'sem Satz von Professor Kruapp ein 
Höchstmaß von Gültigkeit zu verschaffen. 

Ich muß dazu Isagen : Her.r P,räsident Sa-l­
li,nger hat dn s.einen Ausfihluuny.etn viele-s wie­
der 'gutgemacht. Es w.aI1eD A11Q1UlIl1lente, mit 
denen ,mam s,ich aus·earuanld-ers·etJzen kann , es 
wa-ren Argumente , die,  wenn si-e auch kr-itisch 
Ullid hart sind, doch Bas:i's :zu ,einem Gespräch, 
zu eilIler D.iskussion Is'in/d. 

Meine Damen und Hellren ! Wi.r 'wi ,sslen , 
daß di,e OVP �n den loetzten Monaten alles 
unternimmt - zurückogehend vje�l'eicht 'Schoo 
seit zwei Jahr,en -, 'um nichts aJIl d,ies'er 
R,eg:ilerung gutzuheißen , um 'all es , was _g,e,tan 
wi'rd, seit  di-e Reg,ieIlUng Kreisky im Amt ist, 
aols sch:J.echt hinzusteHen. Das ilSt uns bekalllnt, 
das haben wir bereits z,ur K,enntnis g,enornmen. 
Aber gerade was :in iden letzten Mona1len, 

seH Herbst des vo,r.ig'Em J.a..hr,es, ,ausgelöst 
durch die Situation _am E'llergiesektor, hier 
f-estzousteUen w,ar, Isrneint klaum mehr über­
bi'etbar zu sein. 

oft g,Bschtwliegen , und :ich muß 'Sagen, ,es war 

Wla'hrsch,ein1lich eiJn Fehler. Denn jiIIlIIler w.ieder 
wunden wir in UJIls'eren Dils'kussionen m:it Ver­
tJ1aUelliSpersonen, abm ,auch miil 'ande I'len Bür­
gern 'gefl1agt : J,a wi eso sa.gen Si,e idas nicht, 
wieso äuß,ern Si·e sich nicht dazu? 

Meine Damen 'UnJd Herr-en, warum haben 
wir uns nicht geäuß-ert? W,e�l wi'r Arugst davor 
haben , die Hevö1kerunrg in eine Psychose zu 
treiben . Wir ha/ben im HeIlb'St erlebt, wohin 
es führt, wenn man ständi1g von Krisen red-et, 
weilill man davon I1edet, es yibt kein Benzin 
me'h,r, auch wenn -es g'enug gibt, wt€nn man 
r,ed et, es gibt kle.in 01 mehr , auch wenn es 
genug g:i-bt , wenn man ,redet , es gibt kein.en 
ZuCkoer mehT, 'auch 'W-enn es genug g-ibt. I)U'e 
BevölkeruDig wird stä,Dldig ,in ein,e S timmUlIlg 
getri,eben , deren Konsequen'Z dann für v,iele 
furchtbar ist. Ich bin überzeugt, in den letzten 
Wornen des J'ahres 1973 haben vierle Haus­
fr,auen, VIi eIe äoJtler,e FmaIllen, die w en·i,g Geld 
haben, Ida's l-etzte Ge�d heIlg-eg-eben , n'Ur weH 
s1e wirklich 19,eg,l-aubt haben, es .stimmt, es g.ibt 
keinen Zuck'er mehr , es gibt kein Mehll mehr. 
Hs i�t g.eIl'ug da, unJd ·es wird wahrscheinlich 
so manmes vemd.eIiben. 

Wir haben also in den letzten Monaten, wie 
ich schon gesagt ha.'be, -eilIle Steigerung diese.r 
Entw_ick1ung 'erlebt. Me.in·e Damen und Herrenl 
Was wir vermutet haben, wurde uns vor 

einigen Tagen mit Gewißheit bestätigt . Mir ist 
eine Broschüre, eine Anleitung an Vertrauens­
personen der Osterreichischen Volkspartei in 
die Hände gekommen , Da steht 'ganz deutlich 
drinnen: Die nächste Zeit ab jetzt ist schon 
Wahlkampfzeit. Das dürfte sichel"lich nicht auf 
die Zeit bis zum niederösterreichischen W'ahl ­
kampf bezogen sein, nicht auf die Präsidenten­
wlahl bezog-en sein, sondern wir haben das 
verstanden : Das düTfte darauf bezogen sein, 
was uns in den nächsten Monaten bevorsteht. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Was ist das für eine 
Broschüre?) Eine BroschÜ're an die VlertraueIls­
leute. Ich ha1J.e -sie nicbJt h1er, dch kann sie 
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Dr. Heindl 

Dhnen ,aber 'Zei;gen, ich weIDe sie Ihnen g,e,me 
zur Ve,I'Ifügung steHen, Herr GenenalsekTetär. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r : Ich bitte darum!) 

Das rMiesmachen mag ,fiür Si'e kurzfI1i'stig poli­
tisCh dnter,es1siant Is'ein, ICh ,weiß gar nicht, Qlb 'es 
,a1uf ·dli·e Dauer so interessant sein wiTd, d·enn 
iun vOiI1igen Jahr haben wir gerrud,e ,arof dem 
Sektor des Fr,emdlenv,er.klehl'ls el'll,e:bt, daß das 
für ,einen T'eiJl rder Wii:IOtschalft, von dem Sire joa 
vorgeben, daß Si,e lihn v·ertretoen, zurrn Bume­
mng gewol'lden ilst. Wir ·silnd Ü1bel1z,eugt, daß 
die enorme Kritik lan den :Are ilS's teigre run­
g,en, die ,aDJg'eb'lich !durch rdile R'egi,e­
roUong Kreisky .ausgle'löst werden , 50 man­
chen präsUlIllUven Besucher ,albg,ehalten 
hat, nach OSitleH'Ieich zu kommen. Die 
Knitik wlUlIlde dann rauch I,aut: dli1e WirtsChafts­
politik und die !sonstig,en pneisp olitischen 
Maßnahmen seien Ursache für die Preisent­
w.icklullJg ram Fr emdenverkehrsrsek:tor, und die 
Konsequenz : Wj'r hätten wentger Besucher 
gehabt. - Nun, iSO sch'lecht war das Jahr 1 973 
nicht, die Ziffern lJileigen j.a vor. Von einem 
geningfiügigen Rückg,ang am Aus I ändre rfrem­
denv'erk,e'hrss.ektor abges.ehen, haben wir ein 
iln der derzeitigen Situation .r·elativ !g'Ut!es Er­
g.e!bnis ernieI.t. (Zwischenruf des Abg. W e s  t­
l e i  c h e l.) 

Her.r KO'Hege Westreicher, Sile Ise1ber halben 
gesagt: Der Winter wird eine Katastrophe. Ich 
koann mich 'erinnern, Wli.e wü darüber gespro­
chen haben. Der Jänner, der Fe;bruar, d·e� 
März, idi,e Ziffem s:inJd Ihnen bekannt, aber 
ich darf si,e vielleicht doch noch s agen. (Abg. 
W e s  t l  e i c h e r: Der Winter war schon eine 
Ka tastrophe durch die Energiekrise!) 

Herr KoUege W,estreicherl Mit Stel.iglerungen 
von 7 , 9,5, 1 2  und 9,5 Prozent hat doch niemand 
gerechnet. Da's lilst, wenn Sie 'so woUen, ein 
Ergebnis und ·ein Erfollg der in der W,irtschaft 
Tättgen und ein "Mißerfolg" der Regierung. 
Nennen S1e es, w.i e Sile wdJilen : Flakturn ist, 
daß in der Fr,emdlenverkehrsW1irtsch,aft daos 
vorig,e Jahr kein Mißj ahr Wlar, wie Si'e geSiagt 
haben ; uThd ebenso ein Rcrktum ist es, daß die 
ersten drei Monate Itrotz Kas'sandTlaruf,en arm 
l'aufenden Band Er�olg.srffiolliate waren, rw.ie sile 
noch nie da w.aren. Das ISind Fakten. (Beifall 
bei der SPO. - Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. W e s  t l  e i c h e r.) 

Herr Kollege Wes.t.r,ed cher, ich darf Ihnen 
dazu 'sagen : Wenn Sile ISO w,eitermachen, w,ie 
es j etzt in den Ilet'Zten WoCh,en begonnen hat, 
nämlich Z'u s tilgen : Die Reg,ierung unterndmmt 
schon wile.der verschi·ed·eIlle DirnJg€, dLe der 
Fremdenverkehrswirtschaft schaden, die 
Preise müssen Istffig,en l ,  dann wer.cten Sie die 
günsti,g.e ktmosphär,e, die !derrz.eit noch 
herrscht, ltiluch wi·etder ruini-eren, und w,i'r w er-

den Idann eiille EntwickJlung haJben, dLe ni.e­
mand w.Hl, Si'e genauso Wlenig wde wJ.r. Das, 
bitte, 'sei zu dies,ern Thema gßSlagt. 

Meine Damen und Her,r,en ! Es iist heute von 
unserem KIUJbQlbmann Ischon ICIJUJf eb In'Ser:at 
der Osterl1eimi.schen VoUk,sparlei hing,ewi,eseri. 
worden. Ich hätte das Wort nicht verlW1enldet, 
wrenn ·es nicht vom K:luboibmann der Oster­
l'eichischen Vd1kSopiartei v.er,wenldet woroen 
wäre. Es wurde das Wort Unverfrorenheit 
g·enannt. Ich ,sage IdCllZ'U noch ·e'bWIas : Es i.st 
nicht nur unVlerfroren, 'solch'e Dinge :in ein 
Inserat 'Zu geben - ich weI1de mich mit Einzetl­
heit,en noch aU5JeinanlderSretz.en -, ,sondern es 
ist für mich di,e Demonstration der Heuchelei, 
w.enn man w eiß, was da tatsächlich dahinter­
steht. (Beifall bei der SPO.) 

Ich wero·e Ihnen Sei'spiele nennen. In dielSem 
Inser.at steht dr.innen :  St.rompreisste1glerungen. 
- Wlis's,en Sie, wohler di,e Anträg.e kommen? 
Di'e Anträ'ge kommen von Iden tein:z·eIlnen Lan­
desrg.eseU,scha.f,ten. Wissen Si.e, W1elche La,ndes­
ges.ellschaft an der Spliltze steht'? - Di,e 
TIWAG . Sie wjlssen, wo die TIW AG tät�g 'ist. 
Si,e wissen, wi e hoch di.e Anträg·e der TIWAG 
beli ·der l·etzten Strompreis'erlhoouIllg Wlaren : 
25 Proz1ent Stei,gerung ! Sie Wiis's'en, die geneh­
milgten B eträJge wa·r·en beträchtlich daruruter. 
Wenn hier der HeTT Dr. Sch1einz,er ,ges,a,gt hat, 
dlie Regi erung hätt.e Igut getan, auf di,e .oVP 
zu hören - na, danke schön ! Dann hätten 
wJr nicht 'eine 1 3- ade.r 1 4p'rozenUge Strom­
preissteigerung, ,sonidern ,e'ine 25proIZentiige gle­
habt. 

Für mich, mei.ne Damen unld Her.r.en von 
der OVP, hat Isich im ZusarrnmenlhaIlJg mit 
diesem Ins'er,at, im Zusammenhang mit der 
Kritik, eine Fra.g.e eIlg,eben. Ich haben von 
den Rechnungshofunter.suchungien lirn ZUisam­
menhang mit der TIW AG Igehört. Ich fI1age 
mich w.irkUch, ob es ZufallI ,ilst, daß gerade 
die TIW AG ständLg idi'e höchst,ein. StrcxmpreJi1s­
ant,rä'g·e stellt. Es wuruj,lert einen nicht, w.enn 
man oberflächI.i.ch hinschaut urnd sich fragt, 
wozu ,sile Geld heI191iibt : für Bauten des LanJdes­
gerichtes . . .  (Zwischenruf des Abg. W e s  t­
r e i e  h e l.) W,ir werden 'sehen. Dies-es Thema 
ist j a  noch nicht auS!diskutLeI1t. 

Was ich mich in dem Zusammenhang iIloch 
geIr,agt h()lbe, Herr Kollege Woestreicher : Ich 
habe mir die Auf.sichtsr.atSiliisten ang,eschJaut. 
Es ist nicht nur der Herr Landeshauptmann 
W·al1nöfer Präsident Idles Auflsicht'srat-es ;  es 
wUllJdert mich, daß :der Herr Dr. LUIgIg.er durch 
di,e Lande reist unld Sor.g,en !\.liID. lChle Be­
völkerung weg·en deI1en ,starkier Belast'UIlIg hat 
und gl.eichzeitig im AufsiChtsrat solchen Din­
g,en zustimmt. Die FI1ßlge staUe nicht nur ich, 
sondern 'sicherlich ISO mancher anldere ClJUch. 
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Dr. Heindl 
Das gilt aber nicht nur für den Strompreis. 

Das ist j a  nicht der einzige. Unter anderem 
ist da noch etwas Schönes über den Apfelsaft­
preis. Darf ich kurz erinnern , wie die Ent­
wicklung 'am Apfe1saftJsektor war? 

1 972 war eine Mißwirtschaft, also ein 
schlechtes Jahr am Apfelsektor. (Abg. B r a  n d­
s t ä t t e r : Das hat mit Mißwirtschaft gar 
nichts zu tun!) Ich ha:b.e mich vel1sprochen. 
Verzeihung. (Abg. 0 f e n b  ö c k :  Eine Miß­
wirtschaft der Regierung wahrscheinlich!) Di.e 
R€g:ierung kann wahrscheinlich auch etwas 
d a�ür, Wienn .schlechtes Wetter 1,st IUIT'lId w,endg 
Äpf'el wachs·en ! 

1 972 Wlar e.in schlecht'es Apfeiljahr. Natür­
liche FoLge : Apfelpre�sste,�gel1U.ng , HrhÖlh:uny 
des Apfelsaftpreises . 

1 973 war ein gutes Apfelj'ahr. Man müßte 
annehmen, d'aß dann natürlich rue Äpflelpr,eise 
sink'en. Die Bauern, hör·e .ich, halben zwar 
wenig,er bekOIllIIllen, aiber dte KonsUlment'eIl 
hlaJben nichts gespürt , denn es hat neuerlich 
Anträlge .auf PreiJserhöhu.ng fiür ApfeJls.aift 
gegeben. 

Unid, Herr A1b1geordn.eter Br,andstätter, wenn 
S:i'e 'lachen : Wir wel1den ja seihen und hören, 
wie Sie skh dazu äußern, wenn diie volle 
Uberallis�e rulIlg am Apfels!aftJsektor veriangt 
wh,d. Wir wero,en jla sehen! (Abg. B r a  n d­
s t ä t t e r : Das ist sehr klar, wie wir uns 
dazu äußern!) Sie werd.en ,rudJgeg,en sein, nehme 
ich ,an. Aber bitte, ·dalnn muß man ,auch dazu­
schreiben, daß es hier keinen Wettbewerb 
gibt und d.aß dies'e Preis'e j<a lIliCht di,e 
"Androsch-Oes,eUschaft" macht. 

Aher, rn·eine Damen lund Herren von der 
OVP, we�l ich geraJde Androsch 1es,e. In W.irk­
lichkeit .ist auch ,das falsch. Wenn man schon 
jemand ,am Prei'ssektor !schuldig werden läßt, 
dann müßte es doch heißlen : Starilbacher. Das 
muß ich 'Schon ,sagen. Aber Sie sind j,a nicht 
so g'e'lllau bei den AiUssaJg,en, die Si'e in di,esem 
Zusammenrh!ang machen. 

Eine weitere Sache. Sile schreiben da dran­
nen :  Gemüse, Honig, Obst. Bitte, iWo ist di.e 
Prä-stdentenkonferenz, die .Z'U'stünmt, damit 
hier niedere Preise kommen? Wir hören nichts ,  
wi'r Siehen nichts. Lmmer nur StiJHe. 

45 Prozent T,eueI'U'I1g hei SpielZie'Ulg. - Bitte, 
da h alb.e ich mir ,sel.ber die Mühe gemacht unld 
habe einige Kataloge angeschaut. Das sind 
Plrei,s.e, mit denen sich nicht die Regierung 
beschäftiJgt , Idals sintd Pl1eise, ldi.e ljm Handel 
ÜJblich Isind. Der PI1eis für einen Fahr.tr.aktor 
für e in Kind ist vom vo·ri'g,en J.ahr auf heuer 
um 48 Prozent igestieg·en i für 'eimen J.eep ,aus 
Hartp1astik um 4 1  Pmzenti ,and.ere Spielzeuge 
um 30 iUnd 35 Prozent. Und Ida schreiben Sie, 

dafür i.st AmJdrOisch dder StadbaCher oder di.e 
Regierung verantwort1ich? (Abg. Dr. K 0 h l­
m a i  e I: Die Politik!) Herr Dr. Kohlmaier, das 
g},aiUb t  Ihnen ja nicht ·einmall mehr Ihr eigener 
�er:trauell'smann, und SiJe g'l'aUlben, die öster­
reichisch,e Bevölkerung 5dll es Lhnen abneh­
men l Nein, nein, nei!n ! (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. K 0 h 1 m a j e  r: Haben Sie noch nie 
gehör t, daß es eine Wirtschaftspolitik gibt?) 
Zur WirtscbJalt1spolitiJk komme ich noch. Aber 
das ist ja da,s, wals ich sa.ge, e.me Inflation 
Ihrer Aussagen I (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e I: Sie 
leugnen ja die Möglichkeit einer Wirtschafts­
politik!) Wir leugnen die Mögtlichkeit? Dile 
Regi eI1uiIlg macht WLrtschJalf.tspoHtik, 'dJber Sie 
hindern ,sie ja nur. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: 
Sie machen keine, sonst wäre das nicht mög­
lich!) 

Präsident Dr. Maleta (das Glockenzeichen 
gebend): Aber, aber, meine Herr'en ! Ein biß­
cbJen Beruhigunig l 

Ab geordneter Dr. Heindl (fortsetzend) : Aber, 
Herr Dr. KohlmaJi'er, so einfiach kiann man lSich 
das ni cht mach,en . (Abg. Dr. K 0 h I m a i  e I: 
Die Wirtschaftspolitik macht deI Androsch! Sie 
haben doch gesagt: Die teuerste Regierung, 
die es je gab!) Ich hable das ,Iliicht ges,agtl 
Die öst-erreichi,sche BevölkieI1urug w,ird dieSle 
Frag'e !beantwortet b1ekommen. Wir we,I1den 
sehr inteIl!siv -reden, weH wir j etzt s'ehen, es 
hat keinen Sinn zurückJz,Uistehen, denn Sie 
tra-g,en die Dinge hinaus, wie slie nicht ,sind, 
und wir werden da�u SbeHuIlJg nehmen u�d 
tun es ,auch ·schon. 

Das Z'U dies'en Dinlgen. 

HeI1r Präsildent Sall1nger hiat gesagt, das 
Beste , was es bei Preisen gilbt, ist der Wett­
bewerb. Jawohll In di eser Regd,erungs­
erkilärung ist Igestanden - uoo Idie Regi'erung 
UinJd auch das Par�ament, muß dch dtBZUSC1Jgen, 
ha ben auch entsprechend gehandelt -: Die 
beste Preispo'litik ist natürl ich e,i1Il ful1Ilktionie­
render Wettbewerb. Nur in manchen Teilen 
funktioniert ·er ehen nicht, meine Damen und 
Herren. UnJcl j etzt lZU 5a;gen , daran s.ei die 
Scni aUstische P.artei sch'U!lId, wenn der Wett­
bewerb nicht funlktioni'ert, das ilSt ein bißchen 
weit hengeholt. Das muß man schon sagen. 
(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Das sagen wir nicht!) 
Es wird immer gesagt. Denn wenn es funktio­
nliert, wiemen Sie -S'CIIgen, ·es funktionliert die 
Wirts chaftspolitik nicht, uIlld dann !Sagen Sie 
gleichzeitig , der WettbeweIib funktioniert. 
Man ktann nicht einmal so .und ,einmal so 
s,a.gen!  

Was ist  geschehen? - Unter dieser Regie­
rung 'ist das Kartelwge.setz gemacbJt worden ; 
unter einer tso:zi ailUstischen Mehrheit. Auch die 
Oew€l'beondnlhl'llg. - SLe bringt Möglichkeiten 
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Dr. Heindl 
für einen echten Wettbewerb. Sie ist mit den 
Stimmen der OVP besdJ.'lossen woI1den, laIber 
s:i� .ist Inicht unter der OV:P .beschlossen W(Yf­
den. Hätten 'Wlir schon Jahre die neue Ge­
wer:�ordnUll1Jg, würde dalS joa schon VliJeI bess.er 
�uIlJktionier,en. Di·e neue G ewenbeortdnung hitt 
ja el1St mit 1 .  Jänner 1 975 in Kraft. 

Es wurden aber ,aum n'och verschiedene 
andere flank.iererud·e Maßnahmen gesetzt. Ich 
erinnere il1'Ur .an d.en Konsumentenbeirat , der 
g.eschaffen worden älst, der die VorarlllSSehzuntg 
für eine Kooper.ation Id·er veJ1sch.Ledenen am 
W.irtschaftsiI·ehen ,teillhaJberuden Gruppen 
ermöglicht hat. Nur lin der Durchführung, 
meine Damen und Herren, da hapert's .  
(Zwischenruf des Abg. Dr. M u s  s i 1.) Nein, 
Herr Dr. MuslSH, 'eIS wunden vom Konsumenten­
beinat fü,Il!f Grunl(kedlte - darf ich Sie er­
innern -, fünf Grundrechte der KonSlUlII1enten 
erarbe.itet. Da waren ·auch Lhr·e Ventreter 
dabei. Aber S'ehr, sehr .selten merkt man, daß 
di,e W.i'ftsch'aft ,sich wirklich daran hälrt.. Und 
das ist das Problem, warum es zu zuwenig 
Wettbewerb kommt. 

Nun noch Z'UID Pr,eisges'etz . Bs wirtd behaup­
tet, die R-egieI1UJn.g müßte !dieses PJ1eilsges,etz 
hahen. Sie !lehnen es .ab, Sie sagen, das ist 
nicht notJwe.nd.�g. Sie !behaupten es 'ständiJg. 

Wir merken IStäm�g eines : daß dort, wo 
eine Vlerantwortung Uegt, w.i.e bei Iden Lanldes­
hauptleuten - und Idas l,st 'ein Faktum, da�s tstt 
klein AbwimrnelLn des Schw,curnen p.eters, 'son­
dern die Landeslhaupt'l'eUite sintd für die Pr'eLs­
überw,achung zus,täntdilg ; da·s äst eine 'Pat­
sache -, nicht eiil1gegriffen wiIld. Wiarum 
�unktionilert ·es dor� :nicht? Warum wird dort 
nlicht ei.m.gegriff.en? Her.r La:nd,esha.uptmann 
MaUlr:er denkt .an:sche�nerud ,nicht daran, hier 

akiti v zu WleI1d·en. 

ordneten lSehr '9'lrückJlidl sind, daß di,es1es Gesetz 
j etzt endlich eingebracht worden ist. (Beifall 
bei der SPO.) 

Präs.ident Dr. Maleta: Zum Wort gemeLdet 
ist der Abgeordnete Fa chI eutner. Idl erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Famleutner (OVP) : Herr 
Präs.ident ! M'eine semr verehrten Damen umi 
Herr.enl Wir haben .gIestem die Berichte des 
Herrn Bunldes.Jt.anz:llers und des Hemn Finanz­
mütits·ters g.ehört, 'in den.en Is�i'e über d!h-re Tätig­
keit in den Joetzten Jahren berichtet'en, und 
man hätte .annehmen können , daß sie auch 
VeI1g1'eiche da.zu .ansteillen , lin welcher Wteise 

die 9PO vor d,en Wahlen 1 970 unld 1 97 1  an 
die Bevöllkerung ,appellierte. 

Ich darf Sie .er.innern : Der BunJdesilmnzier 
bat damails an Idie ösmer·reichilsch·en Frauen den 

Appell geDichtet : Wählt 'sozi'a'l'istisch, damit 
d.as Einkaufen wi,eder FreudJe bereitlet l - Der 

Bundesik'anml'er um audl die Soz·ia1dsti:sche Par­
tei hab.en vor dies.en Wahlen;1:Jscheid'UIlJQen 
auch diJe "SchullldenpoHtik" der Reg1e.llUnig 
einer Kr.itik unterzog-en. 

WIil!S uns in der LaIIldwiItsmaft derz'eit am 
meisten betrifft, 'sinld di,e VermarktUlllg, die 
Pre.ispolitJik und die Inflation'spOilitik. W,enn 
ich Sie er.innern darf: Als nach der UbelI­
nahme der R'egJ:erungsgeschäf,te ti:m JaJhr 1 910 
die Inflationsrate - die 'bilS dahLn von der 
OVP-Regi'erUJlg zwitsch·en 21/2 urud 3 Prozent 
im Jahr gehalten werden konnte - annähernd 
5 Prozent erreichte , hat der heutige National­
ratspräsident und Gewerkschaftspräsident die 
Erklärung abgegeben : Die 5-Prozent-Grenze 
wird nicht überschritten werden, denn 
wir von der G ew,erkJsch,aft wenden ,ailles unter­
nl€lhmen, um dais Ansteig'en der InfI.at.iOil1 zu 
verhindern I 

Auch da kann ich Ihnen etwas galgen, wenn 

Sie -schon eine Antwort auf Pretsvergleich'e Ich fl1aJg·e d'ah�r heu�e _ den Herrn Bundes­

hahen wonen. Wenn man Wien mit NUdl ! ka.nzLer, ._d�n Fmanz'�'mlster, i?eII1 Gewerk­

annimmt, ergibt .sich für Bre.genz plllls 9 ,6, schaf;ts:pra�lJldenten:  W1� haben meht lIl�r 5 Pro­

Sa!I'Z'bur.g plus 7,5, Innshruck 1,2. Da.s sind 
zent InflatIOnsrate .erre�cht, -sonJde,:n w:lI �aben 

im Verhältnis zu Wien die Durmsmruitts- rund 10 Prozenit Inflat10nsrat'e, 1<I1.e l(he oster­

preise. Ich könntJe .noch fortseu'8TI. (Abg. reimi·sche Larudwirllschaf� schmeI1Z1.�ch trifft. 

Dr. K e i m e 1: Die höchsten Industrielöhne Tl'ot:roem VIersuchen SIe, gegenuber der 

von Osterreich sind in Tirol!) Ja bitte wir OffenHidllk,ei,t di'e Meinung zu vertret'en , als 

reden letzt momentan über die Preise . I.d dem �? Sie ��e 'ei�a:lIiJge W.irt'sch�fts- .�nd St�abili­

ZusammeIlJharug läßt .sich nicht wegdiskutJieren, t�spoht1k "fur aUe OstJerreIch-er betrIeben 

daß dn dies'en Städten das Preisn:iveau im hatten. 
wes'entliehen über !d'em WilenIer Niveau Hegt, 
meine Damen und Herren. Unrl wenn. s-idl die 
Regierung jetzt bemüht, im Zusammenh.ang 
mit ein.em neuen PreiJs'reg'eluIlJQsgesetz hLer 
nleue Weg-e zu gehen , 'Um noch mehr rdileses 
Problem i.Jll iden Griff zu 'bekommen, dann 
wem,en s'1e ruach dem, 'Wlas ,ich g.esagt habe, 
verstehen, waI1UIn wir so�a1�st'i'schen Albge-

Ich darf Si·e erd.runem. : Unser KLub obmann 
hiat dm Juli 1 97 1  .aJIl Sie id'ie FIIage gerjm1let: 
Wo .sO'tl eine solche Entw,ick'l'11ug hinführen, 
wenn ·eine Reg.ierung nicht bereit ist, zu ddese,r 
InfI.aNonsentwliddul1l9 flanki·erende Maß­
nahmen zu unternehm,en , damH man 'Clie Preis­
entwicklung 'in den Gr:iff bekommt? - Sie 
haben diese Warnung ilIl den W.ind geschlagen , 
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Fach1eutner 
Sie haben das als �ächerlich hiIllges tleIlilt, und 
heute 'stehen wir vor der Btlanz von 10 Prozent 
Infl.al1.ions'r,atoe in idi'esem Larudel 

Meine s�hr verehrten Damen und Herren! 
Das a'uslösenlde Moment - das wuIlde von 
unseren Sp'itZienrednrern hier bereits 
dJeponi el1t - war ein e  UJnsoz�ale Tarl,f- unld 
Preispolitik, StelUerpdl,itik und di'e Einfüh'fung 
der Mehrwertsteuer 2'U 'einem ungiinsUg,en 
Zettpunkt; sie häbbe .später ,eirugeführt weroen 
soHen, und bei j enen Be,rufssparten, wo diesle 
Steuer hart wirksam wird, hätte man vielleicht 
auf den halben Steuersatz heraibg,ehen I\.lIld 

j'ene fIa,IlIlöereiliden Maßl11ahmen !Setzen 
müs'sen, die dama'ls Professor Koren gemeint 
hat, um ,so auch ,dlie :Betri'sbe von rloem über­
höhten SteuceI1druck. zu bew,ahr,en. 

Meine sehr Verehrten ! Wie hat sich das in 
d,er Landwirtschaft be.i v,ilelen Sparten ausge­
wi'Tkt? Denkien Sie an di'e �reis,erihöh'UnJgen bei 
Kunstdünger, be'i Tr,elilbstoff, .bei Heizöl, bei 
Strom, am Bausektor, ,arn Lohnsiektor ItLIld bei 
Futtermitteln! Ich darf Ihnen einige Vergleiche 
bringen, Vellgleiche ide shallb, damit auch Ihnen 
k�ar w.i:rrl, welch Igroße Be'Lastrtlingen ddle öslter­
reichische Lanldwilrtsch aft hezieihungSiW'eise diJe 
LaIlldwi'rt,schafbsbetrioebie heute in Oster.reich 
durch Idi:e Mehrwertsteuer, durch tdi'e PreiIs­
erhöhungen ,<liuf ,sich nehmen müssen. 

Ich habe vor mir ,dias Beispiel eines land­
wirtschaftlichen Betriebes mit 20 Hektar, der 
im Jahr 3000 Liter Dieseltreibstoff verbraucht. 
Die Kosten betragen für 1 970 bei 3000 Liter 
mit 2,50 S 7500 S. Für 1 974 eI'giht 'sich bei 
3000 Liter zu 5 ,30 S eine Belastung von 
1 5 .900 S. Das ist eine Erhöhung um 8400 S 
oder, in Prmenten .aus.gedrückt, von 1 12 Pro­
zent! 

Ein weiteres BeiJsp.iel: W'i'e ,wjr.kt sich dile 
Handelsaüngerprei's,erhöruuTIlg dUlTch Id!ie Mehr­
weIltsteuer .aus? Ln ,einern �anld'Wb1bsch,(l!f,lllichetIl 
Betri'eb, 20 Hektar, waren bei ,einem Verbrauch 
von 700 KHograi111lIll Superphosphiat, 400 Kilo­
gr,amm KaH, 400 KHog'I'amm Nitr<limonca'l 
1 970 di.e KO'st'en 31 .720 S. 1m J'ame 1 974 s.ialid 
es 51 .000 S !  Das list leine ErhöhUnlg von 
1 9.280 S, oder iJm Durcbsch'I1�tt rum 61 Proz·ent. 

Ein w.eiteres Be:ilsp'iel soH zeigen, Wlelche 
Belastungen der MaJschineIl!k.auf durch die 
enormen Pr,eis,erhöhun/g'en ,für I(He Ös.ter­
I'eich:isch,e LandJwi:l1tJsch.crft mili sich Ibrinlgt. Ein 
landw.irtschaftLicher 1iraktor mit 50 PS kostete 
im J1ahre 1 910 rund 1 04.000 S, im J,ahre 1 974 
kostet ,er 1 43 ,000 S - also eine Erhö'hung um 
fast 39.000 S oder 37 Prozent. 

Ein Mähdr.escher, iein kJleiner Mähdrescher 
oder mittlercer Mähdrescher, Schnittbreite 
2, 1 0  Meter, 1 910 : 1 88.000 S, 1 914 : 3 1 5.000 S ;  

Erhöhung 1 27.000 S ,  ,in Prozenten: 67 . (Abg. 
Ing. H ä u s e r: Braucht den auch der kleine 
Landwüt ?) J.a, 'der :br,audIt .ihn auch, weil 
dadurch dJi,e Gemeinschaft oder j'etIlier, der ihn 
kanIft, in d.i e langenebJm�e Laige VeIDsetzt werden 
kann, lauch cSleinen Mähld.'fUsch durchführen 2m 
können. 

Ein weiteres B e�spie'l : 1m Jahre 1 970 hat ein 
österreichJi'scher Bauer 7lUIIl Einkauf eines 
Tr,aktors mit 50 PS iden Gegenwert von 
44.000 Lirter Millch oder 45.000 Ktlogramm 
Weizen benöti'gt. 1 974 walr auch in Kid,esem Fan 
eine 64prozenUge Be1astuI1l9 eing,etreten. 

Meilne sehr veliehrten Damen und Herren! 
Das S'ind nur e'inig'e Heicspiele, die ,autzeÜJflen, 
welch enorme B e'l.a,stunJg IdJi'e österreidtilsche 
Landwirtschaft lauf GnunJd der fueiserhöhungen 
bezoj.eh,ungsoWeis'e durch die InflClitilOIl'Snate hin­
nehmen 'mußte. 

Wilr wjslsen, daß beisplelsweis·e der Igesamt-e 
�unstdüngereiI1Jka'uf ;im Jahr,e 1973 mit 3 Mil­
Ha'rden Schi!Uing Ibemffert wirld. Die 3 Mil­

liaIiden SchiHing ,e:r1br,acht'en idem F'lnaIl'z­

mini'ster an Mehnwertsteuer 480 MiIlliOiI1en 
SchillUng. Ein Prozent ,PreLserlhöhung ibrin:gt 
d em Flinan21miJni'ster ,an Mehnwertsteuer 
4,8 Mitlionen ScllilUing. 

Der Treihstoffeinkauf betrug 1 970 in der 
österreidüsmen LallidwirtschJaft 786 Millionen 
SchJiUing, 1 974 wird er 1777 MLllionen betragen, 
das ist eine .Mehrbela'stUing von 991  MHHoIlJen 
Schilling, fast 'ein e  ,Mil��i arde Schilling �n die­
sem ZeitraUllll von vi.er J'ahren. 

W.ir wissen weiter, daß trotz tder groß'en 
He}.astlUingen g,eracde im vori'g-en Jahr (l)filäßlich 
der Olkrise Smw.ierigke�tJen a'UJtig,etneten .s:inJd, 
weil man un-sere Ma'hnrtlJIligen, ,e'ine Bevor­
ratung auch rur ErnteeinJSätze ,einzufühTen, jn 
der Vergangenheit nicht gehört hat. Es haben 
sich dalnaus Scbwj'eri'gkleiten ,beim Anbau un!d 
bei :der RübenerntJe er.geben. Ich IgfI,a'U'be daher, 
daß man nicht ISiagen kann, man Ihätte hier 
alles unternOlIIlmen, !Um idie aufg,etretenen 
SchwierLgkeiten zu bäll/di:gen ooer auß,er Kraft 
zu 'setzen. 

Ich darf Sie weiter.s erinnern: Am BaUlsektor 
ist eine rückläufige TeIl'denz in der Landwirt­
schaft feststel1bar, die 25 Prozent im Jahre 
1 973 auS'gemacht hat. Wenn man die Bau­
kostenstei'gerung der letzten zwei Jahre hier 
anführen darf, dann sind in diesen beiden 
Jahren Baukostenstcigerungen von 42 Prozent 
- soweit ich das von der Landwirtschaft aU!S 
sehen kann - eingetreten. Das hat folgende 
Konsequenz : neuerliche Bela1stungen, neuer­
liche negative BUanzen und hat weiters zur 
Konsequenz, daß damit auch der Einkauf ge-
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�inger gewoIiden ist, wodurch s'ich in der wei- I Meine sehr Verehrten ! Wenn man das sieht, 
teren Folge eine Gefährdung der Arbeitsplätze dann kann man nicht ,an Idas Reidnerpult ;t'reten 
ergibt. lIII1ld gellade bei d.i,eser Viehwirtschaftsl,age den 

Fragen Sie die MasChinenhändler in 
unserem Lande : Die österreiChische Landwirt­
sch'aft hat im WirtscbJaftsj ahr 1 973 um 
5 1 20 Mi:llionen SchiUing MasChinen eilngekauft, 
was einen Rückogang von 22 Prozent bedeutet. 
Das heißt, daß die Landwirtschaft um mehr als 
eine Mi1ha:rlde Schilling weniger Einkäufe 
tätigen konnte, Das l'st keine Schwa-mmClilerei, 
sondern das 'sind Tatsachen. Und wenn Sie 
v.ielleicht sagen, ,daß eine Sättigung vorhanden 
sei, dann stimmt das nicht ganz,

' 
weil viele 

Arbeitsmaschinen bereits frbera,ltert sind. Die 
schwache �aufkJ1aft, die sch.wache LeilStun91s­
kraft der Landwirtschaft auf der Einnahmen­
seite ermöglicht es ,ihr ,eben nicht, so wie in 
den let�ten Jahren als Einkäufer von 
M·aschinen .aufzutreten. 

Aber auch hinsichtlich der Steuern hat diese 
Regierung eine bauernfeindliche Politik be­
trieben. Ein Antrag auf den halben Steuer­
satz Ibei der Mehrwertsteuer wurde von Ihnen 
abgelehnt. Ein zweiiter OVP-Antmg, pau­
schaler Vorsteuerabzug bei pauschalierten 
Landwirten von 6 auf 8 ,Broz'ent bei der Mehr­
wertsteuer, wurde a:bgeh�hnt. Die Ablehnung 
dieser beLden Anträ1ge, meine sehr geehrt,en 
Damen und Herren, kostet die ö·sterreichische 
Landwirtschaft 870 MiIllionen Smilling im 
Jaihr. 

Was die Lage in der Viehwirtschaft be­
hüfft - lauch das wurde von einigen Rednern 
hier beTeits ,sehr eingehend 'geschi1dert, ich 
glaube auch von ,Barteiobmann Peter -, so 
erinnern wir uns noch an die unglückselige 
Maul- und Klauenseuche, an j ene Schwierig­
keiten, d.ie wir damals hatten. Aber nicht nur 
direkt wegen der Maul- und Klauenseuche, 
sondern betroffen w,aren überhaupt die Vieh­
exporte. Man hat damals nämlich verabsäumt, 
Italien zu unterrichten, .daß wi.r nur im Burgen­
land und in Nieder,österreich die Klauenseume 
hatten. Es ist zu einer Gesamtausfuhrsperre 
gekommen, und die UbeI1häng-e, die da waren, 
konnten auf Grund dieser Sperre, wegen 
di'eser NichtauJklärung nicht .exportiert 
werden. Wi:r konnten im 1etzten Wirtschafts­
j ahr um 46.000 Stück Rinder weniger expor­
tieren. Uber 40.000 Stück - ich glaube, Herr 
Mini1ster, die Berichte stimmen - lagern in 
den Kühlhäusern in Osterreich. Dieser Uber­
hang bewirkt, daß lauch das PreiJsgefüg"e stark 
rückläufig ist. (Abg. Dr. W e i h S: 16.000!) Er 
wirkt sich pre,isdrückenld - und ei.nkommens­
V'etI1sdrlechtJemlld für diie ösber\reichischle Land­
wirtschaft aus . 

Eindruck erweck,en waUen, als ob aUes in 
bester OrdnunJg ,wär'e . 

Als eine Lock.erung eintret, wäre es möglich 
gewesen, durch rasche Exporte marktent­
la,stood zu wirken. Es dlSt IhIl/en damals an'Smei­
nend .filich,t gel'llng'en, ReH M,inister, j-ene Stüt­
zungsmiUe,l, Exportstü�unrgen vom Finanz­
mini,ster ,zu bekommen, um marktentlastende 
M'aßrnahmen zu setzen. Erst in der weiteren 
Folge konnten Sie erhöhte Mittel zur Vell'­
fügung stellen. Da war 'es bereits zu spät. 

Jetzt bemühen wir uns sehr, sehen ,aber, 
daß die Italiener nicht mehr bereit sind, jene 
Kontingente und j ene Stückzahlen zu über­
nehmen, weil sie �elhst in großen Schwierig­
keiten ,sind . Aber Sie haben die Chance nicht 
genützt, .alls die Möglich!k:eit bestand, rasch. 
entscheidende Exporte 'zu tätigen. Dieses 
Schuldkonto nimmt dieser Regierung niemand 
ab ! (Beifall bei der OVP.) Di eSle V,erIuste, 
die die Landw,irtschlaft im J(lthre 1 973 b&s zur 
Stunde erle!bt hat, Herr Bundesmin,i'ste-r, hiaben 
eine Größenordnung von 1 MtlliaI1de SchilUiIllg. 
Mi t 1 Mi'lliarde Schilling ist die österreIchi,sche 
Viehw,ktschaft lbelalStet a:uf Grund der Untätilg­
�eit .dieser Re�ierunJg! 

ICh darf Ihnen weiters fulg:erule.s sagen : Die 
Regierung brat sich ein neues WundeT in der 
Marktentlas,tung einfiaillen Lassen. S1e :s'agt : 
Wenn ,es ,schon nichl1: ge'lingt, Jetzt, weH wir 
es vel1säumt haben, Exporte nach ItaUen 
durchzuführen, dann ,geben wir hil11ilg,es Rind­
fleisch 'in Osterreich a:b. Si'e haben von den 
Stü1JzuIllgsmitteln 1 00 Millionen SchHling abg·e­
zw,e1gt und ,hiaben eIne grroß,arugelegte Aktion 
in Usteneich 'gestartet. (Abg. Dr. W e i h s :  
20 Millionen!) 20, bitte. 1 00 war di1e AJussa;ge. 
Dann sind ·es 20, bitte, 20 Millionen. 

Nun komme ich konkT·et ,auf dias Pro'bllem : 
W,as haben Sie wesentliches damit lerreich:t, 
Herr Bundesminister? Das war doch. keine 
marktentla,s:tenlde Maßnahme. Ich halbe grunid­
sät�lkh nichts Igegen die VeI1bi,LUgun�s\aktion, 
aber marktentla,stende MaßnlaJhme warr es 
keine, weil ida:s Fleisch iim Lande /blieb, und 
wir müssen jet?Jt feststeHen, d aß die Schw,e,ine­
produktion :in der wei1:eIien F()Ilge einer Er­
schJwerung unterliegt. 

Herr Bundesministerl Da können Sie doch 
nicht sagen, man hätte in dieser Angelegenhedt 
das Größtmögliche gemacht. Wenn es m6glich. 
war, vermehr,te Mittel beim Bauerngipfel mit 
der Bundesregi·erung - ich glaube, auch mit 
Ihnen -, zu erreichen, :dann war es doch nicht 
so, daß Sie oder der Herr Bundeskall'2:ler oder 

\ der Herr Finanzminister uns mit offenen 
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Armen in der schwierigen Situation geholfen 
hätten. D enn bei einem ersten Gespräch 
schickte der Herr Bundeskanzler die BaUJern­
bundführung nach Hause, indem er sagte: 
Kommt überhaupt nicht in Frage, darüber (Zu 
reden ! - Erst falls sich rund 600.000 Baruern 
in einer Unter,schdftenaktion ,an die Regierung 
gewandt halben, um idJi'e Sch.wieriJgkeit 'Zu 
depon'iwen,  w,a'I1en Sie ber,eH, mit urus rl'U 
reden. Das :iISit die Tatsache ! (Beifall bei der 
OVP. - Abg. Dr. W e  i h s zur OVP gewendet: 
Wir haben ja nur 426.000! Wo er die anderen 
hernimmt, weiß ich nichtl) Daher glaube ich, 
die Mi:ttel, di\e eneicht wru.rrlten, ffi'Ußt'en smwer 
erkämpft we'rlden. 

Eine weiteTe SchwieriJgk'eit, Herr Bundes­

minister, 'J:i.egt darin, daß Sie 'S,eit 1 .  Jänner 
1 974 die Expor,bzuschüsls,e üher die LarudwiI1f.­
schaftJskaJmmern ,clireM ,a'Il die Hauern iaus­
be:z.ahlIen wollen. Bi,s j,etzt konnt'e di'e Aus­
zCl!hlung nicht vorgenommen wenden, weH 
keine Ermächtti,gung vorHe'gt. 

Ich darf weiters 'erinnern, daß di'e Expor­
teur,e sehr Jd.agen, daß 'Sli,e - ,da's list nicht 
rum Lachen, Herr Bundesminister, Idas Irslf. 
seh.r traurig (Abg. Dr. W e  i h s :  Was Sie da 
sagen, da kann man nur lachen!) - n'Ur 
20 Prozent ider ZUschÜlss·e vom J;ah:l"e 1973 
bekommen hahen Uirud daß ,ihnen Ib.is zur 
Stunde der Rest f1ehlt. (Abg. Dr. W e i h s: 
Das is t absolut falsch, was Sie hier sagen!) 
Bitte prüf'eD Sie das nach, .(He Exporteure 
beklagen sich in di'eser R'ic.nturug. 

Ich 'gl,aube, Idaß ,es wesentllich 'besser ,wäre, 
die Auszahlung,en, 50 wie es vor dem 
1 .  Jänner 1 974 g,ewßSen i'st, 'dir,ektf: durch­
zuführen. Denn d�e Bauern wOIl'len .sofort den 
g,es'amt'en Erlö,s bekommen und die Beträ.ge 
nicht nur ,in Etappen 'lJum v'eI'dli-entem. Erlös, 
den sile beim VerkalU!f ,e,inne'l1JII1en. 

Eine weit'ere Frage :  Ist es richHg, daß dn 
Zukunf>t Lizenzen, die ;aUJSig,esbellt wertden, 
innerhalb von 10 T,agen 'eingelöst werden 
müssen, ansonsten .di,e Gef,aihr tbesteht, daß die 
Depotglelbühr veTfänt? Das wäre eine rl'Usätlz­
liche ,schwere Bel,astung. 

WeiteTls werden sich durch di,e ahermrulige 
Aufwertung - der Herr Burudesmini,ster für 
Finanzen hat zwar Ig'emeint, ,es werden kleine 
w.esentlichen Schw,ierigkeH'en eintreten - in 
der Exportwi:rtschaft, tSprich Viehwir,tschaftt, 
Schwier,i;g:kleiten ellgeben. 

Wir hören auch, daß wir beim Käseexport 
nach Amer,iIka die .größten SdlJw:ierilgk,eiten 
haben. Der Käse i,st fast nicht mehr hinzu­
bdrug'en.  (Abg. Dr. W e i h S: Das ist falsch! 
6500 Tonnen wurden exportiert! - Abg. 
Dr. K 0 h I m a i  e r: Sie meinen 61/2 Kilo!) Wir 

hören, daß es ,beim Kä'seexpolit ,auf GrU!Illd 
der Aufiwer,tung des SdlilHing's und Ider Ab­
wertung des DdlLars großte SdllWi-erigk'eiIten 
g1bt. Ich hin schon neug,j.erig, w'ie Si-e diese 
Plrobleme in der weiteren FoLge lös,en ,werden. 

Meine tSehr v,ere:hrren Damen /Und Herrenl 
Hat sich die Regierung auch darüber Ge/da.n­
k'en g,emacht? S�e sag,e.n, es ist aHes f.al,sch. 
Sie sinJd ja a'Uch Z'Ustärudtg für Idile Ost­
liheraHsierung, die at1Il 1 .  Jämner 1 975 . . . 

(Zwischenruf des Abg. DI. W e  i h s.) Inner­
halb de:r R'egJerung S'inld s:i,e mitschuldiJg, Herr 
Bundesmini,ster ! Sie osi.nJd in d.e'r Regierung 
uoo halben gesetZ'lich die ö.Slt,err,eichiscbe Land­
und FOI"stwintschaft zu vertrieten. 

Sie wi'ssen, daß wir iln der Ostlilbera'l1s'ierung 
große Smw1er,i'gkeiten .bei Obst ulflld Gemüse 
haben. Hi'er besteht nicht Thu:r e.ine Gefahr WT 
wlle Betri.ebe s.elbst, sonii'ern lin Iden Gä:rtner.ei­
betöe'ben sind auch die Arbeitsplätze schwer 
gefäJhrdet. Ich frage Sie : W,elch,e Gegenmaß­
nahmen :wer.den Sie :unteIID,ehmen, um Idie 
Belastun.gen, tdi'e d'ie.se Betriebe treffen 
w,e'men, aus ider Welt zu .smaffen? 

FÜT die MHchprodukNon � wir w,iiSsen aUe, 
daß diese hauptsächlich lin den Grünland­
g'etbitet,en anfällt, bei den Benglbauern­
betrieben - haben w.ir vor naJhezu 'eineinhalb 
J ahr,en :bereits die Forderrung 1Cl'U�g,este'llt, ilIIl 
HiIl!bHck a'Uf die Infla:ti'Ons- und Pr.eitSentwick.­
IUIl9 'e,ine wei.tere Nach'Zliehung des Milch­
preises zu erreichen. Es war keine "gmahte 
Wiesn" , daß die Regierung unseren Ge­
dalnken, l1llSeren Vorste!ll111lgen g,eremt wind. 
Auch hier hat der Herr BuIlldesk.anzler UlliS'e:re 
BauernvertI"eter hei den 'er,stf:en Besprechungen 
nach Hause 'g,eschickt, und enst auf Grund 
entscheidenlder VOI1steUungten, mit Hilfe d-er 
Unt'erschriftenaktio.n �st ,es 'gelungen, den 
BunJdeskianz!-er und die zuständigen ,L'eute 'Zu 
bewegen, über den Milchpreis ,echt zu r,eden. 

Die 30-Groschen-Erhöhung ergibt im Ge­
samten eiil1'e Erhöhung von 1 1 40 MiJUionen 
Schil'l iny. Ich IDÖcht'e Idazu 'cvuch .eine Auf­
klärung geben, Idamit nicht der Eindruck ent­
steht, diese 1 140 MiLliionen Sdti1lrlntg b ekämen 
die österreichitSrnen 'Bauern. (Abg. M o n  d 1: 
Und beim Schleinzer habt ihr überhaupt nichts 
gekriegt! Da haben Sie den Mund gehalten!) 
Da hat �es ja k'eine Inflationsrate gegeben, 
Herr KoUege! Jetzt 'g,iJbt es j,a le.ine d'!,eifach,e 
Prei's,erhÖlhung Z'UIIIl Unterschied von früJher. 

Nach ,einer kuftSteHung Ider B auern ,eI1geben 
30 Grosdlen Milchpreiserhöhung 600 Millionen 
Schilling. Die Molkereiarbeiter bekommen 
190 MiHionen Schilling, der Sachkostenauf­
wand beträgt 1 1 0  MilLionen SchtUing, der 
Transportkos.tel1'auSlg}eich 40 MiUionen Smil-

108. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 95 von 105

www.parlament.gv.at



10600 Nationalrat XIII. GP - l OB. Sitzung - 22. Mai 1974 

Fadlleutner 

Ung , HanJd.elSISpannen fUnd Steuern 200 Mil!­

lionen Schilldng. Das engibt eine Summe von 
1 1 40 MHlionen Sdli'bHilig. 

7000 Molkere,iaIlbeiter bekommen 1 90 Mil­
lionen Schilling. Wir bekennen uns dazu, wjr 
freuen uns darüber. Wir wissen, daß bei der 
derzeitig-en Produktion 27.000 Melker not­
wendig sind , um die 'aIllfa1lende M.i,lch melken 
zu können. Wenn diese Melker angeglichen 
worden wären, dann wären neuerUch - wenn 
ich die �alkulation der Molkerei.arbeiter ins 
Kalkül ziehe - 653 Millionen SchiUing not­
wendig gewesen. Dies ist leider nicht der Fall. 

Nun einige Worte zur Schweineproduktion 
im Jahre 1973 - Herr Bundesmi'lli'ster, Sie 
werden ,gleiCh wieder sla.gen, da's stimmt nicht. 

Hier wurde in der Größenordnung von 400.000 
importiert. Die Verteuemmg ,der Eiweißfutter­
mittel bat auch eine Verteuerung der Pro­
duktion mit 'sich 'gelbracht. Die Produktions­
verteuerung durCh die Eiweiß,futtermittelver­
teuerung, die fast 300 Prozent 'ausgemacht hat, 
beträgt pro Stück 400 S. Daher wäre es not­
wendig, eine Bevorratung bei Eiweiß anzu­
streben. Bis zur Stunde iSit auch in diesem 
Fall nichts geschehen. Wir waren damals ange­
wi,esen, von Ostdeutschland SChweine zu im­
portieren. Von anderen Ländern war es ni cht 
möglich . 

Wenn der Fall etntreten ,sollte, daß wir 
wieder werr1gler produzieren, lauf Importe an­
gewiesen sind und vom Ausland keine 
Schweine bekommen, dann werden nur des­
halb , weil wir nicht Vorsorge getroffen halben, 
in der Schweineprod>uktion eine Rentabilität 
zu erreichen, nicht nur -die Bauern ,schwerstel1lS 
geschädigt wenden, sondern auch unsere 
braven Osterreicher nicht ausreichend ernährt 
weroen können. 

W'as die Getreideproduktion betrifft, ist es 
den Bauern gelungen, im Jahr 1973 eine 
gute Rog'g,en- und We'izenernte einzubl1ingen j 
qualitativ ist sie sehr gut. In diesem Zweig ist 
eine Weltverknappung eingetreten, und die 
Preise .sind stark angestiegen. Ich darf Sie 
heute eI1innern, daß der Weltmarktpreills für 
Durum bei 8 S liegt . Ich darf Sie weiteI1S daran 
erinnern, 'daß der Preis für Qu:alitätsweizen 
bei 5,90 S und der Roggenplieis bei 4 S liegt. 

delt wUIde . Als die !Produktion anlief, wurden 
die Lizenzen nicht recht.zeitig ausgegeben. 

Z€:hntausende Kilogramm Kartoffel, Speise­
und IndustriekartofFel, sind �Ulgrunde ,gegan­
gen. Dadurch ist der ÖlsterreidlliJschen Laoo­
wirtsdlaft, ein . ·schwerer Sdl'wen eIWlacbsen. 
Die Regierung hat . . . (Zwischenrufe.) Ja lin 
später-er Folge, HeIlr BundesiIIDnister! Alber zur 
Ernte lsoelibst halben S1e nichts UlIlternommen, 
weil der Einspruch eines BI:alhta und 
HrdUtschk'a :g,enügte, daß Sie nicht enrt:­
scheuetenld un EI'Scheinung 19IetIlet'€IIl sinld. (Bei­
fall bei der avp.) 

In der ZUcXrefIübenprodtukti<m iWlar es so, 
daß ,eine !gute Ernte ieingebracht werden 
konnte. Die 'erhöhte PI1dduktion der RlIus-IPIUJs­

Rübe hat Osterreich gUtt versongt. Die W'elt­
produktion beträg,t heute 8 1  Mi11lionen Tonnen. 
Um ,ilie Bevö'lkeI'lllIlig :ausreich1enid m1ilt Zucker 
zu v,ersorgen , wären über 1 00 Mililionen Ton­
IlJen notwendig, daIS .bedeutet, daß die Mög­
Hdrkeit bestünde, ldi·e MebJr.prOKiuktion der hei­
mischen Zu ckerrübe nJb au ern 'entsprechenld 'Zu 
forci.eren , den Hack.frucbJt!b.au ZIU forderen und 
auch bier eilJ1e moderne Wirts,chaHsfrÜlhrurug 
heI1bei�uf.ühIien. 

Der WeltmaJrk,tpreis WT Zucker, Herr B'UlIl­
desmlin�'ster , 'liegt zwischen 1 1  -und 1 2  S. Der 
östeHeimLsChe Zuck!er wind jm Durchschnitt 
mit 6,50 S :bezalhllt, d.as heißt, daß unsere Kon­
sumenten im Vellg1>eich :zum W,eltmalr'ktru<ker­
preis günstig v,er.sol19t werden. Das heißt wei­
teJ1S, daß auch td�e Preis'anträtgle, die 'g,E$t,ellt 
wurden, ob hei Getreide, ob 'bei ZJUck.ler, 'rechrt­
ze'itig ·erfü·llt wenden 'sollten, um auch diese 
be�den PrOld!Uk.tionsosparten aufreCh:t erha:l.ten 
un.d in weiterer Folge Idie Bevolk·erung UIlrCllb­
hängig, r,echtze:itiJg !Und lausr,eich,erud versorgen 
zu könrllen. 

Eine w.eitere Sp.arte ist der ös,terreidl1sdle 
W ein;b alu. Ol,e Ernte hetrug 1 973 'IiUOO 2112 Mil­
lionen Hektoliter. Der Konsum 'i,st s'te1genld. 
Aber nicht Ideshallb, weil! wi'f ·eine soziaLiSitLscb,e 
Regierung hahen, sondern aalS �'st eiIlJe all­
gemeine Entwick.lunog , die sidl bnei1lg.emachrt 
hat. Nicht ,a'uf Grund IIhrer lIritiativ-e ! Der 
KonSium ;ist also g,estlegen, ,er Liegt /derzeit 
pro Kopf zwischen 42 bis 44 Liter. 

Es war aber UllwraIlJbworlllich, daß man 
heuer im Frühjahr 'Über 200.000 Hekto']liter 
importierte, um einen Pr,eisdruck herbei­
ZIllführen. Herr Buooesminist-er! SchaUlen Sie 
sich dd,e Nots1JaJIldSlgeb�ete an, für ldie S}e 
dauernd eine Au:s:s,ag,e mamen. DLe Prei,s,e 
für Faßwein sind lUIIll fa'st 1 bis 1 1/2 S gef.al1.ilen. 

Was bedeutet das? - Daß wir froh lS.ein 
müßten, eilne tüchtige Lan/d,w.irtsmaft zu be­
Slitz.en, di,e di,e heimisChe Pr'oduktion nicht nur 
produkt:iOIlJsmäßilg, 'Sondem auch qualdtatLv so  
s'oor Ig'e51tei,gerrt hat, daß :das Volk ,ausI1eicherud 
und - zum Unterschied zu den Weltmarkt­
pr,eisen - hi'lllig v,el1soI'gt :w1eroen k,ann. Es ist auch ,sehr .unsozial, daß der Finanz-

1m Zusammenhang mit der K'artoffelwjrt- minister mit k'e'inem Wort über die Slleuer­
schaft, Herr BundesminiJSter, muß lich Ihnen einlIlJahmen, die ,ihm der Weirubau ,eI1bI1ingrt:, 
sagen, daß der Kartoffelmarkt schlecht behan- eine Aus'sa'ge gemacht hat. Vom ,Preis, vom 
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Erlös w,erden den Produzenten 40 Prorzent wi<k,ei1n. Wenn Sie dies nicht glaJUiben ·S dllten , 
in Form von Steuem durch den FinanrzJminist� dann erlaube ich miT, Ihnen dlies'eg FlughI.att 
wß9Igenommen , meine ,sehr Ver,ehrten l Das zu zei'gen, auf welches Si.e schr,eiben : "Die 
i:st doch '<He qrößte BelastuIllg, !die wir in Pr.eistreiber 'sind unter uns '" 
Europa auf dem Weinbausektor kennen. Es 
gibt kein Land in Europa, das eine so starke 
steuerliche Belastung auf diesem Gebiet auf­
zuweisen hat. 

Andererseits wissen wir,  daß 1 80.000 Men� 
sch-en vom W,einlba.u 'Ieben. Daher wär-e es 
redü und hi'llig, wenn Jd\i,ese Regierung, dile 
immer wieder -erklärt, für jeden Berufsstanld 
entscheidende Maßnahmen zu setzen , für dlie 
S icherung dieser Betrielbe etwJas alBisten würde. 

Wi-r müssen feststellen, Idaß Sie nicht nur 
der l aIlldw�rts ch'afitlicbJen PraldUlMiion :schwer,en 
Schaden zugefügt hab en, 'Sondern Sie hahelIl 
auch die BodenhescbJaffung, ohne Isich mit uns 
in der Endphase z u  einig,en,  mit IbIlUtaller Mehr­
hei,t durchges,elzt. Auch damit hahen Sie den 
Lanldw irten schweren Schaden zUigefÜigt. 

Es i st unrichtig, zu sagen , diese Maßnahmen 
wären nötig gewesen, weil man den Grund­
preiserhöhungen entgegentreten wollte .  I ch  
hoffe, Herr Bundesminister, daß die Statistik 
stimmt : Die Grundpreiserhöhungen machen, 
an den Baupreisen gemessen, nur 3 bis 6 Pro­
zent an Belastung aus. Es war daher unverant­
wortlich, daß Sie trotz unserer Bedenken, 
durch Ihre Beschlußfassung nicht nur die Land­
wirtschaft schädigten, sondern auch eine 
Eigentumspolitik, oder besser gesagt Gesell­
schaftspolitik , nach Ihren Auffassungen betrie­
ben haben. 

Eine weitere Frage : Halten Sie e s  für richtig, 
daß die Arbeiterkammer in einer ihrer Aus­
sendungen eine bodenlose Hetze gegen die 
Bauern betJlei'bt? Hallten Si-e es ftür richtitg, 
d aß Sie im ZUSIammeI1JhClJIlg mit uns'eren be­
r,echtig,ten Wünsch!en bei iden Prei·santrägen 
in Ihrer "Agrarzeitung" die Formulierung 
"ohne Rücksicht auf den inneren Frieden" 
bringen? 

W.aruilIl .sage ich das, Herr BundeskJa.nz1er? 
Weil ich das aLs eine ,ernste Situation be­
trachte . Ich frage Sie, ich frage die Gewerk­
schafter : Wo hat jemals in den letzten 20 Jalh­
ren ein bäuerl icher Vertreter dann, wenn es 
um ber,echtigte Wünsche der A:r�beitnehmer 
ging, eine so unV1emntwortliche Hetze betnie­
ben? Hier erscheinen mir der innere Frieden 
unJd die Dem()lkratile Ig,efählldet, weil es meiner 
Auffassurug nach unv,erantwortLich i,st ,  keine 
entsprecheThde Aufklärurug darüber zu geben, 
waI'UlIIl die Hauemschaft Pr,ei's'anträJg,e steHt: 
um die ihr 'erwlach!senen Prei'sbel:alS,tung.en an­
nehmbar wettzJUmachen. 

Da,s ist die Situation, vor der die B auern­
schaft steht un.d dn der Sie uns ,aber in ent­
scheidenden Fllag,en ruicht verstehen wollen. 

Meine Isehr verehrten Damen unld Herren ! 
Dte BH,anz , di'e Sie, Herr Bundeska·nzler unI(} 
Herr Finanzmin ist,er, 'Uil'S g,estern 9,egeben 
haben, ilSt ,eine Negativ.bliJ.anz. Es i,st heute 
schon an.gekilungen : Es nützt ruichts, Hem Bun­
deskan�l.er , ;wenn Sie e,in Drdttel Ihr er Aus­
führurugen den GoJ,an�Hö>hen oder I:r:land g'e­
widmet haben. (Bundeskanzler Dr. K r  e i s  k y: 
Wieder falsch gerechnetf) Viiel1eichlt Iwäl1e es 
nicht ·schlecht .gewes1en, ,wenn Si,e lauch di:e 
deutsch:e SituaJti on g'esch'i�dert hätten. Bra.nJdt 
ist, Herr Bundeskanzler, nicht lan ,seinen per­
sönlichen Verhältnissen ader durch ide n  PO'lit-
offizier gescheitert, ,sondern Br,andt iJSt an einer 

krlis'engroschten, d ills trifft zu bei Zuckler du rch unvernünfUgen WirtscbJafts- Ulllid Eiil1aIl'Zpohltik 
die Plus-Plus-Rübe. Di e  RegLerUlug hat auCh gescheiitert, meine ,sehr V'erehrten ! 

Sie sprechen von Erfolg:en in der Wirt­
sch afts:gemeinschaft, IdJi'e Sie ,erreicht haben. Sie 
wi-ss'en glanz gen,ClJu, daß di·e L'a.nJdwiJrtschatt 
übeI1ha;upt nicht tin Iden EG vertreten ist. Sie 
w1ss,en aber lauch ganz gen'ClJu, daß wir ke ine 
langfristige AgraI'lffiarktordnumg 'besitzen, daß 
die Abschöpfungs- um Ersta'ttunJg'sre:gelung 
lückenhaft ist, vlie'le P,rodukJtte nicht e-daßt 'UIlld 
die Flinanzierung von den B,a'Uern we:itg,ehenid 
selbst bezahlt :w.ind. :Das trifft zu beim MHch-

in diieser Fr,a'g,e Igraß,e Töne von :sich gegeben, 
in Wirklichkeit i,st  laber bei dies!en beiden 
Ding,en Ibis 'zur Stunde niCht,s Bnrtscheidendes 
g,eschehen. 

Ich habe .schon 'g,es,agt, Idaß uns die SchlnI1ng­
a.ufwertung ,abermals schweren Schaden !Zuge­
fügt hat. Ich darf Sie w,eiterls daran ,er.innern, 
daß Sie durch Ihre Maßnahmen Ihr Unver­
ständnis Igeg:enüber unseren V,ertretern 
dokumentieren. Dazu kommt, daß Sie ' den 
Mut haben, in den Betriehen durch Ihre Be­
tr'iebsräte ,e ine unvemnworUich'e Hetze 
gegenüb er dem B erufs,stanJd :der Bauern zu ent-

Ich ,glalU'be,  Sie hewegen s ich mit IhI!er 
R,egi'erung in der gleichen Richt1N1'g. Ich dapf 
Ihnen daher aLs Baru.er fo}.g,enJdes ,sa,gen: Ich 
habe das Gefühl , auch in d:iles er RJe'gi-eruny 
beginnt 'es bereits zu "brandHn" . (Beifall bei 
der avp.) 

Da die Sozi1alisten immer fll1il1g,en: W,elche 
Alternativ,en hahen Sie rur .AJgI1arpoHtik?, darof 
i ch  Ihnen das j ,Grazer Programm" überreichen . 
Vi'eHeicht zeiJgen Sie e:s auch Ihr,em K:011egoo 
Pinanzrninister, Idamit ,er lIDehr G efühl für die 
ästerreichilsche Landwirtschaft 'bekOlIlllInt. (Der 
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R e d  n e r überreicht dem Bundeskanzler das 
"Grazer Programm". - Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y: Als kleine Gegenleistung für die 
600 Millionen im Uberschreitungsgesetz! -
Heiterkeit.) 

Präsident Dr. Maleta: ZUJIIl Wort ,gemeldet 
ist der AbgeOldnete Pfeifer. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Pfeifer (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus I Wenn mam 'Sieit 1 970 lal!s Regle­

rungsahgeoroneter IUIlid Bauer tätt�g äst, da,Im. 
hat man ,eineIS voraus : Man 'br:aucht :sich aJUf 
seine Red'en nicht mehr vO!1ZlUber.eiten, wenn 
vorher ,ein BauernJbüfi;cUer dien Standpunkt der 
Oppos'itionsparted von der Ibäiuerlichen Se'ite 
dar,legt, deIllIl es sind \Seit 1970 dIe Igl1eichJen 
Gej ammeneden , di,e gehalten wenden. Es \Sind 
sei,t 1970 :1m wesentlich,en ,auch UJl!walhl"e Be­
hauptungen, die auiigest'e1lt werd,en. 

Wenn man teststeLlt, meine Damen und 
Herren von der g-roßen OppositioIllSpar:tei, .daß 
man mit den Gesprächen m'it dem Herrn iBun­
deskianzl,er nicht ganz ei.nv.e'I1Standen ist, !cl.a:Ilin 
habe ich dafür Verständnis . Aber folgend·es 
muß doch Jdar,g,estellt sein : Seit 1 970 können 
Sie ,alls Interlesselwertr.eter WlId la,l's iBaU/ern­
bund mit dem Regi-erunyschef reden. Vorher 
konnten S i!e das ,nicht, weil Klaus davon­
g,eJlatufien unid Schl,ein'Zer ä.n .die Schweiz ge­
fahren ,�st . Das muß man doch auch sehen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wenn da ein Vertreter der großen Opposi­

honspartei ans PoUlt tri tt und nur darüber 

1 amen ti.e rt , welche 9lig,antischen Belastungen 
die Regierullig der Hauernschaift auferlegt hat, 
dann hat er wdh1rweislich absichtlich v-er­

sch'Wiegen, wieviel an Mehreinnahmen die 
Bauern durch iClie AJgrarpol'ittik der Bundes­

r.egierun9 Ibe!lwtmJffien . 

Wo ist denn der W,ein1hauer Fach!leutner? 
Warum ,satgt 'er denn nicht, daß 500 Millionen 
Schiilli'Illg im gesamten W'einbau mefur eing,e­
nammen wuI1den? (Zustimmung bei der SPO.) 
Wal1um Slagt ,er Idenn n.icht, idaß bei einem 
Pr'eisniv'eau von 4 bis 5 S wäh'l"end der OVP­
AUeinr,egi,erung jn den J:alhren 1 966 :bis 1970 
e in Herr Kor-en noch .zUlsätZ'lich ISteuern eilng-e­
fUhrt hat (Abg. Dr. M u s  s i 1: Wer hat das 
verlängert?) und daß Imam heute bei ,einem 
Preilsniveau von 8 S und darüber Hegt? Seime 
Ausführungen 'sinld HalhwahIlheiten , demago­

g.ische Halbw,ath:riheit'enl Das muß man hi,er 
fe!sthalten. (Beifall bei der SPO. - Abg. Dipl.­
Ing. T s c h i  d a: Gehen Sie mit mir hinaus!) 

Herr Kollege I Ich hin �u j eder Diskuss,ion 
mit IhlIlen bereit, wenn Si,e 'Zu den kLar'en 
Fakten, die ,eben vorueg,en, StellUTIIg nehmen. 
Das tun Sie nicht. Sie arbeiten mi,t unrich'tig·en 

Zatblen. Die ßeiharu.pt'urrlgen, die Sie vOlrhrilIlgen, 
S'ind nicht wahr. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. M u s  s i 1: Ausgerechnet Ihre sind wahr, 
glauben Sie! Die sind aus der Luft gegriffen!) 

Meine Daanen und Herren I Ich !hätte auch 
von einem Oppositions aJbg,eoIldnetJen , der zu­
gloeich niederösterreichisdler Aibg,eordneter ilst, 
erWlartet , daß ·er zum1ndest ,so objektiv ist wi'e 
d·er LandJes'hauptmann 'Von NiedeT!Ö'Sterl1eich. 

Denn ,als di,e Burudes'Tegierung bei den Ge­
sprächl€n mit den Ländern ,el"stIna!lls , ,als eine 
BunldesI1egi·erung d.er Zweiten Republik dem 
Lam:d NiederÖlSterreich für d as Gr·enzlanid mehr 
als 1 MiilliJande Sdlitlilitilig aruJs BunKlesmitteln 
zur Vedügung ,gestellt Ihat, da hat sich ein 
Mauner hedankt. Ein Fa,chleutner und ein 
Bauernbund finden es n'ic:ht ,einmal der Mühe 
wert, ,einen Satz odler ein Wort darüber !Zu 
sagen. (Lebhafte Zustimmung bei der SPO. -
Abg. Dr. M u s  s i 1: Wer hat dem Grenzland 
die Steuerbegünstigung weggenommen, Herr 
Pfeiter? Wer war das?) 

Herr Kollege Mus'sdl !  DenIDen Si,e 'an das 
W,a1dvi erte'1. W,enn die Baru.ern dort ,etlWlClJS 
wollen, gehen s.i,e nicht ZUlIll MUlSSH, sondern 
1)l11ll Pf,eifer, weiil 'si'e wis,sen, <daß sie da etwas 
erreichen. So ,ilSt ,di-e SlLtuaticm! (Beifall bei der 
Spö.) 

Meine Damen unld Herr,en! Man kann jle1::z!t 
d1e Dinge nennen, wi,e man wUI : Seitdem es 
in diesem Staat ,e1ne .soziaLdemlOkr,atischle 
&egierung gibt (Abg. Dr. M u s  s i 1: Geht es 
abwärts, Herr Collega!), seither geht ,es den 
Bauern ,in Osteueim bes'Sler. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. K e r n: Ihnen geht es besser!) 

Ich weiß schon, daß Idats die OVP nimt 'ger,n,e 
hört, aher .nelhmen Sie zur Kenntnis : Wenn Sie 
Mut ;hatben , meine Her,ren vom Baru.'ernb und , 
dann kommen Sie doch heraus und nennen SLe 
eine ProduzentenpTiei,seI1höihung in drer Zeit 
zwischen 1966 und 1970. Es wird nidrt mögl'ich 
sein, weil 'es keine 'g,egeben ,hat ! Sie halben die 
Weiz,enpr·eise reduziert. (Abg. K e r n: Gerste 
und Roggen!) Nehmen Sie mIr Kenntnis : Mit 
di'eser PoHtik, mit .der Politik der Hallibwahr­
hei,ten, werd,en Ste nicht wteiterkommen ! S i,e 
kommen hierher unld l'erlen von den Pr:eis­
enhöhurugen, Ispl"echen aber nicht von dem, was 
die Bundesregilerung den Bauern seit J,alhnen 
mehr gegeben und a'bg·egolten hat. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenruf der Abg. Helga 
W i e s e  r. - Abg. Dr. M u s s i 1: Ein Tropfen 
auf den heißen Stein/) 

Herr Dr. Muss tl I Ob Sie Idiese Aktivitäten 
einen Tropren ,ClJUf den hetißen Stein nennen 
oder IlJieht: Feststeht, daß wir ,aru.ch llan Jänd­
lichen Raum läTIJgst wissen , Idaß die Ifr,eie 
Schulfahrt nicht lein Tropfen _aluf ·eiIllen heißen 
Stein ist, daß es sehr wohl für viel·e B auern , 
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für vi.eI.e bäuenliche Haush'aU·e 'aJUCh in dieser 
Frage eine echte Entlastung gibt, ob Sie es 
wol len oid er IlIicht. 

Man könnte Dutzende Dinge .. uIlId Reformen 
amführen. (Abg. Dr. M u s s i 1: Nennen Sie uns 
Dutzende!) Reden wir über die Heir.atsbeihilfe, 
HeIlr Kollege Dr. ,MU!s.sill . Das hÖfen Si'e auch 
nicht ,gerne. ader über das Scbullbuch, das ist 
auch .alLes nichts. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. M u s  s i 1.) 

Herr Dr. Muss ill ! Sie hätten Ja i(l,1le Mög­
lichke.iten ig,ehoabt, 25 Jahr.e hinduTch im. Idiieser 
RepubLik, in di·eSlem LanJd, .eine landere Politik 
zu mad1e n l  (Rufe bei der OVP: Verschwen­
dungssuch t, Wegwerfmentali tät der Regie­
rung!) Haben Sie noch nie darüher nachge­
dacht, wa,rum Sile 1 970 di,e W,ahll verloren 
haben? Das muß doch e1ruen Grund g,ehabt 
haben I (Zwischenruf des Abg. Dr. M u s s i 1.) 
R,eden wir 1975 diCllIÜ!ber, Herr Kollege Doktor 
MU'SSli,l ! 

Hohes Haus ! Mei.ne Damen unJd Herren I 
Ich Isagte 'smou, ,daß die soziaHlStiosche Politik 
im Rahmen de:s Möglichen - lauch rum Unter­
schied von der OVP-Agrlarpdlitik - di'e bäuer­
lidl,en Prodll�enten nicht im Stiche �äßt und 
ailles tut , um eirrlle ,echte Pr'Olduzent·enpreis­
eI1höhung bei v,i.elen Produkten KlurdlZutführen. 
(Abg. Helga W i e  s e r: Schön gesagtf) 

Damit will ich ,schion sch'ließen, deIlln ich 
weiß, daß j'�deT, der heute kul'!Z f,edet, 'auf alle 
Fälle, von allen KO(H�g1inl[len unld Kdlbegen, 
die ,s,ehr :r1a,sch wegkommen wO'lLen, gierade 
nirnt am neg,ativsten Ibeurteilt werden wirti. 
Wir haben j.a noch - idavOlIl bin ich über­
zeugt - bei dien kommenden Ause1nander­
s·etzungen aUe Möglichkeiten, runs ooer diese 
Probleme, im besonderen über die Agrar­
politik im Di'skuS:sionen zu eTgehen und unsere 
MeiIliu�g,en hi,er d.Clirzuleg.en. 

Ich. möchte nur ,eines sagen: Wir !Werden 
unser RJegi'eruIl!g,sprogramm ,auf Punkt und 
Beistrich. rgenau eI1fürllen. nabei wind es auch 
Fortsmnitt für di.e Bauern ian ve:mne:hJrtoo Maße 
geben l (Beifall bei der SPO.) 

Präsiident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Mode Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordl1Jeter Dr. Mo<k (OVP) : Herr Präsi­
dent ! Meine D amen und Herren I Der Herr 
Bundeska!Il711er 'hat Isich lin <seinem ;S,eridlt an 
den Nationalr,at mit 'e.iner, sow,eit ,das eben 
möglich ist, Gro1bldaI1SteUung der politischen 
Situati on im ,europädlsch"iatlanti,sdl,en Raum 
urud .im Nahen Osten ausronaJnd.ar:ges,etzt und 
tra.f auf S eiite 4 'eine durchaus bemerkenswerte 
Fest'stel'lung. Er hesdwetbt bier die innere 
Auseinandensetzung und iSelbstzerfl.eischung 

in Iorlailid .und ISpTich1 dann fo4Jenrlen Satrz 
aus : "Da offenbar Ihi·er politiJsche Autorität 
weruig v·eI1IIliay, wi,nd man sich Idarum bem,ühen 
müs·sen, Jene mOIiaJHsch'e Kraft lin noch stär­
kerem Maße zu lIIlobi'lislieren, IeH,e hier :aJ1lein 
unld letzten Endes Macht über die MeIl1'schlen 
gewioIlI1len kann ." 

Ich teile Ihr.e AluffalS'SUIIlg , Herr lBIundes­
�anZ'ler, vollumfän'g'lich. Ich Ig,�atill>e einfach., 
daß bei der notweIlidigen Behandlung tages­
aktllrell er oder 'ClJuch j alhresaJktueUer ProMame 
für mich zumindest überhaupt kein Zweif.el 
b:�steiht, daß ein.e gan1le Reihe großer Fr,aJg:en, 
die auch auf UIlIS Qsbeneicber in iUlILSerem 
kLein,en Land .zrukommen, nur darun 'bewä'ltl!gt 
wer:d e n  könnoen, wenn wiT 'Zu einer g,ewi,ss'eIl 
moralischen Wideraufrüstung finden. Ich stelle 
da·s auch unter '<:lern Ri!si!ko fes,t, daß es herute 
j1a s dlick ist, vi.eHeicht so ·etw.as mit dem 
W'ort "mor:aliISlier·en" albzuqua'1ifizi'er·en. 

Ich ,glaube einfach, daß dClJS B ekoenntnis unld 
atUch dile Pr,aX'ils !der Grundlsätzre der Tol.eT�, 
des Re.spekts vor der meruschlichen PefisönLich­
keit, der Anerk,ennung ,ihrer Einzigartigkeit, 
der N otw.endi'gkeit kier Ubemaihme von Ver­
antwoTtung, dies Einsatzes rur den ,amdJeren, 
von Solildarität lIDS neue Impulse 19'eben muß 
für unser,e !innere Entwlick:lung, aber auch Im­
pulse Igeben muß für di.e Au'S,einamtde,ps·etrzung 
mit den Ideologien der Intoleranz, der Unfrei­
heit, der Mißachturug :der ,Menschen'WÜirlde. 

Der materi1elle FortJschritt ilst eben 'ZUIWenig 
für den 'echten FortschTitt der MensdIDeit. So 
vefist,ehe ich auch dieSle AussaJge. Es 1st eitgent­
lich für Idi,e Demokr.atien des W,estens be­
schämend, daß dieser Appel'l nach moraHsch.en 
Maximen gerade von jenen am klarsten aus­
gesproch1en wind, näml!ich von einem 
SollschJeni�yn, von leinem W:ladimir Maximow, 
die aus der KäUe der Intol'eI1anrz 'Und kLer Un­
freihei t kommen. 

Ich mödlte , Herr BurudaskJanz,ler, mit einer 
aIllSchili eßenden , W1ie lich vLelleidlt sagen 
möchte, konstruktiv-kritischen Analyse diese 
Identität der Ansic:ht in keiIller Weiste 'über­
decken oder mindern UIlid möchte folgendes 
voraIUiStsc:hick·en zu ,Ihrer ,außenpoUti'sc:hen Tour 
d "hO'rizon : Ich halte das Gespräch �w.ilsmen 

Staaten UM Regi.eruiligen, ganz gleich lWelrner 
ideologischen Provenienz, für unbedingt not­
wenld1g im Sinne !Und mit dem Ziel .ei:ruer 
real'i,st1smen, pr.akHschen EntspiannUIlgtspolitik. 
Hi'er 'gilt ,es , da,s Ig,es.an1f.e Potentiali einer 'staat­
lichen R,egi.eflUng 'einzrusetzen. D.as &st unJs raIllles 
selhstverstänldlJich. Ich halte darüber hinaus 
die Toleranz vor amde'f,en Ideolog1en ,auch 
für einen Grundsatz, ldJer 'UiIlIS, 191aub.e ic:h, 
gemeinsam ]st. 

73 1 
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Alber ich frage mim nun dom, Herr Burudes­
�amZ'lier , wie es zu verstehen ist, daß Sie, 
der Si'e immer wi'e1der EI1.kJlärung'en abgeben, 
dJie .eine !Sehr kla:re Di,si'a.nzieruIlIQ vom Kom­
muniSlIIlfUs bedeut.en sollen, pd�iti'sme ZUJSClIIIl­
IIlIenaI1heit mit P.ersÖlllic'hlk!eiten p'r.a!ktJitZ.ier.en 
und pflegen, die dies·e Difstanzierung a;bllehnen, 
ja di-e tdi,e organitSierte Koop er.ation pI'lakti­
Z1ier,en . 

Ich darf aJIl den ,Besuch des französi,schen 
S�'a'li.sterufÜ1hrers MiUerraJI1ld. ermn,ern, der 
doch ian BI1ÜJhj ahr 1972, wenn ich mich richtig 
erinnere, .ein -gemeinsames pOiliti!Sch'eLS Pro­
gramm mit dem KommunisteDJfÜlhrer Georges 
Ma'rchais ,ausgearbeitet ihat ltbIlld sich ,geburuden 
bat. 

Ich da'ff an Lhr.e AUlSsa'g,e _anläßlich Ihr-es 
Besuches in den ,af.ah�schen Staaten erinnern, 

wo Sie von einer engen Kooperation der 
SQzi-a'l�tischen Parte:i m1t Ider ,sozialiJstilschen 
Einh'eitspartai Ägyptens 9,esprochen halben. 

Ich dJar-f 'Sie dar.atIl 'erinneliIl, Id'aß ,selbst poli­
tilsche P,ersönlidrkeiten wie J,ean Jaques 
Servan-Schreiher - unJd. di'e weroen glel.egent­
Hch ,a'l,s ltber.al-linkts oder <linikis-demok'I'.a:t�sch 
eingestuft - dieses Ihr Verhalten sehr scharf 
kritisiert haben. Er hat damals gesagt - das 
war an Ihr-e Aldr,es-s'e geridüet -: "Si·e ICIJSsen 
es an Haltung" - Idas i!St eine lS·ehr iharte 
Ausslage ! ; 'ich 'Ziitiere , Herr Bundeskan�le,r -
".und ,an Moral fehlen, wenn Sie dij-ese Kon­
fusion" zwi.schen demokir.aUschem Soziailismus 
und Komm-uni'SIDUIS , ,'llinter-siJützen" . 

So könnt·e man di'ese Zitate Ifor,ts-etz-en. 

Sie ,selbst ha:ben cmläßIlim der Konfertenz 
der Soz,iaHstiJsch.en 'InternaUonale hier :in Wtien 
f,est9lesteNt, daß das ke'ine Idenbifikatlon be­
deute. Herr BUJnides�an'zl'er ! W'als li'II1JI1er es 
bedeutet:  Sie schaff,en damit deill EinldJ:ruck 
eines '9'ewislSen ideolagilscblen Opportunismus. 

Ich behaupte nicht einmal, daß Sie dias in 
irgenJd,einer WeLse absichtlich mach.e!ll , _aIber ein 
Regie,J'ungrsch-ef leiner demokratischen Republik 
muß nicht nur, W.aJS Si-e immer wdeder tun, .g,anrz 
klar Jede Kol'lus·ion mit autoritären pollitli,schen 
Bewegung,en ab!l,ehnen, :sondern ,er lIIluß 
darüber hinaus anlch ISO agn,er'Em , daß j edles 
Mißver.stänldnis von vornherein aUls.g.e­
schloss.en ist. (Beifall bei der OVP.) 

Her,r Bunde-skanzl·er!  Es heißt in Ihrem Pro­
gramm: "Zwi'smen SOZIilalismus und Dik,tatur 
giJbt es kenne Gemeinschlaft."  

Ich nehme dies-es ,ß·ekenntnilS des polHlilSchen 
Gegnel'iS ernst , denn es ha'ben genug 
Sozi.aUst,en für Idi,es·etS Bek!enntnis mit mehr ,alls 
mit Worten Iglelitten . Umso bedauerlicher !iJst 
es, wenn Sie sich in einer etwas opportunisti-

sehen. Art immer Wli-ooer mit Politikern 
a!ssoziLeren, die Iden Ve.roacht aufkommen 
l,as,sen, daß Si-e in der Praxi-s , W-eUlIl es tagtes­
politism taktisch nützliCh ist, sehr wohl auch 
VeI1stänldnis für diese ip01itisdLen Kräfte 
halben. D.as wollte im ,sehr ,in Iden Vordergrund 
st,enen. 

Herr !Buoo-esk,an'Zlerl W1r wo}'1en eine 
Außenpolitik, die ohne jeden Zweifel und ohne 
j eden Schatten Außenpolitik eines immer­
während neutralen Staates und eines freien 
Stla'ates des W-es·teru; 'i,st. Wir woHen einen 
RJegierungschef, der sieh UiIl laUen seinen Hand­
lungen - und die FunJktionen des Parten­
obmanns der SPO und des Bundeskanzlers 
süld nun :einmal in der Offentlidllkett nicht vooll 
zu tr-ennen - aum laIs P.a'I1te.iobmarun g.emäß 
diesen Normen in j eder Hinsimt aufführt 
und nimt den g-eriIlig,sten Schatten lauf seiner 
klar,en POsfitJion ;g,egenüber linlk.5!autoritäten 
ode,r rechtsa11Jtoritär-en St'1'ömuIlIg1en :auf­
kommen Jäßt. 

Herr Buruies'kanzler! J·ede 'hi,stor,i,sche 
Epoche hat ilhr·e Opportunismoo . Das wiJssen 
Sie auf Gl'Iunrl Ihres Lteben!Sla'lteTS vilelleicht 
besser .altS ich. EinIIlJa\1 wrur.den naCh I1echts 
Foeh!ler g-emamt UlI1d das andere Mall nach 
I:inks. Wir wüI1den ,es sehr ;begrußen, w-enn 1n 
Hinkunft ,solchle politi'scben EntsCheidungen, 
HandlUIlig-en und Vorg,anJgs!W.eüsen. ausge­
schrloSisen WlÜnden, Idlie Iden ö'steneic.hitschen 
BundeiSk'aifiZiler in ein'em falsch-en paliHschen 
Dicht -erscheinen llas-s.en. 

M,eirue Damen und HerI1en I Nun zu lElini9loo 
Bemerkiungen, die heute hi,er Igefalilen .siOO. 
Es wind zw,ar ,immer d-er Wunsch g'eäuße,rt, 
daß man in einen D.ilalOig ,eintritt, lalb.er 'es ,1st 
gSI'eIg·entlich n'imt mögl1ch, 'Wieill di'e hetref­

f,em:J..en KOIHegen nlicht lher:iIliIlJetIl sind. Ich werde 
mich ganz kurz halten. 

KolLege ZemiIlig·er hat ,gemeint, die OVP 
habe ohnehilIl dauer-nd den Weg rur EWG 
verhindert. Ich bin üherZlet1ig,t : der K6Ueg,e 
ZeiJJ11Il1Qer hat -das ,als takbi1sche AUIS's1lig,e g,e­
wertet , denn es 'gehört dazu, Idaß er, nadlJd.em 
er Is-ehr he.fUg di.e Politik der Bunde,sr,egi1erung 
ganz ruach linkJs hinÜ'ber kritJi'siert hat, ,auch 
eine in d1e ,Mttte hinein 1geben muß. Das \ist 
nun einmal die T,aktiGc. (Zustimmung bei der 
OVP.) Aber leider ·eben illur T,aktik. GlanIb­
haft i'st .d1liS nicht tgianz besonders. (Ruf bei der 
OVP: Niedermüller!) 

Wenn ich da.r.cm eriillner·e, daß der heutige 
Herr Aruß.enminilSter lang,e Z.eit und oft mit 
beamblichen Ar-g-umenten vor einer über­
hasteten Vorg.alIlgsw€'i.se 'in Ilichtung EWG 
g.ewamt ihlat urud trotz.dem -bei j edem Budget­
kapital Äußeres die Unterstützung der freiheit-
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lichen Fraktion heikOlIIllIDen hiat, ISO Imnn man 
dilese Feststellung wohl nicht sehr lernst neh­
men. Da man dem Kapitel Äußeres sogar die 
z.ustimmung g·egeben hat, obwohl der Her.r 
A:bgeoI1dnete Scrm:zi 'erkllärrt hat, wa'S sich in 
Kärnten und an Bela:stuIlIg für IUIlISeJie ·außen­
po�i,tischen Bezile'oorug'en 'entwickJelt hat, sei 
ein .auß·enpolHischer Skarudall, .],st ·es k!eiln Wun­
der, daß man auch in der EWG-Fr.age anldiens 
vorg·eht. Alber Idas nur 91aruz kurz 'als AntJwort 
dazu. 

Der HeIlr AbgeoI1dnete He'i:nidtl hat sich 

- daJs .ist natürlich Iseine V,eI:pnichtung - sehr 
redlich bemüht, die BunldeS':rteg�erung ZlU ver­
t eid ig·en.  M1l!Il hat j'a leim. g·ew1ils's,eIs Verstänrl­
ruis und em MLtg,efÜlhl �ür di<e so�i.,a'1IistitSchen 
�ollegen, ;wehl rs:i'e !S'ich dalbei Illatürlich s<ehr 
schwer tun. (Zwischenruf.) Das 1st g,anz natür­

Lich. Wenn ,eine OVP-Regli.eruDJg <eine ,solche 
Polibik machen wtiIide, würtde man tsich !Selbst 
a·uch sethr schiwer tUlIl. Dals li,st völhg kla>r. 

Es hieß, wir tr,eiJben di·e Bevölk<erunrg 'in eine 
Psychos·e. Herr A:bgeO'l1dneter Heindl : Dile Be­
handlung der Inflation und di,e Kritik an der 
Inflati on !in der Offentlichke1t ist ,ein. In­
stmllffient im der Lnnenpoli'tJik, um die In­
flal1ioIllspdlitiik. 'Zurücktzud.räJ:ruglen und aoou­
schwächen. Das muß ich Ihnen leider sagen. -
Sie :schüHeln 'Clten Kopf. Ich ,w.1eldleIiho}:e nur 
eine Fest'Steli�ung (Zwischenruf), d�e !Schon vor 
einLg'oo J.ahren g,etroffen wunde, nur eben von 
der lS'oziaHstJi1schen Arlb e iterkiammerf.r,akttion im 
Jahre 1 970. Das ist das Pech ! (Beifall bei der 
OVP.) Da darJ man vor.her [lJicht den Kop! 
schütteln. 

Ich t-eiJl<e reHe Auff.as 'SluIlIg der s'OzialilStischen 
Kammerräte vom Jahr e 1 970 , das w,ar hlalt nUT 
gegenüber der OVP-Regierung. (Zwischenrufe 
bei der SPO.) 

Was die Bevölkierrurug lin SOIg·e hillleintr.e!i,bt, 
da·s ist die Politik Ihr,er Regierung , d.as sind 
60 MiHia·I1den Sba'absv·eT,schuildung, das sirud 
9,7 Pr.oz.ent Innation, da1s ist dars Vieiisprechen 
jed<es J.alhr : Wlir stabilisiler·en ohruerhlin dCllU­
erJlJd ! ,  wi,e .e·s ider Herr ,Finanrz:rnlimster immer 
wieder verkündet. 

Aber j edes Jahr wird die Inflation größer 
(Zwischenruf) : 4,4 ProZient .im J,ahre 1 970, 
4,7 Prozent 1 97 1 , 6,3 Prozent 1 972, 7,6 Prozent 
1973. Da·s 'sind di'e Markts tem'e Isozilai]ilstismer 
Wirtsch:af.bspollitik ! Das beunruhigt di,e Men­
schen,  und daher 'I1eagilepen sie so bei v·er­
schiedenen Wahlen. (Bundesminister Doktor 
A n  d r 0 s c  h: Wien!) Darüber we'rden Sie sich 
zumindest 1nt·ern 'I1och Geda:ruken mach'en 
müssen. 

rwen. Das wiI1d Ihnen tang ailis T.rost diooen 
müs5Jen, kann ich IlhDJen versichern, wrenn Si,e 
semst ruichrts anidere·s mehr zu zitieren halben. 
.A!ber wenn Si·e sich Idamit beruhigen, k.ann es 
uns nur recht ,s'ein. Wir Wiemen j edenfaLLs 
den oberÖlsterreichi'schen, SaLZ/burg.er, Tirol,er 
Weg und den Wleg mam.cher Betri·ebsratJs­
w,arhlen 'W·eitergehten. DaJ1auf können Sde sich 
verl assen. (Zwischenruf bei der OVP.) 

M·eine Damen und Herrenl Es wurden heute 
notWleooilg.erweise immer w.i,ecl.er Idi,e In­
flatioll'S'auSlWirlmngen schon im Detaill beihan­
de'lt, ähre BedeutJung �ür tdi,e änmeren Bevöl­
kerung.5'sdllichten , ihTe BooeutUIllQ für die Wirt­
schalt. (Ruf des Abg. Dr. T u  1 1.) Ich möchte 
mrlch daher mit einritg,en .gruIlldisätzllich·en .Aus­
wirkiU!Ilg'en , mit g eseUschaJftspdlitiJsch'en Fol­
g·erulligen he�alssen. - Herr Ahg·eorrlneter 
Tulll  Ich we'iß ;schon : .aus Ihrer "Frosch­
per,spektiv,e" sileht das etwas ,anders .autS. Ich 
muß das Wort heute wieJdeJiholeJIl, wenn Sie 
,,0 Je" sag,en. (Beifall bei der avp.) Aber Gott 
s·ei Dank h�ben w.ir frei·e R'edemöglichk.eit, 
auch wenn Ihnen Idas n'icht angenehm i'st. 
(Abg. S k r i t e k: Ein bißch.en weniger Uber­
heblichkeit! Das is t präpotent!) 

Erstens mödlte ich. daftauf veI1weisen, daß 
di!e InflaUon (Abg. S k r i t e k: Da ist nicht 
wenig Präpotenz in Ihren Worten! Uber1egen 
Sie sich auch. ein bissel, was Sie sagen!) einmall 
sozial ,desintegr1erenid d,st. Si,e 'Schafft lIleue 
Spannungen. (Ruf des Abg. W i 1 1  e.) Jawohl, 

Herr Abg.eoI1dneter WiHe : nicht ,ZUlSlaIIllIIlen, 
sondern .alliselinanider Igeht ,es leider! Jeder jagt 
jeden. Es werden neue soziale Gräben wieder 
aufgerissen. 

Aber sie ist nicht nur sozial des integrierend 
zwischen den ver,schiedenen ,sozi,alen GI'uppen, 
wo doch die Inflation hei dem einz.elnen den 
Eindruck schafft: l{jan.tm hat ,er leine Einkam­
mens erhöhurug , 1st 'sü,e ISchO!Il w.i'edler durch diie 
inflationäre Entw.ick'luIlIg, durch ai'e Steuer­
bewerQ1UlIlg we·g. Und 'er setzt Ischon ,Wlied.er zur 
nächsten �unde im EinkommenS'kJampf an. Sc 
jlagt j,eder jed·en in immer küftze.ren Z.eit­
räumen, in im!mer eng,Cltg'i<erterer Wieilse. Das 1st 
gen.au der W'eg, Herr BUnJdes�al1Zller - Ihre 
Anw,es enthreit war j a  nur s·ellr kUI1Z, glaube 
ich -, Iden Deutsch'1aml g,e9lam.g,en ist und den 
auch ·wfir in Usteneich gehen. 

Die Inflation wirkt 'so7ihrl d.esintegrierenid 
auch zwi'sthen iden Generationen. Eine neue 
Art des Altensko!Ilfliktes, meine Damen 'lLIld 
Herren ! Bekanntlich tba'ben ,di,e älteren Men­
schen rel·ativ mehr Barvermögen, weil sie für 
die J.ahre des Alters spar,en, Isd·e wer.den daher 

Der Hepr Finanzminilster hat behlebt, mir härter getrofien als d1e j Ülligellen M,enschen. 
von der Regli.el7tlI1ig'sb ank aus "Wien" 'Zuzu- Auch hlier ein besonider,s gru.nJd:sä�icher 
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Aspekt: Dile Innation ·brinlgt wegen UnDe5 ·sozial 
desintegrierenden Effekts natürlich auch die 
Soz-iallp artnel1schaft unter e1ine immer größer·e 
Belastung. Wie ich einma!l hier Igesagt hahe: 
Nicht die Diskusslion über di,e S021Lalp.artner­
sch.aft, Herr ·Prä,sitd,ent Beny'a, so.nd·em die In­
flation belas·tet Idiese Einrichrung, zu der JeideT 
verantwortliche Ost'erroeicher grunidsätdich nur 
positiv steh'en 'kIanlll. Wenn dJi,ese FinlanzpolitJik 
und WirtlschaJftlspoliitik Ibeibehalten rwi,rtd , wird 
m it ader ohne Weiterentwicklurug die SO'7Ji,al­
partner,smaft li.n Brüchle !g,ehren. 

Des.integr1er.enld wirkt Idi1e Inflation ,auch dm 
Hinblick aruf unser 'besonderes AruH.egen der 
weitel"en Eigentums:bHd!Ung, vor alilem in 
ArbeitneihJmerhanJd. Derun der, de,r spart, um 
Slich mehr mg·entum ,anschaffen zu ikönnen, 
wird viel ,stä,rk'er getroff,en 'auf Grund des 
Gelld.:wler,tverf,a1ls ,al,s jlener, der bereits Sach­
wert,e beslitzt. A1·so auch Jbi,er ,eine desinte­
gI1ier-enlde Funktion. 

Wenn .ich von der des'integrier,end'en Funk­
tion 'spr-eche, so .gIilt  es dies, meirne Damen unrl. 
Her.ren, -auch ,am BeLspiel Europ!as :zu :ze�g·en. 
Die AuswiI1kung,en der IsoziatUsUschen Wirt­
schaftspo1inik in iden v,er,srn.'iedenen euro­
päi'sch.en LändeI1Il war.en 's'ich,eI1lich ein Brems­
el'ernent im Integ'I1atJiorusproz,eß. Seitdem in den 
europäilSch,en Staaten übenwiegend ,sozialisti­
sche Regierungschefs an die Verantwortung 
gekommen ,Slind urud eine ·sozilaJbilst1sche Wirt­
s chaJftspoliNk praikUzi,ert 'haben, kam -es zu 

jlenen w.irtlschaf.tbimen !UIlld ,sozi1crlren Engeb­
nissen, di,e den Integr,afioIllsimpuls abge­
schwächt und sogar rückgängig gemacht 
hla:ben . (Abg. C z e r  n e  t z: Die stärkste 
Bremse war de Gaulle, vergessen Sie das 
nicht!) Herr A!bgeo:ndneter Cz'emetz! Ich w-erdte 
Ihnen etw,as .sag,en : Ich kann TIlIich auch aus­
führli cher damit rbteschäf.tLgen. Es gibt meiner 
Auf.fassung IlIach dnei Elemente . . .  (Zwischen­
rufe bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter! Bedanken Sie siich heim 
kbgeor.dneten Cz'ernetz. Er hat ,ein Anrecht 
auf meine Stellungnahme. Ich nehme seinen 
Zwilschennuf nicht mit einer Handbewegun:g 
abwertend zur Kenntni,s. 

Es gibt rdr.ei Momente, von denen lieh glaubte, 
daß 'sti,e ,auf den Int'e;grationsproz·eß ,entsch,e;i­

derud bremsend uIlld teilweise 50'l1Us.ag-en 
r,egressiv ,gew.irkt haben : Bin gewIsses 
Wi1ooer,erstarken des NationaTfsm.!UIS, auch von 

dteser Seite her, die Sie genannt haben. (Abg . 
C z e r n e  t Z :  Nicht auch, sondern zuerstJ) Von 

mir aus zuerst, atber es 19aJb ,da.s ,auch Ln 
a'IlIder'en Ländern. WeiteT: Die Auswirkungen 
der lSo71iIaHst�sch'en Wi'l'tsch'aftsp olitik urud ,auch 

des ideologischen Opporturu,smus eines Br,andt 

gegenüber dem Kommun�smus !Und den Ost­
staJaben. (Beifall bei der OVP.) Dies·e d:r:ei 
Momente blahen br,ems enld gewirkt. 

Herr Abg·eoroneter Cz-e rn etrl , €llilIlil1ern Sie 
slich .an drl·e Einsmränkun'gen (Abg. C z e r­
n e  t Z: Der ganze Westen, die ganze EWG, 
die ganze NATO haben die Entspannungs­
politik Brandts unterstütz tI) Kies K.apital­
m'arktes vor 'zwei JaJhJ1en, lan die Einsch'Tän­
rolligen vor.übe,rgeihend,er NatuT im Agrar­
markt, 'an idie neuerlichen Ei.filsch.ränJk:ung.en 
im HaIlldel:sverkeihr, vor aUem in Italien unld 
DänemaTk. Und waI1um? Weil di,e Währungen 
durcheiIllandeDg,ekommen :s\inid , lWeH das ,aU es 
eben auch EI1gebrui'Sise der ,sozialistischen Wirt­
schaHspoUtik sirnd. Unld Bl"amJdt, Hem Abgte­
oI1dneter Czern,et'l, 1st nicht ,an Gui'll,aume ge­
scheitert, sondern BIiandt ilst am SoziaHsmus 
gescheitert, an den Miß'erfolgen. -Das muß doch 
einma'l off,en ges;agt werden . (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr .A!bgeondneter CzernetJz! SOI!'l ich Ihn en 
Vli,elleicht von Ihrem früher'en P,arteUr-eurud 
Schi.Iler die Statements iUIIlld ErkJärungen vor­
}·eSlen? WaTum hat denn BundesikJanzJ·er 
Schmidt versucht, lSeine ,POIlititk Z!U ändern? 
Broandt ist gescheit>ert ,an s,einer Wirtschafts­
politik, er ilS·t gescheitert lan seti.ner Bildungs­
politik, ,er irst ,gesmedtert ,am Sozi'aHsmll1s, weil 
der Sozialismus keIn Maß kerunt. Er hehauptet 
ja,  alles ist machbar, und dann kann er nicht 
einmal das NotweIlldilg,e machen. Das hiat s.ich 
auch in der Bundes'r.epubLik gez,eigt. (Beifall 
bei der OVP.) 

kbschheßend, meine Damen und Henen : 
Vor kurzem konnte man in d;er Z·eitUlllg [esen, 
daß Ministerprä's ident Pialme ·erkl'ärt hahe, in 
Schweden komme Idile Inflation j-a auch von 
außen, von -D eu tschlanld , von Eng.lanJd, von 
Italien, von Belgi·en. UIlId vor Ic.ur!z,em Ihat der 
hol.ländilsche MinLsterp.räslildlent den Uyl die 
gI·ei che Eriklälf.Ung lahgegeben, :dli'e Inflation in 
seinem l.iand kOlII1IIlJe von Deutschlland, von 
Eng'l,arud, von Schwed;en. Wenn Bra·nJdt das 
gleich.e erklärt ha·t und 'Wenn der Herr Burud·es­
kanZll'er immer wieder erklärt, die InflatiOlIl 
bei uns lmmme von Deutschland, von Schwe­
den,  von Holland, von ErugLanld, dann i'st das 
wirklich eine sozLaJJisHschl8 Infl.ations-Ges. 
m. b. H, muß Jen. is:agen. 111g,entdwo muß '8S j.a 
anf,angen. (Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Ich m öchte mlich hier nicht noch weiter ver­
breiten, meine Damen und Herren! Ein wei­
terer gnundsätZilicher Aspekt, Herr Ahg'eoIld­
net,er Weilsz (Abg. W e i s  z: Machen Sie ruhig 
weiter!) : Inflation ist p'la.ruurugsf'eindMch. Wo 
bleiben di,e großen VertsprechuI1J9'en des 
sozlialistd'schen Wli,rtsmaftsprogramms auf 
la,rugfristig:e Planung? Jetzt ih·at man wieder die 
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größt-en SchwieIligk'e1ten, JlIachdem man nach Noch ein 1,e1Jzter Punkt. meine Damen und 
länglerer Zeit zuminldest eine B udgetvo raus- Herr·em : 
schau wieder im Beirat probiert. Wir wer­
d en s,ehen. was das engibt. 

Inflabion föIldert natünhlch aum iden Zug,riff 
d es  Staates dn jeder Hinsicht. die Vers,taal­
lidlUDJg rund VergleseIlschaftuIlJg. Denn zuer,st 
betr,eibt man Inflation. ·damn kommt es zur 
Spekiul.ation filit Sachwerten. �m Beispiel mdt 
Grund l1Lnld Baden,  und :d:arun ver,}angt man 
besonldere Ent-e.iJgnuIlJ91slIDöglicflk.eite:n und 
sch'peit : Halbet den Di·eb ! AUSlg'e�öst wi'Td die 
Speku'labioIlJsmöglichkeit in ,e.inem lentschei­
denden .ÄJusmaß vor allem ·auch durch 
samalisti,sche WirtschaftJspolitik. (Neuerlicher 
Beifall bei der avp.) 

Noch ,eine kUlize Bemerkung zur Fest­
steHung des Herrn HUnideskanz.J'ers , man 
müSise j,a d1e Vollbeschäftigung blalten , und 
man weI1de ni'e staJbHisli,erten iUIIl ,den ,P.rei,s 
der VdHbeschäftigl1mg od·er de,s wirtschaft­
�ich'en W,achstums . 

Im Jahre 1969 .gab ,es Prei,Sosteilgenungoen von 
3,1 Prozent, ·eine W,achstumsnate von 6.1 Pro­
zent. 1973 'gilbt eIS Pre'isst'eigerungen lim. der 
Höhe von 7.6 PrOIZent Qind ,ein Wachstum des 
Bruttonationalprodukts von 5,5 Prozent. Das 
ist ein 'gLatter zahilenmäßä:ger WiJd-eTISpruch ZIU 
den AUissag,en des Herrn Bunld·e.skanzlers. 

Und übni,gens : Wer hat idenn von der not­
wendiglen Al'heits'losiJgkleit gesprochen? Wer 
hiat denn Ziffern 'g'ßllIannt? Die S07Jialisten 
IGenner ,und Ausch IllJa:ben Isi e  gtßnannt. DaJS 
muß auch ,einlffiCliI hier 'im Parl ament fest­
geha!ltl8n wenden (Beifall bei der aVp), wäh­
renld kein >8LllIvig,er entsmeiJderuder Politiker 
der Vo'lk'spar:tei nicht vertl·aIll9t h at,  daß man 
Sta'biHsierung und VoHbeschäf1Ji'gtlng lim .glei­
chen Ausmaß verrwirtklicht. 

Was nun die PreiJsr,eg,el:u� antbel antgt. darf 
ich Sie danan ,eI1innern, meine Damen 'llnld 
Herren : 1m J,ah:re 197 1 hat d1e Volkispartei 
einer Noveltli-erung des § 3 a des Preis­
regelungsges-etzes zugestimmt. Wir haben 
1 972 gemeinsam 'ein Prei-sbestimrnungsgesetz 
beschlossen. Wir haben 1 973 gemeilllSam eine 
Novellierung des Prei1s'bestimmungsgesetz:es 
beschlossen. Sie haben ja das Instrument er­
halten! Wo blieb denn der Ein.s,atz dies-er 
Instrumente? Wo bMeaen denn die Auswirkun­
gen der Instrumente? Herr Albgeondneter 
Beny,a, ,dia gibt es kein Kopfismriittffin ! Wo 
bli:eb denn Id,as ,  H-err Abg-·eordneter Hofstetter? 
Stimmt das, w,a's liCh ,geslaJgt h abe oder nicht? 
(Rufe bei der SP.tJ: Nein!) Wi,r halben daJS 
g·emeinsam hes&loslsen ! Sie haben das Instru­
ment erhalten, .arbeiten Sie dami:t. m.achen Sie 
Politik d amit!  (Beifall bei der avp.) 

Es wäre für den Herrn Bundeskanzler bes-
S'er, wenn 'er in 1,etzter Z'eit nicht irrnmer so 
viele Dinge zugleich machen würde. er würde 
sich dann manche Enttäuschung ersparen. Aber 
das ist nicht meine Sorge. sondern eher die 
Sorge des Herrn Bundeskanzlers. 

Der Herr Bunrleskanzler belttebte in ·einem 
Be:r,eich. in dem dilets,e Regierung }a auch die 
"hestvoohereiltete" rw.ar, ,nfuru1idl im Bereich 
der Vel1w,altlU11lgsr,eform, !in dem heute 
eI1smi,en,enen Nachnichtenmag,azin " profili" f.est­
zusteHen : 

"Wenn ma,n für .die Lehr,er Ver:waltungs­
posten einsp.aren könnt,e. wä.r.e ich Is'ehr dank­

bar. Aber jedes neue Gesetz , das das Parlament 
besdllUeßt. bnirugt der VerWial1mng neue Auf­
gahen. Ich wäre lauch ,sehr dankbar, werun zum 
Beispiel die vom OAAB beherr:schte Gewerik­
schlaft ,des öff.entl.ichen Dienstes mir konstruk­
tive Vor·sch:lä.ge machen würd'e. wie ich Ver­
w.altungsposten einsparen könnte. Ich wäre 
den Her,r,en für dies,en Akt der M:itbestimmung. 
sie wollen j a  sonst immer mitreden. außer­
ordentliffi dankbar." Der Herr Bundeskanzler 
l'st also wirkliffi außerordentlich dankbar. 

Ich darf ihn erstens daran e ri nnern : Hier hat 
er in ,ein.em Bericht. den er d.em Nationalrat 
übeI'sandt hat, eine ganz,e Reihe von Vor­
schlälgen. die b�s heute nicht v,erwirkl,iffit sind. 
Der Herr Bundeskanzler hat am 22. April 
1 97 1  dem Nationalrat mitgete:itlt. daß dietSe 
Reformmaßnahmen der Re,g.ileruIlJg Klaus "be­
achtliche Hinweise" ·enthalten , "die bei den 
Vorstellungen, die die im Amt befindlid1.-e 
Bundesre.gierung über das Sachgebiet hat. mit­
berücksichtigt werden sollen" . 

Bis heute habe ich .davon nichts bemerkt. 

"Die Bundesregierung w ird ihre eigenen 
Vorstellungen zu diesem Thema zum Gegen­
stand eines besonderen Berichtes machen."  

Bis  h-eute habe ich nichts davon bemerkt. 
Schall und Rauch so wie b ei der StCl!bili­
sierungspolitik ullid in vielen anderen Be­
reichen. meine Damen und Herren. 

W,enn der Herr Bundeskanzler wissen wHlI •.  

wie man trotz Erhöhung der Lehrerdienst­
posten Geld einspart, so braucht ,er s ich nur 
die Seiten 1 1 ,  10  un.d 8 des Berichtes vom 
Deztemher 1970 aufzuschlag,en. Dort �st dJi,e Sen­
kUIlJg der Bundesdienstposten in j edem Jahr 
genau .ang.eführt - beginnend mit 1967 -

von über 278.000 aJUf etwa 277 .000 und auf 
rund 273.000, und zwar bei gleichzeitiger An­
hebung der Lehrerdienstposten um 1 300. Aber 
es ist daJs aUe Prinzip des Herrn Bundes-
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kanzlers : Es ist ja alles so kompliziert, die 
Offentlichkeit versteht das nicht ; wenn ich nur 
eine Hehauptung lin .die Offentllichke:it stelle 
- ich wend'e schon Leichbgläubi'g.e finden . 

Ich werde auch dem Herrn Bundeskanzler 
gerne eine Broschüre zur VeTlfüguIlg stellen, 
die wir anläßlich des Bundestages des 
Arbeit-er- und AngesteHtenbunldes am 5. April 
mit dem 1iit�1 "Verwaltung-sreform in Oster­
reich" herausgegeben haben. Da seinen 
1400 Experten anscheinend nichts mehr ein­
fällt, sonst hätte er uns ja nicht gefragt, stellen 
wir ihm diese Unterlage sehr gexne zur Ver­
fügung . (Beifall bei der OVP.) 

Ich wäre Lhnen, Herr Bumldesmini'5ter, dank­
bar, wenn Sie dem Herrn BunJdes:kanzler da.s 
zukommen lassen würden. (Der Redner 
überreicht dem auf der Regierungsbank sitzen­
den Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs die vorhin 
erwähnte Broschüre. - Zwischenruf des Abg. 
B I e c h a.) Di·e V,el1WaH'1.1I1lg:ST-efo:nmkommüs.sion 

(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
B I  e c h a.) Ich 'W-eiß ,sehlem, Herr Ahg.eordneteT 

Bl-echa, oft besteht llIl1r mehr d1e MögJichikeit, 
sich hieT flter.innen Ilächerlrich Z'U marn.en. 
(Demonstrativer Beifall bei der SPO .) Andere 
Argumente ha'ben Si,e micht meihr 1JUr Ver­
rügUIlJg. - Aber uns -geht es fUlIIl die Inter­
elSis en des Steuerzalhil,eI's und des StJaat'es runJd. 
um -eine moderne Politik ! (Zustimmung bei der 
OVP.) Aber ein/en gewis!s.en GaLgenhumor gle­
-stehe tich IhIllen }a OIhnewei,terls noch 7;U. 

Es gibt nun noch eine ganz-e Reihe von 
ander-en Beispielen, meine Damen 'llIld Herren. 
Vor kUT'Z'ern hat de,r Herr BU1lJdeskaruz�-er einen 
neuen St'aatsrS,ekretär ,all'g.ekrii:ndigt. (Auf den 
Platz des Bundeskanzlers auf der Regierungs­
bank wird ein Aktenkonvolut gelegt. - Rufe 
bei der OVP: Er kommt! - Rufe bei der SPO: 
Nicht der Staatssekretär, sondern er selbst 
kommt! - Bundeskanzler Dr. K r  e i  8 k Y be­
tri tt den Saal und nimmt auf der Regierungs­
bank Platz. - Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar W e i  h s 
überreicht dem Bundeskanzler die ihm vom 
Redner übergebene Broschüre.) Ich irr-eue mich 
außerOIldentlich über Ihr EI'sme.inen . (Bundes­
kanzler Dr. K r  e i s  k y: Ich komme mich be­
danken!) Herr BunldetSkanzler ! Ich halbe mir 
er}auib,t , so wi,e der KoUege Ramleutner, aueh 
eine BrosrnÜ're , und Zw.aT betr-eff.end di,e Vier­
w:a-lbuIllglSTefornn, zou überreichen. (Bundes­
kanzler Dr. K r e i s  k y, dem Redner die Hand 
schüttelnd: Ich danke vielmals!) Das im Sinne 
e,iner koopoemtiv-konstrukbiy.en HaJltuilig . 

Herr BundeskJaruz'ler ! Am dem Gebiet der 
Verwaltungsreform haben Sie eine neue 

Uher.liaschung - jetlzt ist es keine Uber­
ra'SrnuIlJg .mehr - par_at mit ,einern neuen 
Staatssekretär, diesmal für Raumordnung und 
Berg'bauern-FI'alg-en. - Beziiylich !der drei 
Sta:ats-se�retä:re: Jle .läIlJg'er einer ·im Amt ,ist, 
desto ,ruilÜlger wind es /Um lihn, vor allem Wlas 
den Staatsseklletär Dr. V.es-elSiky betniff,t. kber 
kost-en t'Uln sie iimmeT da-s gleiche, ob .si'e 'etwas 
machen oder nicht, ob -es um sie ruhig oder 
nicht ruhig wind. Sioe kosten im J-ahr immerhin 
mIld 4,400.000 S. (Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y: Wie beim Klaus!) Herr Bundes­
�an�ler! Nicht wie beim KlaJl1JS !  ISie haben sich 
schon 'einitgemale aneI7k'eilinenswerterw-ei,se 
entschuLdigtt �ü1" Ihr-e 'S einerlZeiti.ge �ritik. 
Geben Si'e ;doch dao GeI�d, Ida-s der neue Staats­
s-ekretär kosten wiI1d, für Struktunmaß:IlialhJInen 
für die Ber-gbauem aUis. ,Machen SJi'e Pollitiik. 
für �He BergbalUern (Bundeskanzler Doktor 
K r  e i s  k y: 300 Millionen Schilling mehr!) 
und n.icht neue po1iUsche Funktionä'r-e l (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Di.e Dinge weI1den nämlich, meine Damen 
und Herr.en, 'grotesk : Vor kurzem konnte man 
les·en, 'daß offients icht1ich lim Zlllgle der masanten 
BUIlldesheer-R'eforrn - I1aSlant nach unten hin 
nämliich ,ein Koordi:ntat i onsbüro , eine 
KoordiniemmgsabteiLurug lim Bundleskanz-l,er­
amt eiIllgellichtet wuooe. Diese Kioolldinierungs­
a,bt.eilung umf.aßt drei Unteng1iederurugen, UIllld 
zw.ar für 'Zii'V-�le La.ndesV'erte�cLilgung, für g'ei­
s.ti.g,e LanldesVle,rteidigung und !für wj'rt'schaft­
lirne Landesv_erte:idiglUilig. AJber ,gleichrzeitig 
besteht neben di.eser neuen KOOIldiIlli,erungs­

abteiluIlJg und oden UnioeI1gUederuIllg-en eine 
AbteilluiIllg 25 für zivHe DailidesVierteildlilgurug 

:im Burudeslffiinisterilum für InneI1es, eine Ab­
teilUiIllg 9 für 'ge1st1g,e LandesvterteiJdligung .im 
Bundesminis:terbUiIIl ruT UlIlter.richt und KUTItSt 
un.d Ibn der Sektion III 'ei.ne A:bteilung für 
WliT-t'sch,aftlich·e LaIlJdeISV'erteildigung im Bundes­
miniiSterium für Handel, Gew:erbe und In­
dustrie. 

Aber jetzt wurde eine neue Koordinierungs­
abteilung geschaff,en ! Bisher - 'So hat man um 
mitg1eteHt - hat di-e Abteilung Wehrpolit'ik 
im BUIlldesmiillioS tellium f,ür Lanrdtesver-beidigung 
koord-Lni-ert. Diese AbteiluIlJg blieb bestehen. 
Aber man hat ·eine neue A'bbeHung dm Bundes­
kanzl'eramt gesdtaff.en l Ein Apparat, ein1e Kom­
m1S1Sion, eine Koondinierungs-gruppe mehr. 
Auch damit, Herr BunJd.eskaooler, Wlerdlen Sie 
IhI1e Politik nicht mehr neUen ! 

Daß das Ganze gel,eitet wird von einem 
Beamten, der bis vor dr-ei J<a:hnm Ma1'lktamts­
kommissär doeT GemeLnde Wi.en war, gilbt alll 
dem ,eine grot-eske Note. (Ironische Heiter­
keit bei der OVP.) 
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Herr Burude,skanzler ! Ich möcht'e hier n'UlI" 

ganz kurz fes,tsteU'en : Auch im Bereich der 
Verwaltungs'reform bat Ihre Politik eilnldeutig 
Schiffbruch er,1itten! Sie halben UIIlS am 
22. April 1 97 1  einen weiter,en Bericht rüber 
die Erg'elhni,sSle der VerrwaltuIliglS'Ile-form­
maßnaihmen zuge'Saig-.t. Bits heute ist dIieser 
Ber:icht hier im Haus nichlt eiJIlgetroffen. Sie 
ha'ben bis h eute noch nicht zu .einer Besch'luß­
fCIJssung über ein Verrwa:ltJunJgsaikad,emiegesetz 
J'hren Beit.r.CIJg geleilstet . W,as Sie 9,emacht 
haben .sind neue Ministerien, n-eue Staats­
s'ekretäre, neue Koondinierungsgruppen , 8500 
Dtenstposten. Das ilst Ihm Verw.altungs­
reform! Ich bin überneugt : Sie wenden, woelllll 
Si,e nicht üIbel1r,aschenderwei'se l\liIliSere An­
r,egun'gleJl henütZien wol,len, audl bei den Wah­
l,en :a1llf diles'e Politik die gebÜlhrende Antwort 
erhalten ! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky : Ich werde filir 
vorbehalten, dem Herrn Abgeordneten Doktor 
Mock auf die 'außenpolitischen und liideo­
log1schen Fra'gen, die er an mich gerichtet hat, 
b ei ejner geeigneteren Gelegenheit zu ant­
worten. Er kann sicher sein, daß er in der 
Zwischenzeit entspr,echendes M·aterJaJ zur 
Vorbereitung von mir übersendet bekommt, 
damit e,r für diese Dikussion besser gerüstet 
ist. (Beifall bei der SPO.) 

gegen die Art der AI1beit, wie sie dort tgeleis1tet 
wird,  keinen Einwanld ·erhoben hat. Ich bit,te 
ihn, sich di'eSlbezüglich an d,en Her.rn Märui'Ster 
außer D1enst Dr. Pr.ader rLU .wenden, und !VWar 
auch was die Qualifikation des LeiterlS betrifft, 
der sich auch in Krei,sen der OV,P amg.emetiner 
W·ertschätzung erf�eut. Irrn übr.igen werden 
dort I1JUr Leute beschäftigt, trn'e schon bisher 
�m StJa,a·tSldienst tätig tglew.eSlen sind und mH 
ähnlichen Fnagen befaßt Wlar·en. - DaJS td'azu. 

W.as die Verwa'ltumg'Slak'C)Id:emi,e betrifft, wis­
sen Sie j a, daß der Ges etzentwurf aUISgeserudet 
WUlIi.de, in meinem Haru.s im Lichte der 
Beg,utachtung übeool1beitet 'wird, und Sie 
sehr bald Gelegenheit halben lW,enden, dazu 
SteUuIll9 nehmen zm tköThThen, 

Was die Verstärkung und Ver.g.rößeIlUlIllg 
melner Bibl iothek betrdfft, Idie heute �'n ISO 
generöser Wei,SI€ einerseits vom B alUern:bunJd, 

anderersei·tJs vom Osterreichischen Arbeiter­
und Arugeste'llten'bund tin IspalI1S1ameroer Weitse 
erfolgt ist - alber Sie haben wahrscheinlich 

nicht so viel Gel�d 'WIi'e der Ba'Ulernhund, der 
eine reiche Organisation ist -, so danke ich 
bestens da1iür. Sie können 'sicher ·s,ein, -daß 
ich das bei Gelegenheit studieren werde. Ich 
muß .aHe:rrlrlng:s lSoalgen, !daß .P,apLer \a!ußer­
orldentlidl g-eidli'ldlig 11st, :aJUch -in der Zeit hober 
PapiteITproeilSe . (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte 1st geschlossen. 

Die T:agesor.dJIllUng ist erschöpft. Wi"dJS nun d:ie KoorldinationsabteiJlung für 
Lanidesver,teitdi9luny betrifft, ISO mödrt'e dch dem 
HeI1In Dr. Mock. lilli:tteHen, daß .der Landes-

Die n ä c h s t e Sitzung , d1e für Mittwoch, 
den 26. Juni 1 974 in Aussicht ,genommen ist, verte.iJd1gung,S<l1at, dem tauch Vtert1ret,er ,seiner 

Partei ang·e'hör1en , j edJenfaNs 'gegen die Ein­
ruchtung dies,er SteUe, die dUTch dCl!s 
Ministerj;eng,€'setz vong1eschrilelben wind, utIllCl 

wird auf schI1iftlichem Wege einberufen 
werden. 

Die Sitzung ist g e  s c h I  o .s s  e n. 

SchlUß der Sitzung : 19 Uhr 25 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 2108 4 

108. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 105 von 105

www.parlament.gv.at




